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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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KOHLEALARM/724: Klimakampf und Kohlefront - bis in die letzte Konsequenz ... ("Menschenrecht vor Bergrecht")


"Menschenrecht vor Bergrecht" - Pressemitteilung vom 28.05.2020

Professor Volker Quaschning neuer Botschafter für "Menschenrecht vor
Bergrecht"



Keyenberg - Der Professor für Regenerative Energiesysteme an der HTW
Berlin, Volker Quaschning, unterstützt die Anwohner*innen vom Tagebau
Garzweiler II bei ihrem Kampf um ihr Zuhause.

"Eine Kohleverstromung über das Jahr 2030 hinaus blockiert die Energiewende
und torpediert die Klimaschutzziele. Darum ist es absurd, jetzt noch Dörfer
wegzubaggern und damit auch noch über den Klimawandel die Lebensgrundlagen
der jungen Generation zu zerstören", sagte Professor Quaschning in einem
Statement für "Menschenrecht vor Bergrecht".

Quaschning macht sich auf wissenschaftlicher Ebene bereits seit Jahren für
den Ausbau der erneuerbaren Energien stark. Dieser sorge gleichzeitig für
zukunftsfähige Arbeitsplätze und konsequenten Klimaschutz. Die
wissenschaftlichen Zusammenhänge erläutert Quaschning für ein breites
Publikum auf seinen viel beachteten Kanälen in den Sozialen Medien.
Quaschning steht nun beispielsweise neben Kapitänin Carola Rackete als
prominenter Botschafter an der Seite der Gemeinschaft.

Zusätzlichen Rückenwind erfährt "Menschenrecht vor Bergrecht" durch ein am
22. Mai veröffentlichtes Gutachten des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW). Es bestätigt, dass die Bescheinigung einer
"energiewirtschaftlichen Notwendigkeit" für den Tagebau Garzweiler II wie
im Entwurf zum Kohlegesetz vorgesehen, das Erreichen der Klimaziele
unmöglich macht.

Fast acht Monate sind vergangen, seit die Gemeinschaft der RWE Power AG
mitgeteilt hat, dass sie nicht verkaufen wird. Mittlerweile ist die
Abbruchkante des Tagebaus nur noch etwas mehr als 200 Meter von Keyenberg
entfernt. Ende April hat der Anwalt der Gruppe, Dirk Teßmer, daher erneut
einen Brief an die RWE Power AG verfasst und sie aufgefordert, den
Enteignungsantrag zu stellen, sollte sie weiter Interesse am Grundstück
haben. Nur so kann eine behördliche Prüfung stattfinden.

Menschenrecht vor Bergrecht: Die aus neun Familien bestehende Gemeinschaft
"Menschenrecht vor Bergrecht" wohnt in den fünf vom Tagebau gefährdeten
Dörfern der Stadt Erkelenz (Berverath, Keyenberg, Kuckum, Ober- und
Unterwestrich sowie der Holzweiler Höfe) oder in den Dörfern am
Tagebaurand. Sie besitzt ein Grundstück in Keyenberg, welches nach den
Plänen von RWE bis Ende 2023 dem Tagebau weichen soll. Ende September 2019
hatte die Gemeinschaft in einem Schreiben an die Landesregierung NRW, die
Bezirksregierung Arnsberg und den Kohlekonzern RWE Power AG deutlich
gemacht, dass sie ihr Grundstück unter keinen Umständen an RWE verkaufen
wird. Notfalls werde sie vor Gericht ziehen, um klären zu lassen, ob
Enteignungen für Braunkohle in Zeiten des Klimawandels und fehlender
energiewirtschaftlicher Notwendigkeit noch verfassungsgemäß sind.

facebook.com/MenschenvorBergrecht

Twitter: @AkteKeyenberg

Weitere Informationen unter:

www.menschenrecht-vor-bergrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28.05.2020

"Menschenrecht vor Bergrecht"

Internet: www.menschenrecht-vor-bergrecht.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 29. Mai 2020 
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KOHLEALARM/723: Klimakampf und Kohlefront - Abbau konsequent und geregelt ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus e.V. - Pressemitteilung vom 26.05.2020

Ostdeutsche Tagebaue nicht energiepolitisch notwendig

 GRÜNE LIGA: Forderung der LEAG entbehrt jeder Logik



Cottbus - Die GRÜNE LIGA widerspricht vehement der Forderung des
Kohlekonzerns LEAG, die energiepolitischen Notwendigkeit ihrer ostdeutscher
Tagebaue im Kohleausstiegsgesetz explizit festzuhalten [1].

René Schuster von der Bundeskontaktstelle Braunkohle der GRÜNEN LIGA sagt
dazu:

"Die LEAG versucht dem Gesetzgeber, die Katze im Sack zu verkaufen. Das
Unternehmen hat angekündigt, seine Abbauplanung um etwa 340 Millionen
Tonnen reduzieren zu müssen [2], verrät aber noch nicht, wo diese Kohle im
Boden bleiben würde. Die LEAG verlangt jetzt offenbar vom Parlament, ein
Konzept für notwendig zu erklären, das sich das Unternehmen erst im
Anschluss aussuchen will. Ein solcher Blanko-Scheck wäre mit
rechtsstaatlichen Grundsätzen unvereinbar."

Schuster weiter: "Der einzige korrekte Weg ist, nach Verabschiedung des
Kohleausstiegsgesetzes die energiepolitisch notwendige Kohlemenge und die
entsprechenden Abbauplanung in transparenten rechtsstaatlichen Verfahren zu
ermitteln. Dazu gehören Variantenbetrachtungen, Beteiligung der
Öffentlichkeit und Prüfung der Auswirkungen auf Umwelt und Wasserhaushalt.
Für den Tagebau Nochten (Freistaat Sachsen) ist die Überarbeitung des
Braunkohlenplanes bereits eingeleitet, für den Tagebau Welzow-Süd
(Brandenburg) soll die nach Verabschiedung des Kohleausstiegsgesetzes
beginnen. Die aktuelle LEAG-Forderung zielt offensichtlich darauf ab, diese
Verfahren inhaltlich auszuhöhlen und die Rechte betroffener Anwohner und
Grundeigentümer auszuhebeln."


Anmerkung:

[1] "Die WELT" vom 25. Mai 2020: "Wirtschaft fühlt sich beim
Kohlekompromiss hintergangen"

https://www.welt.de/print/die_welt/wirtschaft/article208253069/Wirtschaft-fuehlt-sich-beim-Kohlekompromiss-hintergangen.html

[2] Auszug aus Pressemitteilung der LEAG vom 29. Januar 2020:

"Fest steht, dass das Lausitzer Energieunternehmen wegen der verkürzten
Kraftwerkslaufzeiten seine Kohlenförderung um zusätzlich etwa 340 Millionen
Tonnen reduzieren muss (...)"

https://www.leag.de/de/news/details/leag-traegt-den-kohleausstiegsplan-der-regierung-mit/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26.05.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/722: Klimakampf und Kohlefront - das Gegenteil vom politisch Erstrebenswerten ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Bootsblockade vor Kohlekraftwerk Reuter-West für sofortigen
Kohleausstieg +++ Ende Gelände: Vergoldung von Uralt-Kraftwerken ist
wahnwitzig



Berlin - Aktivist*innen von Ende Gelände und den Anti-Kohle-Kids
protestieren heute mit einer Bootsblockade am Berliner Steinkohlekraftwerk
Reuter-West für den sofortigen Kohleausstieg. Die Blockade findet
anlässlich der Anhörung im Wirtschaftsausschuss zum Kohleausstiegsgesetz
statt. Der Gesetzesentwurf sieht einen Kohleausstieg bis 2038 und
Entschädigungszahlungen für Kraftwerksbetreiber vor.

Ronja Weil, Pressesprecherin von Ende Gelände, zum Protest: "Wir kämpfen
heute gegen das Versagen der Bundesregierung beim Kohleausstieg. Der
Wahnsinn der Regierung vernichtet unsere Zukunft und zerstört
Lebensgrundlagen. Ob Corona oder Klimakrise: Eine Rückkehr zur alten
Normalität kann es nicht geben, wir müssen die Ursachen der Krisen
bekämpfen. Wir brauchen den sofortigen Kohleausstieg und ein System, das
nicht Profite, sondern Menschenleben schützt!"

Zu den Diskussionen über Entschädigungszahlungen erklärt Ronja Weil:
"Während Millionen Menschen gerade um ihre Existenzgrundlage fürchten,
sollen Uralt-Kraftwerke vergoldet werden. Entschädigungszahlungen für
Kohlekonzerne wirken in Corona-Zeiten genauso wahnwitzig wie 
Lufthansa-Rettung oder Abwrackprämie. Diese Ungerechtigkeit macht uns fassungslos. Es
darf kein Geld mehr für Klimazerstörung geben, wir fordern ein sofortiges
Ende von fossilen Industrien!"

Die Bootsblockade wird zusammen mit der Grünen Jugend, linksjugend ['solid]
und der BUND Jugend veranstaltet.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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KOHLEALARM/721: Klimakampf und Kohlefront - Kompromiß umzureichend bis falsch ... (Antje Grothus)


Antje Grothus - Pressemitteilung vom 24. Mai 2020

Kohlegesetz ist eine Mogelpackung -

Gesetzesentwurf liest sich in Teilen wie Wunschzettel des Kohlekonzerns
RWE



Buir-Berlin, 24.05.2020. Anlässlich ihrer Einladung zur Anhörung als
Sachverständige in den Wirtschaftsausschuss der Bundesregierung am
25.05.2020 zieht das ehemalige Mitglied der Kohlekommission, Antje Grothus,
eine ernüchternde Bilanz zum vorliegenden Entwurf des Kohle-Gesetzes:

"Das Kohlegesetz ist eine Mogelpackung und bildet nicht den
gesellschaftlichen Minimalkompromiss zum Kohleausstieg ab, für den wir mit
den Empfehlungen in der Kohlekommission die Grundlagen gelegt haben. Der
Entwurf ist streckenweise das Gegenteil von dem, was die Kommission
empfohlen hat, und geht insbesondere zu Lasten des Klimaschutzes und der
Menschen in den bedrohten Dörfern. In Teilen liest sich der Gesetzentwurf
wie der Wunschzettel des Kohlekonzerns RWE.

Die Bestandssicherung des Tagebaus Garzweiler ist unnötig und skandalös.
Sie würde neues klima- und sozialpolitisches Unrecht schaffen. Wenn RWE den
Tagebau Garzweiler II unter Inanspruchnahme der Dörfer fortführt, wird
dadurch mehr Kohle gefördert als unter Klimaschutzaspekten zulässig ist.
Das ist klimapolitisch fatal und nicht kompatibel mit dem im Gesetzentwurf
verankerten Abschaltplan von Kohle-Kraftwerken. Im Tagebau Garzweiler II
liegt weit mehr Kohle, als noch verfeuert werden darf. Wenn die
Bundesregierung den RWE-Wunsch zur geplanten Weiterführung des Tagebaus
Garzweiler II erfüllt, drohen zusätzliche Mehremissionen von bis zu 360
Millionen Tonnen CO2.[1] Das entspricht ungefähr der viereinhalb-fachen
Menge der energiebedingten CO2-Jahresemissionen aus den 
RWE-Großkraftwerken in NRW.

Die Garzweiler-Klausel torpediert auch den Erhalt der fünf noch bedrohten
Dörfer. Statt alle Möglichkeiten der Kommissionsempfehlungen auszuschöpfen,
will die Bundesregierung, dass weitere Dörfer für den Kohleabbau zerstört
werden - in Zeiten, in denen der Kohleausstieg einen politischen Konsens
darstellt. Das ist absolut unverständlich, unnötig und ungerecht und das
Gegenteil von sozial verträglich. Das untermauern mittlerweile bereits drei
vorliegende Gutachten des Deutschen Institutes für Wirtschaftsforschung.[2]

Die Interessen der betroffenen Anwohner*innen in der Region müssen gewahrt
werden, kein weiteres Dorf darf mehr der Kohleförderung oder -verstromung
zum Opfer fallen. Auch der dauerhafte Bestand des Hambacher Waldes, der mit
keiner Silbe im Entwurf erwähnt wird, muss verbindlich festgeschrieben
werden. Wenn die Bundesregierung das nicht umsetzt, wird es keine
Befriedung im Kohlekonflikt geben und die Proteste werden wieder
eskalieren.

Problematisch sind auch die geplanten öffentlich-rechtlichen Verträge,
unter anderem weil sie den schwachen Ausstiegspfad zementieren. Damit nimmt
die Bundesregierung sich und kommenden Regierungen den notwendigen
Handlungsspielraum um angemessen auf vereinbarte Revisionsdaten reagieren
zu können. Die sich dynamisch entwickelnde Klimakrise erfordert Optionen
für Flexibilität statt einer starren, und auf Jahrzehnte manifestierten,
Tagebauplanung. Die Bundes- und Landesregierung muss sich alle
Möglichkeiten offen halten um in regelmäßigen Zeiträumen den Ausstiegspfad
nachschärfen zu können. Braunkohleabbaufelder müssen kleinstmöglich
dimensioniert werden und Genehmigungen für Vergrößerungen sorgfältig
geprüft und abgewogen werden. Anders sind auch die Pariser Klimaziele kaum
noch zu erreichen.

Indem die Bundesregierung die Empfehlungen der Kohlekommission so eindeutig
in Geist und Buchstaben ignoriert, delegitimiert sie demokratische
Beteiligungsprozesse in Kommissionen, die versuchen gesellschaftliche
Großkonflikte durch Kompromisslösungen unter den beteiligten Akteuren zu
lösen oder zu entschärfen. Damit schwächt sie das Vertrauen in die
Demokratie. So entsteht Politikverdrossenheit.


Meine schriftliche Stellungnahme finden Sie unter:

www.bundestag.de/resource/blob/697416/717d16f65a1aeeb2e0ceac57a918d0c6/sv-grothus-data.pdf

Anmerkungen:

[1] BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (2020): "Welche Annahmen liegen der
Landesregierung bezüglich der Behauptung der Bundesregierung einer
energiewirtschaftlichen Notwendigkeit von Garzweiler II vor?" Kleine
Anfrage -
Landtag NRW. Drucksache 17/8880. S. 2. Verfügbar unter:

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-8880.pdf

[2] Die drei DIW-Gutachten finden Sie unter:

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.612926.de/diwkompakt_2019-132.pdf

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/kohle/kohle_ausstieg_diw-studie.pdf 

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/s02901_gp_tagebau_garzweiler_studie_05_2020.pdf

Mehr Infos:

https://hambachfrau.de/ag/

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 24.05.2020

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und

Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen

Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 27. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BUCH / FAKTEN





BIBLIOTHEK/667: Bayerische Staatsbibliothek erfolgreich wiedereröffnet (idw)


Bayerische Staatsbibliothek - 27.05.2020

Bayerische Staatsbibliothek erfolgreich wiedereröffnet



Im Zuge der bayernweiten Lockerungen der beschlossenen Maßnahmen in der
Corona-Pandemie hat die Bayerische Staatsbibliothek, die am 17. März
komplett schließen musste, schrittweise wieder geöffnet und ihre Dienste
wieder aufgenommen. Seit 25. Mai bietet die Bibliothek nun wieder einen
Großteil ihrer Services an.

Seit vergangenem Montag sind der Allgemeine Lesesaal und die aktuelle
Fotoausstellung "MÜNCHEN. SCHAU her! wieder geöffnet, wie alle anderen
Bereiche der Bibliothek allerdings mit Einschränkungen. So ist
beispielsweise das Platzangebot aufgrund der gebotenen Abstandsregelungen
insgesamt reduziert. Der Zuspruch durch die Nutzerinnen und Nutzer ist
enorm, alle Angebote der Bibliothek sind überaus stark nachgefragt.

"Wir sind", so Generaldirektor Klaus Ceynowa, "leider von einem
Normalbetrieb noch weit entfernt. Derzeit können wir immerhin 40 Prozent
unserer Lesesaalplätze zur Nutzung anbieten. Vor dem Hintergrund der
derzeitigen Situation ist das ein durchaus beachtliches Angebot. Wir
wollen die Krise auch als Chance begreifen und haben unsere digitalen
Services während der Bibliotheksschließung weiter ausgebaut. So könnte
beispielsweise unser neu eingeführtes Online-Anmeldesystem für die
Lesesäle künftig Überfüllungen entgegenwirken."

Die schrittweise Wiedereröffnung der Bayerischen Staatsbibliothek erfolgte
auf der Grundlage eines detaillierten "Hygiene-, Sicherheits- und
Nutzerführungskonzepts", dass vom Bayerischen Staatsministerium für
Gesundheit und Pflege gebilligt wurde. Zunächst öffneten die
Medienausleihe und Rückgabe (27.04.), dann die Forschungslesesäle (4.5.)
und der Zeitschriftenlesesaal (13.5.), allerdings mit verkürzten
Öffnungszeiten. Letzter Schritt war nun die Eröffnung des Allgemeinen
Lesesaals und der Ausstellungsräume für Bibliotheksnutzerinnen und
-nutzer. Damit ist der Vollbetrieb der Bayerischen Staatsbibliothek so gut
wie wieder hergestellt und der gesamte Bestand von rund 33 Millionen
Medien einschließlich vielfältiger Sondersammlungen wieder nutzbar.

Die Bibliothek wird besondere Dienste, die während der Schließung
eingeführt wurden, vorerst auch weiterhin anbieten. Dazu zählen ein
preiswerter Buchversand direkt nach Haus sowie ein vereinfachtes
Zulassungsverfahren für alle Neunutzer. Selbstverständlich stehen die
vielfältigen digitalen Angebote und Bestände der Bayerischen
Staatsbibliothek weiter vollumfänglich zur Verfügung.

"Natürlich freut es uns", so Ceynowa, "dass die ohnehin intensive Nutzung
unserer digitalen Services während der Schließung geradezu durch die Decke
ging. Aber noch mehr freut uns, dass sich nun langsam und kontrolliert
unser Haus wieder mit Leben füllt."


Über die Bayerische Staatsbibliothek:

Die Bayerische Staatsbibliothek, gegründet 1558 durch Herzog Albrecht V.,
genießt als internationale Forschungsbibliothek Weltrang. Mit rund 33
Millionen Medien gehört die Bibliothek zu den bedeutendsten
Gedächtnisinstitutionen der Welt. Mit aktuell über 2,5 Millionen
digitalisierten Werken verfügt die Bayerische Staatsbibliothek über den
größten digitalen Datenbestand aller deutschen Bibliotheken. Die
Bibliothek bietet vielfältige Dienste im Bereich innovativer digitaler
Nutzungsszenarien an.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1304

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bayerische Staatsbibliothek, 27.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASIEN/332: Hongkong - "Sicherheitsgesetz" bedeutet fundamentalen Angriff auf die Menschenrechte


Amnesty International - Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

Hongkong: "Sicherheitsgesetz" bedeutet fundamentalen Angriff auf die
Menschenrechte 

Bundesregierung muss Festlandchina und Hongkong an menschenrechtliche
Verpflichtungen unter dem UN-Pakt über bürgerliche und politische Rechte
erinnern



BERLIN - Das geplante "Sicherheitsgesetz", welches am Donnerstag vom
chinesischen Nationalen Volkskongress in Peking auf den Weg gebracht werden
soll, wird nach Einschätzung von Amnesty International dazu führen, dass
die Behörden unter dem Deckmantel angeblicher Sicherheitsinteressen in
Hongkong gegen regierungskritische Stimmen vorgehen. Amnesty International
beobachtet zudem mit Sorge das gewaltsame Vorgehen der Sicherheitsbehörden
in Hongkong gegen Demonstranten, die heute gegen das im Parlament
behandelte Gesetz protestierten, mit dem ein Missbrauch der chinesischen
Nationalhymne unter Strafe gestellt werden soll.

"Die Verabschiedung des 'Sicherheitsgesetzes' würde die Verstetigung eines
gefährlichen Trends bedeuten, der aus Festlandchina schon lange bekannt
ist: Gesetze zum Erhalt der nationalen Sicherheit werden als Vorwand
genutzt, um dezidiert gegen Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger
vorzugehen sowie Kritikerinnen und Kritiker zum Schweigen zu bringen", sagt
Dirk Pleiter, China-Experte bei Amnesty International in Deutschland. In
der Vergangenheit wurden solche Gesetze schon oft genutzt, um in
Festlandchina das Recht auf einen fairen Prozess massiv einzuschränken.
Teilweise wurden strafrechtliche Verfahren auf diese Weise sogar komplett
umgangen. Unter dem Vorwand der nationalen Sicherheit werden Menschen oft
an geheimen Orten in Einzelhaft festgehalten, ohne Zugang zu einem Anwalt
oder Kontakt zu Familienmitgliedern.

Mit Verabschiedung des "Sicherheitsgesetzes" droht solches Vorgehen nun
auch in Hongkong. "Paradoxerweise behaupten die zuständigen Behörden, das
Gesetz könne Stabilität bringen. Das vergangene Jahr zeigt jedoch deutlich,
dass repressive Gesetze die andauernden Proteste in Hongkong nicht
eindämmen, sondern sie im Gegenteil nur schüren. Weit gefasste und
willkürlich auslegbare Sicherheitsbedenken dürfen unter keinen Umständen
genutzt werden, um die Rechte und Freiheiten der Hongkonger Bürgerinnen und
Bürger zu beschneiden", so Pleiter.

Das gewaltsame Vorgehen der Hongkonger Sicherheitsbehörden gegen die
heutigen Demonstrationen kommentiert Joshua Rosenzweig, stellvertretender
Direktor von Amnesty International in Ost- und Südostasien, mit folgenden
Worten: "Die unverhältnismäßige und unterschiedslose Anwendung von Gewalt
durch die Polizei beweist einmal mehr die völlige Missachtung von
Menschenrechten auf den Straßen Hongkongs. Die Massenverhaftungen während
friedlicher Demonstrationen gegen das Hymnengesetz sind ein bedeutender
Angriff auf das Recht auf freie Meinungsäußerung." Das Hymnengesetz selbst
stellt einen neuen Versuch dar, friedlichen Widerstand zu kriminalisieren.
"Die massive Polizeigewalt - auch mittels Pfeffermunition - ist
besorgniserregend. Sie deutet auf einen weiteren Sommer voller Repressionen
für Hongkong hin", so Rosenzweig.

"Es bedarf einer deutlichen und konsequenten Reaktion der Europäischen
Union und der Bundesregierung. Beide sind nun in der Pflicht, auf diesen
Angriff auf die Menschenrechte zu reagieren", sagt Pleiter weiter. "Es gilt
die Einhaltung des UN-Pakts über bürgerliche und politische Rechte in
Hongkong einzufordern, zu der sich die chinesische Regierung verpflichtet
hat." Die Implementierung des Paktes in Hongkong wird im Juni Thema im 
UN-Menschenrechtsausschuss sein. "Der Menschenrechtsausschuss sollte auf den
Schutz der Unabhängigkeit der Justiz Hongkongs drängen sowie die zukünftige
Einhaltung des Paktes einfordern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AUSSICHTEN/8998: Und morgen, den 29. Mai 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 29.05.2020 bis zum 30.05.2020 +++






[image: Jean-Luc 8998 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Das Wetter ist gewiß nicht schlecht

und echt was für den Garten.

Es wird dem Frühlingstag gerecht,

auf den wir lang' schon warten.
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ITALIEN/331: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 28.5.2020 (SB)




Italien begrüße den maximal 750 Milliarden Euro umfassenden
Wiederherstellungsfond als "ausgezeichnetes Signal der EU", schreibt
die italienische Nachrichtenagentur ANSA am heutigen Donnerstag. Das
Land könne mit dem Löwenanteil an den von der EU-Kommission
vorgeschlagenen Mitteln des Sanierungsfonds rechnen: "Von den
erwarteten 750 Milliarden Euro (500 Beihilfen und 250 Darlehen)
beläuft sich das italienische Paket auf 172,7 Milliarden Euro:
82 nicht rückzahlbar".

Doch erwiesen sich die Verhandlungen als schwierig und würden nicht
rechtzeitig für die nächste Sitzung des Europäischen Rates am 19. Juni
2020 abgeschlossen werden können. EU-Wirtschaftskommissar Paolo
Gentiloni habe das Paket als "eine große Chance für Italien"
bezeichnet, da "Italien in den kommenden Jahren nicht viele
Investitionsmöglichkeiten dieser Art haben" werde. Dabei sei wichtig,
sich auf die dringlichsten Aufgaben in Bereichen wie Gesundheit und
Arbeit zu konzentrieren. Gleichzeitig müßten "die bürokratische
Ineffizienz und die Langsamkeit der Ziviljustiz" angegangen werden.

Gentiloni betonte mit Blick auf die Zukunft, daß "die italienische
Verschuldung unter Kontrolle gehalten werden" müsse. Man dürfe bei
dieser großen Menge finanzieller Ressourcen nicht vergessen, daß "wir
ein zu hoch verschuldetes Land sind". Jetzt müsse Italien Ausgaben
tätigen, "aber mittelfristig müssen wir die Schulden auf einen
überschaubaren Weg bringen, weil wir sonst in ein paar Jahren das
Risiko eingehen, in Schwierigkeiten zu geraten".

Zum aktuellen Stand der Corona-Pandemie meldet ANSA, daß es nach
Angaben des Katastrophenschutzes am gestrigen Mittwoch 117 neue
Todesopfer gegeben habe. Das sei der niedrigste Stand seit März. Die
Regionen im Norden Italiens - Lombardei, Piemont und Ligurien - seien
immer noch am stärksten betroffen. In acht Regionen - Marken,
Abruzzen, Umbrien, Sardinien, Aostatal, Kalabrien, Molise, Basilikata -
habe es keine neuen Todesfälle gegeben. Insgesamt wurden in Italien
bisher 231.139 Menschen infiziert, von denen 147.101 genesen sind.

28. Mai 2020
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INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





AGRAR/1742: "Landwirte erwarten schnelle Entscheidung über EU-Haushalt" (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

"Landwirte erwarten schnelle Entscheidung über EU-Haushalt"

DBV zum neuen Vorschlag für den Mehrjährigen Finanzrahmen 2021 bis 2027



Der Deutsche Bauernverband sieht den neuen Vorschlag der Europäischen
Kommission zum Mehrjährigen Finanzrahmen (2021 - 2027) als ersten
positiven Schritt und auch als Anerkennung der wichtigen Rolle der
Landwirtschaft in Europa. Demnach soll das EU-Agrarbudget um 15 Mrd.
Euro aufgestockt werden.

Der Präsident des Deutschen und Europäischen Bauernverbandes, Joachim
Rukwied, unterstreicht:

"Mehr Klima- und Umweltschutz können die Landwirte nicht zum
 Nulltarif leisten. Mit mehr Investitionen in die Landwirtschaft und
 die Ländlichen Räume kann auch ein Beitrag zum wirtschaftlichen
 Wiederaufbau nach der Corona-Krise geleistet werden."



Rukwied: "Dazu gehört, die Signale der Abwanderung und des Ausstiegs
aus einer wettbewerbsfähigen EU-Landwirtschaft in der
Farm-to-Fork-Strategie noch einmal kritisch zu überprüfen. Klima- und
Umweltschutz gelingt nur gemeinsam mit einer wirtschaftlich starken
Landwirtschaft."

Rukwied betont weiter: "Die Landwirtschaft braucht Planungssicherheit
mit einem soliden Agrarbudget. Die Krise hat den Bäuerinnen und Bauern
enorm zugesetzt. Eine solide Ausstattung und eine Entscheidung über
den Mehrjährigen Finanzrahmen legen den Grundstein für die neue
Gemeinsame Agrarpolitik. Beides muss an die Herausforderungen nach der
Corona-Krise angepasst und so schnell wie möglich umgesetzt werden."

Als Präsident des europäischen Bauernverbandes COPA vertritt Joachim
Rukwied rund 60 europäische Bauernverbände und damit mehr als 10
Millionen landwirtschaftliche Betriebe in der Europäischen Union.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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AKTION/557: Rhein-Sieg-Kreis - Tag der kleinen Forscher, Kinder entdecken Wasser neu (digital), 16.06.2020


Rhein-Sieg-Kreis

Tag der kleinen Forscher: Kinder im Rhein-Sieg-Kreis entdecken
Wasser neu



Rhein-Sieg-Kreis (an) - Am Dienstag, 16. Juni 2020, ist der "Tag der
kleinen Forscher", der bundesweite Mitmachtag der Stiftung "Haus der
kleinen Forscher". Das Motto in diesem Jahr lautet: "Von der Quelle
bis ins Meer - Wasser neu entdecken!" Kinder aus Kitas und
Grundschulen im Rhein-Sieg-Kreis sind zusammen mit ihren Familien dazu
eingeladen, sich über die Internetseite www.tag-der-kleinen-
forscher.de mit Forscherideen und kleinen Aktionen zu beteiligen.

Bei dem Mitmachttag sollen die Mädchen und Jungen im Rhein-Sieg-Kreis
alle Themen rund ums Wasser untersuchen: Es ist mal blau und mal
türkis, es kann sanft oder aufbrausend sein, es erfrischt, steckt in
der Tomate, dem Weizenkorn und der Baumwolle, aus der unsere Kleidung
gemacht wird. Die Kinder können das Wasser als lebenswichtige
Ressource für Natur und Mensch kennen und schätzen lernen.

"Die Bedeutung des Wassers kann man bereits im Namen unseres Kreises,
durch den der Rhein und die Sieg fließen, erkennen", betont Thomas
Wagner, Schuldezernent des Rhein-Sieg-Kreises. "Lassen Sie sich von
der Entdeckerfreude der Kinder anstecken und befördern Sie deren
Forscherdrang. So können Sie nachhaltig die Begeisterung für die
wichtige MINT-Bildung wecken und aufrechterhalten."

Forschen und Entdecken ist überall möglich

Viele der Angebote zum Aktionstag erfordern keine pädagogischen
Vorkenntnisse und lassen sich zu Hause ganz einfach umsetzen. Dafür
stellt die Stiftung "Haus der kleinen Forscher" auf ihrer
Internetseite kostenfrei Anregungen, Materialien und Forscherideen zur
Verfügung. Pädagogische Einrichtungen können zusätzliches
Aktionsmaterial dort ebenfalls kostenfrei bestellen.

Das Regionale Bildungsbüro im Amt für Schule und Bildungskoordinierung
des Rhein-Sieg-Kreises mit seinem "zdi-Netzwerk :MINT" engagiert sich
im Rahmen der bundesweiten Initiative der Stiftung "Haus der kleinen
Forscher" für die Bildung von Mädchen und Jungen im Kita- und
Grundschulalter in den Bereichen Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften und Technik und koordiniert die Angebote.

Zdi steht für die Landesinitiative Zukunft durch Innovation.

Das zdi-Netzwerk wird in Trägerschaft des Rhein-Sieg-Kreises kreisweit
ausgebaut. Zu den verschiedenen Kooperationspartnern gehören
insbesondere Akteure aus Wirtschaft, Verwaltung, Schule und
Hochschule, das Ministerium für Kultur und Wissenschaft NRW und die
Agentur für Arbeit.

Die Koordination des Netzwerkaufbaus übernimmt das Regionale
Bildungsbüro im Amt für Schule und Bildungskoordinierung des Rhein-
Sieg-Kreises unter Leitung von Gabriele Paar. Weitere Informationen im
Internet:

www.mint-rhein-sieg.de

www.zdi-portal.de/zukunft-gestalten-im-rhein-sieg-kreis/

Kontakt: zdi@rhein-sieg-kreis.de

MINT steht für Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik
und umfasst damit Themen, die aktuell und zukünftig für beste
berufliche Entwicklungschancen stehen.

Stiftung "Haus der kleinen Forscher": Partner der Stiftung sind die
Helmholtz-Gemeinschaft, die Siemens Stiftung, die Dietmar Hopp
Stiftung und die Deutsche Telekom Stiftung. Gefördert wird sie vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung. Weitere Informationen:

www.haus-der-kleinen-forscher.de

www.tag-der-kleinen-forscher.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.05.20
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TREFFEN/231: Braunschweig - Sportspiele sowie Grafik- und Zeichenkurs ab sofort


Stadt Braunschweig

Mühle bietet Sportspiele sowie Grafik- und Zeichenkurs an



Braunschweig. Das Kinder- und Jugendzentrum Mühle, An der
Neustadtmühle 3, bietet im Garten und im Saal ab sofort Sportspiele
(Inliner, Waveboard, Trampolin) zum Mitmachen und Austoben an. Jeden
Mittwoch können Familien und Jugendliche kostenlos an einem
Grafik- und Zeichenkurs teilnehmen. Für den Grafikkurs sollen, wenn
vorhanden, Bleistift, Fine Liner (schwarz), Zirkel, Anspitzer,
Radiergummi, Lineal und ein Tuschkasten mit Haarpinseln mitgebracht
werden.

Familien, Kinder und Jugendliche können sich bei Interesse telefonisch
unter 0531/17488 anmelden und weitere Informationen zu den Angeboten
erhalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.05.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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IMI/1039: Kontroverse um deutsches Mali-Engagement


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2020/019 vom 27. Mai 2020

Kontroverse um deutsches Mali-Engagement

von Christoph Marischka



Am Vormittag des 29. Mai 2020 wird der Bundestag über Verlängerung und
Ausweitung der Mandate für die Bundeswehreinsätze EUTM und MINUSMA in
Mali abstimmen - zwei Tage vor Ablauf der aktuellen Mandate. Bei der
ersten Debatte im Bundestag[1] am 13. Mai stand vonseiten der
Regierung als Begründung der Einsätze die Bekämpfung des Terrorismus
und damit die "Sicherheit Europas" im Mittelpunkt. LINKE und AFD
kündigten die Ablehnung beider Mandate an, Grüne und FDP
signalisierten Skepsis hinsichtlich EUTM, demgegenüber jedoch
Zustimmung zu MINUSMA.

Vor der Abstimmung hatte sich die "Initiative gegen das EU-Grenzregime
in Afrika" in einem offenen Brief[2] an die Abgeordneten gewandt und
diese aufgefordert, "dem Einsatz Ihre Zustimmung zu versagen".
Vorangegangen war u.a. ein offener Brief[3] des ebenfalls v.a.
migrationspolitisch aktiven Netzwerks Afrique-Europe-Interact (AEI),
der die Erfolge der MINUSMA-Mission hervorhob und damit für eine
Verlängerung warb. Dies wiederum hat die Informationsstelle
Militarisierung in zwei Stellungnahmen[4] kritisiert.

Am 20. Mai hatte das Magazin für globale Entwicklung und ökumenische
Zusammenarbeit "Welt-Sichten" ein Interview mit Helmut Asche[5] unter
dem ungewöhnlich deutlichen Titel "Wir verschärfen den Konflikt"
veröffentlicht. Dort heißt es zum militärischen Engagement
Deutschlands: "Wir stellen uns damit an die Seite von Armeen, die
Konflikte bewusst verschärfen. Ich sage bewusst, weil es
offensichtlich in allen drei Ländern Kräfte gibt, die an der
Ethnisierung der Konflikte durch den Einsatz von Armee und Milizen
interessiert sind [...] Das sagen alle Analysen übereinstimmend, nur
bei den Bundestagsabgeordneten ist es noch nicht recht angekommen. In
dieser Situation ist es geradezu surreal, die Militärintervention
einfach fortzusetzen oder auszuweiten." Dort verlinkt ist auch ein
Konzeptpapier[6] Asches, welches Grundzüge eines ganz anderen
Engagements darlegt, das militärische Mittel zwar nicht gänzlich
ablehnt, aber eben andere Schwerpunkte setzt.

Asche beruft sich in seinem Papier auf einen sehr lesenswerten Artikel
von Bruno Charbonneau[7], auf den auch die IMI in ihrer Kritik an AEI
verwiesen hatte und wonach die westlichen Einsätze zunehmend eine
Logik der "Counterinsurgency" verfolgen würden: "Die fragwürdige
Einsatzdoktrin sucht nach vietnamesischem oder afghanischem Muster
bzw. nach dem Vorgehen in der französischen Kolonialzeit im Rahmen des
militärischen Einsatzes die 'Herzen und Hirne' der lokalen Bevölkerung
zu gewinnen, lokale bewaffnete 'Non-state Actors' zu legitimieren und
ansonsten umgrenzte Räume zu sichern, um dort sukzessive
Entwicklungsmaßnahmen einleiten zu können." Entsprechend sei, so
Asche, im Hinblick auf Mali von militärischer Seite von sog.
"Wehrdörfern" die Rede: "Sie wurden ab 1962 im Vietnamkrieg
eingeführt, im Rahmen des 'Strategic Hamlet Programs' bzw. des
Taylor-Staley-Plans. Sie wurden ein katastrophaler Misserfolg, da sie
vor allem der Repression gegenüber den Bauern dienten, ohne diese
erfolgreich von der Guerilla zu isolieren. Hier wie dort war ihr
Korollar die Korruption und operative Unfähigkeit der Offizierskaste,
eine klassische Landesverteidigung in größerem Maßstab zu
organisieren. In jeder der beiden Interpretationen gilt: Wenn heute
wieder von Wehrdörfern die Rede ist, muss es um die Lage im
Dreiländereck Liptako-Gourma und anderen Grenzgebieten sehr schlecht
stehen."

Dieser Interpretation der westlichen Einsatzstrategie schließt sich
auch die Forschungsstelle Flucht und Migration (FFM) in ihrem Beitrag
zur Debatte[8] an: "Seit 2015 und im Zusammenhang der Externalisierung
der europäischen Abschottungspolitik haben die französischen
Fremdenlegionäre der Operation Barkhane, in Zusammenarbeit mit MINUSMA
und G5-Sahel einen Bedeutungswandel erfahren, der als Kombination von
Migrationskontrolle und Counterinsurgency beschrieben werden kann
[...] Unsicherheit ist ein Medium der Transformation und der
Modernisierung. Unsicherheit wird geschürt, Tote werden produziert,
Menschen vertrieben, nicht nur um Agrarland frei zu machen, sondern
auch um den Ruf nach Ordnung, irgendeiner Ordnung, zu provozieren und
Finanzzuflüsse zu generieren. Counterinsurgency ist das Spiel mit
Verunsicherung."

Während es Asche darauf ankommt, den "Staatszusammenbruch in Mali und
Burkina Faso" als "realistic worst case" zu verhindern und die
Situation durchaus auf Grundlage der bestehenden Staatlichkeit zu
stabilisieren, stellt die FFM jedoch auch gerade diese postkoloniale
Staatlichkeit selbst in Frage: "Territorialstaaten Typ 1648 sind im
Sahel keine Friedenslösung." Stattdessen gelte es - das könnte man als
Seitenhieb auf die Appelle von AEI an die Bundesregierung lesen, zu
"versuchen, die Dinge nicht wie ein Staat zu sehen": "Die Eindrücke
von Jeffrey Herbst und Gregory Mann sind ja nach wie vor valide: die
Abwesenheit des postkolonialen Staats in einer immensen Fläche und
auch die Abwesenheit der NGOs in vielen Regionen. Die Fremdenlegionäre
geistern durch unbekanntes Gelände. Gouvern-mentalité ist fake [...]
Die Auflösung der regionalen Macht- und Gewaltstrukturen,
Interessenkonflikte, Generationenkonflikte wird nur regional und von
unten her möglich sein."

Das aber lässt sich durch internationale Militärinterventionen nicht
befördern, sondern wird durch diese abgewürgt. Die militärische
Aufrechterhaltung fiktiver Staatlichkeit resultiert dann eben in
"Wehrdörfern" und "Couterinsurgency" - und Situationen, die dann
zumindest im deutschen Bundestag sehr an die Debatten zu Afghanistan
erinnern. Vor diesem Hintergrund ist es durchaus bemerkenswert, wie
Außenminister Heiko Maas seine Rede für die Ausweitung des
EUTM-Mandates einleitete:

"4.000 Kilometer trennen Mali und den Sahel von Deutschland. Das
reicht schon, dass einige der Auffassung sind, zu glauben, dass wir
damit nichts zu tun hätten. Spätestens aber seit terroristische
Gruppen im Jahr 2012 - vielleicht erinnert sich der eine oder andere
noch daran - Mali zu überrennen drohten, sollte uns, und zwar als
Europäern, eines klar geworden sein: Was dort passiert, das gefährdet
nicht nur die Stabilität unserer südlichen Nachbarschaft, sondern das
wirkt als Brandbeschleuniger für die Ausbreitung von Terrorismus,
organisierter Kriminalität und illegaler Migration bis nach Europa.
Wir alle haben vor Augen, was droht, wenn Gruppen wie der IS oder
al-Qaida im Sahel einen sicheren Rückzugsraum bekommen; denn
schließlich sind auch europäische Länder und auch unsere Bürgerinnen
und Bürger immer wieder Opfer ihrer Gewalttaten geworden. Dass Mali
inzwischen der zweitgrößte Einsatzort der Bundeswehr im Ausland ist,
ist auch Ausdruck unserer Sorge darüber, und zwar einer nach wie vor
berechtigten Sorge."


Anmerkungen:

[1] http://dipbt.bundestag.de/dip21/btp/19/19159.pdf

[2] https://de.indymedia.org/node/84280

[3] https://afrique-europe-interact.net/1852-0-Brief-an-Bundesregierung-02-2020.html

[4] https://www.imi-online.de/2020/04/20/wer-militaereinsaetze-unterstuetzt-muss-sich-auch-fuer-deren-dynamiken-interessieren/

[5] https://www.welt-sichten.org/artikel/37767/bundeswehr-mali-wir-verschaerfen-den-konflikt

[6] http://vad-ev.de/wp-content/uploads/2020/04/Konzeptpapier-Sahel-Burkina-Initiative-11-04-2020.pdf

[7] https://dandurand.uqam.ca/wp-content/uploads/2020/02/Bulletin-FrancoPaix-vol5n1_eng.pdf

[8] https://ffm-online.org/staatlichkeit-und-militaer-weitere-anmerkungen-zur-minusma-debatte/
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KAZ/328: VII. Weltkongress der Kommunistischen International - Einsichten, Aussichten


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 371, April 2020

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

VII. Weltkongress der Kommunistischen Internationale:
Einsichten - Aussichten

von Richard Corell



In KAZ 360 hatten wir[1] in die Debatte um eine antimonopolistische
Strategie mit einem Beitrag gegen rechte Verfälscher der Ergebnisse
des VII. Weltkongresses eingegriffen. Auf linkssektiererische
"Kritiker", die behaupten, der VII. Weltkongress sei ein "Schwenk nach
rechts" in der internationalen Arbeiterbewegung gewesen, haben wir in
KAZ 367 und 368 geantwortet. Nunmehr liegt eine Antwort des Genossen
Spanidis dazu vor, auf die wir im Folgenden eingehen. Seine
Ausführungen sind im Dezember 2019 unter dem Titel "Für eine
Diskussion ohne "heilige Kühe". - Eine Erwiderung auf Richard Corell
zur Einschätzung des VII. Weltkongresses der Komintern" erschienen.[2]


Anmerkung zum Stil der Diskussion

Genosse Spanidis beklagt die Form meines Beitrags als "vor Wut
schäumende Polemik gegen ein vermeintliches Linkssektierertum".
Ich kann versichern, dass vor dem Rechner sitzend und nach
Diskussionen eines Texts mit meinen GenossInnen die Tendenz zum
"Wutschäumen" bei mir tendenziell gegen Null geht. Schärfe und Ironie
braucht es allerdings, wenn - m.E. von oben herab, leichtfertig und
bei mangelndem Studium der Angelegenheit - grundlegende Positionen aus
unserer Geschichte revidiert werden. Es sollte keine Person getroffen
werden, sondern die Sache durch Zuspitzung der Positionen geklärt
werden. Sollte ich mich dennoch im Ton vergriffen haben, bitte ich um
Verzeihung. Ich hatte schließlich übersehen, dass Spanidis keine
fertige Arbeit vorlegen wollte, sondern, wie er jetzt betont, seinen
Beitrag als "Aufschlag zur Diskussion" verstanden wissen wollte.

Mich hat betroffen gemacht, dass mir Spanidis nunmehr verbohrten
Dogmatismus vorhält, der den VII. Weltkongress als "heilige Kuh"
behandelt. Gilt nicht von Marx/Descartes "De omnibus dubitandum
est" ("An Allem ist zu zweifeln") mit der Brechtschen Ergänzung,
dass die Grenze des Zweifels in der Notwendigkeit zu handeln liegt?
Gänzlich zurückweisen muss ich allerdings die Aussage: "Jede
Kritik, jede Infragestellung von Standpunkten, die jahrzehntelang in
der kommunistischen Weltbewegung fest zum Kern der strategischen
Ausrichtung und politischen Identität gehört haben, ist ein Sakrileg
und darf nicht sein." Aber vielleicht ist dem Gen. Spanidis meine
gründliche Auseinandersetzung mit den rechtsopportunistischen
"Standpunkten, wie sie jahrzehntelang in der kommunistischen
Weltbewegung" gang und gäbe waren und u.a. von Gen. Polikeit
vertreten wurden, entgangen.

Nicht die erste Diskussion zu Faschismustheorien

Ich erlaube mir auch darauf hinzuweisen, dass dies nicht die erste
Diskussion in der BRD zu Faschismustheorien ist. Ich erinnere mich
noch, wie mir von Vertretern der DKP z.B. 1977 erklärt wurde, dass man
doch angesichts der Stärke des sozialistischen Lagers nicht mehr von
einer faschistischen Gefahr sprechen könne und die Losung: Nie wieder
Faschismus, Nie wieder Krieg! nun wirklich obsolet sei. Dimitroff?
Schnee von gestern! Von daher auch eine gewisse Allergie, wenn
leichtfertig mit Dimitroff und dem VII. Weltkongress umgesprungen
wird. Zum Studium gehört das gesamte Protokoll des Kongresses mit den
großen Reden von Pieck, Dimitroff, Togliatti/Ercoli, Manuilski, den
Diskussionsbeiträgen (etwa von Maurice Thorez), Dimitroffs
Schlusswort, der Resolution u.a.. Dann muss man wenigstens nicht
diskutieren, was auf dem VII. Weltkongress gesagt und an Festlegungen
getroffen wurde. Und dann wird der geneigte Leser zur Auffassung
kommen, dass der VII. Weltkongress damals kein Schwenk nach
rechts war. Er wird zu dem Schluss kommen, dass hier der
Marxismus-Leninismus konsequent auf die für die internationale
Arbeiterbewegung neue Lage nach dem Machtantritt des Faschismus in
Deutschland, dem Land einer imperialistischen Großmacht mit der
weltweit stärksten KP nach der KPdSU, angewandt wurde. Und anerkennen,
dass durch die neu ausgerichtete Einheitsfronttaktik der faschistische
Angriff in dem Land einer anderen imperialistischen Großmacht, in
Frankreich, zurückgeschlagen wurde mit einer relativ kleinen KP, die
genau in diesem Abwehrkampf gewaltig erstarkte. Der geneigte Leser,
der sich dann auch noch mit den damaligen Faschismustheorien
auseinandersetzt, mit denen von Trotzki[3], Thalheimer oder auch der
des ehrenwerten Genossen Rajani Palme Dutt, kann feststellen, dass der
VII. Weltkongress in seinen Aussagen zu Wesen, Formen und Funktion und
zu den Kampfaufgaben der Arbeiterklasse und der Kommunisten
Substantielles auf der Höhe der Zeit festgehalten hat. Substantielles,
das für unseren heutigen Kampf eine bedenkenswerte Grundlage liefert -
nicht mehr und nicht weniger.

Es ist der Eiche wurscht ...

Was alles aus Dimitroff und dem Kongress gemacht wurde, vor allem die
Verdrehungen von Rechts (wie von Gen. Georg Polikeit in der
Auseinandersetzung um eine antimonopolistische Strategie - s. KAZ 360)
oder von Links (wie eben Gen. Thanasis Spanidis), dafür kann Dimitroff
nichts; genausowenig wie Karl Marx oder das kleine Jesulein etwas
dafür können, wenn sie für Zwecke eingespannt werden, auf die sie
keinen Einfluss mehr haben. Natürlich hätten wir uns gewünscht, dass
Dimitroff gründlicher auf Horthy in Ungarn oder auf Rumänien und
andere Länder eingegangen wäre, mehr zu den Unterschieden in den
halbkolonialen bzw. kolonialen Nationen gesagt hätte; mehr zu den
Monopolgruppen, die in den imperialistischen Ländern den Faschismus
stützen, direkter auf die Sozialfaschismus-These eingegangen wäre
usw.. Letztlich verlangen solche Kritiker wie Spanidis, dass Dimitroff
besser eine umfassende akademische Studie vorgelegt hätte, statt eine
grandiose Rede zum Aufrütteln der internationalen Arbeiterbewegung für
den Kampf gegen den mörderischen, kriegsträchtigen Faschismus zu
halten. Palme Dutt liegt von dieser Sicht her dem Kritiker natürlich
besser. Doch bleibt unverständlich, weshalb Spanidis auf ihn verweist.
Dort wo Dutt fehlzuinterpretieren ist, nämlich in der These, dass
letztlich die ganze imperialistische Entwicklung auf den Faschismus
zusteuert, und deshalb der Faschismus unvermeidlich sei, wird er von
Dimitroff implizit widerlegt. Dort wo Dutt richtig liegt und mit
Dimitroff übereinstimmt, nämlich in der Befürwortung einer
Einheitsfronttaktik von Unten und von Oben, steht er gerade
diametral entgegen den Vorstellungen von Spanidis.[4]

Nochmal zu: Faschismus als andere "Staatsform"

Erfreulich ist, dass Genosse Spanidis in der Staatsfrage nicht mehr
den ideellen Gesamtkapitalisten im Zusammenhang mit dem Faschismus
bemüht, sondern nun auch von staatsmonopolistischem Kapitalismus
spricht. Erfreulich ist auch, dass er nun qualitative Unterschiede
zwischen Faschismus und bürgerlicher Demokratie einräumt. Nur den
Dimitroffschen Hinweis auf den Faschismus als andere Staatsform
sollte er nochmals überdenken:

"Der Machtantritt des Faschismus ist keine einfache Ersetzung
der einen bürgerlichen Regierung durch eine andere, sondern eine
Ablösung der einen Staatsform der Klassenherrschaft der
Bourgeoisie - der bürgerlichen Demokratie - durch eine andere Form -
durch die offene terroristische Diktatur. Die Ignorierung dieses
Unterschiedes wäre ein ernster Fehler, der das revolutionäre
Proletariat daran hindern würde, die breitesten Schichten der
Werktätigen in Stadt und Land zum Kampf gegen die Gefahr einer
Ergreifung der Macht durch die Faschisten zu mobilisieren sowie die
Gegensätze auszunutzen, die im Lager der Bourgeoisie selbst vorhanden
sind. Doch ein nicht minder ernster und gefährlicher Fehler ist die
Unterschätzung der Bedeutung, die die gegenwärtig in den Ländern
der bürgerlichen Demokratie sich verschärfenden reaktionären Maßnahmen
für die Aufrichtung der faschistischen Diktatur haben, jene Maßnahmen,
die die demokratischen Freiheiten der Werktätigen unterdrücken, die
Rechte des Parlaments fälschen und beschneiden, die
Unterdrückungsmaßnahmen gegen die revolutionäre Bewegung
verschärfen." (Hervorhebungen Dimitroff)

Immer also Klassenherrschaft der Bourgeoisie, die von der
Monopolbourgeoisie/Finanzoligarchie geführt wird. In diesem Teil der
Bourgeoisie haben die aggressivsten Kräfte das Übergewicht gewonnen
und betreiben die Machtübergabe an die Faschisten. Unter
Staatsformen bürgerlicher Klassenherrschaft nennt z.B. das "Kleine
Politische Wörterbuch" (DDR - auch keine "Heilige Kuh", aber doch
lesenswert) u.a. Monarchie, parlamentarische Republik, faschistischer
Staat. Das ist insofern wichtig, als bei einer Veränderung der
Staatsform, sich nicht unbedingt der Inhalt des Staats (also
Diktatur der Bourgeoisie) ändern muss, wohl aber durch
Machtverschiebungen innerhalb der herrschenden Klasse und Änderung der
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse sich die Form ändert.
Eine Änderung der Form erfordert also eine tiefgehende Änderung in den
zugrundeliegenden Klassenverhältnissen, die allmählich vor sich gehen
(quantitative Änderungen) bis zu einem qualitativen Sprung hin zur
Staatsform der bürgerlich-faschistischen Republik. Ist diese einmal
etabliert, gehen wieder schrittweise (quantitative) Veränderungen vor
sich (z.B. verlorene Schlachten im 2. Weltkrieg) die den Weg
markieren, der von der bürgerlich-faschistischen Republik
zurück zur bürgerlich-demokratischen Republik[5] (qualitativer
Sprung) gehen oder mit verschiedenen Übergangsformen (z.B. der
Einheitsfrontregierung) an die sozialistische Revolution heranführen
kann. Deren Ziel ist die Errichtung der proletarischen
Klassenherrschaft, die einen qualitativen Sprung sowohl im Inhalt des
Staats (Diktatur des Proletariats) als auch in der Form des
Staats bedeutet: Räte- (Sowjet-Republik, also
proletarisch-demokratische oder der volks- oder neudemokratischen
Republik, jedenfalls nach unseren bisherigen Erfahrungen.

Zur Dialektik von Bourgeoisie, Monopolbourgeoisie und den
aggressivsten Elementen

Aber was soll man dazu sagen? Genosse Spanidis: "Seine Bestimmung
des Faschismus als 'offene, terroristische Diktatur der
reaktionärsten, chauvinistischsten, am meisten imperialistischen
Elemente des Finanzkapitals' stellt zwar einerseits richtigerweise
heraus, dass nicht die gesamte Bourgeoisie die Machtübergabe an den
Faschismus aktiv unterstützt hat und danach auch nicht alle Gruppen
des Kapitals im gleichen Maße mit dem faschistischen Staat verwoben
waren. Auf der anderen Seite legt diese Definition aber auch nahe, es
wäre möglich, dass der faschistische Staat ausschließlich die
Herrschaft einer begrenzten Gruppe des Finanzkapitals repräsentieren
würde. Das würde bedeuten, dass die sonstigen Monopole und sowieso die
nichtmonopolistische Bourgeoisie in keiner Weise an der Herrschaft
beteiligt wären; dass ihre Interessen in keiner Weise in der
staatlichen Politik zum Ausdruck kämen; dass die staatlichen
Institutionen diesen Fraktionen des Kapitals in keiner Weise zur
Organisierung ihrer Herrschaft, zur Formulierung und Durchsetzung
ihrer Strategie gedient hätten. Teile des Kapitals würden demnach zu
den Beherrschten gehören, denn in einer antagonistischen
Klassengesellschaft gibt es nur herrschende und beherrschte Klassen.
War das im Faschismus der Fall? Das denke ich nicht." - Es möge
mir nicht als kleinlich oder buchstabengläubig ausgelegt werden, aber
Spanidis hätte nur ein paar Zeilen bevor Dimitroff den Faschismus an
der Macht charakterisiert, lesen können: "Unter den Verhältnissen
der hereingebrochenen überaus tiefen Wirtschaftskrise, der heftigen
Zuspitzung der allgemeinen Krise des Kapitalismus, der
Revolutionierung der werktätigen Massen ist der Faschismus zum breiten
Angriff übergegangen. Die herrschende Bourgeoisie sucht immer mehr
ihre Rettung im Faschismus, um die schlimmsten
Ausplünderungsmaßnahmen gegen die Werktätigen durchzuführen, um einen
imperialistischen Raubkrieg, um den Überfall auf die Sowjetunion, die
Versklavung und Aufteilung Chinas vorzubereiten und durch alle diese
Maßnahmen die Revolution zu verhindern." - Hervorhebung Corell).
Man muss leider feststellen, dass Dimitroff besser ist als manche
seiner leider lesefaulen Kritiker vermuten und besser als seine
falschen Freunde, die aus der Dimitroff-Rede geschlossen haben, dass
bürgerliche, oder nicht-monopolistische oder Mittelklasse-Gegner des
Faschismus Freunde der Arbeiterklasse geworden seien, weil sie immer
noch der Mär aufsitzen, dass der Feind meines Feindes auch gleich mein
Freund sein müsse. Ein bisschen dialektisches Denken kann in solchen
Fragen nicht schaden.

Der Feind meines Feindes ...

Wie sehr das von politischer Relevanz ist dazu nur ein Beispiel: Die
KP China etwa hat sich mehr als 30 Jahre mit dem Führer der Kuomintang
Tschiang Kai-schek (seit den frühen 1920er Jahren bis 1949 und danach)
herumschlagen müssen. In diesem Kampf ging es immer um die
potentiellen Bündnispartner im antiimperialistischen Befreiungskampf,
nämlich die Bauernschaft, das städtische Kleinbürgertum und die
nationale Bourgeoisie. Das ging sogar soweit, dass die KP China (nicht
zuletzt die Lehren des VII. Weltkongresses in Anwendung gebracht) -
diesem Massenschlächter von Kommunisten - 1937 das Leben gerettet hat
- vor seinen eigenen Leuten, die ihn hinrichten wollten (die berühmten
"Ereignisse von Xian"). Das war die Voraussetzung, um den Widerstand
der antiimperialistischen Volksfront gegen die japanischen Invasoren
aufzurichten, zu festigen und auszuweiten. Die Kommunisten vergaßen
aber nicht, dass Tschiang nicht nur Bündnispartner, sondern auch den
Feind, den Imperialismus und seine Kompradorenbourgeoisie,
repräsentierte. Sie jagten ihn - im Übrigen gegen den Rat der
KPdSU-Führung - im Bürgerkrieg von 1945-49 davon. Das hat immerhin zur
volksdemokratischen Revolution und schließlich zum Aufbau des
Sozialismus im bevölkerungsreichsten Land der Welt geführt. Gestern
Feind, heute Bündnispartner, morgen wieder Feind - damit haben wir zu
rechnen.

Aber Spanidis zweifelt ja generell an Erfolgen, die der vom VII.
Weltkongress eingeschlagene Kurs gebracht haben soll. Neben dem gerade
genannten chinesischen Beispiel seien, Vietnam und die Demokratische
Republik Korea genannt; in Kuba musste Fidel Castro die alte
Kommunistische Partei erst vom revolutionären Gehalt der
Einheitsfronttaktik überzeugen. Die Erfolge bei der Errichtung der
Volksdemokratien in Europa von Bulgarien bis Albanien wären ohne
Anwendung der Einheitsfronttaktik während und nach dem Krieg nicht
möglich gewesen. Und die Bildung der Volksfront in Frankreich und
Spanien hat den Angriff auf die Sowjetunion verzögert; der VII.
Weltkongress steht Pate beim Aufbau der Résistance in Frankreich und
der Resistenza in Italien, des Nationalkomitees Freies Deutschland und
der Gründung der SED (wie Gen. Spanidis zugeben muss) usw. Die These,
dass Erfolge verspielt wurden auch unter Berufung auf den VII.
Weltkongress, bedarf einer genaueren Untersuchung. Dabei ist zu
berücksichtigen, dass die schlimmsten Abweichungen vom revolutionären
Kurs immer unter Berufung auf unsere großen Revolutionäre erfolgt
sind, garniert mit "schöpferische Anwendung" auf "neue Verhältnisse".

Und die "Faschisierung"

Nochmal zur "Faschisierung". Wenn der Begriff verwendet wird, um das
zu bezeichnen, was Dimitroff oben angeführt hat: Verschärfung der
reaktionären Maßnahmen wie Abbau demokratischer Rechte und Freiheiten
der Werktätigen, Fälschung und Beschneidung des Parlaments,
Verstärkung der Repression gegen die revolutionäre Bewegung, dann mag
das angehen. Wenn aber damit eine schleichende Entwicklung suggeriert
wird, die unterschiedliche viertel-, halbfaschistische Phasen
unterstellt, endend in einem Zustand, wo man aufwacht und feststellt.
Jetzt ist Faschismus! Dann wird es krumm. Es ist ja gerade Aufgabe der
Kommunistischen Partei zu entscheiden, ob im Monopol-/Finanzkapital
(und nicht einfach bei irgendwelchen Wahlen, Anschlägen etc.) eine
Wende zum Faschismus stattfindet. Da können Fehler (mit scherwiegenden
Folgen) gemacht werden, aber um die Bewältigung der Aufgabe kommt die
KP nicht herum, schon um ggf. den Weg in die Illegalität
vorzubereiten. Das ist etwas anderes als die Beliebigkeit von
Faschisierung und Entfaschisierung (die man ja dann auch mitdenken
müsste), die Gen. Spanidis andeutet: "Es handelt sich, wie schon
gesagt, um Varianten (!) der bürgerlichen Herrschaft, die
wechselseitig ineinander übergehen können." Es geht auch hier
nichts ohne Sprung von Quantität in Qualität, und der Faschismus ist
eine neue Qualität bürgerlicher Klassenherrschaft.

Und es ist auch etwas anderes als eine "rasiermesserscharfe" Trennung
von bürgerlicher Demokratie und Faschismus. Genausowenig gab es
rasiermesserscharfe Trennung von Feudalismus und Kapitalismus. Und wir
wissen grade aus Deutschland, wie lange die Bourgeoisie den Ballast
von Adel und Prälaten mitgeschleppt und wie lange andererseits auch
das Proletariat noch die Muttermale der alten Gesellschaft samt ihren
Spießbürgern mit sich zu tragen hat.

Die bürgerliche Demokratie hat als Klassenherrschaft der Bourgeoisie
die Ausbeutung als Kern der Sache mit allen Mittel zu fördern und zu
schützen. Mit allen Mitteln heißt: vor keinem Verbrechen
zurückscheuen. Deswegen braucht es auch nicht erst den Faschismus, um
die Überlebtheit der Bourgeoisherrschaft festzustellen, die
Notwendigkeit, sie lieber heute als morgen abzuschaffen. Vor der
Gefahr als Bourgeoisie abgeschafft zu werden, dazu braucht sie den
Faschismus gegen die eigene Bevölkerung, vor der Gefahr als deutsche
Bourgeoisie von den anderen imperialistischen Großmächten abgeschafft
bzw. kleingemacht zu werden, dazu braucht sie den Krieg und den
Faschismus; jedenfalls nach derzeitiger Lage. In diesem Sinn müssen
wir im antifaschistischen Kampf auch die Bourgeoisie vor sich selbst
schützen, vor ihrem Weg in die Katastrophe, in denen Teile der
Bourgeoisie sich und die ganze Nation, die Gesellschaft, ja die
Menschheit zu stürzen droht. Wir verteidigen dabei die bürgerliche
Demokratie doch nicht, um sie zu festigen und zu stärken, sondern um
sie zu überwinden durch die proletarische Demokratie, nicht wahr? Und
wir wissen genau, wenn wir den Faschismus nicht aufhalten können, wenn
wir diese Niederlage erleiden würden, die Aussichten für die
proletarische Revolution sich nicht verbessern, sondern
verschlechtern. Wir wissen mit Lenin,[6] dass die demokratische
Republik der beste Boden, die "beste Staatsform" für die Vorbereitung
der proletarischen Revolution ist. In der (bürgerlich-demokratischen
Republik wird deutlich, dass das Elend nicht von mangelnden Rechten
und mangelnder Gerechtigkeit kommt, sondern vom Kapitalverhältnis.
Gegen den Faschismus muss erst wieder die Freiheit erkämpft werden,
überhaupt zu Kapital und Ausbeutung offen sprechen zu können
geschweige denn offen zu kämpfen.

Deswegen gilt als grobe Orientierung: Gegen den faschistischen Angriff
die bürgerliche Demokratie verteidigen, für die proletarische
Revolution bürgerliche Demokratie angreifen und überwinden!

Ohne Sozialdemokratie wird alles besser?

Froh bin ich, dass Genosse Spanidis unsere Differenzen in der
Bündnisfrage aufgreift. Er schreibt:


	"Indirekt kann man aus einem Dimitroff-Zitat herauslesen, dass er wohl meint, dass die Einheitsfront mit den sozialdemokratischen Parteien in keinem Widerspruch dazu stehe, einen 'unversöhnlichen Kampf gegen den Sozialdemokratismus als Ideologie und Praxis des Kompromisses mit der Bourgeoisie' zu führen.

	Ebenso kann man herauslesen, dass er wohl der Ansicht ist, die Sozialdemokratie wäre im Betrieb und den Gewerkschaften so stark, dass man die Massen nicht gegen sie in Bewegung bringen könne."



Letzteres hat Dimitroff allerdings nie gesagt oder gemeint. Er wusste
noch, dass spontane Bewegung zum Widerstand gegen das Kapital
unabhängig von Willen selbst der besten Parteien entsteht. Der Kampf
geht darum, ob der Widerstand unter sozialdemokratischen, und damit
bürgerlichen, oder kommunistischen, und damit proletarischen, Einfluss
kommt. Und Widerstand, ohne dabei um gewerkschaftliche Unterstützung
gekämpft zu haben, ist eine Kampftaktik, die genau überlegt sein will.
Aber die Diskussion um die historisch als RGO-Politik bezeichnete
Kampftaktik soll hier nicht eröffnet werden.

Hat Spanidis noch in keinem Betrieb gestanden, wo wir uns mit den
sozialdemokratischen Kollegen fetzen, dass die Schwarte kracht zu den
Schandtaten der Regierungs-SPDler, aber zusammenstehen, wenn das
Kapital angreift. Er könnte als Kommunist auch wissen, dass die
Einheitsfront kein Händchenhalten ist, sondern eine wichtige Form, die
Massen in den Kampf zu ziehen und sie anhand von eigenen Erfahrungen
zu überzeugen, wo Freund und Feind steht. Dazu reicht Aufklärung und
Entlarvung allein nicht aus. Und man mache sich keine Illusionen: Die
Abstrafung der SPD bei Wahlen oder der Rückgang der Mitgliedszahlen
(immerhin noch 420.000) spiegelt den Einfluss nicht wider. In den
Ländern, den Kommunen, im Staatsapparat insgesamt inklusive Polizei
und Militär, und im ganzen Sozialbereich von AWO bis
Rentenversicherung, in den Gewerkschaften usw. sitzen hunderttausende
KollegInnen, die der SPD verpflichtet und mit tausend Fäden mit ihr
verbunden sind und was gravierend ist, trade-unionistisch denken.[7]
Darauf gründet der Einfluss, dass die SPD sich darstellen kann als die
Partei, die - scheinbar - beim "Markten um den Preis der
Arbeitskraft", beim Verhandeln mit dem Kapital, mit der
Sozialpartnerschaft, die relativ besten Ergebnisse für die Arbeiter
und anderen Lohnabhängigen herausholt. Die SPD repräsentiert die
Arbeiteraristokratie, die vermittels der Gewerkschaften weite Teile
der Arbeiterklasse beeinflusst und das, was in der Klasse ohnehin und
unvermeidlich an trade-unionistischem Bewusstsein vorhanden ist
versucht zu zementieren, objektiv zum Erhalt der Klassenherrschaft der
Bourgeoisie. Wenn dieser Einfluss bei Zuspitzung der Krise schwindet,
(s. Thälmanns Widerspruch der Sozialdemokratie) und die Kollegen
anderweitig nach Auswegen suchen, glaubt Gen. Spanidis dann, dass sie
auf uns gewartet haben, wenn wir vorher nicht zusammen mit ihnen
gekämpft haben, wenn sie in den Kämpfen gemeinsam mit uns nicht
gelernt haben, dass die sozialdemokratischen Führer sie unters Joch
statt zu Erfolg und Sieg führen. Man schaue sich doch die großen
Massenaktionen mit hunderttausenden Teilnehmern an. Etwa 2004 als auf
einmal über 200.000 in Berlin gegen die Hartz-Gesetze protestierten,
die Proteste gegen TTIP oder jüngst die #-Unteilbar-Aktionen, alle
sozialdemokratisch beeinflusst, haben uns doch überrollt. Aber Gen.
Spanidis meint wohl, dass es besser ist, das zu ignorieren, bevor wir
nicht selbst eine Massenbewegung aus dem Hut gezaubert haben, die
unseren blitzsauberen Vorstellungen vom revolutionären Kampf
entspricht. Da erscheint uns der Kampf um die Aktionseinheit, um die
Einheitsfront, die den Kampf auf eine höhere Stufe hebt, doch
unverzichtbar und der richtige Weg. Zur Aktionseinheit braucht es
allerdings eine Kommunistische Partei mit klarem Profil und keine
Spaltung in die selbstzufriedene Isolation.


Anmerkungen

[1] Wenn von "wir" gesprochen wird, dann handelt es sich um Vorlagen
des Gen. Corell, die in der KAZ-Fraktion "Ausrichtung Kommunismus"
diskutiert und zur Veröffentlichung freigegeben wurden.

[2] Auf der Homepage der Kommunistischen Organisation (KO): 

kommunistische.org/wp-content/uploads/2019/12/Spanidis-Antwort-auf-Corell.pdf

[3] Trotzki hat im Übrigen den VII. Weltkongress kommentiert: "Er ist
schon dadurch wichtig, dass er die opportunistische Wendung in
Frankreich legalisiert und sogleich auf die gesamte übrige Menschheit
ausdehnt." - "Wird sie von dem seichten «Realismus» des 7. Kongresses
(«Einheitsfront», «Massen», «Mittelklassen» usw.) sich angezogen
fühlen, oder wird sie umgekehrt von seinem verspäteten und umso
verderblicheren Opportunismus (Klassengemeinschaft unter der leeren
Fahne des «Antifaschismus». Sozialpatriotismus unter dem Deckmantel
der «Verteidigung der UdSSR» usw.) abgestoßen werden?" - Man sieht, in
welche Gesellschaft man geraten kann, wenn bei der Schlachtung von
"heiligen Kühen" nicht "fachgerecht" vorgegangen wird.

[4] "Auf der anderen Seite haben die Beispiele Deutschlands und
Österreichs zu einem weitreichenden Erwachen der Arbeiterklasse und
der allgemeinen Volksopposition gegen den Faschismus in allen Ländern
geführt; und dies hat zu einem raschen Vordringen der Einheitsfront
der Arbeiterklasse und insbesondere der Einheitsfront der
Sozialistischen und Kommunistischen Partei gegen die faschistische und
Kriegsdrohung in einer Reihe von führenden Ländern geführt. Diese sich
verbreiternde Entwicklung der Einheitsfront der Arbeiterklasse ist die
wichtigste und hoffnungsvollste Entwicklung im Jahr 1934. Bei diesem
Vorstoß hat die französische Arbeiterklasse die Führung übernommen.
Der Einheitsfrontpakt der Sozialistischen Partei Frankreichs und der
Kommunistischen Partei Frankreichs wurde schließlich am 27. Juli 1934
unterzeichnet; und der mächtige Einfluss dieser gemeinsamen Front
stimuliert und mobilisiert die gesamte Arbeiterklasse, verbreitet
Vertrauen und Kampfgeist und war der entscheidende Faktor für die
Verzögerung der geplanten raschen Offensive des Faschismus in
Frankreich im Jahre 1934." (R. Palme Dutt, Faschismus und soziale
Revolution, Vorwort zur zweiten Ausgabe, 1934 - eigene Übersetzung -
www.marxists.org/archive/dutt/index.htm)

[5] Oder zurück zur bürgerlich-konstitutionellen Monarchie wie es bei
der Volksabstimmung 1946 in Italien beinahe geschehen wäre.

[6] "Wir sind für die demokratische Republik als die für das
Proletariat unter dem Kapitalismus beste Staatsform, aber wir dürfen
nicht vergessen, dass auch in der allerdemokratischsten bürgerlichen
Republik Lohnsklaverei das Los des Volkes ist. Ferner. Jedweder Staat
ist "eine besondere Repressionsgewalt" gegen die unterdrückte Klasse.
Darum ist ein jeder Staat unfrei und kein
Volksstaat. Marx und Engels haben das ihren Parteigenossen in den
siebziger Jahren wiederholt auseinandergesetzt." (W.I. Lenin; Staat
und Revolution, LW 25, S. 410) oder noch eine heilige Kuh zum
Schlachten: "Die Marxisten aber wissen, dass die Demokratie die
Klassenunterdrückung nicht beseitigt, sondern lediglich den
Klassenkampf reiner, breiter, offener, schärfer gestaltet, und das ist
es, was wir brauchen. ... Je demokratischer die Staatsordnung, umso
klarer ist es den Arbeitern, dass die Wurzel des Übels der
Kapitalismus ist und nicht die Rechtlosigkeit." (Über eine Karikatur
auf den Marxismus und über den 'imperialistischen Ökonomismus', LW Bd.
23, S. 68)

[7] Lenin hat schon darauf hingewiesen, dass die Arbeiter spontan nur
zu trade-unionistischem Denken gelangen und der Kampf um den
Sozialismus von außen in die Arbeiterklasse hineingetragen werden
muss.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2493: Toxische Männlichkeit - Warum Feminismus uns allen hilft
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Toxische Männlichkeit, Teil 2

Warum Feminismus uns allen hilft

von Tim Kühnel



Durch die angelernten Verhaltensweisen in der frühkindlichen
Entwicklung manifestieren sich starke Rollenbilder und toxische
Verhaltensweisen im erwachsenen Alter (siehe SoZ 3/2020 *), die allen
Geschlechtern schaden.

Männer sterben während der Ausübung ihres Berufs häufiger als
Frauen, dies belegt das Statistische Bundesamt. Männer nehmen viel
häufiger gefährliche Jobs an als Frauen - in der Industrie oder im
Militär. Tun sie dies, weil sie es wollen oder weil sie sich dazu
genötigt fühlen? Wie würden sie wählen, wenn sie wirklich die freie
Wahl hätten, ohne den Druck der Gesellschaft und der Stereotype?

Männern wird von klein auf anerzogen, Härte zu beweisen und ihre
Emotionen zu unterdrücken, dies wirkt sich stark auf ihre mentale
Gesundheit aus. Sie begehen viermal so oft Suizid wie Frauen, Frauen
begehen jedoch dreimal so viele Suizidversuche. Die Differenz ist
darauf zurückzuführen, dass Männer zu härteren Suizidmethoden greifen,
als Frauen. In diesem Fall ist toxische Männlichkeit also tödlich.
Auch greifen Männer wesentlich häufiger zu Alkohol als Frauen, denn
Alkohol ist ein beliebtes Mittel bei unterdrückten Emotionen.
Statistiken belegen auch, dass Männer sich bei mentalen Problemen viel
seltener Hilfe suchen. Ihnen wird von klein auf eingebläut, stark zu
sein.

Sexuelle Übergriffe werden in den meisten Fällen von Männern ausgeübt,
und sie tun dies nicht, weil sie biologisch nun mal so sind, sondern
weil ihnen Verhaltensweisen antrainiert werden, die dazu führen.

Besonders stark spiegelt sich die Schädlichkeit toxischer Männlichkeit
allerdings in der LGBTIQ-Community wider. Jugendliche, die nicht der
Heteronormativität entsprechen, haben eine dreimal so hohe Suizidrate
wie heterosexuelle Jugendliche. Sie steigt nochmal massiv, wenn die
Familien die sexuelle Orientierung der Jugendlichen nicht akzeptieren.
Besonders stark haben transgender- und transsexuelle Personen zu
leiden. 41 Prozent von ihnen haben bereits einen Suizidversuch
unternommen.

Auch gehen Homofeindlichkeit und toxische Männlichkeit oft Hand in
Hand. Schwule Männer werden oft als weniger bis gar nicht männlich
angesehen und bekommen Sprüche zu hören wie: «Lesben sind okay, aber
Homos sind schwul», oder werden gar körperlich angegriffen.
Homosexuelle Männer werden auch oft mit einer unterwürfigen Stellung
verbunden.

Toxische Verhaltensweisen haben Auswirkungen auf unsere Beziehungen.
Da es als Schwäche ausgelegt wird, Gefühle zu zeigen, führt das in
einer Beziehung häufig zu Verschlossenheit und fehlender
Kommunikation.

Gewalt ist die primitivste Form, um Dominanz und Stärke zu beweisen;
toxische Männlichkeit fördert sie. Besonders stark spiegelt sich
dieses Verhältnis in der häuslichen Gewalt wider. Aus einer Statistik
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend aus
dem Jahre 2018 geht hervor, dass 25 Prozent aller Frauen körperliche
oder sexuelle Gewalt durch ihren Partner erleben. Allein im Jahr 2018
gab es 68.500 Fälle einfacher und 12.100 Fälle schwerer
Körperverletzung, 28.700 Fälle von Bedrohung, Stalking oder Nötigung,
1.612 Fälle von Freiheitsberaubung und 324 Fälle von Mord und
Totschlag. Bei Vergewaltigung, sexueller Nötigung und sexuellen
Übergriffen in Partnerschaften sind die Opfer zu 98,4 Prozent
weiblich, bei Stalking und Bedrohung in der Partnerschaft sind es fast
88,5 Prozent. Die Dunkelziffern liegen wesentlich höher.

Wie toxische Männlichkeit überwinden?

Bei dieser Frage geht es nicht darum, die Männlichkeit abzuschaffen,
wie uns Antifeministen weis machen wollen. Sie wollen uns glauben
lassen, Feminismus bedeute Verbot, er ist jedoch nicht Verbot, sondern
Befreiung: Befreiung von überholten Geschlechterrollen und
gesellschaftlichen Zwängen. Wenn Männer sich benachteiligt, übergangen
und diskriminiert fühlen, ist dies kein umgekehrter Sexismus von
Feministinnen. Es ist das Patriarchat, das Männern wie Frauen schadet.
Wenn der Feminismus uns von diesem befreien möchte, so hilft er uns
allen.

Ein Prozess des Umdenkens findet in unserer Gesellschaft bereits
statt, doch es gibt noch viel zu tun. Wir sollten anerkennen, dass
Männlichkeit wie Weiblichkeit Konstrukte sind, die auf sozialen,
kulturellen und kontextuellen Normen beruhen. Klassische männliche
oder weibliche Eigenschaften gibt es nicht. Was wir als männlich oder
weiblich verstehen, ist geprägt von unserem Umfeld und der
Gesellschaft, in der wir leben. Männlichkeit ist nicht eindimensional.
Wir entwickeln im Laufe unseres Lebens verschiedene soziale
Identitäten. Diese leben wir im Sport zum Beispiel anders aus als im
Freundeskreis oder in der Partnerschaft. Jede dieser Identitäten hat
ihre Berechtigung und ist ein gleichrangiger Teil des Charakters.

Wir sollten anerkennen, dass Privilegien, Sexismus und Macht Einfluss
auf unser Leben haben. Hautfarbe, Geschlecht und Geburtsort spielen
eine entscheidende Rolle, wenn es um Möglichkeiten geht, die uns im
Laufe unseres Lebens geboten werden. Wir sollten unsere Privilegien
anerkennen, unsere Macht reflektieren und unseren Einfluss nutzen, um
eine gerechtere Welt möglich zu machen. Wir sollten positive
Elternfiguren für unsere Kinder sein. Denn die Überwindung von
Geschlechterrollen gelingt nur, wenn wir unseren Kindern
gleichberechtige Partnerschaften vorleben und sie positive Vorbilder
haben.

Auch sollte uns bewusst sein, dass Gefühle für alle da sind. Auch
Männer weinen, sind verletzlich und wollen sich geborgen fühlen.
Emotionen sind menschlich. Und das wichtigste: Lasst uns traditionelle
Geschlechterrollen aufbrechen. Das ist nicht nur gut für uns selber,
sondern für alle Menschen um uns herum!


* Im Schattenblick ist der Artikel zu finden unter: 

www.schattenblick.de / Infopool → Medien → Alternativ-Presse →

SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2492: Toxische Männlichkeit - Ist männliches Verhalten generell schädlich?
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VORWÄRTS/1584: Rettet das Gosteli-Archiv!


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 15/16 vom 8. Mai 2020

Rettet das Gosteli-Archiv!

von Sabine Hunziker



Das Gosteli-Archiv vor den Toren Berns ist der zentrale
Dokumentations- und Forschungsort der Schweizer Frauen*- und
Geschlechtergeschichte. Es steht vor dem Aus. Die Stiftung, die sich
um das Archiv kümmert, finanziert sich derzeit mit den letzten Franken
von Marthe Gostelis Vermögen. Gegen die Schliessung regt sich
Widerstand.


Seit 1982 sind in den Beständen der Gosteli-Stiftung bedeutende
Quellen zur Frauen*geschichte archiviert. Hier finden sich Archivalien
von Frauen*organisationen, Frauen*verbänden und einzelnen Frauen*,
welche Politik, Wirtschaft, Bildung, Kultur, Gesellschaft und Familien
in der Schweiz wesentlich geprägt haben. Insgesamt finden sich im
Gosteli-Archiv über 400 Bestände. Zudem baute die Gosteli-Stiftung
eine historische Bibliothek mit grosser Broschürensammlung auf und
machte Quellenverzeichnisse digital zugänglich. Mit den Jahren
avancierte das Archiv zum zentralen Dokumentations- und Forschungsort
der Schweizer Frauen*- und Geschlechtergeschichte.

Viele Forscher*innen werteten die im Archiv vorhandenen Quellen aus
und es entstanden geschichtswissenschaftliche Dissertationen, Studien
im Bereich der Geschlechterforschung und Biographien über Frauen* in
der Schweiz. Diese Arbeiten erhielten oft gesellschaftliche und
wissenschaftliche Aufmerksamkeit. Das Archiv selbst ist in drei
Abteilungen gegliedert. Zum einen werden hier Unterlagen von Vereinen
und Verbänden aufbewahrt - etwa von der "Schweizerischen Gesellschaft
Bildender Künstlerinnen". Den zweiten grossen Teil bilden persönliche
Nachlässe. Beispielsweise finden sich hier Unterlagen zur Bernerin
Marie Boehlen, erste Jugendanwältin der Schweiz und eine der ersten
Politikerinnen, die zudem das Strafrecht modernisiert hat. Den dritten
Teil des Archivs bildet die Fachbibliothek: Hier steht neben
Standardliteratur und Ergebnissen von Forschenden, die mit den
Unterlagen des Archivs arbeiten, auch eine Sammlung von
Zeitungsausschnitten.


Ein Lebenswerk erhalten

Marthe Gosteli hat das Archiv und die Stiftung mitbegründet und auch
einen grossen Teil davon finanziert. Die Bernerin, die sich seit den
sechziger Jahren stark in der Schweizer Frauen*bewegung engagiert
hatte, verstarb vor drei Jahren. 1917 wurde Marthe Gosteli in
Worblaufen bei Bern geboren. Während des 2. Weltkrieges arbeitete sie
in der Abteilung Presse und Funkspruch des Armeestabes. Nach dem Krieg
leitete Gosteli die Filmabteilung des Informationsdienstes an der
US-amerikanischen Botschaft in Bern. Ihre Erfahrungen mit Medien
stellte sie ab Mitte der 1960er-Jahre ausschliesslich in den Dienst
der Frauen*bewegung und gründete unter anderem im Jahr 1982 das Archiv
zur Geschichte der schweizerischen Frauen*bewegung und die
Gosteli-Stiftung. Damit ihr Lebenswerk erhalten bleibt, braucht es
jeweils knapp zwei Millionen Franken pro Jahr. Nun verschärft sich das
Problem: Das Stiftungsvermögen kann die Finanzierung des Archivs nur
noch kurzfristig sichern. Finden sich bis 2021 keine Geldgeber*innen,
muss die Sammlung aufgelöst werden. Unhaltbar! Weil die Schweizer
Frauen* lange Zeit keine politischen Rechte besassen, kommt die
Frauen*bewegung in öffentlichen Archiven kaum vor. Das Engagement der
Frauen* fand vor allem ausserhalb der offiziellen Politik und der
staatlichen Verwaltungstätigkeit statt. So finden sich nur wenige
Quellen zu Aktivitäten von Frauen* im Bundesarchiv.


Verschiedene Finanzierungspläne, unklare Realisierung

Dieses Jahr wurde eine Motion im Nationalrat eingereicht, nach der der
Bundesrat beauftragt wird, Unterhalt und Weiterentwicklung des
Gosteli-Archivs zur Geschichte der Frauen*bewegung in der Schweiz auf
der Grundlage von Artikel 15 FIFG (Bundesgesetz über die Förderung der
Forschung und Innovation) sicherzustellen und diese Massnahmen in die
Botschaft zur Förderung von Bildung, Forschung und Innovation (BFI)
2021 bis 2024 zu integrieren. Das heisst, mit einem bereitgestellten
Betrag von vier Millionen Franken sollte das Archiv die nächsten vier
Jahre erstmals weiter bestehen können. Weitere Möglichkeiten zur
Mitfinanzierung werden gesucht. Das Anliegen wurde bis jetzt noch
nicht behandelt. Der Bundesrat selbst hat 2019 einen Bericht
verabschiedet, der drei mögliche Lösungen zur Unterstützung des
Gosteli-Archivs vorschlägt: eine subsidiäre Finanzierung, die
Integration eines Teils des Archivs oder eine vollständige Überführung
des Archivs der Stiftung ins Schweizerische Bundesarchiv.

Da die Realisierung der Lösungen ungewiss ist, regt sich nun auch in
der Zivilbevölkerung Widerstand gegen die drohende Schliessung des
Archivs. "Als Forscher*innen und Interessierte der Frauen- und
Geschlechtergeschichte und der Gender Studies fordern wir den Bund
auf, die Finanzierung und Weiterentwicklung des Archivs zur Geschichte
der schweizerischen Frauenbewegung sicherzustellen" - so lautet der
Aufruf zur Petition auf act.campax.org. Aktivist*innen wie Fabienne
Amlinger, Francesca Falk oder Pauline Milani haben unterzeichnet. 6000
Unterschriften werden vorausgesetzt und schon jetzt zeigen sich über
5000 Menschen solidarisch.


Symbol für Frauen*geschichte

Folgende Forderungen sind detaillierter ausformuliert: Das
Gosteli-Archiv muss weiterbestehen. Denn Archiv, Bibliothek und
bereitgestellte digitale Quellenverzeichnisse stellen eine
unverzichtbare Grundlage dar, um die Schweizer Frauen*geschichte auch
zukünftig zu erforschen. Das Gosteli-Archiv umfasst Bestände, die in
staatlichen Archiven nicht greifbar sind. Es bietet damit eine
einmalige und in demokratiepolitischer Hinsicht unabdingbare
Grundlage, um die Geschichte der Frauen* in der Schweiz aufzuarbeiten.
Auch der Standort des Archivs in Worblaufen soll erhalten bleiben. Für
die Aktivist*innen steht er symbolisch für den langen Ausschluss der
Schweizer Frauen* von staatlichen Institutionen in der Stadt Bern. Da
die staatlichen Archive sich der Frauen*geschichte nicht widmeten,
übernahmen Frauen* selbst diese Aufgabe. Das Gosteli-Archiv ist damit
Zeichen der spezifischen Frauen*geschichte der Schweiz. Ein Erhalt von
Stiftung und Archiv an ihrem Standort garantiert im Weiteren, dass die
wertvollen Archiv- und Bibliotheksbestände für die Zukunft umfassend
aufbewahrt und für die Forscher*innen jederzeit zugänglich sind.
Schliesslich eröffnet die Gosteli-Stiftung mit ihren Räumlichkeiten
eine einzigartige Möglichkeit der Vernetzung und des Austauschs von
Frauen*.

PETITION UNTERSCHREIBEN UNTER ACT.CAMPAX.ORG
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DOKUMENTATION/1749: ARD-alpha - Unsere Städte nach '45. Architektonische Visionen und Protest, 30.5.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

Architektonische Visionen und Protest

Unsere Städte nach '45

Samstag, 30. Mai 2020, 20.15 und 21.00 Uhr, ARD-alpha



Der Zweite Weltkrieg hat die deutschen Städte verwüstet, doch Experten
meinen, dass der Wiederaufbau mehr Bausubstanz vernichtet hat als der
verheerende Bombenkrieg. Wie konnte das passieren? Eine zweiteilige
Dokumentation über Deutschlands Wiederaufbau zeigt mit seltenem
Archivmaterial die Visionen der Städteplaner und Architekten sowie den
Protest der Stadtbewohner gegen viele Vorhaben, der sehr heterogen war
und zahlreiche Projekte verhindern konnte: "Unsere Städte nach '45",
am Samstag, 30. Mai 2020, um 20.15 und 21.00 Uhr in ARD-alpha.


Unsere Städte nach '45 (1): Bomben und Bausünden

Deutsche Architekten um Rüstungsminister Albert Speer hatten schon vor
1945 Wiederaufbaupläne in der Schublade. Von allem Nazi-Pomp
entschlackt, kamen sie nach dem Krieg zum Einsatz. Ihre Vorbilder
hatten sie dabei in den Prinzipien des modernen Städtebaus der 1920er
Jahre. Die fortschrittliche Stadt sollte von Licht und Luft
durchflutet sein; breite Straßen sollten sich durch die autogerechte
Stadtlandschaft ziehen. Dieser Vision wurden oft die Reste der
historischen Innenstädte geopfert.

Der erste Teil der zweiteiligen Dokumentation über Deutschlands
Wiederaufbau zeigt, von welchen Visionen Städteplaner und Architekten
von Hamburg über Bremen, Köln, Essen, Frankfurt und Erfurt bis nach
Ulm oder Regensburg geleitet waren. Immens einflussreich war dabei der
Stadtplaner Rudolf Hillebrecht aus Hannover, der seine Heimatstadt
besonders radikal umgestaltet hat und damals zum Vorbild in ganz
Westdeutschland wurde. In der DDR haben die gleichen städtebaulichen
Leitlinien von der autogerechten Stadtlandschaft gewirkt wie im
Westen, nur hinkte man dem Westen rund zehn Jahre hinterher. Man ging
hier ebenso rüde mit historischen Bauten um. Ein besonders extremes
Beispiel ist Bernau in der Nähe von Berlin. Rund 2.000 alte Häuser
wurden zugunsten genormter Plattenbauten noch Anfang der 1980er Jahre
abgerissen.

Der Abriss letzter Reste der historischen Innenstädte nach dem Krieg
wurde selten mit der Kamera dokumentiert. Oft ist nicht einmal ein
Datum bekannt, wann Klöster, Rathäuser oder ganze Stadtteile
abgerissen wurden. Umso wertvoller sind die Funde, die eine
umfangreiche Archivrecherche für die Dokumentation zu Tage brachte.
Farbfilme von 1948, aufgenommen von einem amerikanischen
Besatzungsoffizier, zeigen außerdem Deutschland an der Schwelle zum
Wiederaufbau: was zerstört, aber auch, was noch vorhanden war.


Unsere Städte nach '45 (2): Abriss und Protest

Anfang der 1960er-Jahre war der Wiederaufbau in Deutschland weitgehend
abgeschlossen, die Wohnungsnot fast überall beseitigt - eine große
Leistung. Die Leitlinien der modernen Stadt, die autogerechte
Stadtlandschaft mit den weitläufigen Hochhaussiedlungen auf der grünen
Wiese, stießen jedoch zunehmend auf Widerstand. Architekten und Planer
hatten in den 1950er-Jahren eine moderne, schöne, neue Welt
versprochen, doch die Versprechungen konnten in den 1960ern an der
Wirklichkeit gemessen werden. Und die war, oft genug, öd und trist.
Ausgerechnet die Jungen rebellierten gegen die moderne Stadt. Sie
lehnten die Trabantenstädte auf der grünen Wiese ab und besetzten die
historischen Stadtquartiere in der Innenstadt.

Der zweite Teil der zweiteiligen Dokumentation über Deutschlands
Wiederaufbau beschäftigt sich mit diesem Protest der Stadtbewohner und
zeigt von Hamburg über Köln, Bochum, Hannover, München, Erfurt oder
Regensburg, wo sie Schlimmeres verhüten konnten und wo sie
scheiterten. Und er zeigt auch, wie beispielsweise Frankfurt in
letzter Konsequenz den Wiederaufbau der Nachkriegszeit geradezu
rückgängig macht - bis heute. Dass Frankfurt zu einem Zentrum des
Widerstandes wurde, ist dabei kein Zufall. Frankfurt wurde nach dem
Krieg besonders modern wieder aufgebaut. Als auch noch eines der
letzten Quartiere zugunsten vieler Bürohochhäuser abgerissen werden
sollte, gingen die Studenten auf die Barrikaden.

Bislang wenig beachtet: Flankiert wurde der Protest der Studenten in
vielen Städten von bürgerlichen Initiativen, wie beispielsweise in
Regensburg. Wo sie sich zusammentaten, war der Protest besonders
erfolgreich. Gemeinsam haben Bürgen und Studenten die immer
gigantischer werdenden Pläne von Planern und Architekten in den
1960er- und 1970er-Jahren verhindern können. Sonst hätte Deutschland
heute so manches Kulturerbe weniger.
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MAGAZIN/901: Korrespondentenwechsel beim ARD-Morgenmagazin (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

ARD-Morgenmagazin

Michael Strempel folgt Marion von Haaren als Korrespondent und
Büroleiter in Berlin



Michael Strempel (54) wird neuer Korrespondent und Büroleiter des
ARD-Morgenmagazins im Hauptstadtstudio Berlin. Er übernimmt damit die
Position von Marion von Haaren (63), die zum 1. Juli 2020 in den
Ruhestand geht. Michael Strempel wird für das MOMA unter anderem über
die Themen des Tages aus Berlin berichten und Interviews mit
Spitzenpolitiker*innen führen.

"Bei all seinen beruflichen Stationen und zuletzt im ARD-Morgenmagazin
hat Michael Strempel immer wieder wichtige Impulse gerade für die
politische Berichterstattung gegeben. Er hat die Fähigkeit, zugleich
höflich im Ton wie kritisch in der Sache nachzufragen. Als erfahrener
Journalist, langjähriger ARD-Korrespondent und Moderator ist er
bestens auf die neue Aufgabe vorbereitet," so WDR-Chefredakteurin
Ellen Ehni.

Marion von Haaren war seit Juni 2018 Büroleiterin und Korrespondentin
für das MOMA in Berlin. Jörg Schönenborn, WDR-Programmdirektor
Information, Fiktion und Unterhaltung: "Marion von Haaren steht seit
Jahrzehnten für profilierten politischen Journalismus in der ARD. Als
WDR-Chefredakteurin und Korrespondentin im In- und Ausland stand sie
für einen weltoffenen Journalismus, der nicht nur die eigene Republik
sondern Europa und die ganze Welt im Blick hat. Und dabei immer auch
die Perspektive der Schwächeren eingenommen hat. Sie ist eine Frau mit
scharfem analytischen Verstand und großem Herz zugleich. Als
langjährige Kollegin und frühere Chefin wird sie mir im WDR fehlen."


Vita Michael Strempel

Michael Strempel, geboren am 2. November 1965 in Sieglar, studierte in
Bonn und Cardiff Geschichte, Politische Wissenschaften und Neuere
Germanistik. Von 1991 bis 1993 war er freier Mitarbeiter beim "Bonner
General-Anzeiger", im Anschluss volontierte er beim WDR. Ab 1994 war
Michael Strempel Redakteur für Landespolitik beim WDR Fernsehen sowie
Reporter und Moderator verschiedener WDR-Sendungen. 1999 arbeitete er
als Korrespondent im ARD-Studio Bonn und wechselte anschließend als
Redakteur, Reporter, Moderator und Chef vom Dienst ins
Phoenix-Hauptstadtbüro. 2002 wurde er Planungsredakteur und Reporter
des ARD-Morgenmagazins, 2004 ging er als ARD-Korrespondent nach
Brüssel. Von 2007 bis 2012 leitete Strempel das ARD-Studio in Paris.
Im Anschluss war er Leiter der WDR-Programmgruppe Europa und Ausland
und "Weltspiegel"-Moderator. Jetzt wechselt er aus der
WDR-MOMA-Redaktion, für die er seit 2018 erneut arbeitet, aus Köln
nach Berlin. Er startet am 3. August 2020 als Korrespondent und
Büroleiter, in der Zwischenzeit übernimmt Anke Plättner.


Vita Marion von Haaren

Marion von Haaren, geboren am 2. Mai 1957, besuchte die Kölner
Journalistenschule und studierte Volkswirtschaft an der Universität zu
Köln. Sie arbeitete als Redakteurin und Moderatorin in der
Wirtschaftsredaktion des WDR. Von 1995 bis 1997 war Marion von Haaren
Korrespondentin im ARD-Studio Bonn. 1997 wurde sie zur Chefredakteurin
Fernsehen beim WDR berufen. 2002 ging Marion von Haaren für fünf Jahre
als Auslandskorrespondentin und Studioleiterin ins ARD-Studio Paris.
Von 2007 bis 2013 berichtete sie als Auslandskorrespondentin aus dem
ARD-Studio Brüssel. 2014 wechselte Marion von Haaren ins
ARD-Hauptstadtstudio, seit 2018 arbeitete sie als Korrespondentin und
Büroleiterin des ARD-Morgenmagazins.
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MELDUNG/2074: Deutschlandfunk Kultur - Lange Nacht mit Cornelia Funke, 30.5.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Von Feuern, Wildblumen und Drachenreitern

Eine Lange Nacht mit der Geschichtenerzählerin Cornelia Funke

Von Kerstin Zilm
Regie: Klaus Michael Klingsporn
Lange Nacht
Samstag, 30. Mai 2020, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Es war eines meiner schönsten Jahre", sagt Cornelia Funke über 2019,
obwohl ihre Avocadofarm bei Buschbränden beinahe abgebrannt wäre. Denn
gleichzeitig hat sie mit Regisseur Guillermo Del Toro ihr erstes
großes Buch auf Englisch veröffentlicht und auf ihrem Grundstück in
Malibu zum ersten Mal Künstlerinnen und Künstler aus aller Welt
empfangen. Geboren wurde Cornelia Funke 1958 in Dorsten,
Nordrhein-Westfalen. Sie arbeitete in Hamburg erst als Erzieherin und
Buch-Illustratorin. Die Geschichten, zu denen sie Zeichnungen schaffen
sollte, wurden ihr schnell zu langweilig. Deshalb begann sie selbst zu
schreiben. Ihr Buch über die Mädchenbande "Die Wilden Hühner" war 1993
ihr erster großer Erfolg. Es folgten internationale Bestseller für die
Funke wieder tief in fantastische Welten eintauchte, wie "Herr der
Diebe", die "Tintenwelt"- und "Reckless"-Romane.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 
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MUSIK/3203: Deutschlandfunk - Der Jazzpianist Florian Weber, 30.5.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Der Jazzpianist Florian Weber

Samstag, 30. Mai 2020, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Musik ist für Florian Weber die wichtigste Lebensberaterin. Als Sohn
eines Musikprofessors und einer Opernsängerin wurde er 1977 in Detmold
geboren und saß schon mit vier Jahren auf dem Klavierstuhl. Zuerst
studierte Florian Weber Mathematik, Physik und Biologie, dann
Jazzklavier in Köln. Es folgten Projekte mit Pat Metheny, Albert
Mangelsdorff, Michael Brecker und vor allem Markus Stockhausen. Mit
dem Ensemble Modern, der sogenannten letzten Band Frank Zappas, will
Florian Weber sich in diesem Jahr auf sein nächstes musikalisches
Abenteuer einlassen. Der Steinway Preis und der Echo Jazz
unterstreichen die Bedeutung des Musikers, dem ein alles verzehrender
Musikappetit nachgesagt wird.

 * 
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NOTFALL/359: Lungenultraschall bei COVID-19-Patienten auf Intensivstation (DEGUM)


Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin - 26. Mai 2020

Thoraxsonografie als unverzichtbares Überwachungsinstrument

Lungenultraschall bei COVID-19-Patienten ist auf Intensivstation das Mittel der Wahl



Berlin - Rund 7,5 Prozent aller COVID 19-Erkrankten werden
intensivmedizinisch behandelt. Grund dafür ist meist die
Lungenentzündung, die durch das neuartige Coronavirus ausgelöst wird.
Sie kommt schleichend, bleibt lange unbemerkt, kann dann aber
innerhalb von wenigen Stunden zu schweren Atemproblemen führen, die
eine sofortige Behandlung auf der Intensivstation erfordern. Die
Erfahrungen der vergangenen Wochen zeigen, dass dann der
Lungenultraschall ein unverzichtbares Überwachungsinstrument für die
kontinuierliche und schnelle Verlaufskontrolle der Schwerkranken
darstellt. Die Thoraxsonografie ist unkompliziert, strahlungsfrei,
direkt am Intensivbett einsetzbar und kann beliebig oft wiederholt
werden. Welche Vorteile sich dadurch für die Patienten ergeben, haben
Experten der Deutschen Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin
e.V. (DEGUM) bei der heutigen Online-Pressekonferenz beantwortet.

Bei rund 7,5 Prozent(*) aller Corona-Infizierten in Deutschland verläuft
die COVID 19-Erkrankung so schwer, dass sie intensivmedizinisch
behandelt werden müssen. Zehn Tage dauert es im Schnitt vom Beginn der
ersten Symptome bis zu einer Einweisung auf die Intensivstation. Das
Tückische: Der Zustand der betroffenen Patienten kann sich in kurzer
Zeit rapide verschlechtern. "Das Lungenversagen tritt innerhalb
weniger Stunden auf, so dass eine Intubation bevorsteht", erklärt
Professor Dr. med. Dirk-André Clevert. Der Oberarzt an der Klinik und
Poliklinik für Radiologie und Leiter des Interdisziplinären
Ultraschall-Zentrums im Klinikum der Universität München-Großhadern
hat in den vergangenen Monaten fast täglich Patienten mit schwerer
COVID 19-Lungenentzündung behandelt. Die Betroffenen können zum Teil
zwischen wenigen und Tagen und mehreren Wochen auf der Intensivstation
verweilen. "Die Veränderungen der Lunge müssen bei den
Intensivpatienten regelmäßig überprüft werden", erklärt Professor Dr.
med. Josef Menzel, Neupräsident der DEGUM. "Neben der klinischen
Überwachung bedarf es einer regelmäßigen Bildgebung, um das
Krankheitsbild besser zu beurteilen und rechtzeitig die richtigen
Schritte einzuleiten."

Auf der Intensivstation kann nur der konventionelle Röntgen-Thorax
angeboten werden oder der Lungenultraschall - die Computertomografie
(CT) steht in der Regel auf den Intensivstationen nicht zur Verfügung.
"Somit müssten die schwerstkranken Patienten mit aufwendigen
Lagerungs- und Transportmaßnahmen zum CT gebracht werden", erläutert
Clevert, der bei der DEGUM die Sektion Radiologie leitet. Da sowohl
der Transport als auch die Umlagerung für diese sehr instabilen
Patienten unzumutbar seien, könne zumeist auf eine CT-Bildgebung nicht
zurückgegriffen werden. "Der Ultraschall sichert in diesen Fällen die
kontinuierliche und schnelle Verlaufskontrolle."

Die Thoraxsonografie ist unkompliziert, direkt am Intensivbett
einsetzbar und kann beliebig oft wiederholt werden. Im Gegensatz zum
Röntgen ist der Ultraschall strahlungsfrei "Die typischen peripheren
Verdichtungen, die bei einer COVID-19-Infektion auftreten, lassen sich
zuverlässig erfassen und im Verlauf sonografisch beurteilen", so
Clevert. Erfahrungen der vergangenen Wochen zeigen, dass die
Veränderungen der Lunge mit einem Ultraschall fast genauso gut
erkennbar seien wie im CT. "Das Zusammenspiel aus der klinischen
Symptomatik und den erfassten sonografischen Pathologien ermöglicht
eine verbesserte Einschätzung über den Verlauf der Erkrankung. Bei
Bedarf kann die Sonografie auch bei Interventionen zum Beispiel zur
Anlage von Pleuradrainagen oder zentralen Gefäßzugängen am
Intensivbett eingesetzt werden", so der DEGUM-Experte abschließend.


(*) https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1108578/umfrage/intensivmedizinische-versorgung-von-corona-patienten-covid-19-in-deutschland/
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UROLOGIE/358: Harnblasenkarzinom - Neuer Mechanismus der Krebsentstehung entdeckt (idw)


Wilhelm Sander-Stiftung - 26.05.2020

Harnblasenkarzinom: Düsseldorfer Forscher entdecken neuen Mechanismus der Krebsentstehung



Das Harnblasenkarzinom ist eine häufige Krebsart in Deutschland und
anderen Industrieländern. Für fortgeschrittene Tumore gibt es kaum
wirksame Medikamente und auch frühzeitig chirurgisch entfernter Krebs
kehrt oft an anderen Stellen der Harnblase wieder. Als molekulare Ursache
von Blasenkrebs wurden kürzlich Mutationen im Erbgut entdeckt, die
bestimmte Regulatorproteine inaktivieren, welche für die stabile
Ausdifferenzierung der Zellen verantwortlich sind. Im Rahmen eines von der
Wilhelm Sander-Stiftung geförderten Forschungsprojektes haben
Wissenschaftler des Universitätsklinikums Düsseldorf nun untersucht, wie
die Inaktivierung solcher Proteine zur Bildung von Harnblasentumoren
beiträgt.

Die Behandlung des in Deutschland und anderen Industrieländern häufig
diagnostizierten Harnblasenkarzinoms wird dadurch erschwert, dass für
fortgeschrittene Tumore kaum wirksame Medikamente zur Verfügung stehen und
selbst Tumore früher Stadien zwar chirurgisch entfernt werden können,
jedoch sehr häufig an anderen Stellen der Harnblase wiederkehren.
Ursächlich für die Entstehung des Harnblasenkarzinoms sind schon länger
bekannte Störungen in verschiedenen zellulären Kontrollsystemen, besonders
in der Regulation des Zellzyklus. Bei der systematischen Untersuchung der
genetischen Veränderungen in den letzten Jahren wurde zudem beobachtet,
dass fast alle Harnblasenkarzinome Mutationen aufweisen, die epigenetische
Regulatorproteine inaktivieren, am häufigsten die Proteine UTX und MLL2.
Allgemein ermöglichen epigenetische Regulationsprozesse die Entstehung von
ganz unterschiedlichen Zellarten, beispielsweise Leber- oder
Harnblasenzellen, obwohl deren Erbgut identisch ist. Speziell die beiden
epigenetischen Regulatoren UTX und MLL2 wirken gewöhnlich zusammen, um bei
der Differenzierung von Zellen aus Stammzellen den neuen Aktivitätszustand
des Genoms stabil einzustellen. Wie die Inaktivierung solcher
Regulatorproteine zur Bildung von Harnblasenkarzinomen beiträgt, war
bislang jedoch unbekannt.

In einem von der Wilhelm Sander-Stiftung geförderten Forschungsprojekt hat
die Arbeitsgruppe um Prof. Dr. rer. nat. Wolfgang A. Schulz vom
Forschungslabor Urologie der Urologischen Klinik am Universitätsklinikum
Düsseldorf diese Frage nun am Beispiel des Regulatorproteins UTX
untersucht. Die Wissenschaftler stellten zunächst fest, dass die
Inaktivierung oder Wiedereinführung von UTX in etablierten Tumorzellen
deren Vermehrung erstaunlich wenig beeinflusste. Dies führte sie zu der
Annahme, dass die Inaktivierung von UTX vor allem in der Anfangsphase zur
Tumorentstehung beitragen müsste. Daher untersuchten sie im zweiten
Schritt die Auswirkungen der Inaktivierung von UTX in normalen
Harnblasenzellen (Urothelzellen). Wie die Forscher nun in ihrer am 21.
April 2020 erschienenen Publikation in der renommierten Fachzeitschrift
Cancers (Lang et al. Cancers 12(4): 1023, 2020) detailliert zeigen
konnten, führt diese Inaktivierung von UTX zum Untergang differenzierterer
Urothelzellen und mithin zur Anreicherung von Stammzellen, die sich über
den Stammzellmarker Zytokeratin 14 (KRT 14) spezifisch nachweisen lässt.

Die Ergebnisse der Düsseldorfer Forscher legen ein neues Modell zur
Entstehung von Harnblasenkarzinomen nahe. Demnach führt die Inaktivierung
epigenetischer Regulatorproteine wie UTX zur Expansion von Stammzellen mit
verändertem epigenetischem Zustand in der Harnblase. Kommen weitere
genetischen Veränderungen hinzu - beispielsweise im Tumorsuppressor p53,
der eine der wichtigsten Kontrollinstanzen für das Zellwachstum darstellt
- können sich daraus Tumore entwickeln. Eine Expansion veränderter
Stammzellen in der Harnblase würde insbesondere erklären, warum nach einer
chirurgischen Entfernung immer wieder neue Tumoren an anderen Stellen
auftreten.

Originalpublikation:

Lang A, Whongsiri P, Yilmaz M, Lautwein T, Petzsch P, Greife A, Günes C,
Köhrer K, Niegisch G, Hoffmann M, Schulz WA. 

Knockdown of UTX/KDM6A
Enriches Precursor Cell Populations in Urothelial Cell Cultures and Cell
Lines. 

Cancers (Basel). 2020 Apr 21;12(4). pii: E1023. 

doi: 10.3390/cancers12041023.

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/32326336

Weitere Informationen finden Sie unter

https://wilhelm-sander-stiftung.de/

https://www.medizin.hhu.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution890
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DIAGNOSTIK/624: Vorhersage des Lungenversagens bei Patienten mit COVID-19 (idw)


Klinikum der Universität München - 25.05.2020

Vorhersage des Lungenversagens bei Patienten mit COVID-19



Ärzte des LMU Klinikums konnten in einer Pilotstudie zeigen, dass der
Botenstoff Interleukin-6 bei Patienten mit schweren Covid-19 Verläufen
erhöht ist und der Blutspiegel die Notwendigkeit eines
Intensivaufenthaltes mit hoher Wahrscheinlichkeit früh erkennen lässt. Die
Ergebnisse wurden jetzt im Journal of Allergy and Clinical Immunology
publiziert.

Die COVID-19 Erkrankung kann für Patienten einen sehr unterschiedlichen
Verlauf nehmen. Für Mediziner ist es sehr hilfreich früh zu erkennen,
welchen COVID-19-Patienten ein Lungenversagen droht. Diese Patienten
könnten dann gezielt intensiv überwacht werden. Im Gegenzug können
Patienten ohne Risikomerkmale auf Normalstation oder sogar zu Hause
behandelt werden. Somit können Plätze auf Intensivstationen geschont und
denjenigen zugewiesen werden, die sie wirklich brauchen. In einer Studie
haben Wissenschaftler des LMU Klinikums München nun sogenannte Biomarker
gefunden, die genau diese Unterscheidung ermöglichen. Die Ergebnisse
wurden jetzt im Journal of Allergy and Clinical Immunology publiziert.

Die meisten Menschen erkranken nach einer Infektion mit dem Virus
Sars-CoV-2 nur leicht und erholen sich rasch. Bei etwa fünf Prozent der
Patienten kommt es aber zu einem schweren Erkrankungsverlauf mit Atemnot.
Einige dieser Patienten müssen auf der Intensivstation künstlich beatmet
werden. Bei einer schnell steigenden Zahl an Infektionen könnten so die
Kapazitäten der Intensivstationen überlastet werden.

"Wir sahen im März und April viele Patienten mit COVID-19 in unserer
Notaufnahme und mussten entscheiden, bei welchen der Patienten mit einem
schweren Verlauf der Erkrankung zu rechnen ist", sagen PD Dr. med. Tobias
Herold und Dr. med. Tobias Weinberger, Oberärzte der Zentralen Notaufnahme
(ZNA) am Campus Großhadern des LMU Klinikums. Um Patienten zu erkennen,
denen eine Verschlechterung des Zustandes droht, "brauchen wir Marker, die
den klinischen Verlauf vorhersagen".

Zusammen mit Kollegen des LMU Klinikums haben PD Dr. Tobias Herold und Dr.
Tobias Weinberger in einer Pilotstudie den klinischen Verlauf und die
Laborparameter von 89 Patienten mit COVID-19 untersucht, die aufgrund der
Schwere der Erkrankung im Krankenhaus behandelt werden mussten. Von dieser
Gruppe mussten 32 Patienten - größtenteils Männer - künstlich beatmet
werden.

Es stellte sich heraus, dass sie alle erhöhte Werte eines Markers für
Entzündungen, IL-6, im Blut aufwiesen. Mehr noch: "Ein IL-6-Wert von über
80 Pikogramm/Milliliter sowie ein CRP-Wert über 9,7 Milligramm/Deziliter
während der Erkrankung sagte das spätere Lungenversagen mit hoher
Genauigkeit voraus", erklärt Dr. Tobias Herold. Das Risiko für ein
Lungenversagen war für Patienten mit erhöhten Werten um ein Vielfaches
gesteigert.

Es besteht international ein großer Bedarf an solchen Erkenntnissen und
das wissenschaftliche Interesse ist aktuell groß. Unklar ist weiterhin, ob
IL-6 ein zentraler Faktor des ausufernden Krankheitsgeschehens in der
Lunge ist oder lediglich ein Marker der Krankheitsaktivität.

Falls ersteres zutrifft, könnten Medikamente, die in diesen
Entzündungsprozess eingreifen, den Erkrankungsverlauf positiv
beeinflussen. Um dieser Frage nachzugehen, wird aktuell ebenfalls am LMU
Klinikum die COVACTA Studie durchgeführt. Hierbei wird versucht, den
ausufernden Entzündungsprozess zu bremsen.

Um weitere Einblicke in das Erkrankungsgeschehen zu gewinnen, hat das LMU
Klinikum die fächerübergreifende wissenschaftliche Arbeitsgruppe CORKUM
ins Leben gerufen. CORKUM soll dazu dienen, auf allen Ebenen und mit dem
Blickwinkel von verschiedenen medizinischen Fachdisziplinen und
Wissenschaftlern COVID-19 besser zu verstehen und behandeln zu können.


Originalpublikation:

Elevated levels of interleukin-6 and CRP predict the need for mechanical
ventilation in COVID-19 

(DOI: 10.1016/j.jaci.2020.05.008)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.jacionline.org/article/S0091-6749(20)30685-0/abstract 

(Link zur Publikation im Journal of Allergy and Clinical Immunology)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution550
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ERNÄHRUNG/1514: Auch "natürliche Stoffe" können Ungeborene schädigen (idw)


Universität Bern - 25.05.2020

Auch «natürliche Stoffe» können Ungeborene schädigen



Pflanzliche Stoffe, welche Schwangere über ihre Nahrung aufnehmen, werden
von der Darmflora in chemische Substanzen zerlegt, welche teilweise die
Plazentaschranke durchqueren und in den Fötus gelangen. Diese
körperfremden Stoffe können dem Ungeborenen schaden, auch wenn sie
«natürlichen Ursprungs» sind. Forschende des Department for BioMedical
Research (DBMR) der Universität Bern und Inselspital, Universitätsspital
Bern, warnen daher davor, die Einwirkung solcher Stoffe zu unterschätzen.

Alle Säugetiere und so auch wir Menschen sind von Milliarden von Mikroben
besiedelt, welche vor allem in unserem Darm leben, welche aber auch in den
Atemwegen, auf der Haut und im Urogenitaltrakt zu finden sind. In der
Forschungsgruppe Gastroenterologie des Department for BioMedical Reserarch
(DBMR) der Universität Bern und am Inselspital, Universitässpital Bern,
untersuchen Stephanie Ganal-Vonarburg und Andrew Macpherson das
Zusammenspiel dieser gutartigen Darmmikroben mit dem Wirtsorganismus.

Schon lange ist der positive Einfluss bekannt, den die Darmflora auf unser
Immunsystem hat. Bereits die mütterliche Darmflora hat einen Einfluss auf
die Entwicklung des kindlichen Immunsystems im Mutterleib sowie direkt
nach der Geburt. In einem im Fachjournal «Science» publizierten
Übersichtsartikel haben Stephanie Ganal-Vonarburg und Andrew Macpherson
die aktuellsten Kenntnisse darüber zusammengetragen, inwieweit die
mütterliche Darmflora bei der Entstehung des kindlichen Immunsystems
mitwirkt. Sie fanden auch Hinweise darauf, dass die Wirkung pflanzlicher
Stoffe, welche Schwangere über die Ernährung aufnehmen, in der Forschung
bislang unterschätzt wurde und ein potenzielles Risiko für das Ungeborene
darstellt.

Plazenta bietet nur partiellen Schutz

Schon lange geht die Forschung davon aus, dass der sich entwickelnde
Embryo und Fötus komplett steril, das heisst in der Abwesenheit von
besiedelnden Mikroben, heranwächst und dass die Besiedlung erst zum
Zeitpunkt der Geburt stattfindet. «Allerdings ist der Fötus trotz allem
nicht vor mikrobiellen Stoffwechselprodukten, die von der Darmflora der
Mutter abstammen, geschützt», sagt Ganal-Vonarburg. Die Plazenta bietet
hier nur einen partiellen Schutz und der Kontakt mit mikrobiellen
Substanzen führt bereits im Mutterleib zur Reifung des kindlichen
angeborenen Immunsystems. Dies konnten vorherige Studien der Gruppe um
Ganal-Vonarburg und Macpherson bereits zeigen.

«Es ist üblich, dass Schwangere Medikamente nur unter Vorsicht und nach
Absprache mit ihrem Arzt einnehmen, da viele Medikament die Plazenta
überqueren und die Entwicklung des Kindes stören können. Viel weniger ist
allerdings darüber bekannt, welche natürlich vorkommenden Stoffe in der
Nahrung auf das ungeborene Kind übergehen können und inwieweit dies
förderlich oder schädlich für die Entwicklung des kindlichen Immunsystems
sein kann», erklärt Ganal-Vonarburg.

Vorsicht bei pflanzlichen Stoffen geboten

Sie hat nun mit Andrew Macpherson aktuelle Forschungsresultate
zusammengetragen und Hinweise darauf gefunden, dass Stoffwechselprodukte
aus der Nahrung nicht nur direkt, sondern oft erst nach Verstoffwechselung
durch die Darmflora in den mütterlichen Organismus und so auch in den sich
entwickelnden Fötus gelangen können. Dies gilt auch für die Einnahme von
pflanzlichen Produkten, beispielsweise Superfoods, die gerade in der
Schwangerschaft als besonders gesund gelten, wie etwa Goji-Beeren oder
Chia-Samen: «Obwohl es sich bei pflanzlichen Produkten um «natürliche»
Stoffe handelt, sind es immer noch sogenannte xenobiotische, also
körperfremde Substanzen, mit denen sehr vorsichtig umgegangen werden
sollte», sagt Macpherson. «Gerade wenn Schwangere Produkte auf
pflanzlicher Basis in grossen Mengen einnehmen».

Ganal-Vonarburg und Macpherson empfehlen, dass zukünftige Studien
untersuchen sollten, wie und welche Substanzen sich förderlich oder
negativ auf die Entwicklung des Ungeborenen auswirken und welchen Einfluss
Unterschiede in der mütterlichen Darmflora auf diesen Prozess haben
können.

Wie unser Immunsystem entsteht

Sobald das Neugeborene den Geburtskanal der Mutter durchquert, beginnt die
Besiedlung seiner Körperoberflächen mit der gutartigen Flora. Im Laufe der
ersten Jahre reift diese zu einer komplexen Gemeinschaft an Mikroben
heran. Äussere Einflüsse, wie Entbindung (Spontangeburt, Kaiserschnitt),
sowie Ernährung (Stillen oder Flaschennahrung) beeinflussen diesen Vorgang
langfristig. Parallel hierzu entwickelt sich das kindliche Immunsystem. Es
gilt heute als belegt, dass bestimmte mikrobielle Stimuli in dieser frühen
Zeit das Immunsystem lebenslang prägen.


Originalpublikation:

Stephanie C. Ganal-Vonarburg, Mathias W. Hornef, Andrew J. Macpherson:

Microbial-host molecular exchange and its functional consequences in early
mammalian life. 

Science, 8. Mai 2020

https://science.sciencemag.org/content/368/6491/604

Weitere Informationen finden Sie unter

https://tinyurl.com/PflanzlicheStoffeUngeborenes

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79986

Medienmitteilung als PDF
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ETHIK/1325: COVID-19 - Entscheidungskriterien für die Verteilung knapper Ressourcen (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 5, Mai 2020

Ethik

Mit Aussicht auf Erfolg

von Dirk Schnack



Konsistent, fair, medizinisch und ethisch gut begründet - so sollen
Entscheidungen über knappe Ressourcen getroffen werden.


Wer kann gerettet werden, wer muss nachrangig behandelt werden?
Zu einer solchen Entscheidung sind Ärzte in Deutschland in der
Corona-Krise bislang nicht gezwungen worden. Das Infektionsgeschehen
konnte zunächst so weit eingedämmt werden, dass die Ressourcen
ausreichten und kein Patient wegen ausgelasteter Kapazitäten auf eine
intensivmedizinische Behandlung warten musste. Berichte aus anderen
westeuropäischen Ländern und den USA zeigten im April, wie wenig
selbstverständlich das selbst für vergleichsweise hoch entwickelte
Gesundheitssysteme war.

"In dieser Krise ungekannten Ausmaßes können wir uns glücklich
schätzen, so große Solidaritätsressourcen in unserer Gesellschaft zu
besitzen. Wir müssen aber ehrlich sein: Auch mit diesen Ressourcen
gilt es sorgsam umzugehen und Spannungen zwischen unterschiedlichen
Ansprüchen bedürftiger Gruppen fair auszuhandeln", sagte der damalige
Vorsitzende des Deutschen Ethikrates, Prof. Peter Dabrock. Für ihn war
es im April der "wesentliche Orientierungspunkt für die nahe Zukunft",
Triage-Situationen zu vermeiden, in denen Ärzte entscheiden müssten,
wer eine intensivmedizinische Behandlung erhält und wer nachrangig
behandelt werden muss - und wessen Leben damit unter Umständen nicht
mehr gerettet werden kann.

Die ausreichenden Kapazitäten ersparten solche Entscheidungen, die aus
Sicht des Ethikrates weder einzelne Ärzte, noch der Staat treffen
dürften. "Der Staat darf menschliches Leben nicht bewerten und deshalb
auch nicht vorschreiben, welches Leben in einer Konfliktsituation zu
retten ist. Die Verantwortung, in solchen dilemmatischen Situationen
katastrophaler Knappheit medizinischer Ressourcen über Leben und Tod
zu entscheiden, sollte aber auch keinesfalls allein den einzelnen
Ärzten aufgebürdet werden", hieß es. Also braucht es einheitliche
Handlungsmaximen für den klinischen Ernstfall, die der Ethikrat "nach
wohlüberlegten, begründeten und transparenten Kriterien" fordert. In
diesem Zusammenhang verwies er auf erste Empfehlungen von
medizinischen Fachgesellschaften und von der Akademie für Ethik in der
Medizin.

Wie sehen diese Kriterien aus? Eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe
dieser Gesellschaften stellte klar, dass etwa das Alter für sie kein
singuläres Kriterium sein kann. Für die Zuteilung von Ressourcen dürfe
allein die Erfolgsaussicht für das Überleben eine Rolle spielen,
machte die Gesellschaft deutlich. Damit diese Entscheidungen
konsistent, fair sowie medizinisch und ethisch gut begründet getroffen
werden können, muss aus DIVI-Sicht vorab ein Verfahren der
Entscheidungsfindung mit klar geregelten Verantwortlichkeiten
definiert sein. Die Entscheidungen sollten nach dem Mehraugen-Prinzip
und unter Beteiligung von möglichst zwei intensivmedizinisch
erfahrenen Ärzten, einem Vertreter der Pflege und ggf. weiteren
Fachvertretern getroffen werden. Nach Möglichkeit sollten die
Entscheidungen im Konsens getroffen werden und gegenüber Patienten und
Angehörigen transparent kommuniziert werden.

Was führt in der Regel zu einer schlechten Erfolgsaussicht? Hierzu
nennt DIVI folgende Kriterien:

- Aktuelle Erkrankung: Schweregrad der führenden Erkrankung,
begleitend akutes Organversagen (z. B. anhand des SOFA-Score ermittelt),
prognostische Marker für COVID-19-Patienten

- Komorbiditäten: Vorhandensein einzelner schwerer Komorbiditäten,
wenn diese in ihrer Schwere oder Kombination die
Überlebenswahrscheinlichkeit bei einer Intensivtherapie erheblich
verringern, z. B. mit deutlicher Einschränkung der Prognose (siehe
Ontario-Protokoll): Chronische Organversagen (z. B. dialysepflichtige
Niereninsuffizienz), schwere Organ-Dysfunktion mit prognostisch
eingeschränkter Lebenserwartung, weit fortgeschrittene generalisierte
neurologische Erkrankungen, weit fortgeschrittene Krebserkrankung,
schwere und irreversible Immunschwäche, Multimorbidität

- Allgemeiner Gesundheitsstatus: Gebrechlichkeit (z. B. mit der Clinical Frailty Scale)

Wie sind nun die Krankenhäuser in Schleswig-Holstein für solche
ethischen Fragen aufgestellt? Laut Dr. Annette Rogge, Oberärztin
Klinische Ethik am UKSH in Kiel und Mit-Autorin des DIVI-Papiers,
halten viele Einrichtungen im schleswig-holsteinischen
Gesundheitswesen Strukturen der klinischen Ethikberatung bereit und
nutzen sie erfolgreich. Zwischen ihnen findet regional und bundesweit
ein verstärkter und regelmäßiger Austausch statt, um solche Probleme
zu diskutieren und Lösungsstrategien gemeinsam zu entwickeln. "Noch
sind wir in Deutschland in der relativ glücklichen Situation, für
Diskussion und Reaktion mehr Zeit zu haben als andere Länder. Ich
erlebe gerade, dass wir dies sehr konstruktiv nutzen, um uns gut
aufzustellen", sagt Rogge.

Nach ihrer Beobachtung bekommen medizinethische Prinzipien, die Ärzte
seit Jahrzenten nutzen, jetzt eine deutlich zugespitzte praktische
Relevanz und müssen auf die veränderte Situation angewandt werden.
"Insbesondere Gerechtigkeitsfragen beschäftigen uns jetzt ganz
verstärkt: Welche Untersuchungen und Eingriffe sind verschiebbar? Die
Triage von Intensivkapazitäten wird intensiv diskutiert, auch wenn ich
sehr hoffe, dass Situationen, wie sie z. B. aus Italien berichtet
werden, für Deutschland nie real werden. Wie viel Unterstützung können
und sollten wir innerhalb von Europa anbieten? Wie können wir in
Versorgung und Forschung auch anderen Patienten noch gerecht werden?"

Die Verankerung ethischer Fragen in pandemischen Situationen war in
der ärztlichen Ausbildung bislang nicht nur nach Erfahrungen Rogges
alles andere als ein Schwerpunkt. "Wahrscheinlich wäre ich noch im
vergangenen Semester dafür auch für fehlende Praxisrelevanz kritisiert
worden", vermutet Rogge. Nun hat sich das gewandelt: Die jetzt
auftretenden moralischen Fragestellungen werden ins Curriculum
aufgenommen und nach Rogges Hoffnung dort auch verbleiben, denn:
"Leider wird das niemand mehr für Deutschland als realitätsferne
Diskussion abtun."

Rogge berichtet, dass das moralische Konfliktpotenzial - hervorgerufen
vom vielerorts notwendigen Perspektivwechsel von einer vorrangig auf
das individuelle Patientenwohl gerichteten hin zu einer stark
populationszentrierten Versorgung - alle im Gesundheitswesen Tätigen
belastet. Eine wichtige Rolle dabei spielt Moral distress. "Dieser
tritt jetzt verstärkt auf, weil wir Ärzte eigentlich wissen, wie wir
moralisch richtig handeln sollten, aber durch äußere Umstände daran
gehindert werden es auch zu tun." Als Beispiel nennt sie die aus
infektiologischer Sicht notwendige Einschränkung von
Angehörigenbesuchen. Allen Patienten und insbesondere Sterbenden
wünscht man, dass alle ihnen wichtigen Personen bei ihnen sein können
- was vor der Pandemie niemand in Frage gestellt hätte. "Jetzt müssen
wir plötzlich abwägen zwischen dem berechtigten Wunsch des
individuellen Patienten und dem Infektionsschutz für viele. Das müssen
wir dann auch noch kommunizieren, durchsetzen und die daraus folgende
Situation auf Station gemeinsam aushalten. Insbesondere
Berufsanfänger, Studierende im PJ und Medizinstudierende sollten
hierfür Unterstützung erfahren", appelliert Rogge.

Die Unterstützung für die Entscheidung in ethischen Fragen sollte nach
Ansicht von Dr. Henrik Herrmann vertieft werden. Der Präsident der
Ärztekammer Schleswig-Holstein spricht sich u. a. für mehr Angebote in
der Akademie der Ärztekammer aus. Herrmann hat an einer
Orientierungshilfe der Bundesärztekammer zur Allokation medizinischer
Ressourcen während der SARS-CoV-2-Pandemie im Falle eines
Kapazitätsmangels mitgewirkt. Als oberstes Gebot gilt der BÄK, dass in
Deutschland alle Anstrengungen unternommen werden müssen, um die
benötigten Ressourcen bedarfsgerecht auszubauen. "Dies ist bisher
gelungen", stellte die BÄK Ende April fest, aber auch: "Dennoch kann
nicht ausgeschlossen werden, dass zukünftig bei zusätzlicher
Beanspruchung des Gesundheitswesens durch COVID-19-Kranke eine
Situation knapper (intensiv)medizinischer Ressourcen entsteht, zumal
auch zunächst aufgeschobene medizinische Maßnahmen in absehbarer Zeit
durchgeführt werden müssen oder dringlich werden."

Für diese Situation hat die Bundesärztekammer Handlungsgrundlagen als
Orientierungshilfe formuliert, die zunächst klarstellen, dass auch in
Pandemiezeiten das Selbstverständnis des ärztlichen Berufs gilt. Als
handlungsleitend sind beispielhaft die folgenden Grundsätze aus den
ärztlichen Berufsordnungen genannt:

- "Aufgabe der Ärztinnen und Ärzte ist es, das Leben zu erhalten, die
Gesundheit zu schützen und wiederherzustellen, Leiden zu lindern,
Sterbenden Beistand zu leisten" (aus § 1 Muster-Berufsordnung).

- "Jede medizinische Behandlung hat unter Wahrung der Menschenwürde
und unter Achtung der Persönlichkeit, des Willens und der Rechte der
Patientinnen und Patienten, insbesondere des Selbstbestimmungsrechts,
zu erfolgen. Das Recht der Patientinnen und Patienten, empfohlene
Untersuchungs- und Behandlungsmaßnahmen abzulehnen, ist zu
respektieren" (aus § 7 der Muster-Berufsordnung).

- "Ärztinnen und Ärzte üben ihren Beruf nach ihrem Gewissen, den
Geboten der ärztlichen Ethik und der Menschlichkeit aus. Eine
gewissenhafte Ausübung des Berufs erfordert insbesondere die
notwendige fachliche Qualifikation und die Beachtung des anerkannten
Standes der medizinischen Erkenntnisse. Ärztinnen und Ärzte dürfen
hinsichtlich ihrer ärztlichen Entscheidungen keine Weisungen von
Nichtärzten entgegennehmen" (aus § 2 der Muster-Berufsordnung).

Wenn Ärzte in Konfliktsituationen z. B. bei nicht ausreichenden
intensivmedizinischen Behandlungsmöglichkeiten geraten, in der eine
Entscheidung zwischen zwei oder mehreren Menschen unausweichlich ist,
müsse diese nachvollziehbar und auf der Grundlage des aktuellen
Standes der medizinischen Erkenntnisse begründet und auch dokumentiert
werden, fordert die BÄK. In einem solchen Fall komme hinsichtlich der
strafrechtlichen Beurteilung als Rechtfertigungsgrund vor allem die so
genannte rechtfertigende Pflichtenkollision in Betracht. Auch handeln
Ärzte nach Überzeugung der Bundesärztekammer rechtmäßig, wenn sie in
einer Situation existentieller Knappheit unter sorgfältiger
Berücksichtigung der Berufsordnung und des aktuellen Standes der
medizinischen Erkenntnisse einzelfallbezogene Entscheidungen über die
Allokation (intensiv) medizinischer Ressourcen treffen. Dabei sollen
die nachfolgenden Grundsätze besonders beachtet werden.

Autonomie und Selbstbestimmung des Patienten müssen gewahrt
bleiben. 

Es dürfen nur Behandlungen empfohlen werden, für die eine medizinische
Indikation besteht. Empfehlungen und Entscheidungen müssen so weit wie
möglich transparent gemacht und begründet werden. Der Respekt vor der
Autonomie und der Würde der Patienten ist eine der ersten
Selbstverpflichtungen im ärztlichen Gelöbnis. Die Empfehlung zur
Formulierung entsprechender Willenserklärungen (z. B.
Patientenverfügungen, ärztliche Notfallanordnung) im Vorfeld einer
Erkrankung oder in einer frühen Erkrankungsphase ist gerade auch im
Zusammenhang der SARS-CoV-2-Pandemie von großer Bedeutung. Die
gemeinsame Entscheidungsfindung über medizinische Maßnahmen darf nicht
auf die Intensivmedizin oder den stationären Sektor begrenzt werden.
Der ambulanten Versorgung kommt mit Blick auf die Abwendung einer
kritischen Versorgungslage und mit Blick auf die Wahrung der
Patientenautonomie eine Schlüsselrolle zu. Eine frühzeitige Ermittlung
und Dokumentation der Patientenpräferenzen (idealerweise
Vorsorgevollmacht mit Patientenverfügung) sollte bereits im
präklinischen Bereich erfolgen, nicht zuletzt damit auch im Falle
einer (dann) fehlenden Einwilligungsfähigkeit nur diejenigen Patienten
stationär aufgenommen werden, die eine Krankenhausbehandlung mit
möglicher Intensivmedizinischer Therapie wünschen.


Kein Menschenleben ist mehr wert als ein anderes. Es gilt der
Grundsatz der Gleichbehandlung.

Daher verbieten sich Benachteiligungen aufgrund von Alter, Geschlecht,
Nationalität, Behinderung oder sozialem Status. Auch medizinisch
geprägte Kategorisierungen (z. B. Demenz, andere chronische
Erkrankungen) dürfen nicht zu einem pauschalen Ausschluss von
erforderlichen Behandlungen führen. Es sind stets einzelfallbezogene
Entscheidungen nach dem Prinzip der Gerechtigkeit auf der Basis von
fairen, transparenten sowie ethisch und medizinisch-fachlich
begründeten Kriterien geboten. Entscheidungen dürfen nicht
schematisiert oder anhand von starren Algorithmen getroffen werden.
Die Indikation zu medizinischen Maßnahmen richtet sich nach dem
üblichen klinischen Vorgehen. Nach den Prinzipien des Wohltuns
(Benefizienz) und Nichtschadens ist zu prüfen, ob eine medizinische
Behandlung eine realistische Erfolgsaussicht hat und sich ein vom
Patienten gewolltes Behandlungsziel erreichen lässt.
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VORAUSSETZUNG FÜR EINE SORGFÄLTIGE ENTSCHEIDUNGSFINDUNG


Um einen existenziellen Mangel bei der Versorgung lebensbedrohlich
erkrankter Menschen zu vermeiden, müssen Ressourcen durch verbesserte
Kooperation optimal ausgenutzt werden, fordert die Bundesärztekammer.
Eine intensive Netzwerkbildung mit guter Zusammenarbeit zwischen
ambulantem und stationärem Bereich sowie mit dem ÖGD können eine
Überschreitung der Behandlungskapazitäten verhindern helfen. Neben der
Information über freie Behandlungsplätze in anderen Kliniken müssten
die Kapazitäten für die Verlegung von intensivpflichtigen Patienten
bedarfsgerecht ausgebaut werden. Um im Falle eines existenziellen
Mangels verantwortungsbewusste Entscheidungen treffen zu können,
müssten von der Klinikleitung und vom letztverantwortlichen
Entscheidungsträger folgende grundlegende Leitfragen beantwortet
werden.


Entscheidungswege und Verantwortlichkeiten innerhalb der stationären
Einrichtung (Aufgabe der Klinikleitung)


1. Sind Organisation und Ablaufprozesse der stationären
Patientenaufnahme inkl. der klinikinternen Zuteilung festgelegt?


2. Haben sich Klinik und niedergelassene Ärzte über die
Einweisungsmodalitäten und die Möglichkeiten einer kurzfristigen
Abstimmung im Einzelfall verständigt und sind die entscheidenden
Ansprechpartner bekannt?


3. Liegen in der Aufnahmestation der Klinik alle erforderlichen
Informationen zur Entscheidungsfindung vor (Festlegungen zum
Patientenwillen, Anamnese, Vorbefunde, medizinische Befunde)?


4. Sind Verantwortlichkeiten für organisatorische und medizinische
Fragen sowie Entscheidungen festgelegt? Das betrifft die stationäre
Aufnahme und Entscheidungen im Behandlungsverlauf. Ist hierzu die
Beratung im interprofessionellen Team definiert?


5. Besteht die Möglichkeit der zeitnahen Einbeziehung eines Ethik-Komitees?


6. Sind Kriterien für die Entscheidungsfindung beschrieben (Indikation, Patientenwille, Erfolgsaussichten)?


7. Ist festgelegt, wer getroffene Entscheidungen gegenüber Patienten
und Angehörigen transparent macht?


8. Sind diese Festlegungen und Prozeduren in einer klinikinternen SOP
schriftlich niedergelegt und allen Mitarbeitern zugänglich und bekannt
gemacht? Sind die Empfehlungen der medizinisch-wissenschaftlichen
Fachgesellschaften verfügbar und bekannt?


Bei der Entscheidung im Einzelfall vom Letztverantwortlichen zu
klärende Fragen


1. Liegen alle entscheidenden Informationen zum Patientenwillen sowie
zu den medizinischen Befunden vor?


2. Sind die Empfehlungen der medizinisch-wissenschaftlichen

Fachgesellschaften berücksichtigt?


3. Ist die Möglichkeit einer Verlegung geprüft?


4. Sind die Beratungsergebnisse des interprofessionellen Teams sowie
ggf. eines Ethikkomitees in die Entscheidungsfindung mit eingeflossen?


5. Ist sichergestellt, dass die Entscheidung nicht allein aufgrund der
Zugehörigkeit des Patienten zu einer bestimmten Gruppe (z. B. Alter,
soziale Kriterien, Behinderung) getroffen wird?


6. Ist sichergestellt, dass Entscheidung nicht schematisiert, sondern
einzelfallbezogen erfolgt?

Ende Texteinschub


Algorithmen oder Checklisten z. B. können grundlegende ethische
oder medizinische Prinzipien verdeutlichen. Sie können aber die
Entscheidung im jeweiligen Einzelfall nicht vorwegnehmen oder
ersetzen. Kein Arzt darf mit Priorisierungsentscheidungen bei
fehlenden ausreichenden Ressourcen allein gelassen werden. Für die
individuelle Einschätzung von Indikation und Erfolgsaussicht ist eine
Beratung im interdisziplinären und interprofessionellen Team wichtig
und nach Möglichkeit durchzuführen. Sofern möglich, sollen auch
telemedizinische Konsultationen bei Bedarf erwogen werden. So kann
zudem die Transparenz der Entscheidung für Patienten und Angehörige
verdeutlicht werden. Dieser Entscheidungsprozess muss unter der
Leitung und Verantwortung erfahrener Ärzte stehen. Die ärztliche
Letztverantwortung und Dokumentation der Entscheidung muss festgelegt
sein. Wann immer möglich, sollten klinische Ethik-Komitees oder ein
anderes, z. B. bei der Landesärztekammer eingerichtetes Ethik-Komitee
zeitnah in die Entscheidungsfindung einbezogen werden. In einer
Priorisierungssituation wegen überlastender Inanspruchnahme begrenzter
Ressourcen wird dies meist nicht möglich sein. Deshalb ist es wichtig,
Ärzte anhand der bestehenden Empfehlungen auf eine solche Situation im
Vorfeld vorzubereiten. Hierzu können Leitfragen helfen.

Das bedeutet: Für die BÄK sind die medizinische Indikation, der
Patientenwille und die klinischen Erfolgsaussichten zentrale
Kritierien für Entscheidungen unter Ressourcenknappheit. Wenn
Priorisierungsentscheidungen erforderlich sind, müssen grundsätzlich
alle Patienten, die Behandlungsbedarf haben, einbezogen werden -
unabhängig davon, ob ihr Bedarf auf eine infektiöse Erkrankung oder
eine andere (intensiv)medizinisch behandlungsbedürftige Krankheit
zurückgeht. Reichen die Ressourcen nicht aus, sollen diese so
eingesetzt werden, dass die Erfolgsaussicht mit Blick auf ein
Überleben und auf die Gesamtprognose möglichst groß ist und die
meisten Menschenleben gerettet werden können. Die BÄK stellt klar:
"Solche Entscheidungen sind nur unter existenzieller Knappheit
gerechtfertigt. Wesentlich ist, dass die Perspektive von
Erfolgsaussichten zeitlich und inhaltlich nicht so weit über den
unmittelbaren Behandlungskontext hinaus ausgeweitet wird, dass sich
daraus ein pauschaler Ausschluss bestimmter Patientengruppen ergibt.
Dieses Risiko wächst, wenn Wertungen zur mittel- und langfristigen
Lebensqualität vorgenommen werden, es sei denn, eine erwartete
Einschränkung der Lebensqualität entspricht nicht dem
Patientenwillen."

In konkreten Priorisierungssituationen fordert die BÄK eine
medizinisch-fachliche Abwägung, die sowohl die Bedürfnisse und
Erfolgsaussicht für den einen Patienten im Blick hat, als auch die
Perspektive der um dieselbe Ressource konkurrierenden Patienten.
Hierfür bieten aus BÄK-Sicht die aktuellen Stellungnahmen der
medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften eine wichtige Hilfe
- u. a. die DIVI-Empfehlungen, aber auch die der DEGAM und die
Leitlinienwebsite der AWMF.

Die Indikation zur Fortführung einer Intensiv- und/oder
Beatmungstherapie im Behandlungsverlauf ist immer wieder kritisch zu
überprüfen.

Es ist zu allen Zeiten unärztlich, stellt die BÄK klar, eine
intensivmedizinische Therapie unter Einsatz aller lebenserhaltenden
Maßnahmen fortzuführen, wenn damit nach ärztlichem Ermessen kein
Behandlungserfolg mehr verbunden sein kann oder diese nicht (mehr) dem
Patientenwillen entspricht. Aus Sicht der Bundesärztekammer muss auch
die Entscheidung über die Fortführung einer Intensiv- oder
Beatmungstherapie immer eine Einzelfallentscheidung nach den o.g.
Grundsätzen sein. Auch hier seien die Leitlinien und Empfehlungen der
medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften für die Ermittlung
des jeweils aktuellen Standes der medizinisch-wissenschaftlichen
Erkenntnis hilfreich und zu beachten. Auch eine Therapiezieländerung
sollte im Behandlungsteam interdisziplinär und interprofessionell
besprochen werden und muss ärztlich verantwortet und dokumentiert
werden. Im Falle einer Priorisierungsentscheidung bei nicht
ausreichenden Ressourcen unterliegt diese den oben dafür dargestellten
Grundsätzen.

Palliativmedizin und psycho-soziale Betreuung dürfen nicht
vernachlässigt werden. 

Vielmehr ist darauf zu achten, dass für die bedarfsgerechte,
ganzheitliche und leitlinienkonforme Behandlung aller Patienten,
insbesondere der chronisch Kranken und auch der palliativmedizinisch
behandelten Patienten sowohl stationär als auch ambulant ebenso
ausreichende Ressourcen vorhanden sein müssen.
Priorisierungsentscheidungen dürfen diese Patientengruppe nicht
einseitig benachteiligen. Patienten und Angehörigen muss im Falle des
nahen Todes soweit irgend möglich der Kontakt zueinander ermöglicht
werden. Die ambulante medizinische Versorgung muss - ggf. mit
Priorisierungentscheidungen - wohnortnah erfolgen. Bei der
spezialisierten stationären Behandlung und hier insbesondere der
intensivmedizinischen Behandlung müssen bei knappen Ressourcen auch
überregional und deutschlandweit freie Kapazitäten für die
Allokations- und Priorisierungsentscheidung ermittelt und beachtet
werden.

Klar ist für die BÄK auch, dass Ärzte Gewissheit brauchen, dass sie
sich keinen rechtlichen Risiken aussetzen, wenn sie in extrem
schwierigen Situationen unter Berücksichtigung der beschriebenen
Kriterien Entscheidungen zur priorisierten Allokation medizinischer
Ressourcen treffen.

Die Corona-Pandemie hat aber noch weitere ethische Konflikte
offenbart: So sollen etwa die Leistungsfähigkeit des
Gesundheitssystems gesichert und zugleich die damit einhergehenden
Einschränkungen für die Bevölkerung gering gehalten werden. Um solche
Balanceakte zu bewältigen, sind ständige Abwägungen erforderlich. Wie
schwer diese im Einzelfall fallen können, machte der Deutsche Ethikrat
deutlich. Bei der Suche nach Antworten spielen neben der
Inanspruchnahme von Ressourcen Grundprinzipien wie Solidarität und
Verantwortung tragende Rollen. Klar ist für den Ethikrat, dass die mit
der Krise entstehenden ethischen Fragen gesamtgesellschaftlich gelöst
und die dafür erforderlichen Entscheidungen von der Politik gefällt
werden müssen. "Es widerspräche dem Grundgedanken demokratischer
Legitimation, politische Entscheidungen an die Wissenschaft zu
delegieren und von ihr eindeutige Handlungsanweisungen für das
politische System zu verlangen. Gerade schmerzhafte Entscheidungen
müssen von den Organen getroffen werden, die hierfür durch das Volk
mandatiert sind und dementsprechend auch in politischer Verantwortung
stehen. Die Corona-Krise ist die Stunde der demokratisch legitimierten
Politik", so der Ethikrat.

Anfang Texteinschub

Experten


Dem von Schleswig-Holsteins Ministerpräsident Daniel Günther (CDU)
einberufenen Expertenkreis gehören Prof. Klaus Rabe (Ärztlicher
Direktor der Lungenklinik Großhansdorf), Prof. Jan Rupp (Direktor der
Klinik für Infektiologie und Mikrobiologie des UKSH, Lübeck), Prof.
Philipp Rosenstiel (Direktor des Instituts für Klinische
Molekularbiologie des UKSH, Kiel), Prof. Kamila Jauch-Chara
(Direktorin der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie des UKSH,
Kiel), Prof. Helmut Fickenscher (Direktor des Instituts für
Infektionsmedizin des UKSH) an, aber auch Prof. Gabriel Felbermayr
(Präsident des Instituts für Weltwirtschaft), Frank Roselieb (Institut
für Krisenforschung) und Uta Fölster, Präsidentin des
Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts.

Ende Texteinschub


Auf Bundes- und Landesebene haben Politiker für diese
Entscheidungen unterschiedlich zusammengesetzte Expertengremien
einberufen. "Wir möchten und wollen Sie hören, um im Kreis der
Landesregierung offen darüber diskutieren zu können, was wir der
Bevölkerung Schleswig-Holsteins nach dem 19. April weiter zumuten
müssen und an welcher Stelle getroffene Maßnahmen überdacht oder
gegebenenfalls verändert werden können", sagte Schleswig-Holsteins
Ministerpräsident Daniel Günther (CDU) zum Auftakt der Beratungen der
von ihm einberufenen Expertenrunde. Dies habe vor dem Hintergrund
einer dynamischen und sich stets veränderten Situation zu erfolgen.
"Die ausstehenden schwierigen Entscheidungen müssen plausibel und
nachvollziehbar sein und den Gesundheitsschutz der Bevölkerung stets
in den Mittelpunkt stellen", sagte Landesgesundheitsminister Dr. rer.
pol. Heiner Garg (FDP) vor den Beratungen.

In Zusammenhang mit freiheitsbeschränkenden Infektionsschutzmaßnahmen
riet der Deutsche Ethikrat, diese "fortlaufend kritisch zu
evaluieren". Die Frage, unter welchen Voraussetzungen und auf welche
Weise eine geordnete Rückkehr zu einem einigermaßen "normalen"
gesellschaftlichen und privaten Leben sowie zu regulären
wirtschaftlichen Aktivitäten erfolgen kann, trieb auch den Ethikrat
um. Die von dem Gremium empfohlenen Einzelmaßnahmen reichen vom
Aufstocken der Kapazitäten über die Einführung eines flächendeckenden
Systems zur Erfassung und optimierten Nutzung von Intensivkapazitäten
bis zur Förderung von Forschung an Impfstoffen und Therapeutika sowie
zu Strategien zur politischen Entscheidungsfindung im Zusammenhang mit
Covid-19.


Info

- Die Ad-hoc-Empfehlung des Deutschen Ethikrates zur Corona-Krise
finden Sie auf der Website des Gremiums unter: 

www.ethikrat.org/pressekonferenzen/der-deutsche-ethikrat-zur-corona-krise/

- Die klinisch-ethischen Empfehlungen der Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin finden Sie unter: 

www.divi.de/empfehlungen/publikationen/covid-19/1549-entscheidungen-ueber-die-zuteilung-intensivmedizinischer-ressourcen-im-kontext-der-covid-19-pandemie-klinisch-ethische-empfehlungen/file



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Dr. Annette Rogge, Oberärztin Klinische Ethik am UKSH in Kiel und
Mit-Autorin des DIVI-Papiers, beobachtet in Deutschland derzeit eine
rege Diskussion über ethische Fragen: "Noch sind wir in Deutschland in
der relativ glücklichen Situation, für Diskussion und Reaktion mehr
Zeit zu haben als andere Länder. Ich erlebe gerade, dass wir dies sehr
konstruktiv nutzen, um uns gut aufzustellen."

- Ein Patient unter Beatmung auf einer Intensivstation. Bislang
reichten die in Deutschland bestehenden und kurzfristig aufgestockten
Kapazitäten aus, um alle Patienten zu versorgen. Auch Menschen aus
benachbarten Ländern konnte in Deutschland geholfen werden.

- Wie finden Ärzte zu einer Entscheidung, wenn die zur Verfügung
stehenden Ressorucen in der Intensivmedizin nicht ausreichen? Ärzte
dürfen mit dieser Entscheidung nicht alleingelassen werden, mahnt die
Bundesärztekammer. Sie erinnert Politik, Gesellschaft,
Selbstverwaltung und Angehörige aller Gesundheitsberufe an die Pflicht
alles zu tun, um in Pandemiezeiten existenzielle Knappheit nicht
aufkommen zu lassen. Ärzten bietet die BÄK eine Orientierungshilfe zur
Allokation medizinischer Ressourcen in Pandemiezeiten.

- Mediziner beraten 

Ethische Fragestellungen standen in ärztlichen Diskussionen in der
Vergangenheit nicht immer im Vordergrund. Durch Corona hat sich das
geändert: Die Triage von Intensivkapazitäten wurden in den vergangenen
Wochen intensiv diskutiert. Die Bundesärztekammer und medizinische
Fachgesellschaften haben sich dem Thema genauso gewidmet wie der
Deutsche Ethikrat. Ärzte sind auch in Expertenbeiräten zur
Entscheidungsfindung von Politikern eingebunden.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202005/h20054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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FORSCHUNG/4188: Neuartiges Röntgenkontrastmittel macht Blutgefässe einfacher und präziser sichtbar (idw)


Universität Zürich - 26.05.2020

Blutgefässe einfacher und präziser sichtbar machen



Forschende der Universität Zürich haben ein neues Röntgenkontrastmittel
entwickelt, das sich einfacher als bisherige anwenden lässt. Das
Kontrastmittel gelangt zuverlässiger in alle Blutgefässe und ermöglicht so
die präzise Bildgebung. Das hilft, die Anzahl der Versuchstiere zu
reduzieren.

Verschiedene Krankheiten bei Mensch und Tier - etwa Tumoren, Schlaganfälle
oder chronische Niereninsuffizienz - schädigen die Blutgefässe. Betroffen
sind insbesondere die Kapillaren, die kleinsten Blutgefässe, die überall
im Körper feine Netzwerke bilden. Sie ermöglichen dank ihrer grossen
Oberfläche den Sauerstoffaustausch zwischen dem Blut und umliegendem
Gewebe, zum Beispiel in den Muskeln beim Sport oder im Hirn beim Denken.

Räumliche Anordnung von Blutgefässen sichtbar machen

Für die Diagnose und Therapie von Herz-Kreislauf- und anderen Erkrankungen
ist es wichtig, den dreidimensionalen Verlauf der Blutgefässe genau zu
kennen. Auch in der Grundlagenwissenschaft ist die Kenntnis der exakten
Anatomie der Kapillaren in Organen von Mensch und Tier entscheidend, um
blutgefässschädigende Krankheiten zu erforschen und neue Therapien zu
prüfen. Forschende der Universität Zürich (UZH), des Nationalen
Forschungsschwerpunkts Kidney.CH und des Biomaterials Science Centers der
Universität Basel haben nun ein neuartiges Röntgenkontrastmittel namens
«XlinCA» entwickelt, mit dem die kleinsten Blutgefässe mit einem
Computertomografen viel präziser als bisher sichtbar gemacht werden
können.

Bisherige Verfahren funktionieren oft nicht

Die bislang verwendeten Kontrastmittel werden jeweils härtenden
Plastikharzen beigemengt, bevor sie in die Blutgefässe von euthanasierten
Tieren injiziert werden. Allerdings ist es ausgesprochen schwierig, die
feinen Kapillaren in diversen Organen vollständig mit den zähflüssigen
Harzen zu füllen. «Ohne jahrelange Erfahrung mit der richtigen
Injektionstechnik sind die Kapillaren oft nicht oder nur teilweise
gefüllt. Bis zu einem Viertel der resultierenden Bilder sind deswegen
unbrauchbar», sagt Willy Kuo, Postdoktorand am Physiologischen Institut
der UZH. Gegenüber bisherigen Kontrastmitteln könnten mit «XlinCA» bis zu
25 Prozent der Versuchstiere eingespart werden, so Kuo.

Das Grundproblem konventioneller Verfahren ist, dass sich Plastik und
Wasser nicht mischen lassen. Dadurch entstehen stets Wassereinschlüsse, in
denen das Kontrastmittel fehlt, was die räumliche Darstellung der
Blutgefässe auf dem Röntgenbild unterbricht. Wasserlösliche
Röntgenkontrastmittel, die in der Medizin verwendet werden, haben dieses
Problem zwar nicht. Allerdings lassen sich diese nicht aushärten und
treten innert Minuten durch die Blutgefässwände in das umliegende Gewebe
aus.

Massgeschneidertes Kontrastmittel für optimale Resultate

Kontrastmittel für den medizinischen Einsatz im Menschen bestehen aus
kleinen Molekülen und sind relativ einfach herzustellen. «Ein
massgeschneidertes Kontrastmittel für den Einsatz in toten Organismen war
wesentlich schwieriger zu synthetisieren, da es aus Polymeren -
verketteten Molekülen - aufgebaut ist», sagt Bernhard Spingler, Professor
am Institut für Chemie der UZH. «XlinCA» hat im Vergleich zu bisher
verwendeten Röntgenkontrastmitteln mehrere Vorteile: Es lässt sich einfach
anwenden und ermöglicht, die Blutgefässe vollständig und ohne Unterbrüche
abzubilden. Zudem können mehrere Organe oder gar ganze Tiere wie Mäuse
gleichzeitig untersucht werden.


Originalpublikation:

Ngoc An Le, Willy Kuo, Bert Müller, Vartan Kurtcuoglu, Bernhard Spingler.

Crosslinkable polymeric contrast agent for high-resolution X-ray imaging
of the vascular system. 

Chemical Communications. 27 April 2020. 

DOI: 10.1039/C9CC09883F

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2020/Kontrastmittel.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich - 26.05.2020

WWW: http://idw-online.de
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AUSLAND/2605: Waffen gegen den Tod - Kubas "Armee der weißen Kittel" ... Das "Kontingent Henry Reeve" (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 21 vom 22. Mai 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Waffen gegen den Tod

Kubas "Armee der weißen Kittel": Das "Kontingent Henry Reeve"

von Volker Hermsdorf



Mehr als 1.500 medizinische Fachkräfte aus Kuba unterstützen derzeit
ihre Kolleginnen und Kollegen in rund zwei Dutzend Ländern der Welt
bei der Behandlung von Covid-19-Erkrankten. Während Patienten,
Politiker und Regierungen der betroffenen Regionen den Einsatz der
Brigaden des "Kontingent Henry Reeve" anerkennend würdigen, versucht
Washington, die Hilfe aus Kuba zu sabotieren. Das US-Außenministerium
hat neue Millionen-Programme aufgelegt, um die internationalistischen
Missionen der Insel zu diskreditieren. Zugleich schlagen französische
Aktivisten - wie fünf Jahre zuvor bereits norwegische Gewerkschaften -
die kubanischen Mediziner für den Friedensnobelpreis vor. In der
Coronakrise macht die Bewertung des auf den Einsatz in
Katastrophensituationen und schwerwiegenden Epidemien spezialisierten
"Kontingent Henry Reeve" die gegensätzlichen Konzepte der
wirtschaftlichen und politischen Systeme und deren Folgen für die
Menschen so deutlich wie selten zuvor. Im Gegensatz zu den USA, deren
Soldaten weiterhin in zahlreichen Ländern der Welt Menschen töten,
rettet Kubas "Armee der weißen Kittel" Leben.

Organisation ohne Präzedenzfall in der Welt

Das "Internationale Ärztekontingent Henry Reeve" war am 19. September
2005 auf Initiative Fidel Castros gegründet worden. Diese
Spezialeinheit zur Verstärkung der bis dahin bereits in vielen Teilen
der Welt erfolgten kubanischen Hilfseinsätze besteht aus Fachkräften,
die für Einsätze bei Naturkatastrophen und Epidemien besonders
ausgebildet sind. Kuba wolle der Welt damit die Hilfe zur Verfügung
stellen, zu der die wohlhabenden Länder des Westens nicht fähig sind,
begründete Castro den Aufbau der Ärzte-Brigade. Aus derselben
Überlegung war in Havanna bereits im November 1999 - ebenfalls auf
Anregung Fidel Castros - die "Lateinamerikanische Schule für Medizin",
eine speziell zur Ausbildung ausländischer Studenten eingerichtete
Hochschule, gegründet worden.

Nachdem im Jahr 1998 durch die Hurrikane "George" und "Mitch" in
Zentralamerika und der Karibik mehr als 10.000 Menschen ihr Leben
verloren hatten, hatte Castro angekündigt, dass sein Land die armen
Länder des globalen Südens auch durch die Ausbildung von Medizinern
unterstützen werde. Als der Hurrikan "Katrina" Ende August 2005 die
Südostküste der USA traf und in der Folge allein in New Orleans über
1.800 Einwohner ums Leben kamen, bot Kuba dann auch den USA umgehend
Hilfe an. Am 4. September 2005 standen in Havanna 1.586 Fachkräfte mit
gepackten Rucksäcken zum sofortigen Abflug in das Katastrophengebiet
bereit. Das kubanische Gesundheitsministerium hatte zudem 36 Tonnen
Arzneimittel zur Verfügung gestellt. Doch die Regierung von Präsident
George W. Bush ignorierte das Hilfsangebot. "Vielleicht hätten einige
jener verzweifelten, vom Wasser belagerten und dem Tode nahen Menschen
gerettet werden können", bedauerte Fidel Castro die Haltung
Washingtons.

Am 19. September 2005 erklärte der Revolutionsführer: "Da die
Tragödie, die die Welt erlebt, immer offensichtlicher ist,
ratifizieren wir heute den Beschluss, das 'Kontingent Henry Reeve' zu
schaffen." Castro kündigte den Aufbau einer Organisation an, für die
es "bis jetzt keinen Präzedenzfall in der Welt" gebe. "Obwohl jeder
Mensch und jedes Volk ein Recht auf Gesundheit hat und das Privileg
eines langen Lebens genießen sollte, haben die reichsten und am
weitesten entwickelten Gesellschaften, beherrscht vom Gewinn und dem
Konsumdenken, die ärztlichen Dienstleistungen in eine vulgäre Ware
verwandelt, die so für die ärmsten Schichten der Bevölkerung
unerreichbar sind", sagte er auf der Gründungsveranstaltung. Während
damals noch AIDS als eines der größten medizinischen Probleme galt,
ging Castros Beschreibung künftiger Herausforderungen bereits darüber
hinaus. "Wenn die entwickelten, sehr reichen Nationen sich
entschließen, mit (...) anderen Ländern (...) zusammen zu arbeiten,
werden sie Fachkräfte wie die des Kontingents Henry Reeve benötigen.
Dann wird man den Wert dieses Schritts in seiner ganzen Größe
verstehen", so Castro. "Die entwickelten und reichen Staaten haben
Finanzkapital zur Verfügung, aber keine menschlichen Ressourcen. (...)
Sogar in den unwahrscheinlich reichen Ländern wie den Vereinigten
Staaten fehlen (...) Programme zur Gesundheitsversorgung und
medizinischen Betreuung." Nach Schilderung der Defizite westlicher
Gesundheitssysteme erklärte Kubas Staats- und Regierungschef: "Wir
bieten an, Fachkräfte auszubilden, die bereit sind, gegen den Tod zu
kämpfen. Wir werden beweisen, dass es Antworten auf viele Tragödien
des Planeten gibt. ... Wir werden den Wert des Bewusstseins und der
Ethik beweisen. Wir bieten Leben."

Geld für Gesundheit statt für Rüstung

Die Gründung des Ärzte-Kontingents erwies sich schon wenige Jahre
später für tausende Menschen als segensreich. Während die US-Regierung
beim Cholera-Ausbruch nach einem schweren Erdbeben im Jahr 2010 schwer
bewaffnete Soldaten nach Haiti schickte, entsandte Havanna Mediziner,
die in den Elendsvierteln gegen die bakterielle Infektionskrankheit
vorgingen. Als sich Anfang 2014 in Westafrika mehr als 22.000 Menschen
mit dem tödlichen Ebolavirus infiziert hatten und die westlichen
Staaten noch ratlos diskutierten, was zu tun sei, hatte Kuba bereits
165 freiwillige Helfer des "Kontingents Henry Reeve" nach Sierra
Leone, Liberia und Guinea in Marsch gesetzt. Viele der insgesamt mehr
als 250 kubanischen Spezialisten, die vor sechs Jahren in Afrika ihr
Leben riskierten, kämpfen heute in Italien und zwei Dutzend anderen
Ländern gegen die weitere Ausbreitung der Corona-Pandemie.

"Die Arbeit der kubanischen Mediziner nützt den weltweiten
Anstrengungen und sollte deswegen anerkannt werden", schrieb die "New
York Times" im Oktober 2014 in einem Leitartikel. Der britische
"Guardian" bezeichnete Kuba als "Weltführer im Kampf gegen das
Ebolavirus" und forderte die USA zur Beendigung der Blockade auf. "Die
USA und Großbritannien haben tausende Soldaten geschickt" und hätten
Hilfe versprochen, die nie eingetroffen sei, schrieb
Guardian-Mitherausgeber Seumas Milne am 3. Dezember 2014. Dagegen
hätten Havannas Ärzte - von den Ebola- bis Erdbebenopfern - Millionen
Menschenleben gerettet. Der damalige UN-Generalsekretär Ban Ki Moon
würdigte Ende 2014 den Einsatz der Experten von der Karibikinsel mit
den Worten: "Sie sind immer die ersten, die ankommen, und die letzten,
die abziehen. Kuba hat der ganzen Welt eine Menge zu zeigen." Bis
Anfang 2017 gehörten dem "Kontingent Henry Reeve" bereits rund 7.300
medizinische Fachkräfte an, die 3,5 Millionen Menschen in 19 Ländern
betreut und 80.000 Patienten das Leben gerettet hatten.

"Unser Land wirft weder Bomben gegen andere Völker, noch schickt es
tausende Flugzeuge, um Städte zu bombardieren; unser Land besitzt
weder Nuklear-, noch chemische, noch biologische Waffen. Die Dutzenden
von tausenden Wissenschaftler und Ärzte, die unser Land hat, wurden in
der Idee erzogen, Menschenleben zu retten. (...) Waffen, um den Tod zu
bekämpfen, um Krankheiten zu bekämpfen, um Krebs zu bekämpfen, dem
widmen wir unsere Ressourcen", hatte Fidel Castro schon am 26. Mai
2003 in einer Rede in Buenos Aires die Prioritäten der kubanischen
Forschung und des auf dem Solidaritätsprinzip basierenden
Gesundheitswesens beschrieben. Ähnlich Visionär hatte Castro im Juni
1992 auf der UN-Konferenz für Umwelt und Ernährung in Rio de Janeiro
auch vor der ökologischen Zerstörung des Planeten gewarnt. "Eine
bedeutende biologische Gattung ist aufgrund der schnellen und
progressiven Beseitigung ihrer natürlichen Lebensgrundlagen vom
Aussterben bedroht: der Mensch." Castro hielt den
"Konsumgesellschaften" vor, drei Viertel der Energie zu verbrauchen,
die auf der Welt erzeugt wird, obwohl nur 20 Prozent der
Weltbevölkerung in ihnen leben. "Sie haben die Meere und Flüsse
vergiftet, die Luft verschmutzt, die Ozonschicht geschwächt ..., haben
die Atmosphäre mit Gasen angereichert, die die klimatischen
Bedingungen beeinträchtigen, was katastrophale Auswirkungen hat, die
wir schon zu spüren beginnen", versuchte er vor rund 40 Jahren die
Staats- und Regierungschefs der 170 teilnehmenden Staaten
aufzurütteln. Fidel Castro appellierte an die Welt, den Luxus und die
Verschwendung in einigen wenigen Ländern einzuschränken, "damit
weniger Armut und weniger Hunger in großen Teilen der Erde herrschen".
Es müsse "der Hunger verschwinden und nicht der Mensch", schloss er an
seinen Ausgangssatz an. Schließlich forderte Castro, die Mittel für
Militärausgaben einzusetzen, "um die Gefahr der ökologischen
Zerstörung des Planeten zu bekämpfen". Castros frühzeitige Warnungen
vor den Folgen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung für Umwelt und
Gesundheit erweisen sich heute als hochaktuell.

US-Millionenprogramme gegen die Helfer

Während die "New York Times" und sogar der damalige US-Präsident
Barack Obama das Solidaritätsprinzip der Henry-Reeve-Brigaden im Jahr
2014 zumindest verbal anerkannten, setzt die heutige US-Regierung seit
dem Amtsantritt von Donald Trump wieder ausschließlich darauf, die
kubanische Hilfe zu diskreditieren. Da mit den Geldzahlungen der
wohlhabenden Länder für den Einsatz der Ärzte auch das kubanische
Gesundheitssystem und die Missionen in armen Regionen der Welt
unterstützt werden, forderte US-Außenminister Mike Pompeo am 29. April
dazu auf, den Ärzten der Henry-Reeve-Brigaden den gesamten Betrag
direkt auszuzahlen. Sein Appell entspringt der egoistischen
"Leistung-nur-für-Cash-Ideologie" der Multimillionäre in der
US-Führung, in deren Welt Begriffe wie Teilen und Solidarität nicht
vorkommen. Pompeo forderte alle Länder auf, die medizinischen
Kooperationen mit Kuba zu beenden und bezeichnete die rechten Regime
Brasiliens, Boliviens und Ecuadors als Vorbilder, die er bewundere.
Zeitgleich mit den jüngsten Angriffen Pompeos legte das von ihm
geleitete State Department ein neues Zwei-Millionen-Dollar-Programm
gegen die kubanischen Hilfseinsätze auf. Noch bis zum 1. Juni können
sich "NGOs, Hochschulen, gemeinnützige Einrichtungen sowie
gewinnorientierte Unternehmen", die Informationen über
"Menschenrechtsverletzungen und Zwangsarbeit" beim Einsatz von
kubanischen Medizinern auf Auslandseinsätzen "sammeln, untersuchen und
analysieren", um die Finanzierung derartiger "Projekte" bei der
US-Behörde bewerben.


Anfang Texteinschub

Symbol des Internationalismus


Henry Reeve, dessen Name durch die Einsätze kubanischer Ärztebrigaden
in aller Welt bekannt wurde, starb am 4. August 1876 im Alter von 26
Jahren im Einsatz für die Befreiung Kubas von der spanischen
Kolonialherrschaft.


Der im New Yorker Stadtteil Brooklyn geborene Reeve hatte sich mit 19
Jahren freiwillig gemeldet, um in dem am 10. Oktober 1868 von Carlos
Manuel de Céspedes begonnenen und zehn Jahre dauernden ersten
Unabhängigkeitskrieg unter den Generälen Máximo Gómez und Antonio
Maceo für Kubas Souveränität zu kämpfen. Auf der Insel gilt Henry
Reeve, der den Kubanern nicht von außen ungebetene Ratschläge
erteilte, sondern sich den "Mambises" genannten Freiheitskämpfern
unter Einsatz des eigenen Lebens anschloss, als Beispiel für
selbstlosen Internationalismus.


In den USA hatte Henry Mike Reeve Carroll, wie sein vollständiger Name
lautete, sich bereits als Jugendlicher der Bewegung gegen die
Sklaverei angeschlossen und sich im Bürgerkrieg auf Seiten der
Nordstaaten engagiert. Der Mord an Präsident Abraham Lincoln im Jahr
1865 verstärkte seine Abscheu gegen die Sklavenhalter. Als der
Gutsbesitzer Carlos Manuel de Céspedes, der mit Beginn des
Unabhängigkeitskrieges auch die Abschaffung der Sklaverei in Kuba zu
dessen Ziel erklärt hatte, am 10. April 1869 zum Präsidenten der im
Untergrund gebildeten "Republik in Waffen" gewählt wurde, suchte Reeve
den Kontakt zu revolutionären Exilkubanern in New York. Gut einen
Monat später landete er mit anderen Freiwilligen auf der Insel, wurde
aber bereits zwei Wochen später von Soldaten der Kolonialmacht
ergriffen. Die Spanier ließen alle Gefangenen erschießen und zogen
weiter. Henry Reeve, der von dem Exekutionskommando nur verwundet
worden war, wurde von "Mambises" gefunden und in deren Truppen
integriert.


Von General Ignacio Agramonte erhielt Reeve den Spitznamen "Enrique al
Americano", wurde später aber unter dem Namen "El Inglesito" (der
kleine Engländer) überall auf der Insel bekannt. Unter den Generälen
Máximo Gómez, Antonio Maceo und anderen Offizieren der
Unabhängigkeitskämpfer beteiligte Reeve sich an mehr als 400
Kommandoaktionen und wurde - nachdem er verschiedene militärische
Ränge durchlaufen hatte - am 10. Dezember 1873 selbst zum
Brigadegeneral befördert. "Reeve vereint Mut, Rechtschaffenheit und
Ernsthaftigkeit. Deshalb haben seine Soldaten einen tiefen Respekt vor
ihm", charakterisierte Máximo Gómez den noch jungen Mitstreiter. Als
Henry Reeve am 4. August 1876 in der Schlacht von Yaguaramas in der
heutigen Provinz Cienfuegos mit seinen Leuten in einen Hinterhalt der
Spanier geriet und dabei mehrfach schwer verwundet wurde, erschoss er
sich mit der letzten Kugel aus seinem Revolver, um den Feinden nicht
lebend in die Hände zu fallen. "Er wurde nur 26 Jahre alt. Sieben
davon hatte er in der Befreiungsarmee verbracht", würdigte das
Zentralorgan der Kubanischen Kommunistischen Partei "Granma" am 4.
August 2001 den Einsatz des US-amerikanischen Internationalisten aus
Anlass seines 125. Todestages.


Nach Henry Reeves Tod schrieb eine Gruppe kubanischer Patrioten an
dessen Mutter Maddie Carroll: "Er kam als junger Kämpfer der Freiheit
in unser Land, mit keinem anderen Ziel, als uneigennützig für die
Unabhängigkeit Kubas zu kämpfen, das er seither als sein Heimatland
angenommen und geliebt hat." Henry Reeve wurde zu einem Symbol für
Internationalismus und Uneigennützigkeit und deshalb zum Namensgeber
der auf weltweite Einsätze gegen die Folgen von Katastrophen und
Epidemien spezialisierten medizinischen Brigaden Kubas. (VH)

Ende Texteinschub
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AUSLAND/2604: COVID-19 in Afghanistan - Studie zeigt besondere Gefahren für Frauen auf (Johanniter)


Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. - 27. Mai 2020

Afghanistan - Studie der Johanniter zeigt besondere Gefahren für Frauen durch Corona-Pandemie auf

- Repräsentative Umfrage zu Covid-19 unter afghanischem Gesundheitspersonal 
durchgeführt 

- Jeder 13. Infizierte arbeitet im Gesundheitsbereich 

- Johanniter weiten Maßnahmen zum Schutz vor dem Virus weiter aus



Kabul / Berlin - Bis Mitte Mai starben bereits dreizehn
Gesundheitsmitarbeiter in Afghanistan, mehr als 871 wurden positiv
getestet. Der Anteil von infiziertem Gesundheitspersonal liegt in
Afghanistan somit höher als in anderen Ländern.

Um die Ursachen dafür festzustellen und Maßnahmen zum Schutz des
medizinischen Personals ergreifen zu können, haben die Johanniter
gemeinsam mit fünf afghanischen Partnerorganisationen Ende April eine
repräsentative Umfrage durchgeführt. 213 Personen in acht afghanischen
Provinzen aus der Ärzteschaft, dem Pflegepersonal, Hebammen und
weiteren Bereichen wurden befragt.

Demnach fühlt sich das Personal gut über das Virus informiert.
Allerdings erhielten nur 36 Prozent der Befragten hierzu Trainings von
offiziellen Stellen. Der Rest bezog sein Wissen aus den Medien, nutzte
dabei aber nicht die offiziellen Seiten des Gesundheitsministeriums.
Dadurch herrscht bei einer Mehrheit des Personal viel Unwissen oder
Fehlinformationen.

"Viele der Befragten glauben, dass Covid-19 zum Tod führt und haben
deshalb aus Angst ihre Praxen geschlossen oder den Betrieb der
Einrichtungen stark reduziert", so Vijay Raghavan, Leiter des
Johanniter-Büros in Afghanistan und der Studie.

Weiterhin legt die Studie offen, dass spezielle Screeningräume nur in
jeder zweiten Gesundheitseinrichtung vorhanden waren. Dafür seien
häufig separate Wartezonen für Frauen zur Behandlung und Diagnose von
Covid-19 zweckentfremdet worden. Auch ist das medizinische Personal in
den Einrichtungen hauptsächlich männlich. Die Folge davon: Frauen
haben einen schlechteren Zugang zur generellen Gesundheitsversorgung
und zu COVID-19 Tests.

"Große Sorgen macht uns, dass vor allem Frauen aus Angst vor einer
Infizierung nicht mehr zum Arzt oder in ein Krankenhaus gehen. So sind
die Behandlungszahlen in der Mutter-Kind-Betreuung, der
Schwangerschaftsvor- und nachsorge sowie Impfungen in den vergangenen
Wochen stark gesunken", sagt Nasreen Afzali, Gender- und
Schutzbeauftragte der Johanniter in Afghanistan.

Fieberscreenings ausweiten, Räume für Frauen einrichten

Die Johanniter, die bereits seit Beginn der Pandemie ihre Aktivitäten
im Gesundheitsbereich und der Aufklärung verstärkt haben, werden diese
weiter ausbauen. So werden die mit dem afghanischen
Gesundheitsministerium durchgeführten Fieberscreenings und die
Überwachung von Menschen an den Einreisepunkten der Großstädte
verstärkt. Separat eingerichtete Screeningräumen und geschultes
weibliches Personal sollen Frauen und Mädchen den Zugang zu einem
Covid-19-Test und Behandlungen ermöglichen. Gemeinsam mit religiösen
Führern und Gemeindeältesten wollen die Johanniter zudem die
Aufklärung in der Bevölkerung verstärken.

Hohe Dunkelziffer befürchtet

Fehlende Testkapazitäten, viele zurückkehrende Flüchtlinge aus dem
Iran und Pakistan sowie fast eine Million Binnenvertriebene, die in
Slums in den großen Städten des Landes leben, machen eine Eindämmung
des Virus äußerst schwierig. 70 Prozent der Gebiete in Afghanistan
stehen zudem unter der Kontrolle oder dem Einfluss der Taliban. Ob es
hier Infektionen gibt, ist kaum bekannt, da die Daten nicht an das
afghanische Gesundheitsministerium gemeldet werden. Tests durch NGOs
in den von den Taliban kontrollierten Gebieten waren sehr
eingeschränkt, da eine hohe Verbreitung des Virus in ihren Reihen
befürchtet wurde. Das afghanische Gesundheitsministerium befürchtet
deshalb eine weit höhere Infektionszahl im Land.


Hintergrund

Die Johanniter sind seit über zwanzig Jahren in Afghanistan im
medizinischen Bereich tätig. Die Studie wurde gemeinsam mit den
Partnerorganisationen BRAC Afghanistan in der Helmand Provinz, AADA in
Faryab, Nangarhar, Ghazni und Herat, ACTD in Khost, OHW in Kabul und
JACK in Kunduz durchgeführt. Die überwiegend telefonisch geführten
Umfragen fanden auf Regional-, Provinz-, Distrikt- und Gemeindeebene
in acht Provinzen Afghanistans statt. Die Mehrheit der Befragten
stammt aus Provinz- und Regionalkrankenhäusern, gefolgt von
Distriktkrankenhäusern, umfassenden Gesundheitszentren, Einrichtungen
der primären Gesundheitsversorgung und Privatkliniken. Die Studie
dient den Johannitern und anderen Organisationen dazu, die
Gesundheitsversorgung im Zusammenhang mit COVID-19 zu verbessern und
das Gesundheitspersonal besser vor Infektionen zu schützen. Denn
größere Schutzmaßnahmen für das medizinische Personal sind dringend
erforderlich.

 * 

Quelle:

Johanniter-Unfall-Hilfe e.V.

Pressemitteilung vom 27. Mai 2020
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INTERNATIONAL/051: WHO-Patentpool für Covid-19-Produkte - Bundeskanzlerin zur Unterstützung aufgerufen (medico international)


medico international - Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

WHO-Patentpool für Covid-19-Produkte: Gesundheitsorganisationen fordern Bundeskanzlerin zur Unterstützung auf



(Frankfurt/Main) Am kommenden Freitag wird die WHO gemeinsam mit Costa
Rica einen "Call to Action" vorstellen, der zur Schaffung einer
weltweiten "Technologie-Plattform" für Covid-19-Produkte aufruft. Die
World Health Assembly hatte in ihrer Resolution vom 19.5.2020 bereits
an die Internationale Gemeinschaft appelliert, die Einrichtung eines
solchen Patentpools anzugehen. Mit der Plattform sollen nun Daten und
Wissen zu Covid-19-Behandlungsmöglichkeiten, Impfstoffen und
Medikamenten gesammelt und die geistigen Eigentumsrechte gebündelt
werden, um die Produkte dann als "globales öffentliches Gut" verfügbar
zu machen. Regierungen, Institutionen und Unternehmen werden
aufgerufen, die Initiative unter Federführung der WHO zu unterstützen.
Schon im Vorfeld wurde die Unterstützung mehrerer lateinamerikanischer
Staaten bekannt, auch mehrere europäische Länder haben sich dem
Vorstoß angeschlossen oder erwägen das. Leider gibt es deutliche
Signale aus Genf, dass Deutschland die Initiative nicht unterstützt
und sogar andere Länder entmutigt, sich zu beteiligen.

In einem Offenen Brief haben sich das Aktionsbündnis gegen AIDS, die
BUKO Pharma-Kampagne, die Hilfs- und Menschenrechtsorganisation medico
international und das Kinderhilfswerk World Vision Deutschland an
Bundeskanzlerin Merkel gewandt und die Bundesregierung zur
Unterstützung der Initiative aufgerufen. "Die Bundeskanzlerin hat
erfreulicherweise mehrfach betont, dass
Covid-19-Behandlungsmöglichkeiten als 'globales öffentliches Gut'
betrachtet und organisiert werden müssten. Jetzt bietet sich die
Gelegenheit, den Worten auch Taten folgen zu lassen. Der Vorstoß von
WHO und Costa Rica geht in die absolut richtige Richtung. Die
Bundesregierung muss hier mitziehen, um dann die konkreten Aufgaben
anzugehen: Die schnellstmögliche Erforschung, Herstellung und
Verteilung von Impfstoffen und Medikamenten in globaler, öffentlicher
Verantwortung. Und schon in der Entwicklungsphase muss deren
Patentfreiheit sichergestellt sein, damit das in der aktuellen
Forschung generierte Wissen direkt geteilt wird", so Jörg Schaaber von
der BUKO Pharma-Kampagne.

Erfahrungen zeigen, dass mit Hilfe einer solchen Plattform die
Herstellung von Tests, Medikamenten und Impfstoffen schnell,
kostengünstig und in großem Umfang erfolgen kann, sobald positive
Forschungsergebnisse und Zulassungen vorliegen. Durch den bereits
existierenden Medicines Patent Pool (MPP), der für Aids-Medikamente
gegründet wurde, hat sich die Versorgung von Menschen mit HIV in
ärmeren Ländern drastisch verbessert.


Der Offene Brief an die Bundeskanzlerin kann hier abgerufen
werden: 

https://bit.ly/36zYa0N

 * 

Quelle:

medico international e.V.

Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

Herausgeber: medico international

Germany - Allemagne - Alemania

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: 069 / 944 38-0, Fax: 069 / 43 60 02

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 30. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





MELDUNG/478: COVID-19 - 97 Prozent der auf Intensivstationen benötigten Wirkstoffe sind generisch (Pro Generika)


Pro Generika e.V. - 27. Mai 2020

Zahl des Monats Mai 2020:

97 Prozent



Berlin - In Zeiten der Corona-Krise gibt es für die
Generika-Hersteller nur ein Motto: Versorgen - und zwar so umfassend
wie möglich. Das gilt auch und besonders für die Behandlung von
Covid-wie 19-Patienten, denn: Die Wirkstoffe, derer es derzeit auf den
Intensivstationen bedarf, sind fast alle generisch!


	69 von 71 Wirkstoffen, die für Covid-19-Patienten notwendig werden könnten, werden von Generika-Unternehmen angeboten - das entspricht 97 Prozent.

	Darunter fallen Antibiotika, Analgetika, Sedativa, Relaxantien, Antiobstruktiva, Diuretika, Antiarrhythmika, Insuline, Gerinnungshemmer, Neuroleptika, Antimykotika und Virostatika.

	Die Mittel, die derzeit auf Covid-19-Stationen Menschenleben retten, stammen somit zum Großteil von Generika-Herstellern.



Das betrifft auch den Wirkstoff Remdesivir, der eigentlich bei Ebola
eingesetzt wird und derzeit Hoffnung für Corona-Infizierte verspricht.
Hier hat der Original-Hersteller Verträge mit vier
Generika-Herstellern geschlossen, die ihn bei der Produktion
unterstützen, damit das Arzneimittel auch in ärmeren Ländern für
Patienten zugänglich gemacht werden kann.

Eines wird mit Blick auf Corona offenbar: Um die Krise zu beenden,
bedarf es eines Impfstoffes. Um die Krise bis dorthin zu meistern und
keinen Patienten unversorgt zu lassen, dafür kommt es vor allem auf
die Generika-Unternehmen an. Und damit auf die Branche, die auch in
Zeiten ganz ohne Pandemie beinahe 80 Prozent der
Arzneimittelversorgung sichert.

 * 

Quelle:

Pro Generika e.V.

Pressemitteilung vom 27. Mai 2020
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INITIATIVE/132: Weltweiter Vorschlag - Friedensnobelpreis für Kubas Internationale Medizinische Brigade Henry Reeve (Netzwerk Cuba)


Netzwerk Cuba - Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Weltweiter Vorschlag:

Friedensnobelpreis für Kubas Internationale Medizinische Brigade Henry
Reeve



Die kubanische Henry Reeve International Medical Brigade ist derzeit mit 26
Arbeitsgruppen in 24 Ländern gegen COVID-19 im Einsatz. Sie haben bisher
26.080 Patienten behandelt und 976 Menschen das Leben gerettet. Diese
Ärzteorganisation hat den Friedensnobelpreis wirklich verdient!!! Das ist
eine Forderung, die inzwischen weltweit an das norwegische
Friedensnobelpreiskomitee gerichtet wird und immer mehr Unterstützung
findet [1].

Während Trump die WHO-Finanzierung aussetzt, China verbal angreift und
Schutzausrüstung anderer Staaten konfisziert, Nationalismus verbreitet,
Aggressionen und die Aufrüstung vor allem der USA weiter steigen, sowie
inmitten der globalen Corona-Pandemie, gibt es eine Gruppe aus dem kleinen
Inselstaat der Karibik, die den Menschen auf der ganzen Welt Hoffnung und
Inspiration gegeben hat: die kubanischen Ärztinnen und Ärzte. Die Brigade
wurde 2005 von Fidel Castro ins Leben gerufen, und hat bisher mehr als 3,5
Millionen Menschen in 21 Ländern, die von den schlimmsten Naturkatastrophen
und Epidemien der Welt heimgesucht wurden, Katastrophenhilfe geleistet.
Eine ihrer heldenhaftesten Taten war im Zeitraum 2014-2015, als die Brigade
mehr als 400 Ärzte und Gesundheitspersonal nach Westafrika entsandte, um
die gefährliche Ebola-Pandemie zu bekämpfen, und zwar in Regionen, in denen
die Gesundheitseinrichtungen und sogar die grundlegende Infrastruktur, wie
Straßen und Kommunikationssysteme, minimal waren.

Die Henry-Reeve-Brigade ist nur ein Teil des kubanischen
Gesundheitssystems, das vom kubanischen Gesundheitsministerium koordiniert
wird, das mehr Gesundheitspersonal ins Ausland entsandt hat als die gesamte
Weltgesundheitsorganisation (WHO). All das leistet Kuba trotz der seit 1962
währenden US-Blockade, die völkerrechtswidrig ist und zahlreiche
Rechtsgrundsätze verletzt. Sie verursacht in Kuba enorme Schäden und
behindert die Weiterentwicklung. Und immer mehr Länder und dortige
Unternehmen, Banken, sogar Vereine werden durch die "extraterritorialen
Effekte" geschädigt, da sich US-Institutionen anmaßen, solche ausländischen
Akteure zu "bestrafen", weil sie mit kubanischen Institutionen und Partnern
kooperieren oder Handel betreiben. Nach Definition der UN ist die Blockade
ein kriegerischer Akt. Das Ziel der US-Blockade gegen Kuba lautet wörtlich:
"das wirtschaftliche Leben zu schwächen", damit die nominalen und realen
Löhne sinken, um so Hunger, Verzweiflung und den Sturz der Regierung zu
erreichen". Die US-Blockade muss umgehend beendet werden. Und dafür setzen
wir uns als NETZWERK CUBA mit unseren 42 Mitgliedsorganisationen ein, und
fordern "UNBLOCK CUBA".

In Anerkennung ihrer großartigen Solidarität und Selbstlosigkeit, mit der
sie Tausende von Leben gerettet haben, indem sie ihr eigenes Leben aufs
Spiel setzten, fordern wir mit zahlreichen Organisationen und
Persönlichkeiten weltweit, ihnen den diesjährigen Friedensnobelpreis zu
verleihen. Obwohl sich die Initiatoren und wir uns bewusst sind, dass die
Nominierungsfrist für 2020 abgelaufen ist, bitten wir das Nobelkomitee
angesichts der außergewöhnlichen Reaktion der Internationalen Medizinischen
Brigade Henry Reeve auf die durch das Coronavirus verursachte weltweite
Notlage um eine Ausnahmegenehmigung. Ihr Beispiel der Selbstlosigkeit, des
Mutes und der Solidarität inmitten der Pandemie ist beispiellos und
wirklich eines Friedensnobelpreises, dem renommiertesten Preis der Welt,
würdig.


Anmerkung:

[1] https://www.facebook.com/groups/2613 328735439981/ sowie

https://www.codepink.org/nobelcuba

 * 

Quelle:
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PFLEGE/814: Stellungnahme - Pandemie-Bewältigung ... Arbeitsbedingungen in der Intensivpflege prekärer denn je (DGIIN)


Deutsche Gesellschaft für Internistische Intensivmedizin und Notfallmedizin (DGIIN) - 26. Mai 2020

Intensivpflege als tragende Säule bei der Pandemie-Bewältigung

Arbeitsbedingungen in der Intensivpflege prekärer denn je - DGIIN veröffentlicht Stellungnahme



Berlin, Mai 2020 - Durch die aktuelle Corona-Pandemie erhält die
Intensivpflege mehr Aufmerksamkeit und Anerkennung als systemrelevante
Berufsgruppe. Die Deutsche Gesellschaft für Internistische
Intensivmedizin und Notfallmedizin e.V. (DGIIN) weist darauf hin, dass
Applaus allein jedoch nicht ausreicht. "Die Situation ist teils
grenzwertig und wir brauchen langfristige Verbesserungen der
Rahmenbedingungen in der Intensivpflege", betont Carsten Hermes,
Sprecher der Sektion Pflege der DGIIN. Die Sektion Pflege der DGIIN
hat jetzt eine aktuelle Stellungnahme zur Situation der Intensivpflege
in Deutschland veröffentlicht.

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat das Jahr 2020 zum
Internationalen Jahr der Pflegenden ausgerufen. Da schwer erkrankte
COVID-19-Patienten mitunter eine intensivmedizinische Behandlung
benötigen, sind Intensivpflegende in dieser Krise besonders gefordert.
Vor diesem Hintergrund hat die Sektion Pflege der DGIIN eine aktuelle
Stellungnahme zur Situation der Intensivpflege in Deutschland
veröffentlicht. "Durch den schnellen Aufbau an Bettenkapazitäten
konnten die betroffenen Patienten in Deutschland die jeweils
notwendige intensivmedizinische Versorgung erhalten. Dennoch führt
dies auch zu einer weiteren Verschärfung der Arbeitsbedingungen, die
schon vor der Pandemie teils an der Grenze des Zumutbaren waren",
erläutert Carsten Hermes die Hintergründe des Papiers.

Als zentrale Herausforderungen nennen die Autoren der Stellungnahme
die mangelnde Schutzausrüstung, den Einsatz von Personal in fremden
Arbeitsbereichen ohne ausreichende Einarbeitungszeit und die
unzureichende personelle Ausstattung an Kliniken. "Diese Problematiken
bestehen auch nach zwei Monaten der Krise weiterhin. Das ist nicht
akzeptabel", sagt Hermes, der selbst Fachkrankenpfleger für Anästhesie
und Intensivpflege sowie Betriebswirt im Sozial- und Gesundheitswesen
ist. "Wir begrüßen die Idee der Vorhaltung von Intensivbetten.
Allerdings müssen Pflegefachpersonen und notwendiges Aushilfspersonal
ebenfalls in Bereitschaft vorhanden sein, denn nur so ist eine
adäquate und qualitativ hochwertige Versorgung der Betroffenen im
Ernstfall gewährleistet", so der Sektionssprecher weiter. Die
Fachgesellschaft betont in der Stellungnahme, dass die Vorhaltung von
Betten auch eine Vorhaltung von ausreichend Personal bedeuten müsse.
"Wichtig ist, für die nächste Krise vorzusorgen und Pflegepersonal,
das nicht speziell für die Intensivpflege ausgebildet ist,
entsprechend für Szenarien wie Pandemien zu schulen", so Hermes. Dafür
seien praktische Workshops, Praxis- oder Gruppenanleitungen sowie
Einarbeitungen auf Station im Normalbetrieb außerhalb von Krisenzeiten
notwendig. So könne dieses Personal im Normalbetrieb jeweils ihren
definierten Tätigkeiten nachgehen und dennoch bei Notfällen ad hoc
rekrutiert werden.

In dem Papier macht die Sektion auch Vorschläge, wie der Kontakt zu
Angehörigen von COVID-19-Patienten erleichtert werden kann. "Das
Pflegepersonal spielt bei der Kommunikation mit dem familiären Umfeld
der Patienten eine entscheidende Rolle. Fehlender Kontakt zu
Bezugspersonen aus dem persönlichen Umfeld kann zu Angst, Delir,
Depressionen und posttraumatischer Belastungsstörung (PTBS) führen,
erschwert die Kommunikation und wirkt sich negativ auf die Findung
individueller Therapieziele aus", erläutert Hermes. Die Sektion
fordert daher, dass Kliniken in Vorbereitung auf vergleichbare
Szenarien rechtzeitig überlegen, wie die Angehörigen stärker
einbezogen werden können. "Es sollte dringend flächendeckend Technik
für kostenlose Videotelefonie und dazugehörende WLAN-Kapazitäten
verfügbar sein. Angehörigen-Hotlines können ebenfalls einen positiven
Beitrag leisten. Die seelsorgerische Betreuung der Patientinnen und
Patienten sowie der Mitarbeitenden muss auch in Zeiten einer Pandemie
gewährleistet sein", so die Expertengruppe der Sektion.

Aufgrund der Corona-Pandemie hat das Bundesministerium für Gesundheit
die in der Intensivmedizin geltenden Pflegepersonaluntergrenzen
vorübergehend ausgesetzt. "Für uns ist dieser Schritt unverständlich.
Die Arbeitsbedingungen in der Pflege haben in den letzten Jahren zu
einer Jobflucht und damit zu Personalmangel geführt. Daher ist es
wichtig, Mindeststandards auch in der Krise aufrecht zu erhalten. Die
Untergrenzen wurden in der Praxis schon häufig zu Obergrenzen, wenn
nur das zwingend notwendige Personal eingesetzt wird - das ist eine
alarmierende Entwicklung", so Hermes. Nach Ansicht des Pflegeexperten
muss dringend eine Personalbemessung erfolgen, die den reellen
Pflegeaufwand abdecke. "Dabei dürfen nicht nur belegte Betten
berücksichtigt werden, sondern alle, auch die vorgehaltenen Betten
müssen in die Berechnung einfließen", so Hermes. Tobias Ochmann,
ebenfalls Fachkrankenpfleger und stellvertretender Sprecher der
Sektion Pflege, ergänzt: "Wichtig ist, dass genügend Zeit für die
Patientenversorgung am Bett, für die Praxisanleitung und die
Unterstützung von Führungspersonen eingeplant und entsprechend
finanziert wird."

"Gerade in der Intensivmedizin, die häufig schwer und schwerstkranke
Menschen behandelt, kommt der besonders aufwändigen Intensivpflege
eine entscheidende Bedeutung für den Therapieerfolg zu. Um auch
zukünftig ein hohes Qualitätsniveau der intensivmedizinischen
Behandlung gewährleisten zu können, ist es unerlässlich, dass sich die
Rahmenbedingungen für die Pflegenden verbessern", unterstreicht
Professor Dr. med. Stefan John, Präsident der DGIIN und Leiter der
Internistischen Intensivmedizin am Klinikum Nürnberg Süd.

Mit Blick auf die Rückkehr in einen Regelbetrieb nach der
Corona-Pandemie betonen die Experten der DGIIN, dass
Pflegefachpersonen in allen Bereichen der Entscheidungsfindung aktiv
und sichtbar eingebunden werden müssen. Dazu zählt die Beteiligung bei
der Entwicklung von Pandemieplänen, Leitlinien, Einsatzplänen und
Präventionsmaßnahmen ebenso wie die Beteiligung im Bereich Public
Health, sind sich John, Hermes und Ochmann einig.

 * 
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ENTWICKLUNG/1543: Kostengünstige Netzhaut-Diagnostik per Smartphone (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 25.05.2020

Kostengünstige Netzhaut-Diagnostik per Smartphone



Schäden der Netzhaut aufgrund von Diabetes gelten inzwischen als häufigste
Erblindungs-Ursache bei Erwachsenen im erwerbsfähigen Alter. Eine
Augenuntersuchung per Smartphone könnte in Schwellenländern helfen, die
Veränderungen frühzeitig zu erkennen und zu behandeln. Das zeigt eine
Studie, die Wissenschaftler der Universität Bonn zusammen mit Kollegen vom
Sankara Eye Hospital in Bangalore, Indien durchgeführt haben. Die
Ergebnisse erscheinen in der Fachzeitschrift "Ophthalmology".

Zu den gefährlichsten Begleiterscheinungen von Diabetes zählen
Gefäßschädigungen. In der Netzhaut, der lichtempfindlichen Schicht im
Auge, die fachsprachlich als "Retina" bezeichnet wird, sind davon unter
anderem die Kapillaren betroffen. Dieses Netz aus kleinen Äderchen
versorgt die Sinneszellen mit Sauerstoff und Nährstoffen. Geht es
zugrunde, bilden sich stattdessen krankhafte neue Gefäße, die die
angegriffene Netzhaut weiter schädigen. Unbehandelt führen diese Prozesse
oft zur Erblindung.

"Wenn man eine solche Retinopathie rechtzeitig erkennt und behandelt, kann
man den Sehverlust oft verhindern", betont Dr. Maximilian Wintergerst von
der Augenklinik am Universitätsklinikum Bonn. "Ein wichtiger Punkt in der
Therapie ist eine bessere Kontrolle des Diabetes; daneben ist es aber auch
möglich, die unterversorgte Netzhaut mit Laserlicht zu behandeln, bevor es
zu weiteren Problemen kommt." Mit der Laserbehandlung wird die
unterversorgte Netzhaut verödet, sodass sie keine Probleme mehr durch
Ausschüttung von Wachstumsfaktoren machen kann. Diese können ansonsten zur
Bildung krankhafter Gefäße und Flüssigkeitseinlagerungen in der Netzhaut
führen.

Screening-Alternative mit Potenzial

Aufgrund von Bewegungsmangel und der immer kalorienreicheren Ernährung
greift Diabetes momentan gerade in ärmeren Nationen um sich. Schätzungen
zufolge leben weltweit 8 von 10 der Menschen mit Diabetes in
Entwicklungs- und Schwellenländern. Diese verfügen oft über ein schlecht ausgestattetes
Gesundheits-System. Ein systematisches Netzhaut-Screening von Diabetikern
ist daher in diesen Ländern meist nicht möglich.

Abhilfe könnte die Nutzung von Geräten schaffen, die eigentlich für einen
ganz anderen Zweck konzipiert wurden - der Smartphones. Die immer
kostengünstigeren Geräte verfügen heute meist über qualitativ hochwertige
Kameras. Und diese eignen sich erstaunlich gut dazu, um Erkrankungen der
Retina zu diagnostizieren. In diese Richtung weist die aktuelle Studie,
die Wintergerst zusammen mit Kollegen aus Bonn und dem südindischen
Bangalore durchgeführt hat.

Darin haben die Wissenschaftler vier unterschiedliche Ansätze verglichen,
die eine Augenspiegelung mit einem handelsüblichen Mittelklasse-Smartphone
ermöglichen sollen. Nicht alle lösten dieses Versprechen gleich gut ein.
"Am besten schnitt in unserem Test ein Adapter mit Speziallinse ab, der am
Smartphone befestigt wird", resümiert Wintergerst. "Mit ihm ließen sich
fast 80 Prozent aller Netzhautveränderungen erkennen, auch in frühen
Stadien. Fortgeschrittene Schädigungen ließen sich damit sogar zu 100
Prozent diagnostizieren."

Die Wissenschaftler hatten für ihre Studie augenärztliches Hilfspersonal
eines großen Krankenhauses in Bangalore geschult. Im Schnitt benötigten
diese pro Untersuchung eine bis zwei Minuten. Dabei dokumentierten sie die
Veränderungen der Netzhaut, indem sie mit der Smartphone-Kamera den
Augenhintergrund ihrer Probanden filmten. Koautor Prof. Dr. Robert Finger
von der Augenklinik am Universitätsklinikum Bonn hält diese Möglichkeiten
für den besonderen Charme der Methode: "Dadurch kann die Untersuchung auch
von geschulten Laien durchgeführt werden", sagt er. "Zur Diagnose werden
die Bilder dann über das Internet an den Augenarzt geschickt."

"COVID-19 erfordert, dass wir neue Möglichkeiten erforschen,
Patienten-Kontakte in Krankenhäusern zu reduzieren. Dies ist eine vielversprechende
Methodik die Effizienz beim Screening auf Diabetische Retinopathie zu
verbessern", ergänzt Koautor Dr. Mahesh P. Shanmugam von der Sankara Eye
Foundation India.

Nächster Schritt: künstliche Intelligenz unterstützt Diagnostik

Die Wissenschaftler entwickeln in Kollaboration mit ihren Kollegen von der
Sankara Eye Foundation in Indien momentan eine App. Über sie lässt sich
auf den Smartphones, mit denen die Untersuchung gemacht wird, für jeden
Betroffenen eine verschlüsselte elektronische Patientenakte anlegen. In
ihr werden nicht nur die Aufnahmen gespeichert, sondern auch der Befund
des Mediziners, der sie letztlich begutachtet hat. Außerdem arbeiten die
Forscher an einer automatischen Vorauswertung der Aufnahmen mit Hilfe
künstlicher Intelligenz. Bei solchen Verfahren "lernt" eine Software
anhand tausender von Netzhautbildern, krankhafte Veränderungen
selbstständig zu erkennen.

Die Wissenschaftler hoffen, mit ihrer Forschung die augenheilkundliche
Versorgung in Entwicklungs- und Schwellenländern zu verbessern. Das
Projekt wird vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung und der Else Kröner-Fresenius-Stiftung gefördert. Kürzlich
wurde es zudem mit dem Sonderpreis des "bytes4diabetes Award" für
innovative digitale Ansätze bei der Diabetes-Bekämpfung ausgezeichnet.
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ENTWICKLUNG/1542: Krankenhauskeime mit UVC-Leuchtdioden bekämpfen (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 25.05.2020

Krankenhauskeime mit UVC-Leuchtdioden bekämpfen

Mit einem neu entwickelten LED-Strahler aus dem Ferdinand-Braun-Institut
sollen Mikroorganismen mit ultrakurzwelligem UV-Licht abgetötet werden -
ohne Nebenwirkungen. Prototyp zu ersten Tests an die Charité übergeben.






[image: © FBH/P. Immerz]

Prototyp des UVC-LED-Strahlers mit 118 LEDs - damit sollen Keime auf der Haut abgetötet werden. Das Inset zeigt einen Ausschnitt des LED-Arrays.

© FBH/P. Immerz



Laut Robert-Koch-Institut kommt es in Deutschland pro Jahr zu 400.000 bis
600.000 Infektionen mit Krankenhauskeimen - etwa 10.000 bis 20.000
Menschen sterben daran (https://www.rki.de/SharedDocs/FAQ/Krankenhausinfektionen-und-Antibiotikaresistenz/FAQ_Liste.html). Da
multiresistente Erreger (MRE) oft nicht mit Antibiotika behandelt werden
können, sind alternative Ansätze gefragt. Ein aussichtsreiches
physikalisches Wirkprinzip ist die Bestrahlung mit UVC-Licht. Damit lassen
sich Mikroorganismen abtöten, ohne dass sich Resistenzen entwickeln
können. Im Rahmen ihres Joint Lab GaN Optoelectronics haben das
Ferdinand-Braun-Institut, Leibniz-Institut für Höchstfrequenztechnik (FBH) und die
Technische Universität Berlin (TU) LEDs im fernen ultravioletten (UV)
Spektralbereich entwickelt. Die LEDs emittieren bei Wellenlängen um 230 nm
und liefern mehr als ein Milliwatt Ausgangsleistung. Derartige UVC-LEDs
sind wegen der technologischen Herausforderungen des verwendeten
Materialsystems Aluminium-Galliumnitrid (AlGaN) bislang weltweit
kommerziell nicht verfügbar. Ihr Licht dringt aufgrund der hohen
Absorption nicht in die lebenden Schichten der Haut ein. Es wird daher
erwartet, dass die Haut - anders als bei langwelliger UVC-Strahlung, wie
sie etwa Quecksilberdampflampen emittieren - nicht oder so wenig
geschädigt wird, dass die natürlichen Reparaturmechanismen die Einwirkung
kompensieren. Damit, so die Hoffnung der Forscher, könnten MRE ohne
nachhaltige Nebenwirkungen abgetötet werden. Im Rahmen des VIMRE-Projekts
(Verhinderung der Infektion mit multiresistenten Erregern über in-vivo
UVC-Bestrahlung) hat das FBH einen Strahler mit einem Array aus 118 dieser
LEDs auf einer Fläche von 8 cm x 8 cm entwickelt und hergestellt. Er
erreicht eine maximale Strahlungsleistung von 0,2 mW/Quadratzentimeter mit
mehr als 90% Uniformität über eine Fläche von 6 cm x 6 cm. Der erste
Prototyp wurde an die Klinik für Dermatologie der Charité -
Universitätsmedizin Berlin für Untersuchungen an Haut geliefert. Ein
weiteres Gerät geht demnächst an das Institut für Hygiene und
Umweltmedizin der Universitätsmedizin Greifswald, um die mikrobizide
Wirkung zu klären. VIMRE wird im Rahmen des Konsortiums "Advanced UV for
Life" im Programm Zwanzig20 vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) gefördert.

Prototypen sollen Verfahren validieren

Tests der beiden Projektpartner mit diesen Geräten sollen zeigen, dass
sich UVC-Strahlung eignet, um Mikroorganismen und insbesondere MRE
abzutöten (Eradizierung). Gleichzeitig soll nachgewiesen werden, dass
diese für den Menschen unbedenklich ist, solange bestimmte Strahlendosen
eingehalten werden. Dies wird anhand von Gewebeproben menschlicher Haut
sowie an Haut- und Schleimhautmodellen überprüft, da der bevorzugte
Lebensraum von Mikroorganismen wie MRE die vordere Nasenhöhle und der
Rachenraum sind. Die Charité führt dazu dosisabhängige Untersuchungen
möglicher DNS-Schäden an bestrahlter Haut durch. Die Universitätsmedizin
Greifswald ermittelt, wie effektiv der UV-LED-Strahler multiresistente
Erreger bei 230 nm abtötet und vergleicht die Werte mit denen von
UV-Lampen bei 254 nm und 222 nm.

Miniaturisierung und weitere Einsatzmöglichkeiten - ein Ausblick
LEDs haben vielfältige Vorteile und eröffnen weitere Perspektiven: Sie
sind besonders klein und ermöglichen daher miniaturisierte Strahler. Diese
könnten endoskopisch in Körperöffnungen oder als Handgeräte verwendet
werden. Auch geben sie nur wenig Wärme ab und belasten die Haut kaum.
Zudem kommen sie ohne Hochspannung aus - ein wichtiger Sicherheitsaspekt,
da sie an Menschen eingesetzt werden. Der UV-LED-Strahler soll später so
weiterentwickelt werden, dass Erreger an schwer zugänglichen Stellen
beseitigt werden können. Interessant könnte das Gerät auch für Coronaviren
sein, da Viren ebenfalls durch kurzwelliges UVC-Licht inaktiviert werden.
Weil sich SARS-CoV-2 in der ersten Phase im Rachenraum vermehrt, liegt es
nahe, entsprechende Strahler dort einzusetzen, um einer
COVID-19-Erkrankung vorzubeugen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fbh-berlin.de/presse/pressemitteilungen/detail/krankenhauskeime-mit-uvc-leuchtdioden-bekaempfen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution245
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ENTWICKLUNG/1541: Hochgeschwindigkeitsmethode zur Identifikation und Sortierung von Zellen (idw)


Max-Planck-Institut für die Physik des Lichts - 25.05.2020

Max-Planck-Forscher entwickeln "ultimativen Zellsortierer"



Durch eine Kombination aus Bildgebung von verformten Zellen und
künstlicher Intelligenz ist es Forscher*innen am Max-Planck-Institut für
die Physik des Lichts und dem Max-Planck-Zentrum für Physik und Medizin in
Erlangen gelungen, eine Hochgeschwindigkeitsmethode zur Identifikation und
Sortierung von Zellen zu entwickeln, die ohne eine externe Markierung der
Zellen auskommt.

In Medizin und Biologie besteht ein großes Interesse an effizienten und
kostengünstigen Methoden zur Identifizierung und Trennung verschiedener
Zelltypen, beispielsweise für die medizinische Diagnostik oder für
regenerative Therapien mithilfe von Stammzellen. Bislang wird dazu meist
die sogenannte Durchflusszytometrie verwendet, bei der Zellen mit
fluoreszierenden Antikörpern markiert und beim Durchfluss durch einen
Kanal identifiziert werden. Diese Methode hat jedoch ihre Schwachstellen:
Sie ist nicht nur relativ teuer und zeitintensiv, sondern auch die
Antikörper selbst sind problematisch. Da sie körperfremd sind, können sie
die Eigenschaften der Zellen, an die sie andocken, verändern und etwa bei
einer Injektion in den Körper Schwierigkeiten bereiten. Auch ist die
Identifikation von Zellen bei der Durchflusszytometrie nicht immer
fehlerfrei.

Als zusätzliches Unterscheidungsmerkmal lassen sich deshalb physikalische
Eigenschaften der Zellen nutzen: Aufgrund des Zytoskeletts, eines feinen
Netzwerks von Filamenten in der Zellstruktur, besitzt jede Zellart
charakteristische mechanische Eigenschaften wie etwa Form, Größe und
insbesondere die Verformbarkeit. Das Team um Jochen Guck, Direktor am
Max-Planck-Institut für die Physik des Lichts, hat darauf aufbauend vor
einigen Jahren eine neue Technik entwickelt: Die
Echtzeit-Verformungszytometrie (real-time deformability cytometry, kurz: RT-DC).
Dabei wird eine Zelllösung durch einen transparenten Kanal von weniger als
dem Durchmesser eines Haares gedrückt. Die Zellen werden dabei unbeschadet
in die Länge gezogen und der Grad der Verformung lässt eine Zuordnung zu
einem bestimmten Zelltyp zu.

Die Zuordnung der Zelltypen erfolgt mit Hilfe der Aufnahmen einer
Highspeed-Kamera, die die verformten Zellen im Kanal mit 2.000 bis 4.000
Bildern pro Sekunde aufnimmt. Das ist vergleichbar z.B. mit Videos, in
denen das Platzen eines Luftballons in Zeitlupe beobachtet werden kann.
Die Bilder werden mit einer speziellen Software ausgewertet, die
bestimmte, vorher definierte Zelleigenschaften in Echtzeit auswertet.
Diese Echtzeit-Auswertung, bei der jede Zelle sofort in dem Moment, in dem
sie durch den Kanal fließt, identifiziert wird, ist jetzt die Basis für
die erste Neuheit. Denn sie ermöglicht es, die Zellen nach der
Identifizierung gezielt in einen Sammelkanal abzulenken. So können Zellen
jetzt erstmals auch aufgrund ihrer Verformbarkeit sortiert werden.

Eine weitere Neuheit liegt darin, RT-DC mit künstlicher Intelligenz zu
kombinieren: Hunderttausende Bilder von einzelnen Zellen sind eine ideale
Basis, um ein neuronales Netzwerk darauf zu trainieren, verschiedene
Zelltypen zu erkennen. In bisher nicht erreichter Geschwindigkeit kann der
KI-Algorithmus dann Zellen identifizieren und ebenfalls in Echtzeit nach
Wunsch sortieren.

Guck vergleicht diesen Ansatz mit der Stärke von Google: "Wenn
Katzenbesitzer im Internet Millionen von Katzenfotos posten und dazu etwas
schreiben wie 'meine Katze', wird der Suchalgorithmus anhand des Bilds und
des Kommentars darauf trainiert, die Eigenschaften zu erkennen, die eine
Katze ausmachen. Wenn dann jemand nach 'Katze' googelt, kann der
Algorithmus durch das Training eines neuronalen Netzwerks die Bilder mit
Katzeneigenschaften identifizieren und aus allen anderen Haustierfotos
herausfiltern."

Ähnlich verhält es sich mit der neuen Methode der Forschergruppe um Guck:
Da die Fluoreszenzmoleküle so ausgewählt werden, dass sie nur an bestimmte
Zellen andocken, entspricht das Aufleuchten eines Fluoreszenzmoleküls
quasi dem Kommentar "meine Katze". Das Foto der Zelle mit all ihren
Eigenschaften entspricht dem Katzenbild. So lernt das neuronale Netzwerk,
dass ein Aufleuchten mit einem bestimmten Zelltyp verbunden ist und kann
eine Verbindung zum dazugehörigen Foto der Zelle herstellen. Wurde das
neuronale Netzwerk durch den Fluoreszenzmarker ausreichend auf einen
Zelltyp trainiert, kann der Marker schließlich ganz weggelassen werden und
der Zelltyp wird auch ohne Fluoreszenz erkannt, genauso wie der
Google-Algorithmus gelernt hat, unabhängig von Kommentaren Katzen zu erkennen.

Diese neue Methode hat viele Vorteile: So fällt nach dem Training des
neuronalen Netzwerks die zeit- und kostenintensive Floureszenz-Markierung
zur Identifizierung weg und die Zellen werden nicht mehr durch
körperfremde Moleküle verändert. Dann reichen die von der Highspeed-Kamera
geschossenen Bilder aus, um die Zellen zu identifizieren. Dieses Vorgehen
ist sehr zellschonend, verändert die Zelleigenschaften nicht und kann bis
zu 1.000 Zellen pro Sekunde analysieren. Die Anwendung von künstlicher
Intelligenz auf RT-DC bietet außerdem die Erleichterung, dass die
Parameter, anhand derer die Zellerkennung oder eine Zellveränderung durch
beispielsweise Krankheiten festgemacht werden kann, nicht vorher definiert
werden müssen. Man kann die KI selbst entscheiden lassen, anhand welcher
Bildinformation Zellen am besten unterschieden werden können.

Guck nennt die neu entwickelte Methode, die nun in der prestigeträchtigen
Fachzeitschrift Nature Methods veröffentlicht wurde, einen "ultimativen
Zellsortierer": Sie vereint die Genauigkeit der etablierten Erkennung über
Fluoreszenz mit der Sensitivität der inhärenten mechanischen
Zelleigenschaften und hat das Potential, als zukünftige Standardmethode
Einzug in alle biologischen und biomedizinschen Labore zu halten. In
Zukunft lassen sich damit beispielsweise schnell, unbeschadet und
unverändert blutbildende Stammzellen aus einer Probe gewinnen, die dann
einem Chemotherapie-Patienten zum Wiederaufbau des Immunsystems injiziert
werden können oder besonders geeignete Photorezeptorzellen aus humanen
Organoiden heraussortieren, um damit durch Transplantation manche Formen
der Blindheit abzuwenden.
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AUSLAND/9419: Aus aller Welt - 28.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Volkskongreß billigt umstrittenes Sicherheitsgesetz zu Hongkong

Zum Abschluß seiner Jahrestagung hat der chinesische Nationale
Volkskongreß in Beijing ein kontroverses Gesetz zum Schutz der
nationalen Sicherheit in Chinas Sonderverwaltungsregion Hongkong
gebilligt. Die chinesische Initiative stößt international auf starke
Kritik. Nach Auffassung von US-Außenminister Mike Pompeo schädigt das
Gesetz das sogenannte Hong Kong Policy Act, das 1992 vom US-Kongreß
erlassen wurde und den Vereinigten Staaten erlaubt, Hongkong in
Wirtschafts- und Handelsfragen als von China separate Körperschaft zu
behandeln. Washington droht Beijing mit Sanktionen.

28. Mai 2020
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JUSTIZ/9419: Kriminalität und Rechtsprechung - 28.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Waffenfund in Driedorf - Mutmaßlicher Tatverdächtiger ermittelt

Nach dem Fund eines illegalen Waffendepots in einem Waldstück nahe
der mittelhessischen Gemeinde Driedorf am 7. März haben Ermittler
einen Tatverdächtigen in Gewahrsam genommen. Die Polizei durchsuchte
am Dienstag die beiden Wohnsitze des 59jährigen im
nordrhein-westfälischen Arnsberg und in Leipzig und stellte mehrere
Schußwaffen sowie Munition sicher. Der bei den Behörden bereits als
Waffennarr bekannte Mann schwieg bei seiner Vernehmung. Die
Ermittlungen dauern an.

28. Mai 2020
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MILITÄR/9416: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 28.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Ende der Waffenruhe in Afghanistan

In der ostafghanischen Provinz Parwan sind bei einem Angriff auf
einen Kontrollpunkt mindestens sieben Sicherheitskräfte getötet
worden. Die Provinzregierung macht die Taliban für den Überfall am
Mittwochabend verantwortlich. Auch die Aufständischen hätten Verluste
erlitten, sagte Regierungssprecher Wahida Schahkar. Am Dienstagabend
war eine dreitägige Waffenruhe zwischen der afghanischen Armee und
den Taliban ausgelaufen.

28. Mai 2020
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POLITIK/9418: Aus Parlament und Gesellschaft - 28.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Neue Wehrbeauftragte Högl legte ihren Amtseid ab

Die neue Wehrbeauftragte Eva Högl ist am Donnerstag im Bundestag
vereidigt worden. Das Parlament hatte die Innen- und Rechtsexpertin
der Sozialdemokraten am 7. Mai zur Nachfolgerin von Hans-Peter
Bartels gewählt. Högl war von der Fraktionsführung der SPD
vorgeschlagen worden. Im Zuge ihrer Wahl ins neue Amt gab Högl ihr
Bundestagsmandat ab. Für sie wird die zum linken Parteiflügel der
Berliner SPD zählende Politikerin Mechthild Rawert ins Parlament
nachrücken.
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SONSTIGES/9416: Tragisches und Kurioses - 28.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Arbeiter von tonnenschwerer Ofentür erschlagen

In einem Maschinenbauunternehmen im rheinland-pfälzischen
Enkenbach-Alsenborn kam es zu einem tödlichen Arbeitsunfall. Der
37jährige Mann arbeitete an einem Brennofen der Firma, als sich aus noch
unbekannten Gründen plötzlich die tonnenschwere Stahltür des Ofens
löste und auf ihn fiel. Er verstarb noch an der Unfallstelle. An
den Ermittlungen zum Unfallhergang beteiligt sich auch ein Gutachter.

28. Mai 2020
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WISSENSCHAFT/8501: Aus Forschung und Technik - 28.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Erster bemannter SpaceX-Start zur Raumstation verschoben

Der erste bemannte Flug des kommerziellen US-Raumfahrtunternehmens
SpaceX zur Internationalen Raumstation ISS wurde wegen schwieriger
Wetterbedingungen 17 Minuten vor dem Abheben der Falcon-Trägerrakete
abgesagt. Bis dahin hatten die beiden NASA-Veteranen Doug Hurley und
Bob Behnken bereits mehr als zwei Stunden in der Dragon-Crew-Kapsel
auf den Start gewartet. Der nächste Startversuch in Cape Canaveral
sei nun für Samstag vorgesehen, teilte das Unternehmen mit.

28. Mai 2020
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AUSLAND/8515: Aus aller Welt - 28.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Washington befristet Erlaubnis für Atomgeschäfte mit dem Iran

Die US-Regierung weitet ihre Strafandrohungen gegen Unternehmen, die
Geschäfte mit dem Iran machen, aus. Davon sind Firmen aus Rußland,
China und Europa betroffen, die für den Atomreaktor Arak oder den
Forschungsreaktor bei Teheran tätig sind. Sie müssen die
entsprechenden Arbeiten innerhalb von 60 Tagen einstellen. Zuarbeiten
für die Atomanlage Busher sind innerhalb von 90 Tagen zu beenden, so
US-Außenminister Pompeo. Bislang hatte die US-Administration
derartige Geschäfte von ihrem Sanktionsregime gegenüber der
Islamischen Republik ausgeklammert. Die befristete Sondererlaubnis
kann laut Pompeo jederzeit zurückgezogen werden. Seit Dezember
erteilt Washington ausländischen Unternehmen keine Erlaubnis mehr,
für die iranische Atomanlage Fordo tätig zu sein. 2018 hatten die USA
das Wiener Atomabkommen von 2015 aufgekündigt, mit dem die
Unterzeichnerstaaten verhindern wollten, daß der Iran zu einer
lokalen Atommacht aufsteigt. Die an dem Abkommen beteiligten Europäer
sagten zu, die von den USA gegen den Iran verhängten
Wirtschaftssanktionen zu kompensieren, um den Atomvertrag zu
erhalten. Daraus ist faktisch nichts geworden. Teheran sah sich
daraufhin nicht mehr im vollen Umfang an das Abkommen gebunden.
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GESUNDHEIT/8468: Medizin und Gesundheitswesen - 28.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Hörstörungen durch Eisenmangel

Hörstörungen sind nicht selten. Etwa 15 Prozent der Erwachsenen leiden
hierzulande an ihnen. Und mit zunehmenden Alter steigt das Risiko bis
zu 80 Prozent bei den über 85jährigen. Häufigste Gründe sind
Bluthochdruck, Blutzucker und Tabakkonsum. Doch auch Eisenmangel kann
dazu führen, wie eine Analyse von mehr als 300.000 elektronischen
Krankenakten der Medizinischen Universität des US-Staates
Pennsylvania in Hershey offenbarte. Kathleen Schieffer und
Mitarbeiter vermuten Durchblutungsstörungen der Hörschnecke als
Ursache der gestörten Schallempfindung.
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JUSTIZ/8503: Kriminalität und Rechtsprechung - 28.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Razzien bei Reichsbürgern in Hessen und Baden-Württemberg

Mehrere hundert Polizeibeamte haben am Mittwochabend bei 34
selbsternannten Reichsbürgern in Hessen und Baden-Württemberg
Durchsuchungen durchgeführt. In den 25 Wohnungen wurden zahlreiche
Waffen, Drogen und Werkzeuge zur Dokumentenfälschung konfisziert.
Verhaftungen gab es nicht. Bei einer Person fanden sich über 200
Messer mit feststehender Klinge, 190 Äxte sowie 520 Klapp- und
Einhandmesser. Die Ermittler sammelten auch eine Armbrust mit
Zielfernrohr, Pfeil und Bogen, Macheten, Zwillen mit Stahlkugeln
sowie Schußwaffenmunition ein. In einer Wohnung wurde eine
Marihuanaplantage entdeckt. Zudem wurden Marihuana und Amphetamine
beschlagnahmt. Darüber hinaus wurden Blanko-Dokumente unter anderem
für Reisepässe, Führerscheine und Staatsangehörigkeitsurkunden sowie
Präge- und Beschriftungsgeräte gefunden. Ein Verdächtiger hatte
10.000 Silberschillinge gehortet. Die Staatsanwaltschaften in
Stuttgart und Karlsruhe werfen nach eigenen Angaben den 34
Führungsmitgliedern und Angehörigen der Reichsbürgerorganisationen
"Republik Baden", "Freier Volksstaat Württemberg" und der
Dachorganisation "Staatenbund Deutsches Reich" unter anderem
gewerbsmäßige Urkundenfälschung und Sachbeschädigung vor. Die
Verfassungsschutzämter gegen von bis zu 19.000 sogenannten
Reichsbürgern und Selbstverwaltern im gesamten Bundesgebiet aus. Ein
Teil von ihnen wird dem gewaltorientierten Spektrum und/oder dem
Rechtsextremismus zugerechnet. Reichsbürger erkennen die
Bundesrepublik Deutschland, ihre Gesetze, Behörden und
Abgabeverpflichtungen nicht an.
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KULTUR/8425: Sprache, Kunst und Medium - 28.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Forscher fischen im Trüben - 3D-Unterwasser-Aufnahmen

Zum ersten Mal wird in Deutschland mit Erfolg ein hochauflösender
Unterwasserlaser zur Erforschung menschlicher Siedlungsstrukturen
eingesetzt.

Eine Gruppe von Unterwasserarchäologen um Grabungsleiter Sven Thomas
bedient sich am Grund des Süßen Sees bei Halle eines Spezial-Lasers.
Wie Thomas bei einer Demonstration des fernsteuerbaren Geräts
erklärte, könnten damit komplette Strukturen robotisch erfaßt werden.

So werden in Halle seit gut zwei Jahren eine über 3000 Jahre alte
bronzezeitliche Grabanlage und die Reste einer Siedlung aus dem 11.
bis 15. Jahrhundert untersucht. Anhaltspunkte dafür konnten im
vergangenen Jahr dank der modernsten Technik verifiziert werden.

Obwohl das Wasser dort sehr trübe ist und Taucher teilweise nicht
weiter als einen Meter sehen können, erzeugt der Laser laut
WochenSpiegel gestochen scharfe räumliche Bilder. Teilweise liegen 
die Funde unter einer bis zu acht Meter dicken Sedimentschicht
begraben.

Erschwerend kommt hinzu, daß dort nach dem Zweiten Weltkrieg
erhebliche Mengen an Munition und chemischen Kampfstoffen versenkt
wurden.
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MILITÄR/8492: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 28.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundeswehrmandat für EU-Mission Atalanta um ein Jahr verlängert

Der Bundestag hat das Mandat der Bundeswehr für die Beteiligung an
der EU-Mission Atalanta im Golf von Aden um ein Jahr verlängert.
Demnach können weiterhin bis zu 400 Bundeswehrsoldaten dafür
abgestellt werden, in den Gewässern vor Somalia Piraten aufzubringen,
um die internationale Handelsschiffahrt sowie die Transportschiffe
des Welternährungsprogramms vor Kaperungen zu schützen. Für die
Mandatsverlängerung stimmten 535 Abgeordnete, dagegen 82 bei 39
Enthaltungen. Atalanta wurde 2008 gestartet.
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POLITIK/8506: Aus Parlament und Gesellschaft - 28.05.2020 (SB)




VOM TAGE



ÖPNV braucht 2,5 Milliarden vom Bund

Die Verkehrsminister und -ministerinnen der Länder erwarten von der
Bundesregierung, daß sie 2,5 Milliarden Euro zur Unterstützung des
Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) bereitstellt. Die
Fahrgastzahlen im ÖPNV sind nämlich wegen der Infektionsgefahren und
Kontaktverbote in der Corona-Krise um 70 bis 90 Prozent eingebrochen.
Dadurch wird in diesem Jahr ein Verlust von mindestens fünf
Milliarden Euro auflaufen. Die Vorsitzende der
Verkehrsministerkonferenz, Anke Rehlinger (SPD), befürchtet, wenn der
Bund nicht hilft, stirbt eine ganze Branche. Es wird schwer werden,
den ÖPNV überhaupt wieder auf die Beine zu bekommen. Auch mit Blick
auf Klimaziele und Verkehrswende muß sich der Bund an der Rettung des
ÖPNV beteiligen.
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SONSTIGES/8475: Tragisches und Kurioses - 28.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Corona-Pandemie beste Gelegenheit Urinale abzuschaffen

Angesichts der Coronapandemie setzen sich in Britannien Experten dafür
ein, die öffentlich zugänglichen Urinale endlich abzuschaffen.

So fordert die britische Toilettengesellschaft Verwaltungen und
Unternehmen dazu auf, für infektionssichere öffentliche Toiletten zu
sorgen. Zu den Sicherheitsmaßnahmen gehören auch das Auslösen der
Spülung per Fuß sowie Wasserhähne mit Sensor, die nicht angefaßt
werden müssen. In Herrentoiletten soll es statt Reihen teils
verstopfter Urinale künftig wie bei Frauen nur noch Einzelkabinen zum
Sitzen geben, berichtete die BBC.

"Wir wollen das Leben zurück in dieses Land bringen, und Toiletten 
sind ein entscheidender Teil davon", so der Direktor der Gesellschaft,
Raymond Martin in London.
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SOZIALES/8504: Arbeit, Soziales und Familie - 28.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Kinderarmut folgt der Corona-Pandemie auf dem Fuße

Die Hilfsorganisationen Unicef und Save the Children befürchten, daß
wegen der Corona-Pandemie noch im laufenden Jahr weltweit die
Familien von 86 Millionen Kindern zusätzlich in Armut abrutschen
werden. Das wäre insgesamt ein Anstieg um 15 Prozent. In Europa und
Zentralasien könnte die Kinderarmut sogar um bis zu 44 Prozent
zulegen. Insgesamt würden 672 Millionen Kinder unter der jeweiligen
nationalen Armutsgrenze leben, etwa zwei Drittel von ihnen in den
Subsahara-Staaten Afrikas und in Südasien, heißt es in der am
Donnerstag vorgestellten Studie. Hungernde und mangelernährte Kinder
können in kurzer Zeit dauerhafte Schäden davontragen.
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UMWELT/8479: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 28.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel sorgt für mehr Hochwasser

Viele Experten hegen keinen Zweifel daran, daß der Klimawandel auch
in Deutschland zu mehr und stärkeren Hochwassern und Überschwemmungen 
führen wird. Gleichzeitig sind auch mehr Hitzewellen zu erwarten. So 
warnt Sven Willner vom Potsdam-Institut für Klimaforschung (PIK), daß 
ohne Verbesserungen wie Deichausbau, veränderte Baustandards oder 
Siedlungsverlagerungen die Zahl der von Hochwasser und 
Überschwemmungen betroffenen Menschen bis in die 2040er Jahre 
erheblich steigen wird… und zwar um das Siebenfache. In den 
USA, Teilen Indiens und Afrikas sowie in Indonesien soll der 
Handlungsbedarf jedoch noch größer sein.
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WIRTSCHAFT/8492: Märkte und Finanzen - 28.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Erneuerbare hängen Kohle, Gas, Öl und Kernkraft ab

Der Anteil erneuerbarer Energien an der ins Netz eingespeisten
Strommenge in Deutschland hat im ersten Quartal die Quote von 51,2
Prozent entsprechend 72,3 Milliarden Kilowattstunden erreicht. Das
war eine Steigerung gegenüber dem Vorjahreszeitraum um fast 15
Prozent, wie das Statistische Bundesamtes am Donnerstag meldete.
Demnach wurde mit 21,4 Prozent die höchste Steigerung bei der
Windkraft registriert. Das war eine Quote von 34,9 Prozent am
gesamten Stromverbrauch. Kohle kam auf einen Anteil von 22,3 Prozent,
Erdgas auf 12,7 Prozent und Atomenergie auf 11,6 Prozent. Die
Kohleverstromung war um 33,4 Prozent rückläufig. Die Einspeisung aus
konventionellen Energieträgern ist um 21,9 Prozent gesunken. Der
Verbrauch lag mit einem Rückgang um 6,6 Prozent innerhalb der
statistischen Schwankungsbreite vor Beginn der Coronavirus-Pandemie.
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WISSENSCHAFT/8502: Aus Forschung und Technik - 28.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Spähen mit auf Radiowellen basierender Technologie

Das Ausmaß, in welchem US-Geheimdienste die Menschen weltweit
ausspähen, kennt keine Grenzen. Selbst Computer und private
Netzwerke, die nicht mit dem Internet verbunden sind, sind nicht
sicher vor Big Brother. So hat die NSA kürzlich eingeräumt,
wiederholt eine auf Radiowellen basierende Technologie eingesetzt zu
haben, die Zugriff auf Computer erlaubt, die ohne Verbindung zum
Internet waren. Damit das gelingt, müssen jedoch bestimmte Bauteile
in die betreffenden Geräte eingesetzt werden. Wer sein Gerät auch
davor schützen kann, darf sich gegenwärtig noch relativ sicher
fühlen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1179: Das evolutionäre Rätsel des Säugetierohrs (idw)


Universität Wien - 27.05.2020

Das evolutionäre Rätsel des Säugetierohrs



Wie konnte sich das Ohr der Säugetiere - mit seinen kleinsten Knöchelchen
des Skelettes - an die unterschiedlichsten Funktions- und
Umweltbedingungen am Land, im Wasser und an der Luft anpassen? Dieses
Rätsel versuchen Evolutionsbiolog*innen um Philipp Mitteröcker von der
Universität Wien zu lösen. Ihr Fazit: Die Integration der Knochen des
ursprünglichen Kiefergelenks in das Ohr der Säugetiere hat die
evolutionäre Freiheit für eine unabhängige Anpassung des Ohres erst
möglich gemacht.

Das Ohr der Wirbeltiere ist eine außergewöhnliche Struktur. Eng
eingekapselt in den dichtesten Knochen des Skeletts, umfasst es die
kleinsten Knochen - die Gehörknöchelchen - und ist Ursprung des Gehör- und
Gleichgewichtssinns. Es ist auch an der Aufrechterhaltung von Kopf- und
Körperhaltung sowie der Blickstabilisierung bei Kopfbewegungen beteiligt.
Nirgendwo sonst im Wirbeltierskelett sind so verschiedene funktionelle
Einheiten derart eng aneinandergereiht, was eine unabhängige Evolution der
einzelnen Ohrkomponenten erschwert.

Erschwerte evolutionäre Bedingungen

Auch das Wachstumsmuster des Ohrs weicht von dem des restlichen Skeletts
ab: Bei Menschen und anderen Säugetieren erreichen das Innen- und
Mittelohr bereits vor oder sehr früh nach der Geburt ihre endgültige
Größe. Dies erschwert zusätzlich die evolutionäre Veränderung des Ohres,
da die nachgeburtliche Entwicklung wesentlich zu den Unterschieden
zwischen vielen Säugetierarten beiträgt.

Dies alles macht es rätselhaft, wie Säugetiere in der Lage waren, als
vorwiegend nachtaktive und auf das Hören angewiesene Gruppe eine so große
Vielfalt von ökologischen Nischen im Wasser, an Land, unter der Erde und
in der Luft zu besiedeln. Denn diese verschiedenen Lebensweisen benötigen
nicht nur Anpassungen der Hörfähigkeiten, sondern auch eine erstaunliche
Diversität der Fortbewegung und Körperhaltung. Wie konnten sich die
verschiedenen, eng miteinander verbundenen Teile des Ohrs unabhängig
voneinander an diese unterschiedlichen Funktions- und Umweltbedingungen
anpassen?

Transformation des Kiefergelenks in das Ohr

Trotz seiner ähnlichen Funktion besteht das Ohr bei Säugetieren, Vögeln
und Reptilien aus verschiedenen Knochenelementen. Bei Vögeln und Reptilien
besteht der Unterkiefer und dessen Gelenk aus mehreren Knochen und
lediglich ein einziges Gehörknöchelchen überträgt den Schall. Im Gegensatz
dazu haben heute lebende Säugetiere drei Gehörknöchelchen - Hammer, Amboss
und Steigbügel - und einen Knochen (Ectotympanon), der das Trommelfell
trägt, die alle vom Kiefer getrennt sind. "Diese evolutionäre
Transformation des ursprünglichen Kiefergelenks in die Gehörknöchelchen
von Säugetieren ist einer der herausragendsten Schritte der
Wirbeltierevolution. Warum diese komplexe Veränderung stattgefunden hat,
ist weitgehend unklar", so Philipp Mitteröcker vom Department für
Evolutionsbiologie der Universität Wien.

Fähigkeit zur adaptiven Evolution

Mitteröcker und eine Gruppe von Forscher*innen der Universität Wien und
des Konrad-Lorenz-Instituts für Evolutions- und Kognitionsforschung
suchten eine Erklärung für dieses evolutionäre Rätsel. Ihre Hypothese: Die
Integration der Knochen des ursprünglichen Kiefergelenks in das Ohr der
Säugetiere hat - zusätzlich zur direkten Verbesserung von Kauen und Hören
- auch die "Evolvierbarkeit" (die Fähigkeit zur adaptiven Evolution) des
Ohrs und die damit verbundenen sensorischen Funktionen erhöht. Damit
steigerte sich die Zahl der genetischen und entwicklungsbedingten
"Knöpfe", an denen die natürliche Selektion "drehen" kann, und in Folge
auch die evolutionäre Freiheit für eine unabhängige Anpassung der
verschiedenen Komponenten des Ohrs. "Nur so konnte die erfolgreiche
Anpassung der Säugetiere an die zahlreichen ökologischen Nischen gelingen.
Säugetiere entwickelten im Vergleich zu Vögeln tatsächlich eine viel
größere morphologische und funktionelle Vielfalt und sogar evolutionäre
Neuheiten - und dies, obwohl Vögel in ihrer Artenzahl vielfältiger sind
als Säugetiere ", schließt Philipp Mitteröcker.


Publikation in Evolutionary Biology

Anne Le Maître, Nicole D.S. Grunstra, Cathrin Pfaff, Philipp Mitteroecker

"Evolution of the mammalian ear: An evolvability hypothesis"

DOI: https://doi.org/10.1007/s11692-020-09502-0

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 
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ZOOLOGIE/1714: Schimpansen-Weibchen tragen zum Schutz des Territoriums bei (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 27.05.2020

Schimpansen-Weibchen tragen zum Schutz des Territoriums bei



Beim Menschen scheinen Kriegsführung und Territorialverhalten den Männern
vorbehalten zu sein. Forschende des Max-Planck-Instituts für evolutionäre
Anthropologie in Leipzig konnte nun belegen, dass das bei Schimpansen nur
bedingt der Fall ist: Weibchen und andere Gruppenmitglieder spielen im
Wettbewerb mit anderen Gruppen eine wichtigere Rolle als bisher
angenommen. Erwachsene Männchen werden vor allem bei der
Gebietsvergrößerung aktiv; zur Gebietserhaltung und zu
Wettbewerbsvorteilen anderen Gruppen gegenüber tragen alle
Gruppenmitglieder bei. Das ergaben ausgiebige Untersuchungen mehrerer
benachbarter Schimpansengruppen im Taï Nationalpark (Elfenbeinküste).

Obwohl größere Gruppen kleineren Nachbargruppen gegenüber reale
Wettbewerbsvorteile haben, ging man bei vielen sozialen Tierarten -
einschließlich des Menschen - bisher davon aus, dass erwachsene Männchen
bei der Territorialität eine maßgebliche Rolle spielen. Diese
möglicherweise durch eine anthropozentrische Perspektive verzerrte
Wahrnehmung, stellen Forschende des Max-Planck-Instituts für evolutionäre
Anthropologie in Leipzig nun im Rahmen einer neuen Studie differenzierter
dar.

Bei Schimpansen, die zu unseren nächsten lebenden Verwandten und neben dem
Menschen zu einer der territorialsten Primatenarten zählen, beteiligen
sich die Männchen aktiv an Konflikten zwischen Gruppen und verhalten sich
territorial, während die Weibchen sich aus diesen "Männerangelegenheiten"
größtenteils heraushalten. Dieses Muster scheint auf die meisten
Schimpansenpopulationen in Ostafrika zuzutreffen. Frühere Befunde bei
Schimpansen aus dem Taï-Nationalpark in der Elfenbeinküste in Westafrika
ließen jedoch bereits vermuten, dass Weibchen bei der Territorialität eine
wichtigere Rolle spielen als bisher angenommen. Doch bisher blieb unklar,
wie es um die Verteidigung des Territoriums vor dem Hintergrund variabler
Sozialsysteme bei Schimpansen bestellt war.

"Um die Mechanismen zu entschlüsseln, die Gruppenkonkurrenz und -dominanz
bei sozialen Arten steuern, benötigen wir Langzeitdaten von mehreren
Gruppen innerhalb einer Population", sagt Sylvain Lemoine, Erstautor einer
neuen Studie, die diese Mechanismen bei westafrikanischen Schimpansen
untersucht. Daten zu vier benachbarten Schimpansengemeinschaften
westafrikanischer Schimpansen, die die Wissenschaftler im Rahmen des Taï
Chimpanzee Project (TCP) in mehr als 20 Jahren zusammengetragen haben, und
Informationen über Verbreitungsmuster und Begegnungen zwischen den
Gruppen, ergaben: Die Gruppengröße erklärt Unterschiede hinsichtlich
Kosten und Nutzen im Wettstreit zwischen den Gruppen besser als die Anzahl
erwachsener Männchen in einer bestimmten Gruppe.

Vorteile für größere Gruppen

Obwohl die Zunahme der Anzahl erwachsener Männchen in einer Gruppe meist
eine Gebietsvergrößerung nach sich zieht, gewinnen größere Gruppen -
darunter Weibchen, jugendliche Tiere und Jungtiere - Vorteile gegenüber
kleineren Gemeinschaften. Dies geschieht indem sie den Zugang zu größeren
Gebieten aufrechterhalten und weniger unter dem Nachbarschaftsdruck
leiden. Größere und sicherere Futtergebiete könnten dann einzelnen Tiere
Vorteile bei der Fortpflanzung und Aufzucht des Nachwuchses verschaffen.

"Von den Taï-Schimpansen wissen wir, dass Männchen und Weibchen sehr
gesellig miteinander umgehen und es starke soziale Bindungen und eine
ausgeprägte Zusammenarbeit zwischen den Tieren gibt", sagt Roman Wittig,
einer der beiden Senior-Autoren der Studie und Direktor des TCP. In dieser
Population, die als "bisexuell gebunden" qualifiziert wird, bewohnen
Männchen und Weibchen derselben Gemeinschaft ein ähnliches Territorium,
anstatt getrennt voneinander ihren jeweils eigenen, miteinander
überlappenden, Lebensraum zu nutzen. Beide Geschlechter beteiligen sich in
Form von "Grenzpatrouillen" am Schutz ihres Heimatgebiets und tragen
Territorialkonflikte mit feindlichen Nachbarn aus. Gruppierungs- und
Sozialisierungsmuster können also möglicherweise erklären, warum die
Gruppengröße - und nicht nur die Anzahl der Männchen - für die
Konkurrenzfähigkeit dieser Schimpansenpopulation entscheidend ist.

Weniger Tötungen

"Erwachsene Männchen spielen vor allem bei der Vergrößerung des
Territoriums eine Rolle. Die Bewahrung des Territoriums, die Dominanz über
und das Zurückdrängen benachbarter Gruppen hingegen, erfordern auch den
Einsatz von Weibchen und anderen Gruppenmitgliedern", fügt Sylvain Lemoine
hinzu. Diese Befunde können teilweise erklären, warum es in dieser
Population im Vergleich zu ostafrikanischen Schimpansen, wesentlich
seltener zu Tötungen von Schimpansen aus anderen Gruppen kommt: Wenn zwei
gegnerische Gruppen miteinander im Wettstreit stehen und alle
Gruppenmitglieder an der Auseinandersetzung beteiligt sind, verringert
sich die Wahrscheinlichkeit, dass ein Ungleichgewicht der
Machtverhältnisse entsteht. Damit verringern sich auch die Möglichkeiten,
einen Nachbarn zu töten, ohne dabei selbst ein großes Risiko einzugehen.

Catherine Crockford, die andere Senior-Autorin der Studie, ergänzt: "Wir
sammeln gerade überzeugende Belege dafür, dass die Zusammenarbeit zwischen
nicht verwandten Tieren sowie zwischen Männchen und Weibchen - aufgrund
des Wettstreits zwischen benachbarten Gruppen - möglicherweise unter
Selektion stand. Die Ergebnisse unserer Studie haben für unser Verständnis
der Evolution von Kooperation bei sozialen Arten und insbesondere beim
Menschen eine große Bedeutung. Kontinuierliche und langfristige
Forschungs- und Arterhaltungsbemühungen sind notwendig, wenn wir das
Wechselspiel zwischen Konkurrenz und Kooperation bei dieser für die
menschliche Evolution so symbolträchtigen Art verstehen wollen und wie
dieses mit der Evolution unserer eigenen Art in Verbindung steht."


Originalpublikation:

Sylvain Lemoine, Christophe Boesch, Anna Preis, Liran Samuni, Catherine
Crockford and Roman M. Wittig

Group dominance increases territory size and reduces neighbour pressure in
wild chimpanzees

Royal Society Open Science, 27 May 2020,

https://doi.org/10.1098/rsos.200577
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ZOOLOGIE/1713: Chamäleons in Rüstung aus knöchernem Stachelpanzer (idw)


Stiftung Zoologisches Forschungsmuseum Alexander Koenig - 

Leibniz-Institut für Biodiversität der Tiere - 26.05.2020

Chamäleons in Rüstung aus knöchernem Stachelpanzer



Bonner Wissenschaftler fanden gemeinsam mit Kollegen aus München, Köln
und Bremen ganz eigentümliche spitze Knochen in der Haut eines
madagassischen Erdchamäleons. Diese Knochen wachsen entlang der Flanken und
Beine aus der Haut heraus und sollen Fressfeinden offenbar den Appetit
verderben. Die Ergebnisse sind nun im "Journal of Morphology"
veröffentlicht.




[image: Bild: © Frank Glaw]

Brookesia perarmata: Ein Chamäleon in Ritterrüstung.

Bild: © Frank Glaw



"Bei Chamäleons denken die meisten vermutlich sofort an ein prächtiges
Farbenspiel und dessen Bedeutung für die innerartliche Kommunikation und
Tarnung", sagt Dr. Markus Lambertz, Zoologe an der der Rheinischen
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn (Universität Bonn) und am Zoologischen
Forschungsmuseum Alexander Koenig - Leibniz-Institut für Biodiversität der
Tiere (ZFMK, Museum Koenig). Auf Madagaskar gibt es aber Arten, die ganz
andere Strategien verfolgen. Viele Erdchamäleons der Gattung Brookesia
sind kleine, braune Tiere, die versteckt im Unterholz leben. Ihre
umgestaltete Wirbelsäule ähnelt bei manchen Arten einer Säge auf dem
Rücken und soll die Tiere offenbar vor Fressfeinden schützen. Besonders
extrem sind diese Strukturen bei Brookesia perarmata entwickelt, eine
Spezies, die auch durch spitze Dornen an Kopf, Beinen und Flanken
auffällt. "Wir kennen diese Art mit ihrem bizarren Stachelpanzer seit fast
einem Jahrhundert, aber es war bisher völlig unklar, was diese Strukturen
überhaupt sind", sagt Dr. Frank Glaw von der Zoologischen Staatssammlung
in München.

Die Wissenschaftler beschlossen der Sache gemeinsam auf den Grund zu
gehen. Pia J. Schucht untersuchte das Gewebe dieser Hautstrukturen
mikroskopisch: "Es zeigte sich sehr schnell, dass diese Auswüchse einen
knöchernen Kern besitzen." erklärt die Doktorandin an der Universität
Bonn. Solche Verknöcherungen der Lederhaut werden als Osteoderme
bezeichnet. Man kennt sie zum Beispiel von Krokodilen, die man aufgrund
der flächigen Körperbedeckung mit Osteodermen häufig auch als Panzerechsen
bezeichnet. Wie sieht es aber nun bei unserem Erdchamäleon aus? Das Team,
inzwischen um die Doktoranden Peter T. Rühr von der Universität Köln und
Benedikt Geier vom Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie in Bremen
erweitert, setzte auf die Mikrocomputertomographie, um eine Vorstellung
der dreidimensionalen Verteilung der Osteoderme bei Brookesia perarmata zu
erlangen.

Wie die äußere Erscheinungsform bereits vermuten ließ, treten die
Osteoderme nur vereinzelt entlang der Flanken und Beine auf. Einen
durchgängigen Knochenpanzer gibt es nicht. Wie kann dies einen effektiven
Schutz vor Beutegreifern bewirken? Erdchamäleons haben besonders Schlangen
und Vögel als Räuber zu fürchten, die ihre Beute meist in einem Stück
herunterschlucken. Ein flächiger Bissschutz wie bei den Krokodilen brächte
ihnen also gar keinen besonders großen Vorteil. Die dornige
"Osteoderm-Rüstung" von Brookesia perarmata hingegen scheint eine ideale
Abwehrstrategie, um solchen Räubern das Herunterschlucken unangenehm und
schmerzhaft zu machen.

"Osteoderme sind nicht unbedingt eine Seltenheit bei Reptilien, aber man
kannte sie bislang weder von Chamäleons noch in dieser speziellen
Ausprägung", sagt Dr. Lambertz. Schucht fügt hinzu: "So verschieden die
Form der Osteoderme bei den Reptilien ist, so verschieden scheint auch
ihre funktionelle Bedeutung". Besonders der innere Aufbau aus zahlreichen
miteinander verbundenen und mit Knochenmark gefüllten Hohlräumen stellt
die Forscher noch vor Rätsel. Dass die spitzen Osteodermen Brookesia
perarmata vor Fressfeinden schützen, ist ziemlich offensichtlich, aber es
ist gut möglich, dass dies nicht ihre einzige Funktion ist und die
knochenmarkhaltigen Hautstrukturen auch eine wichtige Rolle im
Stoffwechsel der Tiere spielen. Welche genau gilt es nun zu klären.
Lambertz erläutert: "Wie bei den meisten Projekten werfen auch die jetzt
vorliegenden Erkenntnisse unmittelbar neue Fragen auf und es bleibt
wahnsinnig spannend die Formenvielfalt der Natur zu untersuchen."
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Das Zoologische Forschungsmuseum Alexander Koenig - Leibniz-Institut für
Biodiversität der Tiere hat einen Forschungsanteil von mehr als 75 %. Das
ZFMK betreibt sammlungsbasierte Biodiversitätsforschung zur Systematik und
Phylogenie, Biogeographie und Taxonomie der terrestrischen Fauna. Die
Ausstellung "Unser blauer Planet" trägt zum Verständnis von Biodiversität
unter globalen Aspekten bei.

Zur Leibniz-Gemeinschaft gehören zurzeit 96 Forschungsinstitute und
wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen für die Forschung sowie drei
assoziierte Mitglieder. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute reicht von
den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-,
Sozial- und Raumwissenschaften bis hin zu den Geisteswissenschaften.
Leibniz-Institute arbeiten strategisch und themenorientiert an
Fragestellungen von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung Bund und Länder
fördern die Institute der Leibniz-Gemeinschaft daher gemeinsam.

Näheres unter www.leibniz-gemeinschaft.de

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn:

https://www.uni-bonn.de/


Eine Vorstellung über das Aussehen der Knochen erhalten Sie in der
Veröffentlichung:

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1002/jmor.21135

Publikation: 
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Armored with skin and bone: A combined histological and µCT study of the
exceptional integument of the Antsingy leaf chameleon Brookesia perarmata
(Angel, 1933).

Journal of Morphology

(DOI: 10.1002/jmor.21135)
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MELDUNG/330: Chemie - Die menschliche Haut ist eine wichtige Ammoniak-Quelle (idw)


Max-Planck-Institut für Chemie - 27.05.2020

Die menschliche Haut ist eine wichtige Ammoniak-Quelle

Unsere Haut gibt viel mehr Ammoniak ab als der Atem. Das Molekül haftet an
vielen Oberflächen und kann sogar die Chemie von Innenräumen verändern.



Wir verbringen im Durchschnitt 90 Prozent unseres Lebens in Innenräumen
und sind dort zahlreichen chemischen Substanzen ausgesetzt. Einige davon
erzeugen wir selbst. Diese menschlichen Emissionen und insbesondere
Ammoniak wurden bisher noch nicht im Detail untersucht. Wissenschaftler
des Max-Planck-Instituts für Chemie (MPIC), des Internationalen Zentrums
für Raumklima und Energie an der Technischen Universität von Dänemark und
der Rutgers University in New Jersey fanden nun heraus, dass die
menschliche Haut viel mehr Ammoniak (NH3) abgibt als bisher angenommen.
Die Mengen sind so hoch, dass sie die Versauerung durch menschliche
CO2-Emissionen in Innenräumen neutralisieren können.

Die Forscher stellten auch fest, dass die Ammoniakemissionen erheblich
anstiegen je wärmer der Raum war und je weniger Kleidung die Testpersonen
trugen. Die Studie, die kürzlich in der Zeitschrift "Environmental Science
& Technology" veröffentlicht wurde, zeigt auch, dass die menschliche Haut
viel mehr Ammoniak abgibt als der Atem.

Die Experimente fanden in einer speziellen isolierten Kammer an der
Technischen Universität von Dänemark statt. Die Studienteilnehmer - Männer
und Frauen verschiedener Altersgruppen - blieben mehrere Stunden lang in
diesem Raum, während die Luft um sie herum ständig gemessen wurde.
Gelegentlich mussten sie mit einer speziellen Maske atmen, die es
ermöglicht, die chemische Zusammensetzung von Atem und Haut getrennt zu
messen. Darüber hinaus variierten die Wissenschaftler die Temperatur-,
Feuchtigkeits- und Ozonwerte in der Kammer, um festzustellen, wie sich die
unterschiedlichen Umgebungsbedingungen auf die Emissionen auswirken. Zudem
wechselten Studienteilnehmer ihre Kleidung während der Experimente, so
dass ihre Haut weniger bedeckt war.

Ammoniak im menschlichen Körper stammt hauptsächlich aus dem bakteriellen
Abbau von Proteinen in Zellen und im Darm. Es wird über das Blut in die
Leber transportiert, wo es in Harnstoff umgewandelt und schließlich mit
dem Urin ausgeschieden wird. Im Blut verbleibendes Ammoniak kann über die
Haut, den Schweiß oder den Atem abgegeben werden.

Die genaue Messung von Ammoniak-Hautemissionen ist recht schwierig, da das
Molekül sehr gut an Oberflächen haftet. "Wenn sich Ammoniak an Wänden oder
Stoffen festsetzt, kann es den pH-Wert der Oberflächenfeuchtigkeit
verändern und so die säuernde Wirkung von CO2 unseres Atems
neutralisieren. Dies kann die chemischen Reaktionen an Oberflächen in
Innenräumen verändern", so Jonathan Williams, wissenschaftlicher
Gruppenleiter am MPIC.

In den letzten Jahren wurden viele Messungen gasförmiger Emissionen von
Möbeln, Bodenbelägen oder technischen Geräten in Innenräumen durchgeführt.
Durch veränderte Materialien und Herstellungsverfahren nahmen die
Ausdünstungen jedoch ab. Gleichzeitig veränderten sich die Räume selbst.
So sind moderne Gebäude meist besser isoliert und haben eine geringere
Luftzirkulation, um Energie zu sparen. "Es ist daher wichtiger zu
verstehen, wie Menschen die Innenluft beeinflussen", fügt Williams hinzu.

Der Atmosphärenchemiker betont auch die Rolle von Ammoniak für die
Luftqualität, da es an der Bildung von Feinstaubpartikeln beteiligt ist.
"Wir denken normalerweise, dass die Außenluft die Innenluft beeinflusst.
Unsere Messungen lassen jedoch vermuten, dass in einer heißen, feuchten
und dicht besiedelten Großstadt menschliche Ammoniakemissionen in
Innenräumen auch die Partikelproduktion in der Außenluft beeinflussen
könnten", fügt Williams hinzu. Dies wäre in weiteren Studien zu
untersuchen.

Diese Studie wurde von der Sloan Foundation finanziert.


Originalpublikation:

Human Ammonia Emission Rates under Various Indoor Environmental 
Conditions
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Environmental Science and Technology. 2020, 54, 9, 5419-5428
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MELDUNG/392: Asteroid traf die Erde im "tödlichsten Winkel" (idw)


Universität Hamburg - 26.05.2020

Asteroid traf die Erde im "tödlichsten Winkel"

Neue Erkenntnisse zum Chicxulub-Krater



Was führte dazu, dass ein Asteroideneinschlag vor 66 Millionen Jahren
nahe der heutigen Hafenstadt Chicxulub in Mexiko ungefähr 75 Prozent des
damaligen Lebens auf der Erde auslöschte? Ein internationales
Forschungsteam unter Beteiligung von Prof. Dr. Ulrich Riller aus dem
Fachbereich Geowissenschaften der Universität Hamburg hat diese Frage
mithilfe von Bohrkernen und Computersimulationen untersucht. In der
Fachzeitschrift Nature Communications berichten die Forschenden über ihre
Ergebnisse.

So belegen Computersimulationen und Hinweise auf die Flugbahn, die in den
Gesteinsschichten unter dem Krater zu finden sind, dass der Asteroid mit
einem Durchmesser von etwa 14 Kilometern in einem Winkel von etwa 60 Grad
über dem Horizont aus Richtung Nordosten auf der Erde einschlug. "Dieser
'tödliche Winkel' verursachte die größtmögliche Einschlagsenergie und
führte zu einer maximalen Freisetzung von klimaverändernden Gasen aus der
Erdkruste, die in die obere Atmosphäre geschleudert wurden und die Sonne
für mehrere Jahre verdunkelten", sagt Prof. Dr. Ulrich Riller, auf dessen
geologischen Erkenntnissen die geophysikalischen Simulationen der
aktuellen Studie basieren.

Schwefelverbindungen waren dabei besonders gefährlich, da sie giftige Gase
und Aerosole bildeten. Diese winzigen Partikel blockierten die
Sonneneinstrahlung sowie die Photosynthese der Pflanzen. Das gesamte Klima
kühlte sich rasch ab. Der Asteroideneinschlag löste damit eine Kette von
klimatischen und ökologischen Ereignissen aus, die zu einem
Massenaussterben führten, dem letztlich auch die Dinosaurier zum Opfer
fielen.

Die Gase bildeten sich, weil verschiedene Minerale im Gestein durch die
gewaltigen Kräfte des Asteroiden verdampften. Das zeigen unter anderem
Bohruntersuchungen des Forschungsteams. "Die Tatsache, dass sogenannte
Evaporite, insbesondere Gipse, in den Bohrkernen fehlen, wird dadurch
erklärt, dass die Verdampfung solcher Gesteine bei einem Einschlagswinkel
von 60 Grad am größten ist. Damit sind beim Einschlag des Meteoriten
riesige Mengen giftiger Sulfat-Gase, Wasserdampf und Kohlendioxid in die
Atmosphäre gelangt", so Riller. Geophysikalische Simulationen hätten
gezeigt, dass bei einem steileren oder flacheren Winkel durch die
verringerte Einschlagsenergie geringere Mengen freigesetzt worden wären.

Ausschlaggebend für die Ermittlung des Einschlagswinkels und der
Einschlagsrichtung war zudem die Beziehung zwischen dem Kraterzentrum, dem
Zentrum des Ringgebirges - ein Ring von Bergen innerhalb des Kraters - und
dem Zentrum des angehobenen Mantelgesteins, etwa 30 Kilometer unterhalb
des Kraters.

Die Grundlage der Berechnungen bildete die Erkenntnis, dass Gestein beim
Einschlag eines Meteoriten vorübergehend den Zustand ändert. "Krater
dieser Größe entstehen innerhalb von zehn Minuten. Dies setzt voraus, dass
sich das Gestein kurzzeitig wie eine Flüssigkeit verhält", erklärt Riller.
Gemeinsam mit seinen Kolleginnen und Kollegen konnte der Hamburger
Forscher 2018 erstmalig die verschiedenen Mechanismen belegen, die dieses
extreme mechanische Verhalten von Gestein bei einem Meteoriteneinschlag
bewirken:

https://www.uni-hamburg.de/newsroom/forschung/2018/1025-krater-riller.html


Original Publikation:
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A steeply-inclined trajectory for the Chicxulub impact.
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AUSSEN/2256: Margarete Bause, Jürgen Trittin - Chinas fatales Zeichen an die Welt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 28. Mai 2020

Margarete Bause, Jürgen Trittin: Chinas fatales Zeichen an die Welt



Zum umstrittenen sogenannten Sicherheitsgesetz für Hongkong erklären
Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechte, und Jürgen Trittin,
Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Mit der Verabschiedung des Sicherheitsgesetzes für Hongkong stellt
Peking willentlich und wissentlich völkerrechtlich verbindliche
Verträge in Frage. Der als Zeichen der Stärke nach innen gedachte
Beschluss setzt vor allem das fatale Zeichen an die Welt, dass Peking
sich allen Bekenntnissen zum Multilateralismus zum Trotz nicht für
internationalen Verträge interessiert.

Der Beschluss des Volkskongresses bedeutet das Ende des Prinzips "Ein
Land, zwei Systeme" und damit den Verlust der noch verbleibenden
Freiheitsrechte der Hongkonger Bevölkerung. Dass die Ausformulierung
des Gesetzes jetzt noch beim Ständigen Ausschuss des Parlaments liegt,
ist zwar kein Anlass, noch auf Entschärfung zu hoffen. Aber die Zeit
muss jetzt von der Bundesregierung und der Europäischen Union genutzt
werden, um deutlich in Peking zu intervenieren. Angela Merkel und
Heiko Maas müssen endlich ihre Leisetreterei gegenüber Xi Jinping
beenden und für eine gemeinsame europäische Reaktion sorgen. Peking
muss unmissverständlich klar gemacht werden, dass die Umsetzung des
Sicherheitsgesetzes Konse quenzen nach sich ziehen wird.

Das Thema muss auf die Tagesordnung des geplanten EU-China-Gipfels im
Herbst. Ein Gipfel der Freundlichkeiten ist unter diesen Bedingungen
nicht denkbar. Bestehende Sonderabkommen mit Hongkong müssen unter dem
Eindruck des Beschlusses des Volkskongresses kritisch geprüft und
gegebenenfalls suspendiert werden.

Das chinesische Vorgehen kennt nur Verlierer. Auch China brauchte
Hongkong bisher als internationales Handelstor zur Welt. Auch für die
Weltkonjunktur ist dieser konfrontative Kurs Pekings Gift. Einen
fortgesetzten Handelskrieg kann gerade für die Überwindung der
Coronakrise niemand wollen.

Für Hongkong selbst steht das hohe Maß an Autonomie, das der
Sonderverwaltungszone rechtlich noch bis 2047 zusteht, auf dem Spiel,
für Hongkongs Bürgerinnen und Bürger ihre noch vorhandenen
Freiheitsrechte. Deswegen ist die Verantwortung aller Demokratinnen
und Demokraten weltweit, sich mit der friedlichen Demokratiebewegung
solidarisch zu erklären und den Sonderstatus Hongkongs zu verteidigen.
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AUSSEN/2255: Katrin Göring-Eckardt zum sogenannten Sicherheitsgesetz für Hongkong


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 28. Mai 2020

Katrin Göring-Eckardt zum sogenannten Sicherheitsgesetz für Hongkong



Zum umstrittenen sogenannten Sicherheitsgesetz für Hongkong erklärt
die Fraktionsvorsitzende Katrin Göring-Eckardt:

"Heute hat der chinesische Volkskongress die Ausarbeitung des
Sicherheitsgesetzes für Hongkong beschlossen. Wenn es in den kommenden
Wochen zur Umsetzung des Gesetzes in Hongkong kommt, besiegelt dies
das Ende des Grundsatzes 'Ein Land, zwei Systeme'. Damit bricht Peking
seine internationalen Verpflichtungen aus der Chinesisch-Britischen
Gemeinsamen Erklärung und wählt den Weg der offenen Eskalation. Ich
fordere die Bundesregierung auf, ihre Leisetreterei endlich zu beenden
und deutlich Stellung zu beziehen. Sie muss jetzt mit allem
diplomatischen Druck dafür sorgen, dass die Freiheits- und
Bürgerrechte in Hongkong nicht weiter beschnitten werden. Deutschland
muss an der Seite der Demokratiebewegung stehen.

Es ist für die Demokratiebewegung in Hongkong und für die Dissidenten
in China von enormer Bedeutung, dass die westlichen Regierungen auf
sie schauen. Deutschland muss darauf bestehen, dass das Prinzip "Ein
Land, zwei Systeme" weiterhin gilt.

Ich fordere Außenminister Maas auf, beim morgigen Treffen der
EU-Außenminister eine gemeinsame Strategie zur Stärkung der Demokratie
in Hongkong vorzulegen. Die EU muss der chinesischen Regierung
unmissverständlich klar machen, dass alle Formen der Zusammenarbeit
auf den Prüfstand gestellt werden, wenn sie die Freiheiten Hongkongs
beendet. Die Sicherheitsgesetze und ihre Konsequenzen müssen Thema des
EU-China-Gipfels in Leipzig sein. Die Bundesregierung muss sich
übrigens nicht nur hinter die Demokratiebewegung stellen, sondern auch
dafür sorgen, dass deutsche Staatsbürger und Unternehmen in Hongkong
geschützt werden."
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INNEN/3214: Abschiebungen - Augenmaß statt Aktionismus


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 27. Mai 2020

Abschiebungen: Augenmaß statt Aktionismus



Zu der gestern nach Serbien durchgeführten Sammelabschiebung und zu
weiteren geplanten Abschiebungen erklären Luise Amtsberg, Sprecherin
für Flüchtlingspolitik, und Filiz Polat, Sprecherin für Migrations-
und Integrationspolitik:

Es ist völlig unverantwortlich, dass die Bundesregierung der
gegenwärtigen globalen Pandemie zum Trotz gestern eine
Sammelabschiebung nach Serbien durchgeführt hat. Darunter befand sich
auch eine acht-köpfige Roma-Familie mit einem Kind mit Behinderung.
Solange die WHO die Corona-Pandemie nicht für beendet erklärt, sind
bundesweit alle Abschiebungen in Drittstaaten auszusetzen. Einer
Pandemie ist es zu eigen, dass die gesamte Welt von ihr betroffen ist.

Jede Abschiebung in Länder mit Gesundheitssystemen, die deutlich
weniger gut ausgestattet sind als Deutschland, ist eine unnötige
Gefahr.

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie in den jeweiligen
Herkunftsländern und der Zustand ihrer Gesundheitssysteme müssen
zwingend bei der Prüfung von Abschiebehindernissen durch das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge berücksichtigt werden. Dies gilt umso
mehr, wenn Menschen, die einer Risikogruppe in Bezug auf COVID-19
angehören, betroffen sind. Gerade Roma haben in Serbien einen
eingeschränkten Zugang zur Gesundheitsversorgung und sind massiver
antiziganistischer Diskriminierung ausgesetzt.

Diese Umstände sollten im Auswärtigen Amt bekannt sein, nicht zuletzt,
weil bis mindestens Mitte Juni eine weltweite Reisewarnung gilt.

Es ist absurd, wenn einerseits strenge Einreisebeschränkungen gelten
und Grenzen aus Infektionsschutzgründen kontrolliert werden, aber
andererseits Menschen weiterhin abgeschoben werden sollen.

Dass die Bundesregierung aus einer innenpolitischen Motivation heraus
jetzt ihre Durchsetzungsstärke bei Abschiebungen demonstrieren will,
ist unverantwortlich und schafft unnötige Risiken für die
Abgeschobenen, die begleitenden Bundespolizistinnen und
Bundespolizisten sowie für die jeweiligen Zielländer.
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RECHT/891: BGH-Urteil stärkt Rechte der Nutzerinnen und Nutzer


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 28. Mai 2020

BGH-Urteil stärkt Rechte der Nutzerinnen und Nutzer



Zum heutigen Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) zur Einwilligung in
telefonische Werbung und Cookie-Speicherung erklären Tabea Rößner,
Sprecherin für Netzpolitik und Verbraucherschutz, und Konstantin von
Notz, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender:

Wir begrüßen das Urteil, dass Nutzerinnen und Nutzer jetzt unter
anderem Cookie-Werbung im Netz aktiv zustimmen müssen. Dadurch werden
die Rechte dieser klar gestärkt.

Das Urteil stellt endlich klar, dass das Tracking von Nutzerinnen und
Nutzern zu Marketing- und Werbezwecken nur mit aktiver Einwilligung
zulässig ist. Eine voreingestellte Zustimmung stellt eine
unangemessene Benachteiligung dar und ist nicht ausreichend. Diese
Klarstellung sorgt für mehr Transparenz und Rechtssicherheit. Sie
sorgt dafür, dass Verbraucherinnen und Verbraucher Entscheidungshoheit
zurückerlangen und ungewolltes Tracking zukünftig leichter abstellen
können.

Das Urteil wird absehbar weitreichende Auswirkungen auf die
Wirksamkeit von Einwilligungen insgesamt haben. Denn das Gericht
stellt klar, dass eine Einwilligung nur dann wirksam ist, wenn der
Verbraucher weiß, dass seine Erklärung ein Einverständnis darstellt
und ihm zudem klar ist, worauf sich seine Einwilligung konkret
bezieht. Das ist häufig aufgrund intransparenter Geschäftsmodelle und
Unternehmensprozesse nicht der Fall. Eine informierte Einwilligung ist
aber dringend geboten.

Auch stärkt der BGH die Rechte der Nutzerinnen und Nutzer in Sachen
Cookies. Jetzt ist klargestellt: Trotz des Setzens eines Hakens und
der in Form einer AGB vorgesehenen Einwilligung des Nutzers ist der
Abruf von auf dem Endgerät gespeicherten Informationen als
unangemessene Benachteiligung des Nutzers nicht gestattet. Durch die
derzeit auf EU-Ebene diskutierte E-Privacy-Verordnung darf es zu
keiner erneuten Abschwächung kommen. Auch hier muss eine aktive
Zustimmung verankert werden.

Wir danken dem Bundesverband der Verbraucherzentralen (VZBV), der mit
seiner Klage vor dem BGH einmal mehr für die nötige Rechtsklarheit und
Rechtssicherheit gesorgt hat.
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SICHERHEIT/996: Tag der Peacekeeper - Deutsche Beteiligung weiter ausbauen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 28. Mai 2020

Tag der Peacekeeper: Deutsche Beteiligung weiter ausbauen



Zum Internationalen Tag der UN-Peacekeeper an diesem Freitag erklärt
Ottmar von Holtz, Sprecher für Zivile Krisenprävention:

Am Internationalen Tag der Peacekeeper an diesem Freitag ehren wir die
uniformierten und zivilen Peacekeeperinnen und Peacekeeper und
gedenken auch all derjenigen, die während ihres Einsatzes ums Leben
kamen. Weltweit engagieren sich über 160.000 Frauen und Männer im
Rahmen von insgesamt 61 multinationalen Missionen für den Schutz der
Zivilbevölkerung und für den Aufbau von Demokratie, Zivilgesellschaft
und Rechtsstaatlichkeit. Doch Deutschland hinkt weiterhin hinterher.
Aktuell sind weniger als 3000 deutsche Sicherheits- und
Friedensfachkräfte in multinationalen Missionen beteiligt. Das
deutsche Engagement ist also noch immer sehr gering, und statt eines
zügigen Aufwuchses sinkt die personelle Beteiligung an internationalen
Friedenseinsätzen sogar seit Jahren. Das ist fatal.

Zum diesjährigen Peacekeeper-Tag stellen die Vereinten Nationen das
Thema Gendergerechtigkeit in den Vordergrund. Hier muss Deutschland
ganz besonders seine Hausaufgaben machen, denn der Anteil der Frauen
am deutschen Personal ist weiterhin beschämend gering.

Das Entsenden von weiterem Personal durch die Bundesregierung ist
dringend notwendig, gerade jetzt, wo sich bewaffnete Konflikte
aufgrund der Corona-Pandemie verschärfen und sich die humanitäre Lage
der Zivilbevölkerung dramatisch verschlechtert.

Darüber hinaus ist es mit Dankbarkeit an einem Jahrestag und einer
gewissen personellen Unterstützung allein nicht getan. Es fehlen
außerdem Gelder für qualitativ hochwertige Ausrüstung, Fortbildungen,
Sprachkurse, eine gute interne Betreuung und nicht zuletzt eine
nachhaltige und umweltschonende Betrachtung der notwendigen
Transformationsprozesse.

Zur Bekämpfung der Covid-19-Pandemie werden gerade große Hilfspakete
geschnürt. Bei allen Maßnahmen ist ein konfliktsensibles
Krisenmanagement notwendig, um nicht am Ende größeren Schaden
anzurichten. Beispielsweise muss bei der Verteilung von humanitären
Gütern und Medikamenten darauf geachtet werden, nicht eine bestimmte
Bevölkerungsgruppe zu benachteiligen.

Die Gesundheitskrise ist auch eine ungekannte Herausforderung für die
weltweit eingesetzten Sicherheits- und Friedensfachkräfte. Sie in
ihrer Arbeit zu schützen und durch gutes Equipment und eine
hochwertige Ausbildung zu unterstützen, muss jetzt hohe Priorität
erhalten.

Es ist wichtig, dass die jährlichen Feierlichkeiten zur Ehrung der
deutschen Peacekeeperinnen und Peacekeeper auch in diesem Jahr in
adäquater Weise virtuell stattfinden oder auf einen späteren Zeitpunkt
verschoben werden. Zumindest ein Mal im Jahr sollte die Leistung und
der große persönliche Einsatz hochrangig anerkannt werden, auch um
öffentliche Aufmerksamkeit auf die vielen Facetten des deutschen
Engagements im Ausland zu lenken. Das dieses Jahr federführende
Verteidigungsministerium sollte hier zügig eine sinnvolle Alternative
planen.
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AUSSEN/1922: Demokratie in Hongkong muss Bestand haben


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 28. Mai 2020

Demokratie in Hongkong muss Bestand haben

Das Prinzip "Ein Land, zwei Systeme" ist nicht verhandelbar



Der Nationale Volkskongress Chinas hat am heutigen Donnerstag dem
umstrittenen Sicherheitsgesetz für Hongkong zugestimmt. Dazu erklärt
der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen
Hardt:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion teilt die Einschätzung unserer
internationalen Partner in der Europäischen Union oder in den USA,
dass das Gesetzesvorhaben einen Angriff auf das Prinzip 'Ein Land,
zwei Systeme' darstellt. Es ist zu befürchten, dass Kritiker der
kommunistischen Führung in Peking mundtot gemacht und politische
Stiftungen wie zum Beispiel das Büro der Konrad-Adenauer-Stiftung in
Hongkong und andere zivilgesellschaftliche Organisationen aus
Deutschland in ihrer Arbeit eingeschränkt werden sollen. Beides wäre
für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion inakzeptabel.

Die Verabschiedung des chinesischen Sicherheitsgesetzes zeigt
deutlich, dass die chinesische Zentralregierung unter enormem Druck
steht. Sie muss Antworten auf den Ursprung des Coronavirus und
zugleich auf die historisch schwache Wirtschaftsentwicklung der
Volksrepublik China finden. Ein Mittel, diesen Druck abzubauen, sieht
sie in der Verschärfung der Sicherheitsmaßnahmen für die
Sonderverwaltungszone Hongkong, in der eine immer stärkere
Aufweichung des Sonderstatus stattfindet.

China hat im damaligen Übergabevertrag mit dem Vereinigten Königreich
umfassende Sonderrechte für Hongkong bis zum Jahr 2049 zugesagt. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion erwartet, dass sich die Volksrepublik an
diese Zusagen vollumfänglich hält. Die Aufrechterhaltung der
'Chinesisch-Britischen Gemeinsamen Erklärung' von 1984 und der im
'Basic Law' festgeschriebenen weitgehenden Autonomie Hongkongs gemäß
dem Prinzip 'Ein Land, zwei Systeme' ist nicht verhandelbar.

Angesichts der im vergangenen Jahr in Hongkong begonnen Proteste
haben wir immer betont, dass nur vertrauensbildende Maßnahmen
einschließlich eines aufrichtigen gesamtgesellschaftlichen Dialogs zu
einer nachhaltigen politischen Lösung führen können. Dies erfordert
eine ernsthafte Dialogbereitschaft zwischen Peking und der Opposition
in Hongkong und keine Repression seitens der Zentralregierung."
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BILDUNG/1057: Studierende erhalten Unterstützung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 27. Mai 2020

Studierende erhalten Unterstützung

Bundesregierung hat schnell Unterstützungsmaßnahmen ergriffen, die
Studierenden bereits helfen



Zu der aktuellen Debatte über die Umsetzung des zusätzlichen
Unterstützungspaketes für Studierende, die wegen der Corona-Krise in
finanzielle Not geraten sind, erklären der bildungs- und
forschungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Albert Rupprecht, und der zuständige Berichterstatter,
Stefan Kaufmann:

Rupprecht: "Die Bundesregierung hat bereits vielfältige und
wirksame Maßnahmen ergriffen, um Studierende schnell und pragmatisch
in der Krise zu unterstützen. So wurden notwendige Anpassungen am
BAföG sofort vorgenommen, um Nachteile für die Empfänger
auszuschließen und eine schnellere Beantragung zu ermöglichen. Und
für diejenigen, die aus guten Gründen keinen Zugang zum BAföG haben,
wurde ein zusätzliches Unterstützungspaket zur Überbrückung von
finanziellen Notsituationen auf den Weg gebracht. Darin enthalten ist
der von der Unionsfraktion präferierte zinslose Studienkredit, der
gut funktioniert, von der KfW bereits ausgezahlt und zahlreich von
Studierenden in Anspruch genommen wird. Zudem hat der Bundestag die
für einen Nothilfefonds vorgesehenen 100 Millionen Euro bereits zur
Verfügung gestellt. Damit können die Studierendenwerke für besondere
Härtefälle ergänzende Hilfe leisten. Das BMBF unterstützt die
Studierendenwerke aktuell sehr intensiv, damit diese die
bereitstehenden 100 Millionen Euro schnell weitergeben können. Unsere
Erwartung ist, dass jetzt schnell die Voraussetzungen bei den
Studierendenwerken geschaffen werden, damit die verfügbaren Mittel
zügig bei den Studierenden ankommen."

Kaufmann: "Uns als CDU und CSU war es ein besonderes Anliegen,
dass Unterstützungsmöglichkeiten auch für diejenigen Studierenden
bereitgestellt werden, die nicht auf die vorhandene staatliche
Ausbildungs-unterstützung über BAföG zugreifen können. Daher begrüßen
wir die Überbrückungshilfen vom BMBF, die in Form eines zinslosen
Darlehens über die KfW und eines Nothilfezuschusses über die
Studentenwerke für Studierende in nachweislich besonders akuter
Notlage angeboten werden. Der zinsfreie KfW-Studienkredit - der seit
dem 8. Mai 2020 beantragt werden kann - wurde bereits von zahlreichen
Studierenden in Anspruch genommen. Das zeigt, dass die Maßnahme
schnell und erfolgreich umgesetzt wurde. Bei den Nothilfezuschüssen
handelt es sich allerdings um ein völlig neues Instrument. Die
Abstimmung mit den 57 beteiligten regionalen Studierendenwerken, dem
DSW-Dachverband und dem BMBF hat naturgemäß etwas Zeit in Anspruch
genommen. Aber ich bin zuversichtlich, dass die Studierenden Anfang
Juni Anträge einreichen können und die Gelder dann auch bald die
Betroffenen erreichen werden. Einen Wortbruch der Ministerin kann ich
nicht erkennen."
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GESUNDHEIT/741: Engagement für Globale Gesundheit stärken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 28. Mai 2020

Engagement für Globale Gesundheit stärken

Humanitäre Verantwortung auch im eigenen Interesse



Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Donnerstag per
Direktabstimmung den Antrag der Koalitionsfraktionen "Engagement für
die Globale Gesundheit ausbauen - Deutschlands Verantwortung in allen
Politikfeldern wahrnehmen" beschlossen. Dazu erklären die
gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Karin Maag, und der zuständige Berichterstatter Georg Kippels:

Maag: "Die derzeitige Corona-Pandemie zeigt uns sehr
eindringlich, dass die Stärkung der Globalen Gesundheit nicht nur
unsere humanitäre Pflicht ist, sondern auch in unserem eigenen
Interesse liegt. Weltweit gilt, dass es Wohlstand und Entwicklung
ohne Gesundheit nicht geben kann. Deutschland hat in den vergangenen
Jahren eine Vorreiterrolle in diesem ressortübergreifenden Feld
eingenommen, etwa durch die erstmalige Befassung beim G-20 Gipfel im
Jahr 2017 auf Initiative der Bundesregierung. Dieses Engagement gilt
es auszubauen. Der Antrag der Koalitionsfraktionen ist ein starkes
Signal dafür samt klar formulierter Erwartungen an die
Bundesregierung."

Kippels: "Die Welt ist vernetzt, unsere Wirtschaft, unsere
Daten, unsere Gesundheit sind miteinander verbunden - unser Wirken
für Gesundheit darf nicht an nationalen Grenzen halt machen. Dies
erfordert vernetztes Denken und Handeln. Mit dem Antrag zur Globalen
Gesundheit möchten wir dem Rechnung tragen und wichtige
Handlungsfelder beleuchten - die Gefahr der Antibiotikaresistenzen,
der Zoonosen, der vernachlässigten und armutsassoziierten
Krankheiten, aber auch Lösungsansätze wie die Stärkung von
Gesundheitssystemen, Produktentwicklungspartnerschaften oder die
Universal-Health-Coverage, um nur einige zu nennen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 29. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3595: Große Dankbarkeit für das starke Bekenntnis unserer jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürger zu unserem Land


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 28. Mai 2020

Große Dankbarkeit für das starke Bekenntnis unserer jüdischen
Mitbürgerinnen und Mitbürger zu unserem Land

Jüdische Militärseelsorge ist auch ein wichtiges Zeichen im Kampf
gegen wiedererstarkenden Antisemitismus in Deutschland



Ende 2019 wurde ein Staatsvertrag zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und dem Zentralrat der Juden in Deutschland zur Regelung
der jüdischen Militärseelsorge in der Bundeswehr geschlossen. Am
heutigen Donnerstag gibt der Deutsche Bundestag seine Zustimmung zu
diesem Staatsvertrag. Dazu erklärt der Beauftragte der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion für Kirchen und Religionsgemeinschaften,
Hermann Gröhe:

"Die Einführung der jüdischen Militärseelsorge in der Bundeswehr 75
Jahre nach dem Ende des zweiten Weltkriegs ist historisch und
bewegend.

Militärrabbiner sind für die Bundeswehr ein großes Geschenk. Sie
tragen dazu bei, die Bundeswehr als moderne Armee zu stärken, die die
Vielfalt ihrer Glieder in Bezug auf die individuelle Lebensführung,
aber auch die weltanschauliche Verankerung anerkennt.

Wir begrüßen es, dass über die zukünftige Mitwirkung der
Militärrabbiner etwa am lebenskundlichen Unterricht auch Soldatinnen
und Soldaten unabhängig von ihrer konkreten weltanschaulichen Prägung
oder Glaubensüberzeugung erreicht werden und so eine wichtige Hilfe
in Form einer guten Lebensbegleitung erfahren.

Die Grundlage des Staatsvertrags bildet ein entsprechendes Angebot
des Zentralrats der Juden in Deutschland aus dem vergangenen Jahr.
Dieses knüpft an das Engagement Einzelner an. Bereits Ende der 1960er
Jahre entschieden sich die ersten jüdischen Mitbürger für einen
Dienst in der Bundeswehr. Mit der Schaffung eines jüdischen
Militärrabbinats ist zu den individuellen Entscheidungen jüdischer
Bundeswehrsoldaten eine institutionelle Antwort hinzugekommen: Die
jüdische Gemeinschaft in Deutschland tritt an die Seite der
Bundeswehr, weil Deutschland ihr Land ist. Jüdinnen und Juden, die
sich zu einem Dienst als Soldatinnen und Soldaten verpflichten und
damit Risiken für Leib und Leben in Kauf nehmen, will die
Gemeinschaft zur Seite stehen. Für das Geschenk dieser klaren Aussage
sind wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion zutiefst dankbar!

Der Staatsvertrag ist auch ein wichtiges Zeichen im Kampf gegen
wiedererstarkenden Antisemitismus in Deutschland. Wir sind dankbar
für jüdisches Leben in unserem Land und das Engagement jüdischer
Mitbürgerinnen und Mitbürger für unsere Gesellschaft - und auch als
Soldatinnen und Soldaten in der Bundeswehr.

Außerordentlich danken wir Bundesverteidigungsministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer und ihrer Vorgängerin Ursula von der Leyen dafür,
dass sie die Gelegenheit ergriffen und unverzüglich auf das Angebot
des Zentralrats der Juden in Deutschland eingegangen sind."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INNEN/3594: Rot-rot-grüner Feldzug gegen unsere Polizisten muss gestoppt werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 28. Mai 2020

Rot-rot-grüner Feldzug gegen unsere Polizisten muss gestoppt
werden 

Berliner Antidiskriminierungsgesetz gefährdet auch Einsatzkräfte aus
ganz Deutschland und Bundespolizisten



In der kommenden Woche will die rot-rot-grüne Landesregierung im
Berliner Abgeordnetenhaus das sog. "Landesantidiskriminierungsgesetz"
(LADG) beschließen. Es enthält u.a. eine Regelung, die es
erleichtert, Diskriminierungsvorwürfe gegen Polizisten zu erheben,
ohne diese beweisen zu müssen. Dazu erklärt der Stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei:

"Hier gibt es nichts zu beschönigen: Der Entwurf des LADG in seiner
jetzigen Form erklärt die Berliner Polizistinnen und Polizisten zu
Freiwild. Der Kern dieses Gesetzes sieht eine Umkehr der Beweislast
vor - das bedeutet, der Uniformierte muss irgendwie seine Unschuld
beweisen, wenn ihm ein Tatverdächtiger pauschal einen Rechtsverstoß -
etwa Rassismus - vorwirft.

Konkret heißt das: Jeder Clan-Angehörige in Neukölln, jeder Dealer im
Görlitzer Park und jeder Coronahilfe-Betrüger erhielte bei
Inkrafttreten dieses provokativen Gesetzes die Lizenz zur
Diffamierung eines anständigen Polizisten, der ihm auf der Spur
kommt. Unsere Beschützer in Uniform werden hier pauschal unter
Generalverdacht gestellt. Kein Wunder, dass Polizisten aus anderen
Bundesländern bereits drohen, bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht
mehr in der Hauptstadt aushelfen zu wollen. Ich kann all die
Einsatzkräfte aus dem Bundesgebiet verstehen, die sich fortan weigern
würden, in Berlin ihren Dienst, etwa zum Schutz von Staatsbesuchen,
zu verrichten - das Risiko für sie wäre einfach zu groß. Der
rot-rot-grüne Feldzug gegen unsere Polizisten muss gestoppt werden!"
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Quelle:
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INNEN/3593: Die Kriminalitätsstatistik 2019 zeigt Licht und Schatten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 27. Mai 2020

Die Kriminalitätsstatistik 2019 zeigt Licht und Schatten



Der Bundesinnenminister hat heute die polizeiliche
Kriminalitätsstatistik und die Fallzahlen der politisch motivierten
Kriminalität 2019 vorgestellt. Hierzu können Sie den innenpolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Mathias Middelberg,
gerne wie folgt zitieren:

"Die Kriminalitätsstatistik 2019 zeigt Licht und Schatten. Es ist
gut, dass die Zahl der Straftaten in Deutschland insgesamt nun schon
im dritten Jahr zurückgeht. Auch die Zahl der Diebstähle
(- 6 %) und Wohnungseinbrüche (- 11 %) ist weiter
deutlich rückläufig. Unser Pakt für den Rechtsstaat - mehr Personal
bei Polizei und Justiz, Präventionsprogramme gegen Einbrüche, etc. -
zahlt sich jetzt aus. Auch die Aufklärungsquote (56,2 %) bleibt
nur knapp unter dem Höchststand im Vorjahr (2018: 56,5 %). Unser
Dank gilt allen Polizisten und Polizistinnen im Land für ihre
hervorragende, hochengagierte Arbeit Tag für Tag.

Die Zunahme der politisch motivierten Kriminalität um fast 15 Prozent
stimmt dagegen bedenklich. Zwar ist die Zahl der politisch
motivierten Gewaltdelikte erfreulicherweise zurückgegangen (um fast
16 Prozent). Der Anstieg rechtsextremer Delikte um fast 10 Prozent
und linksextremer Delikte sogar um fast 24 Prozent ist jedoch
Ausdruck der starken politischen Polarisierung in unserem Land.

Wo dies die Grenzen unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung
überschreitet, müssen wir uns dem klar entgegenstellen. Mit dem
Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität
werden wir dafür sorgen, dass Hass und Hetze im Internet viel
konsequenter als bislang verfolgt werden. Bislang sieht der
Gesetzentwurf diese Möglichkeit allerdings nur für große
Internetplattformen und soziale Medien vor. Hier müssen wir im
aktuellen parlamentarischen Verfahren die Befugnisse des BKA auch auf
Anbieter mit weniger als zwei Millionen Nutzern erweitern. Außerdem
sollte die gezielte Veröffentlichung sogenannter Feindeslisten unter
Strafe gestellt werden. Wer mit der Verbreitung von Feindeslisten
Menschen einschüchtern will, ist geistiger Brandstifter und stört den
gesellschaftlichen Frieden.

Der Anstieg linksextremer Delikte um fast ein Viertel zeigt: Bei
aller berechtigten Fokussierung auf den Rechtsextremismus und
Islamismus darf der Staat die Bekämpfung des Linksextremismus nicht
aus dem Auge verlieren. Sachbeschädigungen (53,6 Prozent) sind keine
Kavaliersdelikte und müssen konsequent verfolgt werden."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2072: Wir unterstützen Familien in der Corona-Pandemie und schaffen finanzielle Sicherheit


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 28. Mai 2020

Wir unterstützen Familien in der Corona-Pandemie und schaffen
finanzielle Sicherheit

Verlängerung der Entschädigungsleistung für Eltern bei geschlossenen
Kitas und Schulen



Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Donnerstag in 2. und 3. Lesung
die Verlängerung des Entschädigungsanspruchs für Eltern, die ihre
Kinder zu Hause betreuen müssen, beschlossen. Die gesetzliche
Umsetzung der Regelung erfolgt im Rahmen des Gesetzes zur Umsetzung
steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise
(Corona-Steuerhilfegesetz). Dazu erklärt der familienpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marcus Weinberg:

"Viele Eltern können immer noch nicht vollständig arbeiten gehen,
weil sie ihre Kinder zu Hause wegen geschlossener oder nur
eingeschränkt geöffneter Kindergärten und Schulen betreuen. Oftmals
bedeutet das: Es fehlt Geld in der Familienkasse und Eltern sorgen
sich um die finanzielle Zukunft ihrer Familie. Das werden wir als
Union familienpolitisch nicht akzeptieren.

Wir unterstützen daher in der Corona-Pandemie Eltern in schwierigen
Situationen, schaffen finanzielle Sicherheit und stärken damit den
gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Wir ergänzen deshalb jetzt die bisherige Regelung zum Lohnersatz für
Eltern: Ersetzt werden weiterhin 67 Prozent des Verdienstausfalls
monatlich. Die Dauer der Lohnfortzahlung verlängern wir von sechs auf
bis zu zehn Wochen für jedes Elternteil, das die Kinder betreut.
Insgesamt können Eltern damit ein Anspruch auf bis zu 20 Wochen
Entgeltfortzahlung haben. Für Alleinerziehende wird der Anspruch
ebenfalls auf maximal 20 Wochen verlängert. Dieser Zeitraum von zehn
beziehungsweise 20 Wochen muss nicht an einem Stück ausgeschöpft
werden. Hier ist eine Verteilung der Entschädigungsleistung über
mehrere Monate - oder innerhalb eines Monats auf mehrere Tage -
möglich. Damit wollen wir auch den unregelmäßigen Betreuungszeiten
von Kindergärten und Schulen gerecht werden. Eltern erhalten damit
ein Höchstmaß an Flexibilität.

Eltern von behinderten Kindern, Jugendlichen oder erwachsenen Kindern
sind ebenfalls betroffen und werden deshalb von uns auch unterstützt.
Denn die Tagesförderstätten und Werkstätten für behinderte Menschen
sind momentan vielfach geschlossen. Aus diesem Grund schaffen wir
künftig auch für sie eine Lohnfortzahlung - und zwar unabhängig vom
Alter der behinderten Kinder."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2071: Prostituierte haben Rechte - Gesetz konsequent und rigoros umsetzen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 28. Mai 2020

Prostituierte haben Rechte - Gesetz konsequent und rigoros
umsetzen 



Zur aktuellen Debatte über Prostitution können Sie den frauen- und
familienpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marcus
Weinberg, gerne wie folgt zitieren:

"Derzeit ist Prostitution wegen Corona verboten. Selbständige
Sexarbeiterinnen können zum Beispiel die Hilfen für Solo-Selbständige
in Anspruch nehmen. Probleme haben betroffene Frauen jetzt
insbesondere dort, wo die Vorgaben des Prostituiertenschutzgesetzes -
 wie die Anmeldung der Tätigkeit oder eine Wohnung außerhalb des
Bordells - schon vor Corona nicht eingehalten wurden. Die
Bundesländer sind daher gefordert, die Einhaltung dieser Vorgaben
umfassend zu kontrollieren. Das geltende Prostituiertenschutzgesetz
muss konsequent und rigoros umgesetzt werden.

Für den Gesundheitsschutz der Frauen muss das Kontaktverbot solange
wie nötig aufrechterhalten und eingehalten werden. Maßgeblich ist der
Gesundheitsschutz. Sobald das Verbot nicht mehr durch den
Infektionsschutz begründet werden kann, gibt es dafür keine
Rechtsgrundlage mehr.

Wenn man Prostitution grundsätzlich verbietet, kann sie dadurch in
die Illegalität abgedrängt werden. Sie findet dann weiter statt, aber
ohne Begleitung und Zugang zu Beratung und Unterstützung für die
Prostituierten. Aufklärung über ihre Rechte, Gesundheitsberatung und
Kontrollen der Umstände in den Bordellen - das alles haben wir mit
dem seit 2017 geltenden Prostituiertenschutzgesetz. Wir wollen
Prostituierte aus der Illegalität herausholen, um sie besser vor
Gewalt, Erpressung und Missbrauch zu schützen."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2070: Eltern können sich auch in Krisenzeiten auf uns verlassen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 28. Mai 2020

Eltern können sich auch in Krisenzeiten auf uns verlassen



Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Donnerstag in 2. und 3. Lesung
die Verlängerung des Entschädigungsanspruchs für Eltern, die ihre
Kinder zu Hause betreuen müssen, beschlossen. Die gesetzliche
Umsetzung der Regelung erfolgt im Rahmen des Gesetzes zur Umsetzung
steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise
(Corona-Steuerhilfegesetz). Dazu können Sie die Stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, gerne wie
folgt zitieren:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat für die Verlängerung der
Lohnersatzleistung gekämpft, Ministerpräsidenten und Bundesregierung
überzeugt - und sich durchgesetzt. Eltern können sich auch in
Krisenzeiten auf uns verlassen. Dass die Leistung künftig flexibler
in Anspruch genommen werden kann, ist eine zusätzliche Erleichterung
für erwerbstätige Mütter und Väter. Kitas und Schulen weiten ihr
Angebot zwar aus, allerdings oft nur an einigen Tagen in der Woche.
So kommt es Eltern zugute, dass der Maximalzeitraum von zehn Wochen
pro Elternteil nicht an einem Stück ausgeschöpft werden muss. Eine
Aufteilung auf Wochen und einzelne Tage ist grundsätzlich möglich. So
können Familien leichter auf die Öffnungszeiten von Kita und Schule
reagieren und Familie und Erwerbsarbeit besser vereinbaren. Diese
Verlängerung ist wichtig und notwendig, aber dennoch nur eine
Notlösung. Eltern brauchen jetzt eine Perspektive, wann Kitas und
Schulen ihren Regelbetrieb wieder aufnehmen."

 * 

Quelle:
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BILDUNG/961: Hinhaltetaktik von Karliczek verschärft Zweiklassen-Studium


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 28. Mai 2020

Hinhaltetaktik von Karliczek verschärft Zweiklassen-Studium



"Die Ausflüchte von Ministerin Karliczek in Sachen Corona-Nothilfen
sind an Absurdität nicht zu übertreffen", erklärt Nicole Gohlke,
hochschul- und wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE. Nicole Gohlke weiter:

"Hunderttausende Studentinnen und Studenten hängen in einer
Warteschleife aus Ankündigungen und Dementis fest, und dem
Bundesbildungsministerium fällt nach fast drei Monaten nichts Besseres
ein, als ein Antragstool für die mickrigen 100 Millionen Euro zu
entwickeln. Das ist alles andere als eine unbürokratische Soforthilfe
und spottet jedweder Realität. Die Betroffenen sollen augenscheinlich
zur Aufnahme von KfW-Krediten gedrängt werden.

Karliczeks Hinhaltetaktik wird das Zweiklassen-Hochschulsystem in der
Coronakrise zu Lasten von Studentinnen und Studenten aus
Arbeiterfamilien verschärfen. Letztlich trägt sie die Verantwortung
dafür, wenn sich die Bildungsungerechtigkeit dadurch über Jahre
verschärft. Erst vor zwei Tagen hat das Deutsche Institut für
Wirtschaftsforschung eindringlich vor diesen Folgen gewarnt und wie
DIE LINKE deutliche Verbesserungen beim BAföG angemahnt. Doch statt
dies zu beherzigen, wird in der Großen Koalition wie so oft gezankt
und von der CDU/CSU die Verantwortung an die Studentenwerke
abgeschoben. Das ist sozial verantwortungslos und ein weiterer Beleg
für die Handlungsunfähigkeit des BMBF in der aktuellen Krise. Ich
appelliere daher an die demokratischen Fraktionen im Bundestag,
baldigst dem Antrag der LINKEN für eine krisensichere und bessere
BAföG-Förderung zuzustimmen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 28. Mai 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 29. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





FINANZEN/1589: Bund muss für DDR-Sonderrenten zahlen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 27. Mai 2020

Bund muss für DDR-Sonderrenten zahlen



"Die Übernahme der Aufwendungen für alle DDR-Renten durch den Bund ist
längst fällig. Im Koalitionsvertrag haben dies CDU und SPD verankert,
jetzt muss auch gehandelt werden", erklärt Matthias Höhn, Beauftragter
für Ostdeutschland der Fraktion DIE LINKE, zur Forderung der
ostdeutschen Ministerpräsidenten, der Bund solle für DDR-Sonderrenten
zahlen. Höhn weiter:

"Das jetzige Angebot des Finanzministers, den Anteil des Bundes zu
erhöhen, ist also kein Krisen-Geschenk, sondern eine
Selbstverpflichtung der Bundesregierung. Diese muss eingelöst werden,
und zwar mit einer vollständigen Entlastung der ostdeutschen Länder.
Damit können auch kommende Kostensteigerungen und die notwendige
Ausweitung der Berechtigten verlässlich durch den Bund finanziert
werden. Lediglich zehn Prozent, wie jetzt im Gespräch, wären zu wenig
für zu viel Bedarf in dieser Sache. Die Übereinstimmung der 
Ost-Ministerpräsidenten in dieser Frage unterstreicht das eindringlich,
der Bundesrat bildet diese Forderung ebenso seit langem ab."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 27. Mai 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 29. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





WIRTSCHAFT/2261: Nein zu einem Wirtschaftskrieg gegen China


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 28. Mai 2020

Nein zu einem Wirtschaftskrieg gegen China



"Die vom US-Kongress verabschiedeten Strafmaßnahmen gegen China sind
kein konstruktiver Beitrag zur Verteidigung der Menschenrechte. Sie
befeuern den von Präsident Donald Trump beschworenen Wirtschaftskrieg
gegen die Volksrepublik. Statt einer Politik der Eskalation braucht es
eine Politik des Dialogs und ein Ende einseitiger völkerrechtswidriger
Sanktionen, die Geist und Buchstaben der UN-Charta zuwiderlaufen",
erklärt Sevim Dagdelen, Außenpolitikerin der Fraktion DIE LINKE und
Obfrau im Auswärtigen Ausschuss. Dagdelen weiter:

"Die Bundesregierung darf sich in einem Handelskrieg nicht an die
Seite der aggressiven US-Außenpolitik zwingen lassen und sollte den
EU-China-Gipfel in Leipzig im September als wichtige Dialogchance auf
Ebene der Staats- und Regierungschefs nutzen. Mit ihren Forderungen
nach Absage des EU-China-Gipfels lassen FDP und Bündnis 90/Die Grünen
eine unheimliche Nähe zur antichinesischen Konfrontationspolitik
Trumps erkennen. Statt zunehmender Konfrontation brauchen wir einen
Ausbau der Beziehungen zu China, gerade auch mit Blick auf die
Bekämpfung der Corona-Pandemie, des Klimawandels und bei der
internationalen Abrüstung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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WIRTSCHAFT/2260: Bernd Riexinger zur Hauptversammlung bei Amazon


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

Bernd Riexinger zur Hauptversammlung bei Amazon



Heute findet die Hauptversammlung von Amazon statt. Das Unternehmen
gehört zu den wenigen Gewinnern in der Krise. Dazu kommentiert Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

"Amazon hat in dieser weltweiten Krise noch offensichtlicher als zuvor
rücksichtslose Profite auf Kosten der Gesundheit der Beschäftigten
gemacht. Die Konzernbosse verweigern ihren Mitarbeitern den
Corona-Zuschlag, wenn sie krank zu Hause bleiben. Alleinerziehenden,
die sich jetzt zu Hause um ihre Kinder kümmern, wird mit Entlassung
gedroht. Es fehlt in den Arbeitsstätten überall an Schutzmaßnahmen.
Die Informationspolitik war bei Corona-Ausbrüchen in den
Verteilerzentren völlig unseriös.

Jeff Bezos hat an dieser Krise Milliarden verdient und mit ihm können
sich auch die anderen Anteilseigner über massive Kurzgewinne freuen.
Der Fall Amazon ist ein deutliches Beispiel dafür, dass wir einen
massiven Ausbau der Mitbestimmung brauchen. Jeff Bezos Vermögen
beträgt 146,9 Milliarden Dollar. Es sind die Beschäftigten, die den
Profit erzeugen - oftmals auf Kosten ihrer Gesundheit. Betriebsräte
müssen gestärkt werden und die Benachteiligung von
Betriebsratsmitgliedern muss konsequent geahndet werden.

Außerdem muss Amazon hierzulande endlich den Tarifvertrag mit der
zuständigen Gewerkschaft Verdi schließen. An dieser Stelle ist auch
die Bundesregierung gefragt. Sie muss den Weg frei machen, für
allgemeinverbindliche Tarifverträge um die Beschäftigten
flächendeckend vor schlechter Bezahlung zu schützen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 27. Mai 2020
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WIRTSCHAFT/2259: Lufthansa-Rettung - Steueroasen von den Flugplänen streichen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

Lufthansa-Rettung: Steueroasen von den Flugplänen streichen



Zu den heute stattfindenden Protesten gegen eine Lufthansa-Rettung
ohne verbindliche Klimaschutz- und Transparenzregeln sagt Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

The sky is the limit - frei nach diesem Motto pumpt die schwarz-rote
Bundesregierung 9 Milliarden Euro in den Lufthansakonzern, ohne dabei
klare Bedingungen für Klimaschutz und Steuertransparenz zu verankern.
Hier wird fahrlässig mit Steuergeld umgegangen.

Da wo der Staat mit Steuergeld Konzernen unter die Arme greift muss er
als Interessenvertretung der Bevölkerung auftreten und nicht als
stiller Teilhaber der Wirtschaftslobby.

Die Lufthansa muss sich dazu verpflichten, ihre Klimabilanz radikal zu
verbessern, indem Kurzstreckenflüge abgebaut werden. Kein Cent darf
künftig in Steueroasen landen - dass die Bundesregierung hier dem
Lufthansakonzern keine klaren Vorgaben macht ist gegenüber den
Bürgerinnen und Bürgern verantwortungslos.

Perspektivisch braucht es eine grundsätzliche Regulierung des
Flugverkehrs. Eine Branche, die dramatische Folgen für das Klima haben
kann, darf nicht unreguliert bleiben. Fluggesellschaften gehören in
staatliche Hand.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 27. Mai 2020
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1. Corona und Nachhaltigkeit

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/LL) Zwischen der Existenzbedrohung vieler Unternehmen und
schweren strukturellen Verwerfungen einerseits und der Chance eines
klimapolitisch nachhaltigen Umbaus der Wirtschaft andererseits: In
diesem Spannungsfeld bewegt sich die Politik, wenn sie versucht, die
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie mit Konjunkturpaketen
abzufedern, die die globalen Klimaziele im Blick behalten wollen.

Über die Chancen und Risiken beim "Re-Start" der deutschen Wirtschaft
nach den Lockdown-Maßnahmen und den richtigen Einsatz der knapper
werdenden finanziellen Ressourcen des Staates beim Wiederaufbau
diskutierten am Mittwochabend Abgeordnete des Parlamentarischen
Beirates für nachhaltige Entwicklung mit den beiden Sachverständigen
Karsten Löffler, Vorsitzender des Sustainability Finance-Beirats der
Bundesregierung, und Holger Lösch, stellvertretender
Hauptgeschäftsführer beim Bundesverband der Deutschen Industrie.

Löffler betonte die einmalige Chance, die sich jetzt auftue, durch
eine bewusste wirtschaftspolitische Steuerung vor allem bei den
konjunkturellen Maßnahmen entlang der internationalen Klimaziele den
Wirtschaftsstandort Deutschland langfristig zu stärken. Der Umbau der
Wirtschaft hin zu nachhaltigen Produktionsprozessen stehe heute mehr
denn je auf der Agenda. Ein Weg, der im Übrigen von vielen Unternehmen
längst beschritten sei, verfestige und verstetige sich da. Zahlreiche
Investoren arbeiteten zudem daran, ihre Portfolios zu
"de-carbonisieren". Das Ziel der Europäischen Union, bis zum Jahr 2050
"klimaneutral" zu sein und die Selbstverpflichtung vieler Unternehmen
gingen Hand in Hand. Die nachhaltige Ausrichtung der eigenen
Geschäftsmodelle geschehe nicht zuletzt aus wohlverstandenem
unternehmerischem Eigeninteresse. Und volkswirtschaftlich betrachtet
trage jeder einzelne solche Modernisierungsschritt langfristig zur
Sicherung von Wachstum und Beschäftigung und der Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft bei.

Löffler hob China als sehr lernfähige Volkswirtschaft hervor, die sich
gezielt neue Technologien, beispielsweise im Bereich der Windenergie,
aneigne. Während in Deutschland leider gerade der Ausbau der Windkraft
ins Stocken gerate.

Der Einsatz der knapper werdenden Steuermittel für konjunkturelle
Stimulus-Maßnahmen müsse nach strengen Kriterien erfolgen, die die
Wirksamkeit des eingesetzten Geldes in den Mittelpunkt stellten und
nachweisbar machten. Die Förderung müsse entlang verbindlicher und
nachvollziehbarer Kriterien erfolgen. Vier Punkte seien wichtig: Es
müsse immer und überall klar sein, was mit den Steuern passiere. Es
sei zwischen großen und kleinen Unternehmen zu unterscheiden. Nicht
alle könnten in derselben Zeit gleich viel leisten, daher müssten die
Auflagen verhältnismäßig sein. Geförderte Unternehmen müssten sich
aber auf die Klimaziele im Jahr 2050 verpflichten. Und sie müssten
eine Strategie vorlegen, wie sie dazu ihr Geschäftsmodell in den
kommenden Jahren umbauen wollen.

Löffler sah auch den Zielkonflikt zwischen einem nachhaltigen
strukturellen Umbau der Volkswirtschaft und der kurzfristigen
Arbeitsplatzsicherung in möglicherweise untergehenden Branchen.
Mittel- und langfristig gelte es aber, die Wettbewerbsfähigkeit der
deutschen Industrie zu sichern und dieses Ziel höher zu gewichten als
kurzfristige Maßnahmen.

"Wenn wir das nicht tun, riskieren wir international überholt zu
werden." Man setze sich dann auch noch aus der Perspektive der
Generationengerechtigkeit dem Vorwurf aus, die Mittel nicht adäquat
eingesetzt zu haben. Höhere Schulden, die nun unumgänglich seien,
belasteten die kommenden Generationen doppelt. Wenn man das nun
aufgrund früherer Versäumnisse tun müsse, dann solle man den Kindern
wenigstens eine lebenswerte Welt hinterlassen.

Holger Lösch hoffte, dass mit den "billionenschweren Hilfsprogrammen"
nun das Schlimmste verhindert werden könne. Keinesfalls wolle man die
nötigen Recovery-Maßnahmen mit dem Thema Nachhaltigkeit in Gegensatz
bringen.

Die Chancen technologischer Innovationen seien den Unternehmen klarer
als irgendwem sonst. Aber momentan befänden sich zahlreiche Firmen
schlicht in einem Überlebenskampf. Als Verband spreche der BDI für
alle seine Mitglieder. Viele erwarteten dieses Jahr beträchtliche
Umsatzeinbußen und, am Ende des Jahres mit kleineren Belegschaften
anzutreten.

Angesichts sich abzeichnender drastischer Einsparungen seitens der
Verbraucher, aber auch der Finanzminister, ließen die internationalen
klimapolitischen Ambitionen bereits jetzt deutlich nach. Lösch mahnte,
immer auch das internationale wirtschaftliche Umfeld im Auge zu
behalten, um sich nicht in einen Wettbewerbsnachteil zu manövrieren.

Dennoch eröffne sich durch Corona auch eine Chance für die
Modernisierung der Wirtschaft. Seitens der Politik erwarte er
steuerliche Entlastungen der Unternehmen und gezielte Investitionen.
Es gelt jetzt flexibel und realistisch zwischen dem bisherigen Pfad
des Wirtschaftens und neuen Technologien und Regelungen, die aber
teilweise noch nicht marktreif seien, einen gangbaren Weg zu finden
und die raren finanziellen Mittel effizient einzusetzen. Dabei müssten
Staat und Wirtschaft ab sofort auch daran arbeiten, sich für kommende
Krisen besser aufzustellen.

Zu den prädestinierten Feldern für Investitionen zählten die
Gebäudesanierung und Energieeffizienz. Da könne man mit großzügigen
Abschreibungsregeln viel erreichen, so Lösch. Der gesamte Bereich der
Infrastrukturen gehöre zu den Bereichen, in denen der Staat jetzt
verstärkt investieren müsse. Und schließlich seien die erneuerbaren
Energien das Feld, auf dem sich sowohl die Wettbewerbsfähigkeit der
deutschen Industrie als auch die Fähigkeit Deutschlands erweisen
müsse, die angestrebte Energiewende hinzubekommen. Er nannte eine
CO2-arme Mobilität und eine wasserstoffbasierte Wirtschaft als
Voraussetzung, ohne die die Energiewende nicht zu schaffen sei.

Insgesamt sei aber zwischen den Klimazielen und der Last, die die
Unternehmen tragen könnten, abzuwägen. Viele Firmen sähen keine
Möglichkeit, die geplanten Auflagen im Zusammenhang mit staatlichen
Hilfen zu erfüllen. Bereits der bürokratische Aufwand, um an eine
Förderung zu gelangen, sei für die Unternehmen ein Horror. Viele
würden sich dann dafür entscheiden, lieber kein Geld vom Staat zu
nehmen.

Neben den steuerlichen Entlastungen forderte Lösch eine drastische
Senkung der Stromkosten. Er mahnte außerdem an, den Klimaschutz nicht
allein von der Industrie zu verlangen. Die öffentliche Hand sei für
ein Erreichen der Klimaziele und ein Gelingen der Energiewende in
erheblichem Maß mitverantwortlich. Da türmten sich noch große Aufgaben
auf, etwa bei der Sanierung der Gebäudeinfrastruktur.

 * 

2. Gesundheitsschutz in der Fleischbranche

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt darauf,
"den Gesundheitsschutz jetzt in der Corona-Pandemie für die
Beschäftigten in der Fleischbranche und für die Saisonarbeitskräfte in
der Landwirtschaft unverzüglich sicherzustellen". Dazu sollen nach
ihrem Willen die örtlichen Gesundheitsämter vor der Einreise die
Hygienepläne der Arbeitgeber überprüfen und den Gesundheitscheck an
den Flughäfen durchführen, wie aus einem Antrag der Fraktion
(19/19551) hervorgeht.

Auch fordert sie darin, dass "das Infektionsrisiko am Arbeitsplatz und
auf Wegen von und zum Arbeitsplatz nach den Standards der
RKI-Richtlinien weitestgehend minimiert wird und die Beschäftigten
regelmäßig auf Covid-19 getestet werden". Ferner soll es der Vorlage
zufolge unter anderem in arbeitgeberseitig gestellten beziehungsweise
vermittelten Unterkünften keine Mehrfachbelegung von Zimmern geben
dürfen, "außer es handelt sich dabei um Familien und Paare".

Des Weiteren wird die Bundesregierung in den Antrag aufgefordert, den
Arbeits- und Gesundheitsschutz grundsätzlich zu verbessern, indem etwa
eine Generalunternehmerhaftung für den Arbeitsschutz eingeführt wird
und "angemessene" Standards für arbeitgeberseitig gestellte oder
vermittelte Unterkünfte verbindlich gemacht werden. Auch soll die
Bundesregierung laut Vorlage unter anderem "Werkverträge im
Kernbereich der unternehmerischen Tätigkeit, das heißt für das
Schlachten und Zerlegen in Schlachtunternehmen" verbieten und diese
Tätigkeiten nur noch von Beschäftigten des eigenen Betriebes zulassen.
Gleiches solle bei der Saisonarbeit in der Landwirtschaft gelten;

 * 

3. FDP will Berufsausbildung sichern

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion fordert ein Corona Sofortprogramm
für die berufliche Bildung. In einem Antrag (19/19514) der Fraktion
wird darauf hingewiesen, dass in krisengebeutelten Branchen mit einem
Rückgang des Ausbildungsplatzangebotes oder mit später abgeschlossenen
Ausbildungsverträgen zu rechnen sei. Mit einem erheblichen Rückgang
von Ausbildungsplätzen wäre ein verschärfter Fachkräftemangel nach der
Krise vorprogrammiert, warnt die FDP-Fraktion, die ein ganzes Bündel
von Maßnahmen zur Stabilisierung der Ausbildungsfähigkeit von
Unternehmen fordert. Dazu gehört unter anderem die Einführung einer
negativen Gewinnsteuer, durch die den von der Corona-Krise betroffenen
Unternehmen durch die Finanzämter eine Liquiditätssoforthilfe
ausgezahlt werden könne. Dazu soll der letzte Steuerbescheid
Bemessensgrundlage dienen

Nach Vorstellung der FDP-Fraktion soll Auszubildenden Kurzarbeitergeld
bereits in den ersten sechs Wochen der betrieblichen Kurzarbeit unter
Beibehaltung der gesetzlichen Pflicht der Betriebe zur Auszahlung der
vollen Vergütung gewährt werden. Betriebe, die Auszubildende von
geschlossenen Betrieben übernehmen, sollen unterstützt werden. Zu den
weiteren Forderungen gehört der Ausbau digitaler Plattformen zur
Berufsberatung, die Durchführung verschobener Zwischen- und
Abschlussprüfungen sowie eine Beschleunigung des Ausbaus zeitgemäßer
Bildungsangebote zum Beispiel über einen Digitalpakt 2.0 zwischen Bund
und Ländern für die technische Ausstattung von Berufsschulen.

 * 

4. Nennung der Nationalität Tatverdächtiger

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Nennung der Nationalität von
Tatverdächtigen in Pressemitteilungen der Bundespolizei berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/19336) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/17846). Danach wurde durch das
Bundespolizeipräsidium am 5. Februar 2016 gegenüber den Behörden der
Bundespolizei verfügt, dass die Staatsangehörigkeit von
Tatverdächtigen in Pressemitteilungen anzugeben ist.

"Dies erfolgte vor dem Hintergrund, dass die Staatsangehörigkeit für
eine Grenzpolizei grundsätzlich zum polizeilichen Sachverhalt gehört
und es im Interesse der Öffentlichkeit liegt, sich über die
Polizeiarbeit sowie die ihr zugrundeliegenden Ereignisse und deren
Umstände möglichst umfassend informieren zu können", schreibt die
Bundesregierung weiter. Eine Abweichung von diesem Grundsatz könne
angebracht sein, wenn ermittlungstaktische Belange oder persönliche
schutzwürdige Interessen tangiert sind.

 * 

5. Antiziganistische Straftaten im Jahr 2019

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im vergangenen Jahr sind laut Bundesregierung nach
vorläufigen Zahlen 78 antiziganistische Straftaten registriert worden.
Wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/19339) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/17987) weiter hervorgeht, wurden im
Jahr 2019 zum Stichtag 31. Januar 2020 im Unterthema
"Antiziganistisch" insgesamt zehn Gewaltdelikte erfasst.

Davon entfielen laut Vorlage auf die politisch rechts motivierte
Kriminalität zwei versuchte Tötungsdelikte, vier Körperverletzungen,
eine Erpressung und ein Widerstandsdelikt sowie auf die
Phänomenbereiche "ausländische Ideologie" und "nicht zuzuordnen"
jeweils eine Körperverletzung. Bei den 18 Opfern handelt es sich den
Angaben zufolge um verletzte Personen.

 * 

6. Daten zu Übersterblichkeit erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, in welchem Umfang
"welche Daten zu Todesfällen und Todesursachen in Deutschland von
welchen Stellen erhoben" werden. Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/19329) danach, auf welcher Datengrundlage die
Covid-19-Todesstatistiken beruhen. Ferner fragt sie unter anderem, in
welchen Regionen Deutschlands es "seit Februar eine Übersterblichkeit
in welcher Höhe im Vergleich zu den Vorjahren" gibt.

 * 
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1. Humanitäre Hilfe für die Sahel-Zone

Menschenrechte/Antrag

Berlin: (hib/SAS) Vor dem Hintergrund der aktuellen Covid-19-Pandemie
dringt die FDP-Fraktion auf eine wirkungsvollere humanitäre Hilfe für
die Sahel-Zone. In einem Antrag (19/19505) fordert die Fraktion die
Bundesregierung auf, eine "umfangreiche Strategie zum humanitären
Engagement" in der afrikanischen Region zu entwickeln, "die einen
besonderen Fokus auf vorausschauende und antizipierende humanitäre
Hilfe legt".

Die Bundesregierung solle in der deutschen humanitären Hilfe für den
Sahel stärker innovative Ansätze integrieren, so das Plädoyer der
Abgeordneten. Als Beispiele nennen sie den Einsatz von Drohnen bei der
Belieferung von Hilfsgütern oder den Iris-Scan für bargeldlose
Bezahlung. Auch solle die Bundesregierung im Rahmen der
Haushaltsmittel für die humanitäre Hilfe "proportionale mehr Geld für
den Sahel bereitstellen". Weiter spricht sich die FDP-Fraktion dafür
aus, den Schwerpunkt der bedarfsorientierten Hilfe auszubauen, um
präventiv auf die drohenden Folgen externer Faktoren wie Corona-
Pandemie oder Klimawandel zu reagieren.

Als Erklärung führen die Liberalen an, dass die humanitäre Lage im
Sahel, einer langgezogenen, semiaride Übergangszone, die sich zwischen
der Wüste Sahara im Norden Afrikas und der Feuchtsavanne im Süden
erstreckt, ein "unbekanntes Ausmaß" erreicht hat. Die Region sei schon
jetzt stark von den Auswirkungen des Klimawandels betroffen. Diese
wirkten als "Katalysator für Konflikte in den Staaten", gefährdeten
die Ernährungssicherheit und steigerten die Terrorgefahr. Durch die
Corona-Pandemie drohe die Lage nun zu eskalieren, schreiben die
Abgeordneten mit Verweis auf internationale Organisationen und
Experten. Aktuell seien 24 Millionen Menschen, darunter die Hälfte
Kinder, auf humanitäre Hilfe angewiesen. 3,7 Millionen Menschen im
Sahel könnten laut Schätzungen der Vereinten Nationen 2020 von einer
Hungerkrise betroffen sein. Das entspreche einem Anstieg von 110
Prozent im Vergleich zu Vorjahr.

"Angesichts der vielfältigen Herausforderungen und der hohen Zahl von
Menschen, die auf humanitäre Hilfe angewiesen sind, besteht ein hoher
humanitärer Bedarf in der Region, aber die Bewältigung der Krise wird
chronisch unterfinanziert", stellen die Abgeordneten fest. Die Krisen
in der Region bekämen zu wenig Aufmerksamkeit, was die "private und
staatliche Spendenbereitschaft und die Finanzierung zur Bewältigung
solcher 'vergessenen Krisen' weiter bedroht". Bereits 2019 habe sich
der humanitäre Bedarf laut Vereinten Nationen auf 717 Millionen
US-Dollar belaufen, aber nur die Hälfte der benötigten Mittel sei von
den Gebern bereitgestellt worden, kritisieren die Abgeordneten.
Deutschland habe 2019 20 Millionen bereitgestellt, doch diese Summe
entspreche nur 1,2 Prozent des gesamten Beitrags für die humanitäre
Hilfe. Für 2020 habe die Bundesregierung bislang 13 Millionen für die
Sahel-Region zugesagt.

Diese knappen Mittel müssten effizienter eingesetzt werden. Hier biete
die vorausschauende humanitäre Hilfe Chancen: Diese beinhalte eine
"schnelle und frühzeitige Auslösung von Hilfsmaßnahmen" anhand
datenbasierter Vorhersagen und qualitativer Analysen. So seien
Hilfsorganisationen bereits in "drohenden oder eskalierenden Notlagen"
in der Lage, Hilfe zu leisten.

 * 

2. Framing in der Wissenschaft

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/HLE) In einem Antrag (19/191524) fordert die AfD-Fraktion
die Bundesregierung auf, das Grundsatzpapier des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung (BMBF) zum Thema Framing als verfehlt und in
der Sache als nichtig zu erklären. Es bestehe die Gefahr einer
Instrumentalisierung der Wissenschaftskommunikation für
gesellschaftspolitische Ziele, die auf der Basis dieses Papiers
geplant seien. Ferner tritt die AfD dafür ein, den Wissenschaftsrat
bei seiner Bestandsaufnahme zur Situation der
Wissenschaftskommunikation in Deutschland und bei der Ausarbeitung von
konkreten Empfehlungen dahingehend zu ermutigen, zu evaluieren,
inwieweit die Emotionalisierung von Sachthemen auf die
Wissenschaftskommunikation Auswirkungen hat und wie dem daraus
erwachsenen Konformitätsdruck konkret entgegengewirkt werden kann.

Die Fraktion fordert zudem, mit Mitgliedern der Allianz der
Wissenschaftsorganisationen Gespräche darüber aufzunehmen, wie
Forschungsleistungen adäquat bewertet, honoriert und kommuniziert
werden können. Dabei sei zu berücksichtigen, dass sich der
Konformitäts- und Kommunikationsdruck auf die Wissenschaftler nicht
erhöhe, um die Freiheit der Forschung zu gewährleisten.

In ihrem Antrag unterstreicht die AfD-Fraktion, dass im
Grundsatzpapier des BMBF zur Wissenschaftskommunikation die
Notwendigkeit, dass sich Wissenschaftler "in den öffentlichen Diskurs
einbringen, über ihre Forschungsarbeit allgemeinverständlich
kommunizieren und Zusammenhänge einordnen" insbesondere mit zwei
Argumenten begründet wird. Zum einen sei die Rede davon, dass es
"Strömungen" gebe, "die fakten- und wissenschaftsbasierte
Informationen in Frage" stellten und es "Abschottungstendenzen
gegenüber wissenschaftlichen Erkenntnissen" gebe. Zum anderen werde
das Argument angeführt, dass "die Diskussion um den Klimawandel und
die breite Unterstützung der ,Fridays-for-Future-Bewegung'" durch
Wissenschaftler die "Relevanz von wissenschaftlichen Fragen und
Erkenntnissen für die Zukunft unserer Gesellschaft" verdeutliche. Nach
Auffassung des BMBF stärke Wissenschaftskommunikation "die Verankerung
von Wissenschaft in der Gesellschaft", die "Wissenschaftsmündigkeit"
der Bürger und die "Demokratiefähigkeit der Gesellschaft" insgesamt.

Die AfD-Fraktion befürchtet, dass das Wissenschafts- und
Bildungssystem nicht mehr als eigenständiges und unabhängiges
"Subsystem" betrachtet, sondern im Lichte gesellschaftspolitischer
Dienstbarkeit bewertet wird. Das belege auch eine Zielvorgabe im
Grundsatzpapier des BMBF: "Es ist für unsere Gesellschaft von großer
Bedeutung, dass es gelingt, sich zu zentralen Zukunftsthemen auf Basis
von wissenschaftlichen Erkenntnissen und Fakten zu verständigen",
heiße es darin. Um dieses Ziel zu erreichen, würden Wissenschaftler
mit dem Hinweis, dass dies "karrierefördernd" wirke, auf die
erwünschte Art und Weise der Wissenschaftskommunikation festgelegt. So
habe die Bildungs- und Forschungsministerin Anja Karliczek (CDU)
erklärt: "Für mich zentral ist zum Beispiel die Frage, wie ein
Engagement für Wissenschaftskommunikation karriereförderlicher werden
kann."

Die AfD-Fraktion befürchtet, dass freie Forschung und Lehre nicht mehr
möglich sein werde, wenn die finanziellen Mittel an der
Kommunizierbarkeit des Themas und der Kommunikationskompetenz der
Forscher ausgerichtet sind. Die Forscher würden sich dann gezwungen
sehen - damit sie ihren Forschungsbereich finanziert bekommen - ,
zunächst evaluieren zu müssen, inwieweit und wie ein bestimmtes Thema
überhaupt kommunizierbar ist.

Laut AfD-Fraktion liegt es nahe, dass die Wissenschaft hierfür unter
dem Deckmantel der Wissenschaftskommunikation mittels Framing in den
Dienst genommen wird, da hier ein "eindeutiges Deutungsraster
geschaffen und mittels Emotionalisierung eines Sachthemas versucht
wird, gegenläufige Deutungen und Positionierungen im öffentlichen
Diskurs zu marginalisieren".

 * 

3. Umsetzung der EU-Türkei-Erklärung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Aufnahme von Flüchtlingen im Rahmen der
EU-Türkei-Erklärung vom 18. März 2016 berichtet die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/19340) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/17429). Darin führte die Fraktion aus, dass ein zentraler Punkt
dieses Abkommens das sogenannte "1:1-Umsiedlungsverfahren" sei. Dieses
sehe vor, dass "für jeden Migranten, der aus der EU in die Türkei
zurückgewiesen wird, ein Syrer über ein ,legales Verfahren' in die EU
einreisen darf und an die Mitgliedstaaten verteilt wird".

Der Antwort zufolge hat Deutschland mit Stand vom 10. März dieses
Jahres in Umsetzung der EU-Türkei-Erklärung 9.962 Schutzbedürftige
aufgenommen. Auf die Frage zur "Anzahl der von der EU in die Türkei
zurückgewiesenen Migranten, die den sogenannten Umsiedlungsmechanismus
bedingen", schreibt die Bundesregierung, dass in Umsetzung der
Erklärung von März 2016 "seitdem 2.134 Personen in die Türkei
zurückgeführt (Stand: 18. März 2020)" worden seien.

 * 

4. AfD fragt nach Währungsreform

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Konsequenzen für ihr eigenes Handeln die
Bundesregierung mit Blick auf die Stabilität der Euro-Währung infolge
der Maßnahmen zur Eindämmung der Verbreitung des Corona-Virus sieht,
will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19378) mit dem
Titel "Währungsreform in Deutschland" erfahren. Gefragt wird unter
anderem nach konkreten Maßnahmen zum Erhalt des Euro als
Einheitswährung und nach eventuellen Notfallplänen, um eine schnelle
Währungsreform zu gewährleisten.

 * 

5. Ernährungspolitischer Bericht 2020

Ernährung und Landwirtschaft/Unterrichtung

Berlin: (hib/FNO) Die Bundesregierung hat den Ernährungspolitischen
Bericht 2020 (19/19430) vorgelegt. In der Unterrichtung werden die
bundespolitischen Grundlagen, Ziele und Maßnahmen in den Bereichen
Ernährung und gesundheitlicher Verbraucherschutz seit 2016 dargelegt.
Der Bericht befasst sich mit den Themen Fehlernährung und
gesundheitliche Folgen, Lebens- und Futtermittelsicherheit, Schutz vor
Irreführung der Verbraucher, Nachhaltigkeit im Konsum,
Ernährungsbildung und -information zur Förderung eines gesunden und
ausgewogenen Lebensstils sowie der Lebensmittelversorgung weltweit.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 557

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 28. Mai 2020, Redaktionsschluss: 10.56 Uhr

1. Anpassung der Strafprozessordnung

2. Menschenrechts in Corona-Zeiten

3. Werbeverbot für Tabakerzeugnisse

4. Formulierungshilfen der Bundesregierung

5. Kampagne gegen Hamsterkäufe

6. Bekämpfung der Schweinepest



1. Anpassung der Strafprozessordnung

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/MWO) Die FDP-Fraktion hat einen Antrag vorgelegt, mit dem
die Revisionsbegründungsfrist des Paragrafen 345 Absatz 1 der
Strafprozessordnung (StPO) angepasst werden soll (19/19503). Danach
soll der Bundestag die Bundesregierung auffordern, einen
Gesetzesentwurf vorzulegen, in dem die Frist vergleichbar der Regelung
des Paragrafen 275 Absatz 1 StPO unter Berücksichtigung des Umfangs
des Verfahrens gestaffelt wird. Außerdem soll die Vorschrift des
Paragrafen 345 StPO so reformiert werden, dass die
Revisionsbegründungsfrist erst zu laufen beginnt, wenn dem
Rechtsmittelführer das Urteil und das Hauptverhandlungsprotokoll
zugestellt worden sind. Zusätzlich soll eine absolute Obergrenze für
die Absetzungsfrist - also die Frist, innerhalb der ein schriftliches
Urteil zu den Akten gebracht werden muss - gemäß Paragraf 275
Absatz 1-3 StPO geschaffen werden.

Wie die Antragsteller schreiben, haben die Verteidigung und die
Staatsanwaltschaft nach aktueller Gesetzeslage gemäß Paragraf
345 I StPO in Berufungsverfahren einen Monat Zeit, um nach eingelegter
Revision und Urteilszustellung die Revisionsbegründung zu fertigen.
Diese starre Frist könne insbesondere bei großen, langwierigen
Verfahren, verbunden mit einer langen Absetzungsdauer des Urteils, dem
Anspruch auf eine sachgerechte und bestmögliche Bearbeitung des Falles
nicht gerecht werden. Am 21. April 2020 habe das Oberlandesgericht
München das bereits am 11. Juli 2018 mündlich verkündete Urteil in
einem in den Medien sehr präsenten Verfahren abgesetzt und damit
gerade noch die Absetzungsfrist von 93 Wochen eingehalten, die am 22.
April 2020 abgelaufen wäre. Der Verteidigung bleibe nun - ebenso wie
der Bundesanwaltschaft - ab Urteilszustellung ein Monat Zeit, um das
3.025 Seiten lange Urteil zu prüfen und gegebenenfalls die Revision zu
begründen. Neben der Urteilsbegründung müsse den Verteidigern dazu
auch das Hauptverhandlungsprotokoll erst noch zugestellt werden.
Dieser Vorgang nehme zusätzlich Zeit in Anspruch. Das angesprochene
Urteil belege in besonders drastischer Weise die in der Praxis
vielfach kritisierten Unzulänglichkeiten der genannten Fristen in
zweifacher Hinsicht.

 * 

2. Menschenrechts in Corona-Zeiten

Menschenrechte/Antrag

Berlin: (hib/SAS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung auf, sich angesichts der weltweiten Bedrohung der
Menschenrechte durch die Corona-Pandemie "vehement" für deren
"Respektierung, Schutz und Gewährleistung" einzusetzen.

Sowohl das Virus selbst als auch die verhängten Maßnahmen zu dessen
Eindämmung hätten "massive Auswirkungen auf eine Vielzahl bürgerlicher
und politischer sowie wirtschaftlicher, sozialer und kultureller
Menschenrechte", heißt es in einem Antrag der Fraktion (19/19499).

Das Recht auf Gesundheit verpflichte die Vertragsstaaten des
VN-Sozialpaktes, Vorkehrungen zum Gesundheitsschutz zu treffen. Das
Recht auf Gesundheit sei mit vielen anderen Menschenrechten verbunden
und von ihnen abhängig, so etwa unter anderem dem Recht auf sauberes
Wasser, auf Nahrung, Wohnen und Zugang zu Informationen. "Viele dieser
Rechte werden unabhängig von der derzeitigen Corona-Pandemie weltweit
nicht in vollem Umfang gewährleistet", monieren die Abgeordneten. Das
wirke sich nun "zusätzlich negativ" auf die Gewährleistung des Rechts
auf Gesundheit aus.

Gerade für "marginalisierte und strukturell benachteiligte
Bevölkerungsgruppen" sei die Gefahr einer Infizierung mit dem
Coronavirus besonders groß. Dazu zählten unter anderem Personen im
Strafvollzug, Flüchtlinge, Migranten, Menschen ohne Papiere und
Krankenversicherung oder Wohnungslose. Auch seien Frauen als im
Fürsorge- und Pflegesektor Beschäftigte von der Viruserkrankung sowie
den Folgen der Pandemiebekämpfung "überproportional" betroffen,
schreiben die Grünen. Diese "vulnerablen Gruppen" zu schützen sei
zentrale Aufgabe der Staatengemeinschaft.

Zudem fordert die Fraktion, dass demokratische Rechte, insbesondere
politische Beteiligungsrechte wie die Presse- und Versammlungsfreiheit
gewahrt werden. Die Auswirkungen der Pandemiebekämpfung drohten die
"Schwächung demokratischer und rechtsstaatlicher Standards weiter zu
beschleunigen". "Weltweit ergreifen autoritäre Regierungen repressive
Maßnahmen und schränken Menschen- und Bürgerrechte ein, vermeintlich
im Namen der Pandemiebekämpfung, um ihre politischen Interessen
durchzusetzen und ihre Machtposition zu verfestigen", schreiben die
Abgeordneten. Sie beklagen zudem, Ausgangssperren und
Grenzschließungen zögen massive sozioökonomische Folgen nach sich.
Hunger und Armut nähmen zu.

Als Konsequenz verlangt die Grünen-Fraktion von der Bundesregierung,
die in Deutschland zur Eindämmung der Corona-Pandemie erlassenen
Maßnahmen "fortlaufend auf ihre Verhältnismäßigkeit und zeitliche
Notwendigkeit zu überprüfen". Zudem dringt sie darauf, dass "Opfer
häuslicher und sexualisierte Gewalt ungehinderten Zugang zu Hilfs- und
Beratungsangeboten bekommen" und Menschen aus Risikogruppen die
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben mithilfe von Schutz- und
Unterstützungsmaßnahmen gewährleistet wird. Die unverzügliche Aufnahme
von "weiteren besonders schutzbedürftigen Geflüchteten aus den
europäischen Hotspots der ostägäischen Inseln" ist eine weiter
Forderung der Grünen.

Auf europäischer Ebene solle die Bundesregierung darüber hinaus, alle
EU-Staaten auffordern, die Grund- und Menschenrechte einschränkenden
Corona-Maßnahmen nur "zeitlich befristet" zu erlassen und durch
nationale Parlamente stetig zu überprüfen. Die Regierung solle sich
zudem gemeinsam mit den europäischen Partnerländern für die Wahrung
und Förderung von Meinungs- und Pressefreiheit einsetzen, so die
Fraktion weiter, und damit eine "klare Gegenposition zu erstarkenden
autokratischen Strömungen" einnehmen. Weiter plädieren die
Abgeordneten für die Entwicklung einer "solidaritätsgeleitenden und
ganzheitlichen" Strategie zur Pandemiebekämpfung. Bei der Entwicklung
eines Impfstoffes gegen Covid-19 gelte es sicherzustellen, dass dieser
"für alle Menschen weltweit zugänglich, verfügbar und bezahlbar" sei.

Innerhalb der Vereinten Nationen (VN) solle sich die Bundesregierung
außerdem für eine Stärkung internationaler und zivilgesellschaftlicher
Organisationen einsetzen. Insbesondere sei eine bessere Ausstattung
und Stärkung des Mandats der Weltgesundheitsorganisation WHO
erforderlich. Weitere Forderungen der Grünen zielen auf die Einhaltung
der Agenda 2030, die Unterstützung des Appells von VN-Generalsekretär
António Guterres für einen weltweiten Waffenstillstand sowie den
Einsatz für die Freilassung von politischen Häftlingen und
Menschenrechtsverteidigern.

 * 

3. Werbeverbot für Tabakerzeugnisse

Ernährung und Landwirtschaft/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/FNO) Die Koalitionsfraktionen wollen den Konsum von
Tabakwaren und elektronischen Zigaretten weiter senken. Der Entwurf
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Tabakerzeugnisgesetzes
(19/19495) von der CDU/CSU und SPD-Fraktion sieht starke
Werbebeschränkungen für jegliche Tabakerzeugnisse vor, auch wenn diese
kein Nikotin enthalten. Das Gesetz soll die bereits umgesetzte
EU-Richtlinie 2014/40/EU ergänzen.

Konkret soll Außenwerbung künftig nur noch für Geschäfte des
Fachhandels möglich sein, sofern diese an den Außenwänden oder im
Schaufenster angebracht ist. Ferner soll die Kinowerbung weiter
eingeschränkt werden. Ein generelles Verbot von Tabakwerbung vor
Filme, bei denen Kinder und Jugendliche anwesend seien können, soll
die bisher geltende zeitliche Beschränkung auf Filme nach 18 Uhr
ablösen. Damit ist Werbung für Tabakwaren oder ähnliche Produkte nur
noch bei Filmen ohne Jugendfreigabe möglich. Die Tabakwirtschaft hat
für beide Werbeträger bisher jährlich etwa 100 Millionen Euro
aufgewendet, diese Einnahmen fehlen der Werbeindustrie künftig. Die
Einschränkungen für Außenwerbung sollen stufenweisen in Kraft treten,
sie gelten ab dem 1. Januar 2022 für Tabakwaren, ab dem 1. Januar 2023
für Tabakerhitzer und ab dem 1. Januar 2024 für elektronische
Zigaretten. Die veränderten Vorgaben für Kinowerbung und ein Verbot
von Gratisproben soll schon zum 1. Januar 2021 gelten. Der Entwurf
sieht zudem vor, nikotinfreie elektronische Zigaretten und
Nachfüllbehälter den nikotinhaltigen Produkten gleichzusetzen.

Die Fraktionen begründen ihren Gesetzentwurf mit dem Gesundheitsschutz
der Verbraucherinnen und Verbraucher, da kein anders Produkt bei
"bestimmungsgemäßem Gebrauch gleichermaßen gesundheitsschädlich wie
Tabakprodukte" sei. Ein Werbeverbot sorge zudem für einen verbesserten
Jugendschutz, da sich Jugendliche der Außenwerbung nicht entziehen
können.

 * 

4. Formulierungshilfen der Bundesregierung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Formulierungshilfen der Bundesregierung"
thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/19376).
Darin schreibt die Fraktion, es sei gängige Praxis, dass die
Bundesregierung bei der Gesetzgebungstätigkeit des Bundestages
Hilfestellung leistet. Dies geschehe auch "durch die Erarbeitung von
Entwürfen einzelner Vorschriften (Regelfall) oder ganzer Regelwerke
(Ausnahmefall)". Diese Entwürfe würden als Formulierungshilfen
bezeichnet.

Wissen wollen die Abgeordneten, welche Formulierungshilfen "seit dem
Beginn der 15. Legislaturperiode durch die Bundesministerien oder
Bundesbehörden auf welcher Rechtsgrundlage für wen erstellt" wurden
und in welchen dieser Fälle es sich um einzelne Vorschriften oder
ganze Regelwerke handelt. Auch erkundigen sie sich unter anderem
danach, welche Maßnahmen die Bundesregierung ergreift, "um eine
mögliche Beeinträchtigung des Prinzips der Gewaltenteilung durch die
Erstellung von Formulierungshilfen durch die Bundesministerien
auszuschließen".

 * 

5. Kampagne gegen Hamsterkäufe

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die vom Bundesministerium geplante Aufklärungsaktion
"Kauf nur, was du brauchst" steht im Fokus einer Kleinen Anfrage
(19/19308) der FDP-Fraktion. Die Fragesteller wollen wissen, in
welchem Umfang die Kampagne stattfinden soll und welche
Erfolgsaussichten die Bundesregierung sieht.

 * 

6. Bekämpfung der Schweinepest

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die Eindämmung der Afrikanischen Schweinepest (ASP)
unter den Bedingungen der Corona-Pandemie ist das Thema einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/19312). Gefragt wird unter anderem nach
den benötigten Testkapazitäten für ASP-Verdachtsfälle. Auch die
Auswirkungen von Kontaktsperren und verstärkten Grenzkontrollen auf
die Ausbreitung der Schweinepest interessiert die Fragesteller.

 * 
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BUNDESTAG/9863: Heute im Bundestag Nr. 556 - 28.05.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 556

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 28. Mai 2020, Redaktionsschluss: 10.27 Uhr

1. Kritik an Wohnungseigentumsgesetz

2. Dramatischer Appell der Reisebranche

3. Lage der Menschenrechte in Indien

4. FDP: Taskforce zur Corona-Erforschung



1. Kritik an Wohnungseigentumsgesetz

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Die Modernisierung des Wohnungseigentumsgesetzes
(WEG) ist am Mittwoch Thema einer öffentlichen Anhörung im Ausschuss
für Recht und Verbraucherschutz gewesen. Dazu lagen der Gesetzentwurf
der Bundesregierung "zur Förderung der Elektromobilität und zur
Modernisierung des Wohnungseigentumsgesetzes und zur Änderung von
kosten- und grundbuchrechtlichen Vorschriften
(Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetz - WEMoG)" (19/18791) und ein
Antrag der FDP-Fraktion mit dem Titel "Wohnungseigentum selbstbestimmt
und praktikabel gestalten" (19/18955) vor.

Von mehreren Sachverständigen kam eine Reihe von
Verbesserungsvorschlägen und zum Teil auch heftige Kritik am
Regierungsentwurf. Andere machten geltend, auch die Eigentümer und der
Verbraucherschutz würden durch das Gesetz gestärkt. Die Abgeordneten
wollten von den neun eingeladenen Experten unter anderem wissen, wie
sie die vorgesehenen weitreichenden Befugnisse der Verwalter und die
Modernisierungsmaßnahmen bewerten und wie ein Sachkundenachweis zu
einer besseren Kontrolle der Verwalter durch die Eigentümer beitragen
könnte. Von der SPD-Fraktion hieß es anschließend, die Kritik, dass
die Befugnisse der Hausverwalter zu weit gefasst seien, würden im
parlamentarischen Verfahren intensiv geprüft werden. Angestrebt werde
eine WEG-Reform für die Wohnungseigentümer, nicht gegen sie.

Der Vorsitzende des Ausschusses Miet- und Wohnrecht im Deutschen
Anwaltverein, Michael Drasdo, gab zu bedenken, dass im Ergebnis
zahlreicher Paradigmenwechsel und entgegen der Vorgabe in der
Gesetzesbegründung die Stellung der Wohnungseigentümer nicht gestärkt,
sondern erheblich eingeschränkt werde. Die Rolle des Verwalters werde
entgegen dem Interesse der Wohnungseigentümer aufgewertet, ohne dass
sichergestellt ist, dass die erforderlichen Qualifikationen für das
Amt vorhanden oder nachgewiesen werden.

Gabriele Heinrich, Vorständin des Verbands Wohnen im Eigentum, sagte,
der Entwurf dürfe nicht im Hau-Ruck-Verfahren verabschiedet werden.
Das Ziel, die Wohneigentümergemeinschaften zu stärken und für die
Zukunft zu rüsten, werde nicht erreicht. Bei einem genauen Blick in
den Gesetzentwurf mit Analyse der Auswirkungen und Folgen werde
deutlich, dass die konkreten gesetzlichen Maßnahmen nicht nur mit
einer Vielzahl neuer hoher Risiken und teilweise auch unkalkulierbarer
Gefahren für die Wohnungseigentümer verbunden seien. Er führe weder zu
mehr Rechtssicherheit, noch zu mehr Modernisierungen, Klimaschutz und
Verbraucherschutz und auch nicht zu mehr Effizienz in der
Wohneigentumsverwaltung. Heinrich warnte davor, dass Wohnen in
Eigentumswohnungen für Selbstnutzer und für Mieter teurer werde und
dass Verfahren eingeführt werden, die es Investoren oder
Mehrheitseigentümern erleichtern würden, Aufkaufstrategien und
Luxussanierungsstrategien zu entwickeln, mit denen wehrlose und
finanzschwache Eigentümer aus ihren Wohnungen gedrängt werden.

Manfred Jost, Präsident des Verbands Wohneigentum, unterstützte eine
Fortschreibung des Wohneigentumsrechts. Schlankere und transparente
Strukturen, besonders hinsichtlich von Beschlussfassung und Umsetzung
von Maßnahmen, seien positive Ziele. Dabei sei aber immer vom Eigentum
des Einzelnen an seiner Wohnung auszugehen, gleich ob er oder sie
diese selbst nutzt oder vermietet. Beschlüsse müssten demokratisch
legitimiert sein, und das Recht des Eigentümers dürfe nur soweit wie
erforderlich eingeschränkt werden. Wie andere Sachverständige auch
sprach sich Jost für die Einführung eines Sachkundenachweises aus.

Roland Kempfle, Richter am Landgericht München I und Mitglied des
Präsidiums des Deutschen Richterbunds, empfahl, zeitgleich mit dem
Inkrafttreten des Gesetzes einen Sachkundenachweis für gewerbliche
Wohnungseigentumsverwalter einzuführen. Dieser müsse den vielfältigen
fachlichen Ansprüchen, die an Wohnungseigentumsverwalter zu stellen
seien, in jeder Hinsicht genügen. Kempfle bewertete die Vorlage
ausschließlich aus dem Blickwinkel der gerichtlichen Praxis. Dabei
ergäben sich mehr problematische als positive Punkte. Gegen eine Reihe
der vorgeschlagenen Neuregelungen bestünden erhebliche Bedenken.

Kai Warnecke, Präsident von Haus & Grund Deutschland, begrüßte, dass
mit dem WEMoG das Wohnungseigentumsgesetz transparenter und einfacher
werde. Doch an vielen Stellen gehe der Entwurf noch immer zu weit, an
einigen noch immer nicht weit genug. So sei die Harmonisierung des
Miet- und WEG-Rechts im Rahmen der WEG-Reform erstmalig ausführlich
behandelt worden - jedoch mit unzureichendem Ergebnis. Kritik äußerte
Warnecke an den Regelungen zu baulichen Veränderungen und der
Ausweitung der Befugnisse von Verwaltern. Um hier das Gleichgewicht
zwischen Verwaltung und Eigentümergemeinschaft wiederherzustellen,
bedürfe es einer Änderung des Systems der Vertretungsmacht des
Verwalters.

Christian Rietschel, Vorsitzender von Haus & Grund Dresden,
kritisierte, dass der Entwurf erheblich in die verbrieften Rechte der
Wohnungseigentümer eingreife und ihr Eigentum damit entwerte. Ziel des
Wohnungseigentumsgesetzes dürfe nicht sein, den Verwaltern und der
Bauwirtschaft mehr und leichter Profite auf Kosten der
Wohnungseigentümer zu ermöglichen, sondern die Verwalter als
Dienstleister den Wohnungseigentümern helfend und ausgleichend zur
Seite zu stellen.

Johanna Schmidt-Räntsch, Richterin am Bundesgerichtshof, erklärte, der
Entwurf weise gelungene technische Verbesserungen auf und behebe
mehrere konstruktive Schwächen des geltenden Wohnungseigentumsrechts.
Der Vorwurf, dem Verwalter werde mehr und zu viel Macht als früher
eingeräumt, treffe nicht zu. Die Befugnisse des Verwalters hielten
sich in den traditionellen Grenzen. Die praktisch wichtigste
Verbesserung sei die Umgestaltung der Beschlussmängelklagen von einem
Mitgliederprozess der Wohnungseigentümer untereinander zu einem
Verbandsprozess. Das Ziel des Gesetzes, den Modernisierungsstau in
vielen Wohnungseigentumsanlagen zu beheben, sei uneingeschränkt zu
begrüßen, erklärte Schmidt-Räntsch. Die Regelungsvorschläge müssten im
Einzelnen aber noch ergänzt werden, da sie ansonsten ungewollt den
Modernisierungsstau verstärken würden.

Mit einer ganzen Reihe von Änderungs- und Ergänzungsvorschlägen
meldete sich Oliver Elzer, Richter am Kammergericht Berlin, zu Wort.
Angesichts vieler kritischer Stellungnahmen sagte er, der Entwurf sei
kein schlechtes Produkt. Die Verbrauchersrechte würden eindeutig
gestärkt und es würden klare Strukturen eingeführt. Auch das
Verfahrensrecht sei gut gelungen. Er warne davor, die Essenz des
Entwurfs aufzuweichen. Mit seiner Stellungnahme wolle er mögliche
Knackpunkte des WEMoG aufzuzeigen und dringende Verbesserungen
anregen. So solle Irrtümern und Fehlern entgegengetreten, die
Handhabung des Gesetzes für alle Beteiligten praktikabler gemacht und
die Wohnungseigentümer gestärkt werden.

Der Geschäftsführer des Verbands der Immobilienverwalter Deutschland,
Martin Kaßler, bescheinigte dem Entwurf eine hohe Qualität. Er sei
rechtsdogmatisch konsistent und löse viele Probleme der Praxis. Der
Ansatz des Entwurfes sei überzeugend und entwickle die vom
Bundesgerichtshof bereits seit 2005 anerkannte Rechtsfähigkeit der
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer weiter. Notwendigen
Änderungsbedarf sieht Kaßler auch vor dem Hintergrund aktueller
Herausforderungen im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie. Es zeige
sich hier, wie wichtig die zeitgemäße Anpassung gesetzgeberischer
Regelungen an die schnell fortschreitenden technischen Möglichkeiten
ist. So müsse die Durchführung virtueller Eigentümerversammlungen
ermöglicht werden. Kaßler befürwortete auch eine Stärkung des
Verbraucherschutzes durch einen Sachkundenachweis des Verwalters.

Schwerpunkte des Gesetzentwurf sind der grundsätzliche Anspruch sowohl
von Wohnungseigentümern als auch Mietern auf den Einbau einer
Lademöglichkeit für ein Elektrofahrzeug, der barrierefreie Aus- und
Umbau sowie Maßnahmen des Einbruchsschutzes und ein Glasfaseranschluss
auf eigene Kosten. Die Beschlussfassung über bauliche Veränderungen
der Wohnanlage soll vereinfacht werden, vor allem für Maßnahmen, die
zu nachhaltigen Kosteneinsparungen führen oder die Wohnanlage in einen
zeitgemäßen Zustand versetzen.

Die Rechte von Wohnungseigentümerinnen und Wohnungseigentümern sollen
erweitert werden, indem das Recht auf Einsichtnahme in die
Verwaltungsunterlagen im Gesetz festgeschrieben und ein jährlicher
Vermögensbericht des Verwalters eingeführt wird, der über die
wirtschaftliche Lage der Gemeinschaft Auskunft gibt. Weitere
Schwerpunkte betreffen die Verwaltung des gemeinschaftlichen
Eigentums. Wie die Bundesregierung in dem Entwurf schreibt, steigt das
Bedürfnis, Wohnungen barrierereduzierend aus- und umzubauen. Für die
Erreichung der Klimaziele sei die energetische Gebäudesanierung
unerlässlich. Daneben verlange auch die Errichtung von
Lademöglichkeiten zur Förderung der Elektromobilität Eingriffe in die
Bausubstanz.

Die FDP schreibt in ihrem Antrag, die Bundesregierung versuche das
Fundament des Wohnungseigentumsrechts zu untergraben. Das
Wohnungseigentumsrecht benötige und verdiene eine Reform, um die
mittlerweile unüberschaubar gewordene Kasuistik der in Jahrzehnten
gewachsenen Rechtsprechung zu ordnen und auf eine festere Basis zu
stellen. Im Einzelnen gehe es um die Bestellung und die Befugnisse des
Verwalters, die Beschlussfindung und die Beschlussfähigkeit der
Eigentümerversammlung sowie die verbindliche Nutzung einer digitalen
Plattform für die jeweilige Wohnungseigentümergemeinschaft.

 * 

2. Dramatischer Appell der Reisebranche

Tourismus/Anhörung

Berlin: (hib/WID) In der deutschen Tourismuswirtschaft wächst die
Verzweiflung über existenzbedrohende Einbußen durch die Folgen der
Coronakrise. In einer öffentlichen Anhörung des Tourismusausschusses
bekräftigten Vertreterinnen und Vertreter der Branche am Mittwoch in
dramatischen Appellen ihre Forderung nach einem staatlichen
Rettungsfonds. Dieser müsse jetzt "sehr, sehr schnell" eingerichtet
werden, hieß es. Die Politik habe wertvolle Wochen vertrödelt. Es sei
nicht mehr viel Zeit.

"Wir brauchen Geld, das eint uns alle", sagte die Vorsitzende des
Verbandes unabhängiger selbständiger Reisebüros, Marija Linnhoff.
"Kommt das in den nächsten zwei Wochen nicht, dann gnade Ihnen Gott.
Wir haben bereits Suizide in der Branche." Die Reisebüros hätten schon
vor dem offiziellen Beginn der coronabedingten Restriktionen Mitte
März keine Einnahmen mehr erzielt: "Sie haben keine Zeit mehr, es kann
nicht so lange dauern - maximal zehn Tage." Wenn es bis dahin den
geforderten Rettungsfonds nicht gebe, "drohen nicht nur Insolvenzen,
sondern Schlimmeres".

Die 11.000 Reisebüros und 3.000 Reiseveranstalter in Deutschland seien
derzeit "per Gesetz verpflichtet, über Monate unentgeltlich zu
arbeiten", klagte Anke Budde vom Vorstand der Allianz selbständiger
Reiseunternehmen. Allein 3.000 Beschäftigte der Reisebüros seien
derzeit arbeitslos. Seit Mitte März arbeiteten die Betriebe nur noch
Stornierungen ab. Zu zwei Dritteln befürchteten sie, das Jahresende
nicht mehr zu erleben. Nur staatliche Direkthilfe könne ein
"Massensterben touristischer Unternehmen" noch abwenden.

Von einer "bitterernsten Notstandslage" sprach auch der Präsident des
Internationalen Bustouristik-Verbandes, Benedikt Esser: "Die Bus- und
Gruppentouristik bricht jetzt schlicht zusammen." Durch das Verbot von
Busreisen seien die Unternehmen seit Anfang März auf "Null-Umsätze"
festgenagelt bei gleichbleibend hohen Betriebskosten. Dies komme einem
"Berufsverbot" gleich, aus dem "schlicht der Zwang in die Insolvenz"
folge. "Machen Sie Druck", appellierte Esser. "Das ist nicht mehr
allein zu schaffen."

Über eine kränkende Ansage aus dem Bundesgesundheitsministerium
beschwerte sich Frank Hakelberg, Hauptgeschäftsführer des Deutschen
Schaustellerbundes: Jahrmärkte und Volksfeste würden zuallerletzt
wieder zugelassen, sie seien am ehesten verzichtbar. Hakelberg sah das
als Zeichen der Missachtung für eine Branche, die auf eine
1.200-jährige Tradition zurückblicke, und unter deren 5.000 Betrieben
viele in vierter oder fünfter Generation bestünden. Nach der Absage
des Oktoberfestes zeichne sich ab, dass die Schausteller auch im
Herbst noch keine Geschäfte machen. Wenn dann auch noch die
Weihnachtsmärkte ausfielen, blieben sie 15 Monate ohne Verdienst.

Der Geschäftsführer des Ausstellungs- und Messeausschusses der
Deutschen Wirtschaft, Jörn Holtmeier, wies darauf hin, dass in
Deutschland zwei Drittel aller "Welt-Leitmessen" stattfinden. Der
Sektor zähle 230.000 Beschäftigte und erwirtschafte in einem normalen
Jahr 28 Milliarden Euro. Seit Anfang März hätten die
Messe-Veranstalter über zwölf Milliarden an Einbußen erlitten, und es
seien mehr als 100.000 Arbeitsplätze "akut gefährdet". Von "politisch
unterlassener Hilfeleistung" sprach der Hauptgeschäftsführer des
Deutschen Reiseverbandes, Dirk Inger, und forderte 140 Millionen Euro
für die Reisebüros und 120 Millionen für die Reiseveranstalter. Dies
sei das "Minimum", um die "Strukturen zu sichern".

Norbert Kunz aus der Geschäftsführung des Deutschen Tourismusverbandes
(DTV) wies darauf hin, dass von drei Millionen Beschäftigten der
Branche derzeit eine Million in Kurzarbeit seien, und die Umsätze in
diesem Jahr günstigstenfalls um 40, ungünstigstenfalls um 60 Prozent
sinken würden.

Die 1.700 deutschen Jugendherbergen verlieren nach den Worten des
Hauptgeschäftsführers des Jugendherbergswerks, Julian Schmitz, derzeit
500.000 Euro am Tag und hätten einen Finanzbedarf von 1,1 Milliarden.
Zahlen nannte auch Guido Zöllick, Präsident des Deutschen Hotel- und
Gaststättenverbandes (DEHOGA): Nach seinen Worten belief sich der
Umsatzrückgang der Branche im März auf 50 Prozent, im April auf 90
Prozent, im Mai auf 75 Prozent. Auch nach der partiellen
Wiedereröffnung erwirtschafteten 80 Prozent der Betriebe weniger als
50 Prozent ihrer normalen Umsätze.

 * 

3. Lage der Menschenrechte in Indien

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/SAS) Die Bundesregierung beobachtet mit Sorge die
Entwicklungen im früheren indischen Bundesstaat Jammu und Kaschmir.
Die Aufhebung des in der indischen Verfassung garantierten
Sonderstatus und die Aufspaltung in zwei Unionsterritorien im August
2019 sei mit "massiven Einschränkungen von bürgerlichen Freiheiten"
einhergegangen, sagte ein Vertreter der Bundesregierung am Mittwoch im
Rahmen einer Unterrichtung des Ausschusses für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe. Tausende Menschen seien inhaftiert worden, darunter
auch Politiker. Menschenrechtsorganisationen wie Amnesty International
werteten den Ausfall der Kommunikation, darunter auch die Abschaltung
Internets, als Versuch, unabhängige Berichterstattung und
Dokumentation der Lage durch Journalisten und Menschenrechtsaktivisten
zu unterbinden. Inzwischen seien viele der Restriktionen zwar
aufgehoben worden, so der Regierungsvertreter. Trotzdem sei die
Situation von Normalität noch weit entfernt.

Ebenfalls kritisch betrachtet die Bundesregierung die im Dezember 2019
verabschiedete Änderung des Staatsbürgerschaftsgesetzes. Der
Citizenship Amendment Act (CAA) soll Migranten ohne regulären
Aufenthaltsstatus den Erwerb der indischen Staatsbürgerschaft durch
Einbürgerung und Registrierung ermöglichen. Allerdings gelte die
Regelung nur für Hindus, Sikhs, Buddhisten, Jains, Parsen und Christen
aus Afghanistan, Bangladesch und Pakistan, die am oder vor dem 31.
Dezember 2014 nach Indien eingereist sind.

Menschen muslimischen Glaubens seien von der Regelung ausgenommen.
Dies sei klar eine "Diskriminierung", so der Vertreter des Auswärtigen
Amtes. Aus diesem Grund werde das umstrittene Gesetz auch gerichtlich
angefochten. Aus Sicht der Kritiker verstoße es gegen die indische
Verfassung, die eine Diskriminierung aufgrund von Religion
ausschließe. Eine Entscheidung des indischen Supreme Courts stehe aus.
In Kraft getreten sei das Gesetz daher noch nicht.

Trotz ethnisch-religiöser Spannungen sei Indien aber alles andere "als
ein autokratischer, diktatorischer Staat, der die Menschenrechte mit
Füßen tritt", betonte der Regierungsvertreter. Es gebe soziale
Diskriminierungen und große soziale Unterschiede auch aufgrund des
indische Kastensystems. Jedoch garantiere der Rechtsstaat
weitreichende Freiheiten. Trotz der Änderung des
Staatsbürgerschaftsrechts sei die "Religionsausübung noch nahezu
uneingeschränkt möglich."

Der Beauftragte der Bundesregierung für weltweite Religionsfreiheit,
Markus Grübel, der die Abgeordneten insbesondere über die aktuelle
Situation religiöser Minderheiten informierte, äußerte sich
skeptischer: Deren Lage sei seit dem Amtsantritt des indischen
Ministerpräsidenten Narendra Modi 2014 doch insgesamt "schwieriger"
geworden, gab er zu bedenken. Gerade Muslime seien "gesellschaftlich
stark benachteiligt". Ähnliches gelte auch für die Christen, die
darüber hinaus auch dadurch diskriminiert würden, dass sie oft zu den
Katenlosen "Dalits" zählten, sagte Grübel.

Indien sei aber nichtsdestotrotz eine Demokratie und ein Rechtsstaat,
sagte der Beauftragte für Religionsfreiheit: "Gegen Diskriminierungen
kann man sich in Indien wehren." Deshalb sei ein Vergleich mit China,
wie ihn etwa die US-Kommission für die globale Lage der
Religionsfreiheit (USCIRF) in ihrem jüngsten Bericht gezogen habe,
"fehl am Platz". Die Ende April veröffentlichte USCIRF-Länderstatistik
bescheinigt Indien erstmals seit 2004 eine "besorgniserregende Lage"
hinsichtlich der Religionsfreiheit - so wie auch 13 anderen Staaten,
darunter China, Nordkorea und Saudi-Arabien.

In der anschließenden Diskussion zeigten sich Vertreter sowohl der
Koalition- als auch der Oppositionsfraktionen insbesondere beunruhigt
über das Erstarken des Hindunationalismus in Indien und die wachsende
Diskriminierung von religiösen Minderheiten. Fragen der Abgeordneten
zielten zudem unter anderem auf die Einführung eines nationalen
Bürgerregisters, die Entstehung von Haftanstalten für "illegalisierte"
Menschen sowie Maßnahmen zur Eindämmung des Coronavirus in Indien.

 * 

4. FDP: Taskforce zur Corona-Erforschung

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion spricht sich für die Bildung einer
internationalen Taskforce zur Erforschung von Ursprung und Verbreitung
des Coronavirus aus. Nur wenn Ursprung und Herkunft von Coronaviren
bestmöglich erforscht werden können, sei es möglich, das weltweite
Risiko durch SARS-CoV-2 sowie das Risiko einer Verbreitung ähnlicher
Krankheiten zu verringern oder ganz zu verhindern, schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag (19/19515). Dies liege nicht nur im
Interesse Deutschlands und der EU, sondern im Interesse der gesamten
Weltbevölkerung.

Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf, sich gegenüber der
chinesischen Regierung in bilateralen Gesprächen und in multilateralen
Formaten für maximale Transparenz bei der Aufklärung der Herkunft und
Verbreitung des Coronavirus in der chinesischen Provinz Wuhan
einzusetzen und mit Nachdruck dafür einzutreten, dass internationale
Experten Zugang zu allen relevanten Informationen, Daten, Personen und
Orten erhalten, die für eine Analyse der Ursachen und Verbreitung von
SARS-CoV-2 in China relevant sind. Eine internationale Taskforce zur
Erforschung des Ursprungs und der Verbreitung von SARS-CoV-2 in China
sollte unter dem Dach der Vereinten Nationen angesiedelt und unter dem
Vorsitz einer international respektierten Persönlichkeit mit
unabhängigen Experten besetzt und mit einem starken Mandat
ausgestattet werden.

Weitere Forderungen der Abgeordneten zielen auf die internationale
Kooperation bei der Entwicklung eines Impfstoffs, eine spätere
Krisenbilanz zur Rolle der Weltgesundheitsorganisation WHO sowie auf
die Einführung einer völkerrechtlich verbindlichen Meldepflicht im
Falle solcher Epidemien.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 555

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 28. Mai 2020, Redaktionsschluss: 09.33 Uhr

1. Insolvenzgefahr bei Sportmannschaften

2. FDP fordert Strategie für Hallenöffnungen

3. Verbote von Rockerclub-Ortsgruppen

4. Gebührenverordnung des BMI

5. Datenschutzerklärungen der Regierung

6. Suizidversuch in Asylunterkunft



1. Insolvenzgefahr bei Sportmannschaften

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Etwa 290 Sportmannschaften im professionellen und
semi-professionellen Bereich sind nach Angaben von Teamsport
Deutschland, einer Initiative deutscher Mannschaftssportverbände,
Corona-bedingt unverschuldet in große wirtschaftliche Not geraten und
eventuell von Insolvenz bedroht. Das machte Andreas Michelmann,
Sprecher von Teamsport Deutschland und zugleich Präsident des
Deutschen Handballbundes (DHB), am Mittwoch vor dem Sportausschuss
deutlich. Während es für die Mannschaften der 1. und 2.
Fußball-Bundesliga im Wesentlichen darum gehe, durch Geisterspiele
Fernsehgelder zu sichern, gelte dies für alle anderen
Mannschaftssportarten nicht. Diese Vereine beispielsweise im Handball,
Basketball, Volleyball und Eishockey, aber auch der 1.
Fußballbundesliga der Frauen sowie der 3. Fußballliga der Männer
finanzierten sich vornehmlich nicht durch Fernsehgelder, sondern ganz
erheblich durch Zuschauereinnahmen, die nun weggebrochen seien, sagte
Michelmann. Den Sommer würden viele Teams noch überstehen - einen
Winter ohne Zuschauer hingegen nicht, sagte er.

Ohne Unterstützung bestehe die realistische Gefahr, deutschlandweit
Vereine und Ligen zu verlieren. Die Liga-Landschaft würde sich laut
Michelmann "massiv verändern". Auf dahingehende Entwicklungen in der
Volleyball-Bundesliga verwies René Hecht, Präsident des Deutschen
Volleyball-Verbandes. Drei Vereine hätten sich schon aus der
Herren-Bundesliga zurückgezogen. Weitere Vereine könnten folgen, sagte
er.

Nicht nur aus sportlicher Sicht, auch aus gesellschaftlicher und
wirtschaftlicher Perspektive wäre dies ein enormer und nicht
wiedergutzumachender Verlust, betonten die Verbandsvertreter. Vereine
im professionellen und semi-professionellen Bereich leisteten wichtige
Arbeit im Breiten- und Jugendsport, stellten Arbeitsplätze zur
Verfügung und hätten eine nicht zu unterschätzende
volkswirtschaftliche Bedeutung. Fehlten aber die "Leuchttürme", sei es
schwer, Nachwuchs für die Vereine zu gewinnen.

Teamsport Deutschland fordert daher, Vereinen, denen aufgrund von
behördlichen Auflagen Zuschauereinnahmen entgangenen sind, staatliche
Hilfen in Form nicht-rückzahlbarer Zuschüsse anzubieten. Ein Ansatz
könne sein, die entfallenen Zuschauereinnahmen im Rahmen einer
Soforthilfe zu ersetzen. Ein anderer Ansatz wäre laut einem
Positionspapier von Teamsport Deutschland, die betroffenen Sportarten
in ein Branchenpaket des Bundes für kleine und mittelständische
Unternehmen (KMU) zu inkludieren. Dies könne ein schneller und
unkomplizierter Weg sein "und würde eine Insolvenzwelle dieser zumeist
in kleineren Orten und im ländlichen Raum beheimateten Vereine zu
verhindern helfen", heißt es.

 * 

2. FDP fordert Strategie für Hallenöffnungen

Sport/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die FDP-Fraktion fordert eine "behutsame
Exitstrategie für gedeckte und ungedeckte Sportstätten". In einem
Antrag (19/19508), der am Donnerstag auf der Tagesordnung des
Bundestages steht, schreiben die Abgeordneten, auf dem Weg hin zu
einem geregelten Alltag für die Breiten- und Hobbbysportler - unter
Berücksichtigung der Rahmenbedingungen der Pandemie - sei die Öffnung
gedeckter und ungedeckter Sportstätten, inklusive Fitnessstudios und
Schwimmsportstätten, ein wichtiger Schritt, um der Nachfrage mit
klaren bundesweiten Regeln und Hygienekonzepten zu begegnen. Die
Bundesregierung wird daher aufgefordert, in Abstimmung mit
Bundesländern und Kommunen, zeitnah bundesweit gleiche Voraussetzungen
für die Öffnungen zu schaffen.

 * 

3. Verbote von Rockerclub-Ortsgruppen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Seit 2017 ausgesprochene Verbote von Ortsgruppen von
Rockerclubs oder rockerähnlicher Vereinigungen sind ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/19399) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/18028). Wie die Bundesregierung darin darlegt,
wurden am 18. Oktober 2017 das Hells Angels Charter Concrete City/NW
durch das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen sowie
am 19. Juni 2018 bundesweit die rockerähnliche Gruppierung Osmanen
Germania BC durch das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
verboten.

 * 

4. Gebührenverordnung des BMI

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um "Kostenbescheide nach der neuen
Gebührenverordnung des Bundesministeriums des Innern, für Bau und
Heimat" (BMI) geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/19401)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/17556). Darin
führte die Fraktion aus, dass das BMI im September 2019 eine
"Besondere Gebührenverordnung des Bundesministeriums des Innern, für
Bau und Heimat für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen in
dessen Zuständigkeitsbereich (Besondere Gebührenverordnung BMI -
BMIBGebV)" verabschiedet habe,

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort darlegt, kann gegen
Gebührenbescheide stets Widerspruch und auch Klage vor dem
Verwaltungsgericht erhoben werden. Mit Stand vom 4. März 2020 ist den
Angaben zufolge "noch kein Kostenbescheid erfolgreich angefochten
worden". Zur Frage nach Zahlungsschwierigkeiten aufseiten der
kostenpflichtigen Personen schreibt die Bundesregierung, dass
lediglich bei der Bundespolizei mit Stand vom 5. März dieses Jahres
163 Fälle mit Zahlungsschwierigkeiten bekannt seien. Dazu zählten
Fälle, "die sich im Mahn- und Vollstreckungsverfahren befinden
beziehungsweise für die Stundungen oder Ratenzahlungen vereinbart
wurden".

 * 

5. Datenschutzerklärungen der Regierung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Datenschutzerklärungen auf den Webseiten der
Bundesregierung sind nach deren Einschätzung "leicht zugänglich und in
einer klaren und verständlichen Sprache formuliert". Wie die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/19400) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/17701) weiter ausführt, hat sie "in mehreren
Ressorts Maßnahmen getroffen, um die Verständlichkeit und die
Aufrufzahlen der Datenschutzerklärung zu verbessern und die Nutzer der
Webseiten über den Datenschutz und ihre Rechte besser und
verständlicher zu informieren". Zu diesen Maßnahmen zählen den Angaben
zufolge unter anderem eine Überarbeitung und Aktualisierung der
Datenschutzerklärung, die Bereitstellung der Erklärung an mehreren
Stellen sowie die Bereitstellung einer Vorlesefunktion für die
Erklärung.

 * 

6. Suizidversuch in Asylunterkunft

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Suizidversuche in Flüchtlingsunterkünften und
Abschiebegefängnissen im Jahr 2019 sind ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/19334) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/17614). Danach versuchte in Berlin eine in Gewahrsam
untergebrachte Person kamerunischer Staatsangehörigkeit im April
vergangenen Jahres, sich mit ihrem Pullover zu strangulieren. Ferner
versuchte der Antwort zufolge eine Person chinesischer
Staatsangehörigkeit am Flughafen München im Oktober 2019, die in der
Flughafenasylunterkunft untergebracht war, sich die Pulsadern
aufzuschneiden.

 * 
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BUNDESTAG/9861: Heute im Bundestag Nr. 554 - 27.05.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 554

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 27. Mai 2020, Redaktionsschluss: 17.51 Uhr

1. Umsatzverluste von bis zu 80 Prozent

2. Grüne für Erleichterungen bei Einbürgerung



1. Umsatzverluste von bis zu 80 Prozent

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Die Kulturveranstalter in Deutschland stehen wegen
der Corona-Pandemie vor einer "desaströsen" Situation. Die Branche
muss in diesem Jahr je nach Teilbranche mit Umsatzverlusten von bis zu
80 Prozent rechnen. Dies war der ernüchternde Befund in einem
Fachgespräch des Kulturausschusses am Mittwoch mit Vertretern des
Deutschen Musikrates, des Verbandes der Berliner Club-, Party- und
Kulturereignisveranstalter, der Interessengemeinschaft der Städte mit
Theatergastspielen (INTHEGA) und des Forums Musikfestivals, die
eindringlich um weitere Hilfen für den Kultursektor warben.

Christian Höppner vom Deutschen Musikrat wies darauf hin, dass viele
Veranstalter nicht wüssten, ob sie bis Ende des Jahres Insolvenz
anmelden müssen. Selbst in jenen Bereichen der Branche, die aktuell
ihren Betrieb langsam wieder aufnehmen dürfen, führten die Hygiene-
und Abstandsauflagen zu weiteren massiven Umsatzeinbußen, weil zu
wenige Tickets verkauft werden könnten. Dorothee Starke von INTHEGA
erläuterte, dass die vielen kleinen Theaterbühnen in Deutschland schon
vor der Corona-Krise in einem baulich sehr schlechten Zustand oder
veraltet gewesen seien. Umbaumaßnahmen, um den Hygienevorschriften
gerecht zu werden, seien deshalb schwierig zu realisieren und vor
allem aus Eigenmitteln nicht zu finanzieren. Die kleinen Bühnen der
Theatergastspiele würden sich zu 70 bis 100 Prozent aus Eigeneinnahmen
finanzieren und kaum Gelder von den Kommunen erhalten. Da viele
Kommunen pandemiebedingt nun vor weiteren großen finanziellen
Belastungen stünden, sei zu befürchten, dass in den kommenden Jahren
noch weniger kommunale Gelder für den Kulturbereich zu Verfügung
stehen.

Pamela Schobeß von der Berliner Clubkommission machte deutlich, dass
die Musikclubs besonders stark von der Corona-Krise betroffen sind, da
sie als "erstes geschlossen wurden und am längsten geschlossen bleiben
werden". Da der Januar und der Februar mit zu den umsatzschwächsten
Monaten im Jahr gehörten, würden sich die Schließung der Clubs ab März
besonders katastrophal auswirken. Bislang gelte die Schließung der
Clubs bis Ende Juli, aber sie rechne derzeit eher mit einer
Verlängerung, sagte Schobeß. Dies liege daran, dass die Clubs zu jenen
Orten gezählt werden, in denen die Übertragung des Corona-Virus
besonders stark ausgeprägt sei. Hygienekonzepte ließen sich in den
Clubs auch kaum umsetzen. Club-Kultur und Abstandsgebote schlössen
sich im Grunde auch aus. Schobeß warnte davor, dass bis Ende des
Jahres in Berlin kein einziger Club mehr bestehen werde, wenn der
Branche nicht geholfen werde.

Tobias Wolff vom Forum Musikfestivals monierte ebenso wie die anderen
Branchenvertreter die höchst unterschiedlichen Maßnahmen und
Regelungen in den Bundesländern während des coronabedingten
"Lockdowns" aber auch der aktuellen Lockerungen. Der Föderalismus habe
in den vergangenen Wochen "keine Sympathiepunkte" gewonnen, sagte
Wolff. Auch Höppner mahnte die Bundesländer, mehr Anstrengungen zur
Rettung des Kultursektors zu unternehmen und zu einheitlicheren
Regelungen zu kommen. Wolff warnte zudem vor zu großen Hoffnungen auf
die vom Bundestag verabschiedete Gutschein-Lösung für Eintrittskarten.
Dies sei zwar in der Branche einhellig begrüßt worden, aber damit
würden die Probleme letztlich nur in die Zukunft verschoben.

 * 

2. Grüne für Erleichterungen bei Einbürgerung

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Für Erleichterungen bei der Einbürgerung macht sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag (19/19552) stark,
der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
steht. Danach soll die deutsche Staatsangehörigkeit fortan auch durch
Geburt im Inland erworben werden, wenn ein Elternteil rechtmäßig
seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat. Der "Optionszwang im
Staatsangehörigkeitsrecht, nach welchem sich junge Menschen mit
doppelter Staatsbürgerschaft im Alter zwischen 18 und 23 Jahren
zwischen dem deutschen und dem ausländischen Pass entscheiden müssen",
soll nach dem Willen der Fraktion abgeschafft und der Grundsatz der
Vermeidung von Mehrstaatigkeit aufgegeben werden.

Ferner plädieren die Abgeordneten dafür, dass die
"Anspruchseinbürgerung" künftig allen offensteht, die in Besitz einer
Aufenthaltserlaubnis oder Niederlassungserlaubnis sind oder aus
anderen Gründen aufenthalts- oder freizügigkeitsberechtigt sind. Die
Mindestaufenthaltsdauer für die Einbürgerung soll laut Vorlage auf
fünf Jahre herabgesetzt werden, "für anerkannte Flüchtlinge und ihnen
gleichgestellte Personen auf drei Jahre". Familienangehörige
einbürgerungswilliger Personen sollen dem Antrag zufolge früher
"miteingebürgert" werden können.

Zudem fordert die Fraktion, den Nachweis der Sicherung des
Lebensunterhalts von jungen Menschen in der Ausbildung sowie von
Studierenden nicht mehr und von älteren Menschen nur noch
eingeschränkt zu verlangen. Darüber hinaus zielt der Antrag unter
anderem darauf ab, Kenntnisse der deutschen Sprache "von Menschen, die
sie insbesondere aufgrund von Krankheit, Behinderung oder Alter nicht
erwerben können, nicht mehr oder nur noch eingeschränkt" zu verlangen.

 * 
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BUNDESTAG/9860: Heute im Bundestag Nr. 553 - 27.05.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 553

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 27. Mai 2020, Redaktionsschluss: 17.33 Uhr

1. Nutzung von Biokohle

2. Pflanzenschutzmitteldatenbank des BVL

3. Transport von Nutztieren

4. Methanausstoß in der Tierhaltung

5. Forstliche Versuchsflächen

6. Waldschäden in Deutschland



1. Nutzung von Biokohle

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die Bundesregierung hat noch kein abgeschlossenes
Meinungsbild über den möglichen Nutzen von Pflanzen- und Biokohle in
der Landwirtschaft. Das schreibt sie in einer Antwort (19/19087) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/18784). Ein Antrag des
Fachverband Pflanzenkohle (FVPK) zur Zulassung von Biokohlen, die den
EPC-Basis-Kriterien entsprechen, werde derzeit vom wissenschaftlichen
Beirat für Düngungsfragen des Ministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft (BMEL) beraten. Insgesamt erwarte das Ministerium
derzeit "keinen hinreichenden Nutzen aus einer breiten Anwendung von
verschiedenen Pyrolysekohlen in der Landwirtschaft". Zum einen sei der
Einsatz auf der weit überwiegenden Zahl von Standorten bei den
hiesigen Klima- und Bodenbedingungen ohne Vorteile. Zum anderen könne
aufgrund der verschiedenen Herstellungsverfahren und
Ausgangsmaterialen keine generelle Aussage über die
Umweltverträglichkeit des Biokohleeinsatzes getroffen werde. Weitere
Langzeitforschung unter Freilandbedingungen sei nötig, damit die
Auswirkungen von Biokohle als Bodenverbesserer und Trägermittel für
Dünger abgeschätzt werden können. Aufgrund des geringen
Anwendungsgrades finanziere die Bundesregierung allerdings keine
Studien hierzu. Momentan habe Biokohle in der klassischen
landwirtschaftlichen Produktion in Deutschland keine große Bedeutung.

 * 

2. Pflanzenschutzmitteldatenbank des BVL

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die elektronische Bereitstellung von Zulassungsdaten
für Pflanzenschutzmittel thematisiert die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/19293). Die Fragesteller wollen wissen, welche
Akteure kostenlos auf die Datenbank des Bundesamts für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) zugreifen können
und ob maschinenlesbare Pflanzenschutzzulassungsdaten zukünftig
generell unentgeltlich angeboten werden.

 * 

3. Transport von Nutztieren

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die Fraktion Die Linke beschäftigt sich in einer
Kleinen Anfrage (19/19301) mit Tiertransporten in Nicht-EU-Länder.
Gefragt wird unter anderem, welche Bundesländer Exporte von
Zuchtrindern in bestimmte Drittstaaten erlauben und wie viele Fälle
bekannt sind, bei denen deutsche Zuchtrinder in anderen EU-Ländern zu
Schlachtrindern umdeklariert wurden.

 * 

4. Methanausstoß in der Tierhaltung

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die FDP-Fraktion interessiert sich für den
Treibhauseffekt von Methanemissionen aus der Nutztierhaltung. In einer
Kleinen Anfrage (19/19282) fragen die Abgeordneten, wie die
Bundesregierung den Methanausstoß reduzieren möchte und ob dafür die
CH4-Sequenzierung geeignet ist.

 * 

5. Forstliche Versuchsflächen

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) Die forstlichen Versuchsflächen in Deutschland
stellt die AfD-Fraktion in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage
(19/19296). Die Fraktion möchte unter anderem wissen, wie sich die
Flächen in den letzten Jahren entwickelt haben, ob auch Neubaum-Arten
verstärkt erforscht werden und wie die forstlichen Institute von Bund
und Ländern kooperieren.

 * 

6. Waldschäden in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FNO) In einer Kleinen Anfrage (19/19313) befasst sich die
FDP-Fraktion mit den Schadflächen in deutschen Wäldern. Die
Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wie die aktuellen Zahlen
erhoben wurden und wie weit das Waldschadensmonitoring auf Bundesebene
fortgeschritten ist. Die Abgeordneten möchten auch wissen, ob die
bestehenden Förderrichtlinien verbessert werden.

 * 
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BUNDESTAG/9859: Heute im Bundestag Nr. 552 - 27.05.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 552

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 27. Mai 2020, Redaktionsschluss: 17.16 Uhr

1. FDP will globale Gesundheit stärken

2. Bundesbank soll aus PEPP aussteigen

3. Reform der Nachrichtendienst-Kontrolle

4. Prämie an Beschäftigte der Behindertenhilfe

5. Deutsches Zentrum Mobilität der Zukunft



1. FDP will globale Gesundheit stärken

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion setzt sich für eine Stärkung der
globalen Gesundheit ein. Die Coronapandemie zeige, dass in einer
vernetzten Welt Gesundheit und Wohlergehen nicht mehr allein auf
nationaler Ebene beeinflusst werden könnten, heißt es in einem Antrag
(19/19512) der Fraktion. Alle Länder seien gefährdet, unabhängig vom
Entwicklungsstatus oder der Stärke des Gesundheitssystems.

Die Abgeordneten fordern unter anderem bis September einen Aktionsplan
zur globalen Gesundheitspolitik. Die Entwicklungszusammenarbeit sollte
auch das Ziel haben, die Gesundheitssysteme der Schwellen- und
Entwicklungsländer zu stärken. Die Bemühungen im Kampf gegen
multiresistente Erreger müssten ausgebaut werden. Das Engagement gegen
vernachlässigte und armutsbedingte Tropenkrankheiten solle verstärkt
werden.

 * 

2. Bundesbank soll aus PEPP aussteigen

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Das Vorgehen der Europäischen Zentralbank (EZB) in
der Corona-Krise ist nach Auffassung der AfD-Fraktion "offensichtlich
rechtswidrig, mandatsüberschreitend und unvereinbar mit den
europäischen Verträgen". Das "Pandemic Emergency Purchase Programme"
verstoße gegen vier der sieben Kriterien, die das
Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil zu einem
Staatsanleihekaufprogramm der EZB (2 BvR 859/15, 5. Mai 2020)
aufgestellt habe. "Die Bundesbank darf sich an derartigen
Gesetzesübertretungen nicht beteiligen, wie das Gericht ebenfalls
klarstellte", heißt es in einem Antrag der Fraktion (19/19516), der am
Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestages steht.

Die Fraktion fordert in dem Antrag daher, dass der Bundestag die
Bundesbank auffordern soll, "im Rahmen des PEPP ab sofort keine
weiteren Anleihen aufzukaufen und die bereits erworbenen Titel
schrittweise zu veräußern". Zudem soll die deutsche Zentralbank "dem
deutschen Bundestag und dessen Vertretern auf Anfrage künftig alle
relevanten Informationen zu Anleihekaufprogrammen zur Verfügung"
stellen.

Zudem sieht die Fraktion als Folge des Urteils bei künftigen
Anleihekaufprogrammen, an denen sich die Bundesbank beteiligt, das
Erfordernis, wiederholt die Zustimmung des Bundestages einzuholen. Die
vom Gericht geforderte Verhältnismäßigkeitsprüfung mit Blick auf
geld-, fiskal- und wirtschaftspolitische Auswirkungen bei
Anleihekäufen erfordere demnach diese Beteiligung, da das Mandat der
EZB sich auf Geldpolitik beschränke. "Alle anderweitigen Wirkungen
können somit nur hingenommen werden und sind nur dann legitim, wenn
sie vom Gesetzgeber vorab beschlossen wurden", heißt es in dem Antrag.

 * 

3. Reform der Nachrichtendienst-Kontrolle

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Reform der Nachrichtendienste - Lehren aus dem
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum BND-Gesetz" lautet der Titel
eines Antrags der FDP-Fraktion (19/19509), der am Donnerstag erstmals
auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Darin verweist die
Fraktion darauf, dass das Bundesverfassungsgericht am 19. Mai 2020
(1 BvR 2835/17) die Regelungen zur Ausland-Ausland-Fernmeldeaufklärung
durch den Bundesnachrichtendienst (BND) "für mit dem Grundgesetz
unvereinbar erklärt" habe. Nach dem Urteil habe der Gesetzgeber bis
zum 31. Dezember 2021 Zeit, verfassungsgemäße Neuregelungen zur
Ausland-Ausland-Fernmeldeüberwachung sowie zu den weiteren für
verfassungswidrig erklärten Vorschriften zu treffen. "Diese
Gelegenheit sollte er auch nutzen, um die Kontrolle der
Nachrichtendienste umfassend neu zu strukturieren und effektiver zu
gestalten", schreiben die Abgeordneten weiter.

Dabei soll die sogenannte G 10-Kommission nach ihrem Willen "als
gerichtsähnliches Gremium für die Anordnung der strategischen
Telekommunkationsüberwachung durch die Nachrichtendienste insgesamt
zuständig sein, auch soweit sie im Ausland erfolgt oder nur
internationale Telekommunikation betrifft". Alle Maßnahmen der
Telekommunikationsüberwachung seien grundsätzlich vor ihrer
Durchführung durch die G 10-Kommission zu genehmigen.

Im Parlamentarischen Kontrollgremium (PKGr) sollen der Minderheit laut
Vorlage "Befugnisse ähnlich wie im parlamentarischen
Untersuchungsausschuss" zugebilligt werden. Ferner plädiert die
Fraktion dafür, dass die PKGr-Mitglieder "in politisch bedeutsamen
Fällen die Möglichkeit erhalten, ihre Fraktionsvorsitzenden über einen
Sachverhalt zu informieren, damit er auf einer höheren politischen
Ebene zur Sprache gebracht werden kann".

Ferner wirbt die Fraktion dafür, dass "(anstelle des Ständigen
Bevollmächtigten) ein parlamentarischer Beauftragter für die
Nachrichtendienstkontrolle eingerichtet" wird. "Anders als der
ständige Beauftragte" solle dieser " aus eigener Initiative und
autonom die gesamte Arbeit der Nachrichtendienste kontrollieren"
können und uneingeschränkten Zugang zu allen Informationen haben.
Darüber hinaus soll sich dem Antrag zufolge die Kontrolle durch den
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit
(BfDI) "auf alle Bereiche der nachrichtendienstlichen Tätigkeit
beziehen".

 * 

4. Prämie an Beschäftigte der Behindertenhilfe

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion dringt auf eine "Einmalzahlung auch
an Beschäftigte in den Einrichtungen der Behindertenhilfe". In einem
Antrag (19/19507), der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht, verweist die Fraktion darauf, dass sich
angesichts der aktuellen Corona-Pandemie die Wertschätzung der in der
Pflege Beschäftigten zu Recht deutlich erhöht habe. "Ungeachtet der in
den Tarifvereinbarungen und in der Refinanzierung der
Pflegepersonalkosten zukünftig zu treffenden Veränderungen und
Verbesserungen" sei die Zahlung einer Prämie an die Beschäftigten in
Altenpflegeeinrichtungen ein wichtiges Signal.

"Die Anerkennung sollte sich jedoch nicht nur auf die Beschäftigten in
den Altenpflegeinrichtungen beschränken. Gerade auch die Beschäftigten
in der Behindertenhilfe verdienen ebenso eine finanzielle
Anerkennung", schreiben die Abgeordneten weiter. Die Bundesregierung
fordern sie in dem Antrag auf, "auch den 52.000 in der
Behindertenhilfe tätigen Menschen eine Prämie zukommen zu lassen, die
sich in der Höhe an der Prämie für Pflegekräfte orientiert und zu 2/3
vom Bund aus der Globalen Mehrausgabe Corona-Pandemie und zu 1/3 von
den Ländern finanziert wird".

 * 

5. Deutsches Zentrum Mobilität der Zukunft

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die vom Bundesminister für Verkehr und digitale
Infrastruktur Andreas Scheuer (CSU) angekündigte Eröffnung eines
Deutschen Zentrums Mobilität der Zukunft in München thematisiert die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/18787).
Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
wann der Prozess zur Standortauswahl begonnen wurde, welche Ressorts
beteiligt waren und wann der Prozess mit einer Entscheidung für den
Standort München abgeschlossen wurde. Wann das Zentrum seine Arbeit
aufnehmen soll und mit welchen Verzögerungen die Bundesregierung
aufgrund der Corona-Krise rechnet, interessiert die Grünen ebenfalls.

 * 
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BUNDESTAG/9858: Heute im Bundestag Nr. 551 - 27.05.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 551

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 27. Mai 2020, Redaktionsschluss: 16.55 Uhr

1. Vorstoß zu Staatsangehörigkeitsrecht

2. Grüne fordern Sozialschutzpaket III

3. AfD fordert Stopp von Entwicklungsmitteln

4. Linke fordert Fahrradprämie für alle

5. Linke will Lehrkräftemangel beheben

6. Linke fordert Hilfe für Auszubildende



1. Vorstoß zu Staatsangehörigkeitsrecht

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
FDP-Fraktion einen Gesetzentwurf zur Reform des
Staatsangehörigkeitsgesetzes vorlegen. In einem Antrag (19/19513), der
am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
steht, fordert die Fraktion von der Bundesregierung zugleich "ein
begleitendes Gesamtkonzept zur Stärkung und Unterstützung der
Integration von Einwanderern als Voraussetzung für den Erwerb der
Staatsangehörigkeit".

Die Verleihung der deutschen Staatsangehörigkeit soll dabei laut
Vorlage "konsequent von einer bereits erfolgten und gelungenen
Integration" abhängig gemacht und die bestehenden Einbürgerungstests
daraufhin überprüft werden, wie "stärker auf die Rechte und Pflichten
hingewiesen werden kann, die mit einer Staatsangehörigkeit
einhergehen".

Auch plädiert die Fraktion dafür, die Möglichkeit einer beschleunigten
Einbürgerung einzuführen. "Langfristig soll eine Einbürgerung bereits
nach vier Jahren rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalts in Deutschland
möglich werden, wenn die übrigen Voraussetzungen der Einbürgerung
vorliegen", heißt es dazu in dem Antrag weiter. Erschwert wissen
wollen die Abgeordneten dagegen die Einbürgerung von Personen, die
über ihre Identität oder Herkunft getäuscht oder einen
Aufenthaltsgrund vorgetäuscht haben.

Ferner sprechen sie sich unter anderem dafür aus, im Zuge weiterer
Reformen des Staatsangehörigkeitsrechtes "die Mehrstaatigkeit auch bei
der Einbürgerung und bis zur Enkelgeneration der Ersteingebürgerten zu
akzeptieren und insoweit entsprechende Optionspflichten anzupassen".
Die Enkel der Ersteingebürgerten müssten sich für eine der in Betracht
kommenden Staatsangehörigkeiten entscheiden; Ausnahmen seien
vorzusehen, "wenn die zweite Staatsangehörigkeit die eines
Mitgliedstaates der EU ist oder wenn es nicht möglich ist, auf die
zweite Staatsangehörigkeit zu verzichten".

 * 

2. Grüne fordern Sozialschutzpaket III

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Den sozialen Zusammenhalt während der Corona-Krise
und danach stärken" lautet der Titel eines Antrags der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/19492), der am Donnerstag erstmals auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Darin fordert die Fraktion
die Bundesregierung auf, ein umfangreiches "Sozialschutzpaket III"
vorzulegen, das "soziale Dienste und Einrichtungen stabilisiert",
"Organisationen der Zivilgesellschaft unterstützt", die Kommunen
finanziell entlastet und "Familien und insbesondere Kinder und Frauen
in der Corona-Krise besser absichert und schützt".

Auch sollen mit dem Paket nach dem Willen der Fraktion ein
"Kurzarbeitergeld Plus" eingeführt, mit einem "Corona-Aufschlag in der
Grundsicherung das Existenzminimum" gesichert und unverschuldet in Not
geratene Studenten mit einem "Nothilfe- BAföG" unterstützt werden.
Ferner sollen mit in dem Antrag aufgeführten Maßnahmen Selbständige
"in der aktuellen Situation und langfristig" abgesichert sowie
Beziehern von Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz das
Existenzminimum gesichert, Menschen mit Behinderungen in Pandemielagen
besser geschützt und Wohnungslose unterstützt werden.

Menschen, die ihre Erwerbsarbeit verlieren, soll das Paket nach dem
Willen der Fraktion einen erleichterten Zugang zum Arbeitslosengeld I
(ALG I) ermöglichen. Zudem soll laut Vorlage der Anspruch auf
ALG-I-Leistungen für die Dauer der gesamten Krise für diejenigen
verlängert werden, deren Anspruch auf ALG I während der Coronakrise
ausläuft.

Darüber hinaus fordert die Fraktion unter anderem "die
Arbeitslosenversicherung zu einer Arbeitsversicherung"
weiterzuentwickeln, "die alle Erwerbstätigen präventiv und nicht erst
bei eintretender Arbeitslosigkeit unterstützt, indem sie den Menschen
die Option einräumt, insbesondere die Zeit der krisenbedingten
Kurzarbeit oder Arbeitslosigkeit, aber auch die Zeit danach, für
arbeitsmarktbedingte berufliche Weiterbildung zu nutzen".

 * 

3. AfD fordert Stopp von Entwicklungsmitteln

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion fordert in einem Antrag (19/19517)
ein "Corona-Moratorium für Entwicklungshilfe" und die Umwidmung von
Entwicklungsmitteln zur Bewältigung der Corona-Pandemie. Bis zur
endgültigen Überwindung der Pandemie in Deutschland und Europa solle
die Bundesregierung keine Neuzusagen für die bilaterale staatliche
Entwicklungszusammenarbeit tätigen oder in Aussicht stellen. Bereits
getätigte Neuzusagen solle sie einfrieren, soweit diese noch nicht
rechtsverbindlich geworden seien. Außerdem solle sie prüfen, welche
der bereits in Umsetzung befindlichen Programme und Maßnahmen nicht
unmittelbar zur Bewältigung der Corona-Pandemie beitragen und diese
unverzüglich einstellen oder wenn möglich neu konzeptionieren.

Die Corona-Krise verlange die Fokussierung des gesamten staatlichen
Handelns auf die erfolgreiche Pandemiebekämpfung sowie auf die
Abmilderung negativer gesundheitlicher, sozialer und wirtschaftlicher
Konsequenzen, schreibt die Fraktion. Ihrer Ansicht nach handelt es
sich bei einem Großteil der Entwicklungsleistungen "um sozioökonomisch
fragwürdige und soziokulturell bedenkliche Ausgaben und Aktionismen,
auf die insbesondere in Krisenzeiten zu verzichten ist".

Der Bundestag berät erstmals am heutigen Mittwoch über die Initiative.
Nach halbstündiger Debatte soll der Antrag zur weiteren Beratung an
den federführenden Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung überwiesen werden.

 * 

4. Linke fordert Fahrradprämie für alle

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Die Linke fordert eine "Fahrradprämie
für alle". Eine Prämie in Höhe von 200 Euro soll einem Antrag der
Fraktion (19/19488) zufolge pro Person (einschließlich Kinder und
Jugendliche) als Zuschuss zur Finanzierung von Wartung und Reparatur
von Fahrrädern, E-Bikes, Lastenrädern, Fahrradanhängern sowie deren
Ersatz- und Neubeschaffung "auf Antrag" gewährt werden können. Die
Bundesregierung wird daher aufgefordert, eine Förderrichtlinie für ein
Programm "Fahrradprämie" in Höhe von 300 Millionen Euro vorzulegen, um
eine schnelle und unbürokratische Auszahlung der Fahrradprämie zu
gewährleisten, heißt es in der Vorlage, die am Donnerstag auf der
Tagesordnung des Bundestages steht.

Die Beförderungszahlen im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) seien
auf Grund der Corona-Pandemie insgesamt eingebrochen, stiegen aber mit
der zunehmenden Lockerung und Aufhebung von Kontaktbeschränkungen
inzwischen wieder, schreibt die Linksfraktion in der Begründung zu
ihrem Antrag. Durch die nach wie vor existierende Ansteckungsgefahr
sei jedoch davon auszugehen, dass Busse und Bahnen als Verkehrsmittel
trotzdem von vielen Menschen weiter gemieden werden. Der ÖPNV und die
Kommunen als Maßnahmenträger müssen deshalb finanziell unterstützt
werden, um die erlittenen und weiter auflaufenden Einnahmeausfälle zu
kompensieren.

Gleichzeitig sei es sinnvoll, insbesondere im innerstädtischen Verkehr
durch Anreize steuernd so einzugreifen, dass diejenigen, die Busse und
Bahnen wegen des Ansteckungsrisikos derzeit nicht nutzen wollen,
"möglichst auf das Fahrrad und nicht auf das Auto umsteigen". Eine
zusätzliche Belastung durch den Autoverkehr einschließlich Staus und
Parksuchverkehr lasse sich so vermeiden, was auch mit Blick auf die
Anwohnerinnen und Anwohner sowie notwendige Umwelt- und
Klimaschutzziele sinnvoll sei.

Notwendig sei daher eine verbesserte Förderung des Radverkehrs,
befinden die Abgeordneten. Das Infektionsrisiko beim Radfahren sei
gering. Es stärke das Herz-Kreislaufsystem sowie die Lunge und sei gut
für das Immunsystem. Je mehr Menschen das Rad nutzen, desto leichter
werde es, in Bus und Bahn den Mindestabstand von 1,50 Metern
zueinander einzuhalten. "Das ist gut für ältere Menschen und solche,
die aus gesundheitlichen Gründen oder auf Grund einer Behinderung auf
den ÖPNV besonders angewiesen sind", heißt es in der Vorlage.

Die Einführung einer Fahrradprämie ist aus Sicht der Linken - neben
dem Ausbau der Fahrradinfrastruktur - ein Mittel, um den Radverkehr
gezielt zu fördern. Mit ihr solle ein Anreiz geschaffen werden,
insbesondere für kurze Strecken auf das Rad umzusteigen und
gegebenenfalls das eigene Fahrrad instand zu setzen, um die
Verkehrssicherheit zu erhöhen. Von einer Fahrradprämie würden auch
diejenigen profitieren, deren Einkommen bedingt durch die Auswirkungen
der Pandemie weggebrochen ist, sowie einkommensschwache Haushalte, die
sich kein Auto leisten können. Gleichzeitig seien durch eine solche
Prämie positive Effekte, einschließlich Arbeitsplatzsicherung und
Beschäftigungsförderung, im Fahrradhandel, in Fahrradwerkstätten und
der Zweiradindustrie zu erwarten, schreibt die Linksfraktion. Zudem
werde durch die mögliche Nutzung der Fahrradprämie zur Finanzierung
von Reparaturen ein schonender Umgang mit Ressourcen vorangetrieben.

 * 

5. Linke will Lehrkräftemangel beheben

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Fraktion Die Linke fordert in einem Antrag
(19/19483) die Bundesregierung auf, den Lehrkräftemangel zu beheben
und gute Bildung zu sichern. In Absprache mit den Ländern solle ein
Programm zur Finanzierung zusätzlicher Lehramtsstudienplätze für alle
Schulformen entwickelt werden, welches die Eigenbemühungen der Länder
so weit ergänzt, dass in sieben bis acht Jahren mindestens 10.000
schulische Lehrkräfte pro Jahr zusätzlich für den Schuldienst
bereitstehen. Die Maßnahmen sollen so lange aufrechterhalten werden,
bis der Lehrkräftemangel behoben ist. Außerdem sollen die Studierenden
bundesweit in den entsprechenden Studiengängen nach einem
Bachelorabschluss, auf Wunsch auch nach einer Praxisphase, einen
Rechtsanspruch auf einen Masterstudienplatz erhalten, um ihr Studium
erfolgreich beenden zu können. Ziel sei ein grundständiges Studium,
das bundesweit alle Lehramtsstudierenden zum Master oder Staatsexamen
führt. Ferner solle in der didaktischen Ausbildung zukünftiger
Lehrkräfte Schwerpunkte zur digitalen Lehre ausgebaut und vertieft
werden, um sie möglichst optimal auf elektronischen und
computergestützten Unterricht vorzubereiten.

Die Linksfraktion betont, dass die Kultusministerkonferenz und die
Bertelsmann-Stiftung mit einem Mangel an schulischen Lehrkräften
bundesweit mindestens bis zum Jahr 2030 rechnen. Bei Ausbleiben eines
entschiedenen politischen Umsteuerns könnte der Lehrkräftemangel noch
länger andauern, schreiben die Abgeordneten unter Berufung auf die
Untersuchungen.

 * 

6. Linke fordert Hilfe für Auszubildende

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Fraktion Die Linke fordert in einem Antrag
(19/19486) die Bundesregierung auf, Auszubildende in der Krise nicht
zu vergessen und eine Ausbildungskatastrophe abzuwenden. Danach soll
die Bundesregierung dafür Sorge tragen, dass der Vergütungsanspruch
aus dem Berufsbildungsgesetz bestehen bleibt und die volle
Ausbildungsvergütung für Auszubildende und ausbildungsintegriert dual
Studierende für sechs Wochen weitergezahlt wird. Sollte Kurzarbeit
unumgänglich sein, so ist das Kurzarbeitergeld auch für Auszubildende
und ausbildungsintegriert dual Studierende laut Antrag auf 100 Prozent
anzusetzen. Ferner soll die Verbundausbildung vereinfacht und
finanziell gefördert werden, um Auszubildende und
ausbildungsintegriert dual Studierende für den Zeitraum der Krise vor
Kurzarbeit des eigenen Betriebs zu schützen und die Fortführung ihrer
Ausbildung zu gewährleisten. Auch fordert die Fraktion, dass die
Bundesregierung einen Gesetzentwurf vorlegt, um eine solidarische
Umlagefinanzierung zu schaffen, die alle Betriebe für die Ausbildung
junger Menschen in die Pflicht nimmt und Ausbildungskapazitäten
krisensicherer macht.

Die Abgeordneten betonen, dass die Corona-Pandemie die Ausbildung
bedrohe, hunderttausende Betriebe Kurzarbeit angemeldet hätten, viele
in die Insolvenz gehen würden. Die Leidtragenden seien vor allem auch
die Auszubildenden. Sie müssten nun fürchten, dass ihre Ausbildung
vorzeitig abgebrochen wird und sie ausbildungslos bleiben.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 550

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 27. Mai 2020, Redaktionsschluss: 16.25 Uhr

1. Finanzbranche gegen Aufsichtswechsel

2. Umgang mit sensiblen Patientendaten

3. Ausstattung von Schülern mit Computern

4. Änderung am Wasserhaushaltsgesetz

5. Interims-Steuerschätzung begrüßt



1. Finanzbranche gegen Aufsichtswechsel

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Die Organisationen der Finanzanlagenvermittler und
Finanzberater haben massiv gegen Pläne der Bundesregierung
protestiert, die Aufsicht über die Branche von den Gewerbeämtern und
Industrie- und Handelskammern auf die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) zu übertragen und damit zu
zentralisieren. Der Bundesverband Deutscher Vermögensberater lehnte
das Konzept am Mittwoch in einer öffentlichen Anhörung des
Finanzausschusses ab, weil es den Verbraucherschutz schwächen statt
stärken würde. Die Belastung der Wirtschaft mit hohen Kosten würde zu
erheblichen Verwerfungen führen und den Bürgern in der Folge
Beratungsangebote entziehen.

In der von der Vorsitzenden Katja Hessel (FDP) geleiteten Anhörung
ging es um einen Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/18794) und
einen Entwurf der FDP-Fraktion (19/18861). Der Regierungsentwurf sieht
vor, dass Finanzanlagenvermittler und Honorar-Finanzanlagenberater
künftig zentral von der (BaFin) beaufsichtigt werden. Die bisherige
zersplitterte Aufsichtsstruktur mit Industrie- und Handelskammern
sowie Gewerbeämtern werde der zunehmenden Komplexität des
Aufsichtsrechts und den Anforderungen an eine auf diesem Gebiet
spezialisierte und wirksame Aufsicht sowie auch den Anforderungen des
Anlegerschutzes nicht gerecht. Nach Ansicht der Bundesregierung wird
es für die Vermittler nicht zu einer erheblichen Mehrbelastung kommen.
In dem FDP-Entwurf wird die Zentralisierung abgelehnt.

Der Bundesverband der Vermögensberater erläuterte, für die Überwachung
der Finanzanlagenvermittler seien heute in erster Linie
Wirtschaftsprüfer zuständig, deren Aufsichtsfunktion mit dem
jährlichen Prüfbericht und Vor-Ort-Prüfungen weitreichend sei.
Gewerbeämter und Industrie und Handelskammern würden sich die Berichte
vorlegen lassen und hätten die Möglichkeit, bei Unstimmigkeiten
einzugreifen. Im gesamten Gesetzentwurf werde diese Bedeutung der
Wirtschaftsprüfer nicht berücksichtigt. Das sei ein gravierendes
Versäumnis, das zu falschen Bewertungen führe. Andernfalls hätte die
Frage aufgeworfen und beantwortet werden müssen, warum eine zentrale
Bundesbehörde BaFin die laufende Aufsicht besser wahrnehmen könne als
bestens qualifizierte Wirtschaftsprüfer vor Ort, argumentierte der
Verband.

Auch der Verband unabhängiger Finanzdienstleistungsunternehmen in
Europa (Votum) hielt den Entwurf der Regierung für nicht geeignet, um
eine Verbesserung des Verbraucherschutzes zu bewirken. Missstände in
der Aufsichtsstruktur, die einen geplanten massiven Eingriff begründen
würden, gebe es nicht. Der Bundesverband Finanzdienstleistung
erklärte, das System der dezentralen gewerberechtlichen Aufsicht habe
sich über die letzten Jahre bewährt. Es gebe keinen erkennbaren
qualitativen Grund, warum ein Wechsel erforderlich wäre. Die
Organisation verwies zudem auf eine Stellungnahme des nationalen
Normenkontrollrates, nach dessen Ansicht die Notwendigkeit der
Übertragung der Aufsicht auf die BaFin nicht in ausreichendem Maße
begründet werden könne. Außerdem wurde für die Berater eine massive
Kostensteigerung durch die Aufsichtszentralisierung prognostiziert.

Nach Angaben des Deutschen Industrie und Handelskammertages (DIHK)
kommen durch den Aufsichtswechsel auf die Finanzanlagenvermittler
erhebliche Kostensteigerungen und mehr Bürokratie zu. Gerade vor dem
Hintergrund der enormen auch finanziellen Herausforderungen, die jetzt
im Zuge der Corona-Krise entstehen würden, sollte der Mittelstand
nicht noch mehr belastet werden. Von den 38.000
Finanzanlagenvermittlern seien rund 30.000 Kleingewerbetreibende.
Matthias Beenken (Fachhochschule Dortmund) sah die angebliche
Qualitätsverbesserung der Aufsicht durch die Übertragung auf die BaFin
"weder empirisch belegt noch überzeugend dogmatisch begründet. Im
Gegenteil wird die Aufsichtsqualität jedenfalls in der Breite
verschlechtert, weil nur noch anlassbezogene sowie stichprobenartige
Überprüfungen vorgesehen werden", argumentierte Beenken.

Klar für die Übertragung der Aufsicht auf die BaFin sprachen sich die
Verbände der deutschen Kreditwirtschaft aus. Nur die BaFin könne als
zentraler Kompetenzträger für Wertpapieraufsichtsthemen der
zunehmenden Komplexität des anwendbaren Aufsichtsrecht, insbesondere
auch aufgrund des vornehmlich europäisch geprägten Kapitalmarktrechts,
gerecht werden und dadurch eine einheitliche und wirksame Kontrolle
aller Anbieter von Finanzinstrumenten bieten, erklärten die
Bankenverbände in einer gemeinsamen Stellungnahme. Die
Verbraucherzentrale Bundesverband bezeichnete die Bündelung der
Aufsicht über den Vertrieb von Finanzanlagen bei der BaFin als einen
notwendigen Schritt, der seit langem überfällig sei. Die Verbraucher
würden damit einen einheitlichen Ansprechpartner bekommen.

Der auf Bank- und Kapitalmarktrecht spezialisierte Rechtsanwalt Peter
Mattil unterstützte die Position der Regierung. Die Maßnahme des
Gesetzgebers sei nicht als Bestrafung für Missstände oder Skandale zu
verstehen, sondern als Anpassung an Erfordernisse und Gegebenheiten
der Finanzmärkte, die sich nicht örtlich, sondern national und
zunehmend auch grenzüberschreitend abspielen würden. Die Situation der
Finanzanlagenvermittler würde sich unter keinem Gesichtspunkt
verschlechtern, erklärte der Anwalt.

Lars Klöhn (Humboldt Universität Berlin) nannte die bisherige Aufsicht
intransparent. Das werde sich verbessern, wenn die BaFin die Aufsicht
übernehme. Die BaFin erläuterte ihre Vorbereitungen zur Übernahme der
Aufsichtsfunktion. Aus dem vorhandenen Mitarbeiterstamm hätten sich 40
Mitarbeiter für den neuen Aufgabenbereich gemeldet, womit beim Start
auf erfahrene Aufseher zurückgegriffen werden könne.

 * 

2. Umgang mit sensiblen Patientendaten

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Bei der geplanten Digitalisierung von Patientendaten
sehen Gesundheits- und Technikexperten einige Regelungen kritisch. Die
Sachverständigen äußerten sich anlässlich einer Anhörung des
Gesundheitsausschusses des Bundestages am Mittwoch über das
Patientendaten-Schutzgesetz (19/18793) der Bundesregierung in
schriftlichen Stellungnahmen. Das Datenmanagement wird von Fachleuten
ebenso hinterfragt wie die technische Zuständigkeit für Teile des
Systems.

Mit der Novelle soll die elektronische Patientenakte (ePA), die ab
2021 verfügbar sein wird, mit Inhalten gefüllt werden können. Die
Krankenkassen müssen den Versicherten ab 2021 eine elektronische
Patientenakte anbieten. Nun sollen die Patienten ab 2022 auch einen
Anspruch darauf bekommen, dass Ärzte die Patientendaten dort
eintragen.

Auf der ePA sollen zum Beispiel Befunde, Arztberichte oder
Röntgenbilder gespeichert werden, aber auch der Impfausweis, der
Mutterpass, die Vorsorgeuntersuchungen für Kinder (U-Heft) und das
Zahn-Bonusheft. Bei einem Wechsel der Krankenkasse können die
Versicherten ihre Daten aus der ePA übertragen lassen. Elektronische
Rezepte (e-Rezept) sollen auf ein Smartphone geladen und in einer
Apotheke eingelöst werden können.

Die Versicherten bestimmen, welche Daten gespeichert oder gelöscht
werden. Sie entscheiden auch, wer auf die Akte zugreifen kann.

Begrüßt wird der Gesetzentwurf mit einigen Einschränkungen vom
Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). Die
angestrebte Weiterentwicklung der ePA eröffne den Krankenkassen eine
Reihe von Möglichkeiten, die Versicherten bei der Gesundheitsvorsorge
zu unterstützen. Kritisch gesehen werden die Vergütungszuschläge für
Ärzte und Krankenhäuser.

Nach Ansicht des Berufsverbandes der Kinder- und Jugendärzte (bvkj)
ist es überfällig, dass die Krankenkassen ihren Versicherten ab 2021
eine ePA zur Verfügung stellen müssen. Die Frage sei aber, wie es aus
therapeutischer Sicht möglich sein solle, zu einer fundierten
ärztlichen Entscheidung zu gelangen, wenn die Nutzung der ePA
freiwillig sei und der Patient entscheide, welche Daten gespeichert
würden, für den Arzt sichtbar seien oder gelöscht werden könnten.
Sinnvoll wäre daher eine elektronische Arztakte (eAA).

Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) erinnerte an den notwendigen
Schutz der sensiblen Daten. Dem potenziellen Nutzen der Patientenakte
stehe das Risiko gegenüber, dass die Daten von Nichtberechtigten
eingesehen und gegebenenfalls missbräuchlich verwendet würden. Nötig
sei daher von Anfang an ein Berechtigungsmanagement auf der
Dokumentenebene.

Der Bundesverband Gesundheits-IT (bvitg) kritisierte die Ausweitung
von Kompetenzen zugunsten der Gesellschaft für Telematikanwendungen
der Gesundheitskarte (gematik). Komponenten und Dienste für das
e-Rezept zu entwickeln und zu betreiben, sei Aufgabe spezialisierter
Unternehmen. Die vorgesehenen Regelungen seien bedenklich, weil die
gematik die Spezifikationen erstelle, diese zertifiziere oder zulasse
und zugleich Marktteilnehmer werde.

 * 

3. Ausstattung von Schülern mit Computern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Das Sofortprogramm Endgeräteausstattung im
DigitalPakt Schule ist am Mittwoch Thema im Ausschuss für Bildung und
Forschung gewesen. Um die Schülerinnen und Schüler beim digitalen
Lernen zu unterstützen, hat der Koalitionsausschuss von CDU/CSU und
SPD beschlossen, ein zusätzliches Paket von 500 Millionen Euro bereit
zu stellen. Damit soll jenen Kindern ein mobiles Endgerät zur
Verfügung gestellt werden, die nicht auf eigene PCs oder andere
Varianten zurückgreifen können. Neben den Bundesmitteln sollen die
Länder zehn Prozent zur Verfügung stellen, kündigte Thomas Rachel
(CDU), Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesministerium für
Bildung und Forschung, an. Die Schulen entschieden selbst, welche
Schülerin und welcher Schüler ein Gerät bekommen. Die Endgeräte würden
laut Rachel lediglich ausgeliehen und blieben im Besitz der Schulen.

Eine Vertreterin der CDU/CSU-Fraktion begrüßte das
Sofortausstattungsprogramm. So werde Schülerinnen und Schülern
geholfen, die momentan nicht über die digitale Ausstattung verfügen,
aber in dieser Sondersituation der Umstrukturierung des Unterrichts
auf digitale Formate einen Zugang benötigen. Sie sagte: "So wird
passgenau geholfen."

Ein Vertreter der AfD-Fraktion nannte den DigitalPakt insgesamt eine
"Fehlkonstruktion". Man habe teilweise an den Bedürfnissen vor Ort
vorbei geplant. Es sei aus der Praxis längst bekannt, dass das zur
Verfügungstellen von fragilen Endgeräten nicht der richtig Weg sei.
Der Abgeordnete sagte: "Geräte im Eigentum der Schüler sind
zielführender." Es sei zudem ein Irrglaube, Digitalisierung und
Home-Schooling könnten den Präsenzunterricht ersetzen. Davor würden
auch alle Pädagogen und Fachgesellschaften warnen.

Eine Vertreterin der SPD-Fraktion begrüßte die Maßnahme, die von den
Sozialdemokraten wesentlich unterstützt worden sei. Sie mahnte
allerdings, dass die Mittel nun auch sehr schnell bei den Schulen
ankommen müssten. Spätestens mit dem neuen Schuljahr müssten die
Kinder und Jugendliche den digitalen Zugang haben.

Ein Vertreter der FDP-Fraktion nannte die digitale Krisenbewältigung
in Schule und Bildung ein "Fiasko" für Bund und Länder. Der
Digitalpakt erweise sich sei bei Krisen als untauglich. Es fehle nicht
an Geld, sondern die Administration in den Bundesländern sei unfähig,
das Thema unbürokratisch zu gestalten. Es sei in der Vereinbarung kein
Anspruch beschrieben, wann das Endgerät bei ihnen ankommen muss.

Eine Vertreterin der Linksfraktion lobte den Vorstoß der Koalition,
machte aber darauf aufmerksam, dass die Vereinbarung "offenbar nicht
der Dynamik des BMBF zu verdanken ist", sondern "dankenswerterweise
der SPD". Auch warf sie die Frage auf, in wie weit die berufliche
Bildung von der Maßnahme profitieren könnte.

Eine Vertreterin der Grünen machte deutlich, dass auch ihre Fraktion
den Vorstoß im Grundsatz unterstütze, sie sagte aber auch: "Der
Begriff Sofortausstattungsprogramm ist ein Anachronismus. Sofort
passiert hier leider gar nichts." Zudem wies sie darauf hin, dass es
noch immer Probleme beim Online Unterricht der Schulen gebe,
Unsicherheiten bezüglich verschiedener Lern-Plattformen seien vom BMBF
nicht ausgeräumt worden.

 * 

4. Änderung am Wasserhaushaltsgesetz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Der Umweltausschuss hat am Mittwochmorgen Änderungen
am Wasserhaushaltsgesetz (WHG) den Weg bereitet. Mit Stimmen der
Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der
Fraktionen von AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen nahm das
Gremium einen Gesetzentwurf der Bundesregierung (19/18469) in
geänderter Fassung an. Die zweite und dritte Lesung sind für diesen
Donnerstag geplant.

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, die Abschwemmung von Düngemitteln aus
landwirtschaftlich genutzten Flächen mit Hangneigung in Gewässer durch
Vorgaben zur Pflanzendecke an der Böschungsoberkante zu verhindern.
Hintergrund ist ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom
Juni 2018. Darin hatte der EuGH geurteilt, dass Deutschland gegen
seine Pflicht zur vollständigen Umsetzung der Richtlinie zum Schutz
der Gewässer vor Verunreinigungen durch Nitrat aus
landwirtschaftlichen Quellen (Nitrat-Richtlinie) verstoßen habe, da
"zusätzliche Maßnahmen oder verstärkte Aktionen" ausgeblieben seien,
obwohl klar gewesen sei, dass die bis dahin ergriffenen Maßnahmen
nicht ausreichten.

Mit den von den Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD eingebrachten
Änderungen am Regierungsentwurf soll die "Vollzugsfähigkeit"der
Vorschrift gesichert werden. So werden im neuen Paragraf 38a WHG nun
die Adressaten der Vorschrift ("Eigentümer und Nutzungsberechtigte")
explizit genannt. Zudem wird ein Vorschlag des Bundesrates umgesetzt.
Die Länderkammer hatte in ihrer Stellungnahme zu dem Entwurf
gefordert, den Bezugspunkt für die Ermittlung des Grades der
Hangneigung direkt im Gesetzestext zu nennen und nicht nur in der
Begründung, wie es der Regierungsentwurf vorgesehen hatte.

 * 

5. Interims-Steuerschätzung begrüßt

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Mitglieder des Haushaltsausschusses haben sich
in ihrer Sitzung am Mittwoch anlässlich der Steuerschätzung von Mitte
Mai mit den Auswirkungen der Corona-Pandemie für das
Haushaltsverfahren in diesem und im kommenden Jahr befasst. Laut
Steuerschätzung muss der Bund aufgrund insbesondere der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in diesem Jahr mit einem Minus von
44 Milliarden Euro bei den Steuereinnahmen gegenüber der Schätzung vom
November 2019 rechnen. Im Nachtragshaushalt für dieses Jahr hatte die
Bundesregierung bereits Steuermindereinnahmen von 33,5 Milliarden Euro
gegenüber dem ursprünglichen Haushalt angenommen.

Die Abgeordneten begrüßten fraktionsübergreifend, dass in der zweiten
Septemberwoche eine Interims-Steuerschätzung zur Planung des
Bundeshaushalts 2021 stattfinden soll. Die Bundesregierung plant
aufgrund der anhaltenden Pandemie, den Regierungsentwurf für den
Bundeshaushalt 2021 erst Ende September zu beschließen und in den
Bundestag einzubringen. Eigentlich hatte die Bundesregierung den
Kabinettsbeschluss für den 17. Juni vorgesehen.

Im Austausch mit Vertretern des Bundesfinanzministeriums erkundigten
sich die Abgeordneten unter anderem danach, ob für dieses Jahr ein
zweiter Nachtragshaushalt geplant sei. Zudem wollten
Ausschussmitglieder wissen, ob für einen möglichen zweiten
Nachtragshaushalt sowie für den Bundeshaushalt 2021 erneut auf die
Ausnahmereglung zur Neuverschuldung des Artikel 115 Grundgesetz
zurückgegriffen werden soll.

Ein Vertreter des Bundesfinanzministeriums sagte, dass im Ministerium
aktuell nicht an einem zweiten Nachtragshaushalt gearbeitet werde.
Unter Umstände könne ein solcher aber nötig werden, sagte der
Ministeriumsvertreter mit Verweis auf die Planungen der
Bundesregierung zu einem Konjunkturpaket und die mögliche weitere
Entwicklung der Pandemie. Inwiefern im kommenden Haushaltsjahr erneut
auf die Ausnahmeregelung zurückgegriffen werden müsse, könne zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht gesagt werden, sagte der Beamte weiter.

 * 
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BUNDESTAG/9856: Heute im Bundestag Nr. 549 - 27.05.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 549

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 27. Mai 2020, Redaktionsschluss: 15.57 Uhr

1. Experten für gezielte Corona-Hilfen

2. Vorschub für soziale Innovationen

3. Grüne wollen Selbstständige unterstützen

4. Grüne fordern gerechte Gesundheitspolitik

5. FDP kritisiert Chinas Hongkong-Politik



1. Experten für gezielte Corona-Hilfen

Wirtschaft und Energie/Anhörung

Berlin: (hib/FLA) Die Senkung der Stromkosten zum Nutzen von
Wirtschaft und privaten Haushalten und der Ausbau der digitalen
Infrastruktur zählten zu den gemeinsamen Befunden bei einer
Sachverständigen-Anhörung zur Corona-Pandemie. Die Experten nahmen in
einer Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und Energie unter der
Leitung von Klaus Ernst (Die Linke) zu dem Fragenkomplex Stellung, wie
der Neustart für die Wirtschaft in Deutschland und Europa aussehen
sollte.

Zum Maßnahmen-Katalog von Justus Haucap von der Düsseldorfer
Heinrich-Heine-Universität gehörte eine Reform der Unternehmenssteuern
- insbesondere die Möglichkeit der Verlustverrechnung. Die
Energiepreise müssten runter. Und Investitionen seien vor allem im
Bereich der digitalen Infrastruktur nötig. Er riet dazu, in der
Debatte nicht die Start-ups zu vergessen, die lieber zu großzügig als
zu kleinlich unterstützt werden sollten.

Michael Eilfort (Stiftung Marktwirtschaft) mahnte zu möglichst wenig
Wechseln auf die Zukunft der jungen Menschen. Er riet zu
Strukturprogrammen insbesondere in den Bereichen Energiewende,
Innovation, Bildung und Chancengerechtigkeit. Besonderes Augenmerk
legte er auf den Ausbau der digitalen Infrastruktur. Er kritisierte
einen Wettlauf um Branchensubventionen, der mit dem
Mehrwertsteuergeschenk für Gastronomen begonnen habe. Es gelte, Unsinn
und fiskalische Schäden zu minimieren, um Spielräume für ein mögliches
Konjunkturprogramm zu haben.

Volker Treier (Deutscher Industrie- und Handelskammertag) machte kein
Hehl daraus, dass es beim Weg aus der Corona-Krise noch Rückschläge
geben werde - beispielsweise durch eine sinkende Nachfrage aus den
USA. Nicht zuletzt die Unterbrechung der globalen Lieferketten habe zu
nie dagewesenen Liquiditätsproblemen geführt. Bei zahlreichen
Unternehmen gehe es wirklich um die Substanz. Die Liquiditätskrise
drohe zu einer Solvenz-Krise zu werden. Es sei durchweg nicht so, dass
in den privaten Haushalten zu wenig Einkommen vorhanden sei. Vielmehr
gebe es eine Konsumzurückhaltung, die mit Zukunftsängsten wie der
Sorge um den Erhalt des Arbeitsplatzes zu tun habe.

Jens Südekum (Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf) wies darauf hin,
dass Konjunkturprogramme nicht sofort in Gang kämen. Umso wichtiger
sei es, ihre Planung unverzüglich aufzunehmen. Er sprach sich gegen
allgemeine Steuersenkungen aus. Sie müssten zielgenau jenen Betrieben
nützen, die auch investieren. Ohnehin warnte er vor einem
Gießkannenprinzip bei den Corona-Hilfen. Besonderes Augenmerk legte er
auf Investitionen in Forschung und Entwicklung sowie auf
Schnittstellen zu Anwendung und Produktion. Wasserstoff sei einer der
zentralen Bausteine bei ökologischen Investitionen.

Andrä Gärber von der Friedrich-Ebert-Stiftung hielt Investitionen in
Höhe von 450 Milliarden Euro in den nächsten zehn Jahren für
erforderlich. Um den Neustart der Wirtschaft in Deutschland und Europa
erfolgreich zu gestalten, sei es erforderlich, eine neue Balance
zwischen den Märkten und dem Staat zu finden. Die oftmals blinde
Marktgläubigkeit sei kritisch zu hinterfragen und die wichtige Rolle
des Staates in der Wirtschaft anzuerkennen. Die deutsche und
europäische Innovationsförderung bezeichnete er als sehr themenoffen
und zu wenig strategisch.

Der Sachverständige Max Otte hob auf sofortige und massive staatliche
Investitionen ab. Dies sei in den letzten Jahren vernachlässigt
worden. Kaum ein wirtschaftspolitisches Dogma habe Deutschland in den
letzten Jahren so geschadet wie das der Schwarzen Null. Erforderlich
sei eine halbe Billion Euro in den nächsten zehn Jahren. Das könne nur
über Schulden finanziert werden. Der Staat erhalte jetzt die Chance,
lange versäumte Infrastrukturmaßnahmen nachzuholen und insgesamt die
Staatsausgaben in Richtung mehr Produktivität und Wachstum umzubauen.

Gabriel Felbermayr vom Kieler Institut für Weltwirtschaft (IfW) setzte
sich für eine Senkung der Stromsteuer ein. Die Mittel aus der
EEG-Umlage sollten in den Bundeshaushalt fließen. Unternehmen sollten
etwa durch günstigere Regelungen bei Abschreibungen unterstützt
werden. Er nannte es ein Problem, dass bei den Hilfen der
Bundesregierung Unternehmen hinsichtlich ihrer Größe unterschiedlich
behandelt würden und nicht auf die tatsächliche Betroffenheit geschaut
werde. Zudem liege der Fokus auf der Gewährung von Krediten, nicht
aber auf eigenkapitalstabilisierenden Maßnahmen.

Stefan Körzell (Deutscher Gewerkschaftsbund) stellte fest, der Weg zu
einer nachhaltigen wirtschaftlichen Stabilisierung führe nicht über
pauschale Steuersenkungen, Deregulierung oder gar Sozialabbau. Er
sprach sich gegen die Abschaffung des Solidaritätsbeitrags aus. Er
verlangte, dass bei der Krisenbewältigung Löhne und Beschäftigung
gesichert werden. Tarifbindung und steigender Mindestlohn seien dafür
unerlässlich. Wichtig sei es, die Kommunen handlungsfähig zu halten.
Die öffentliche Hand tätige die meisten Investitionen.

Patrick Graichen (Agora Energiewende) mahnte, den Klimawandel nicht
aus dem Blick zu verlieren. Die Klima-Herausforderung treffe zwar
nicht so plötzlich ein wie die Corona-Pandemie. Sie sei aber ebenso
akut. Jede Investition müsse den Klimaschutz in den Blick nehmen.
Konkret verwies er auf Elektromobilität und Wasserstoff, die als
Zukunftstechnologien gefördert werden müssten. Insgesamt sei ein
100-Milliarden-Programm erforderlich.

 * 

2. Vorschub für soziale Innovationen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Regierungsfraktionen wollen soziale Innovationen
stärker und gezielter fördern. Dafür solle ein ressortübergreifendes
Konzept entwickelt werden, erklären die Abgeordneten von CDU/CSU und
SPD in einem Antrag (19/19493). Unter sozialen Innovationen verstehen
sie neue soziale Praktiken und Organisationsmodelle, die darauf
abzielen, für die Herausforderungen der Gesellschaft tragfähige und
nachhaltige Lösungen zu finden. Beispielsweise würden sie die Art und
Weise des Zusammenlebens, des Arbeitens und den Konsumierens mit
Sharing-Modellen oder digitalen Lösungen verändern.

Weiter fordern die Abgeordneten, potenzielle Hemmnisse beim Zugang zu
Finanzierungsmöglichkeiten abzubauen. Um die Möglichkeit
zielgruppenspezifischer Programme zu prüfen, sollten eine
Datengrundlage geschaffen und eine Machbarkeitsstudie durchgeführt
werden. Öffentliche Förderangebote für Sozialunternehmen müssten
transparenter gestaltet, soziale Innovationen und Sozialunternehmertum
generell in der Öffentlichkeit bekannter gemacht werden. Außerdem
schlagen die Abgeordneten Vernetzungs- und Austauschformen wie
Plattformen und Wettbewerbe vor.

 * 

3. Grüne wollen Selbstständige unterstützen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Grünen fordern Nachbesserungen bei den
Corona-Soforthilfen für Selbstständige. Die Bundesregierung solle
sicherstellen, dass von den vorgesehenen Geldern mindestens ein
monatlicher Pauschalbetrag in Höhe der Pfändungsfreigrenze von 1.180
Euro zur Deckung des Lebensunterhalts genutzt werden kann, erklären
die Abgeordneten in einem Antrag (19/19490). Dieser Betrag müsse in
die Liste der anrechenbaren Kosten in der Verwaltungsvereinbarung des
Bundes mit den Ländern zu den Soforthilfen aufgenommen werden.

Zudem solle bis zum Erlangen einer solchen Regelung mindestens die
Vermögensprüfung bei der Arbeitslosengeld-II-Beantragung ab März 2020
bis Ende dieses Jahres vollständig ausgesetzt werden. Damit solle
verhindert werden, dass die Altersvorsorge schrumpft und Jobcenter
sollten entlastet werden.

Die Grünen möchten weiter die Soforthilfen so entwickeln, dass sie vor
allem kleineren Unternehmen und Selbstständigen mit
existenzbedrohenden, Corona-bedingten Umsatz- oder Auftragseinbrüchen
Planungssicherheit für das gesamte Jahr 2020 ermöglichen - und zwar
unabhängig von der Branchenzugehörigkeit und anhand des wirklichen
Bedarfes mit einer angemessenen Obergrenze.

 * 

4. Grüne fordern gerechte Gesundheitspolitik

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Grünen-Fraktion fordert in der Coronakrise eine
Neuausrichtung der globalen Gesundheitspolitik. Die Pandemie lege
schonungslos offen, wie verwundbar und vernetzt die globale
Gemeinschaft sei, heißt es in einem Antrag (19/19496) der Fraktion.

Die Abgeordneten fordern unter anderem eine verstärkte internationale
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Gesundheit und höhere Beiträge für
die Weltgesundheitsorganisation (WHO). Mindestens 0,1 Prozent des
Bruttonationaleinkommens (BNE) sollten für die
Entwicklungszusammenarbeit im Gesundheitsbereich zur Verfügung
gestellt werden.

Über öffentlich finanzierte Gesundheitsforschung sollte gewährleistet
werden, dass Forschungsergebnisse global, sozialverträglich und
schnell zur Verfügung gestellt werden. In Deutschland, Europa und der
Welt müsse ein schnellstmöglicher Zugang zu bezahlbaren Generika
ermöglicht werden. Lebenswichtige Medikamente wie Antibiotika und
Impfstoffe müssten global gerecht und menschenrechtskonform verteilt
werden.

 * 

5. FDP kritisiert Chinas Hongkong-Politik

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion wendet sich gegen das geplante
chinesische Sicherheitsgesetz für Hongkong und fordert die
Bundesregierung auf, sich für die Bewahrung des Status der
Sonderverwaltungszone einzusetzen. Das Vorhaben Pekings sei "ein
heftiger Angriff auf die Autonomie der Sonderverwaltungszone Hongkongs
und somit eine Zäsur des bisher geltenden 'Ein Land, zwei
Systeme'-Prinzips auf Basis der 'Chinesisch-britischen gemeinsamen
Erklärung zu Hongkong' von 1984", schreiben die Abgeordneten in einem
Antrag (19/19504), der am Freitag auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht. Das angekündigte Gesetz berge eine
beispiellose Gefahr für die Bürger- und Menschenrechte sowie die
Rechtsstaatlichkeit in Hongkong. Durch das Sicherheitsgesetz werde
ohne die lokale parlamentarische Beteiligung des Legislative Council
das Grundgesetz Hongkongs ("Basic Law") geändert. Das Grundgesetz
gewährleiste ein hohes Maß an Autonomie für Hongkong, festige seinen
Sonderstatus gemäß dem Prinzip "Ein Land, zwei Systeme" und garantiere
seinen Bürgern Freiheitsrechte, die in der Volksrepublik China
weitgehend eingeschränkt würden.

Die Liberalen fordern die Bundesregierung unter anderem auf, sich für
das Recht auf Versammlungsfreiheit und die Unabhängigkeit der Justiz
in Hongkong einzusetzen und den chinesische Botschafter
einzubestellen, um ihm die "Empörung der Bundesregierung über das
Sicherheitsgesetz zu übermitteln." Außerdem sollen
Menschenrechtsverletzungen in China im Menschenrechtsrat der Vereinten
Nationen und auf EU-Ebene angesprochen und ihre Einhaltung auf die
Tagesordnung des geplanten EU-China-Gipfels im September gesetzt
werden.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/2036: Regierungspressekonferenz vom 27. Mai 2020 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 27. Mai 2020

Regierungspressekonferenz vom 27. Mai 2020

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf eines Gesetzes zur Abmilderung der
Folgen der COVID-19-Pandemie im Pauschalreisevertragsrecht), Lage in
Libyen, Extremismusvorfälle im Kommando Spezialkräfte, COVID-19-Pandemie
(weltweite Reisewarnung, Berichterstattung der "BILD"-Zeitung über
vermeintliche Fehler in einer Studie des Virologen Christian Drosten,
Hilfspaket der EU-Kommission, Corona-Warn-App, Finanzhilfen für stark
betroffene Branchen), Militärparade in Moskau, Ankündigung Chinas in Bezug
auf ein Sicherheitsgesetz für die Sonderverwaltungszone Hongkong,
Gaspipeline Nord Stream 2, Bundeswehreinsatz in Mali, G7-Gipfeltreffen,
Staatshilfe für die Lufthansa, Nahostkonflikt


Sprecher: SRS'in Demmer, Leber (BMJV), Adebahr (AA), Routsi (BMVg),
Ewald (BMG), Eichler (BMWi), Kolberg (BMF), Fichtner (BMU)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Auch von mir herzlich willkommen! Die Bundesregierung hat
heute den Gesetzentwurf zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im
Pauschalreisevertragsrecht beschlossen. Er steht im Einklang mit den
europarechtlichen Vorgaben der Pauschalreiserichtlinie und den Empfehlungen
der EU-Kommission und sieht im Wesentlichen folgende Regelungen vor:

Existenzbedrohende Liquiditätsengpässe für Pauschalreiseveranstalter sowie
Reisebüros sollen dadurch eingedämmt werden, dass die Veranstalter Kunden
für vor dem 8. März gebuchte Reisen, die infolge der Coronapandemie nicht
durchgeführt werden konnten, anstelle der unverzüglichen Erstattung der
Vorauszahlung Gutscheine in entsprechendem Wert anbieten können. Der
Reisende kann dann entscheiden, ob er den Gutschein nimmt. Reisende, die
den Gutschein ablehnen, behalten ihren sofortigen Erstattungsanspruch.

Neben der bereits vorhandenen gesetzlichen Insolvenzabsicherung erfolgt
eine ergänzende staatliche Absicherung der Gutscheine bis zur vollen Höhe
ihres Erstattungsbetrags. Durch diese zusätzliche Insolvenzabsicherung sind
die Gutscheine für Reisende besonders attraktiv.

Die Gutscheine gelten nur im Hinblick auf die aktuelle COVID-19-Pandemie
und werden zeitlich befristet abgesichert. Kunden können diese Gutscheine
nach Ende der derzeitigen Reisebeschränkungen beim Reiseveranstalter
einlösen.

Wird ein Gutschein nicht bis spätestens 2021 eingelöst, so ist der Wert in
der Höhe des ursprünglichen Reisepreises unverzüglich auszubezahlen.

Das wäre es für mich heute aus dem Kabinett.

Frage: Ich habe eine ganz konkrete Frage zu dem, was Sie gerade gesagt
haben, nämlich zu den Pauschalreisen. Ist eine Maximalsumme vorgesehen, für
die der Staat sozusagen bürgt? Denn so wie ich das verstanden habe, sind
diese Gutscheine so ausgelegt, dass dann, wenn ein Reiseunternehmen
Insolvenz anmeldet, der Staat einspringt. Gibt es eine Maximalsumme dafür?

SRS'in Demmer: Da würde ich das zuständige Ressort BMJV bitten.

Leber: Sie haben es ganz richtig ausgeführt. Es gibt quasi eine zweistufige
Absicherung. In der ersten Stufe gilt die schon bestehende
Insolvenzabsicherung für die Vorauszahlungen und eben auch für die
Gutscheine. Das wird auch gesetzlich festgeschrieben. Das heißt, das, was
schon jetzt in dem 651 r BGB festgeschrieben ist, gilt auch für die
Gutscheine. Sollte diese Insolvenzabsicherung für die Vorauszahlung nicht
reichen, wird der Staat beispringen, und es gibt eine staatliche
Zusatzabsicherung der übrigen Summen. Dadurch wird die komplette
Werthaltigkeit des Gutscheins und der Vorauszahlung gewährleistet. Das wird
sozusagen komplett aufgefüllt.

Zusatzfrage: Aber wo liegt da die Maximalgrenze? Wenn 50 Prozent der
Reiseunternehmen demnächst pleitegehen, wie sind Sie dann darauf
vorbereitet?

Leber: Zum gegenwärtigen Zeitpunkt lässt sich noch gar nicht absehen, wie
sich die Lage entwickelt und wie die Unternehmen beziehungsweise die
Versicherer in Anspruch genommen werden. Dementsprechend lässt sich derzeit
auch nicht absehen, in welcher Höhe der Staat da beispringen und wie die
staatliche zusätzliche Absicherung in Anspruch genommen wird.

Frage: Vielleicht noch eine Anschlussfrage; denn das klingt jetzt so, als
hätte man sich darüber keine Gedanken gemacht. Oder hat man sich Gedanken
gemacht, und aus welchen Mitteln wird dann geschöpft? Vielleicht könnten
Sie das noch näher erläutern. Wenn tatsächlich einzelne Unternehmen
pleitegehen und die Gutscheinregelung greifen soll, die Sie heute auf den
Weg gebracht haben, dann muss es doch in Ihrem Ministerium Überlegungen
gegeben haben, wie man damit verfährt.

Leber: Die Idee hinter dieser zusätzlichen Absicherung durch die Gutscheine
ist ja gerade, dass sie für die Verbraucherinnen und Verbraucher, für die
Pauschalreisenden so attraktiv werden, dass sie die Gutscheine annehmen und
deswegen die Reiseunternehmen, die Reiseveranstalter nicht in
Liquiditätsengpässe kommen werden. Insofern wird sich die Frage gar nicht
stellen, ob die Insolvenzabsicherung, wie sie bereits steht, und die
zusätzliche staatliche Insolvenzabsicherung in Anspruch genommen werden
müssen. Hier geht es darum, dass eine volle Werthaltigkeit der Gutscheine
gewährleistet wird und dass dies für die Verbraucherinnen und Verbraucher
so attraktiv ist, dass sie die Gutscheine auch annehmen.

Frage: Ich möchte gerne wissen, ob Sie eigentlich den Gedanken erörtert
haben, dass man die Gutscheine zwischen verschiedenen Reiseunternehmen
tauschen könnte, sodass die Werthaltigkeit steigen könnte.

Leber: Könnten Sie die Frage bitte wiederholen?

Zusatzfrage: Die Frage ist, ob ich, wenn ich vom Reiseveranstalter A einen
Gutschein erhalten habe, ihn möglicherweise beim Reiseveranstalter B in
Zahlung geben könnte, sodass ich nicht auf das Angebot von A angewiesen
wäre. Gibt es dazu eine Idee von Ihnen, oder würden Sie es gut finden, wenn
es ein solches Tauschverfahren gäbe?

Leber: In diesem Gesetzesvorschlag ist das gegenwärtig so vorgesehen: Wenn
schon zum gegenwärtigen Zeitpunkt freiwillig Gutscheine angeboten wurden,
was den Reiseveranstaltern durchaus möglich ist, dann besteht für die
Pauschalreisenden die Möglichkeit, diese Gutscheine jetzt auszutauschen
beziehungsweise die neuen Konditionen, die durch dieses Gesetz gelten,
anzupassen. Es gibt einen Anspruch auf Austausch und Anpassung dieser
Gutscheine, sodass die Pauschalreisenden jetzt keinen minder werthaltigen
Gutschein haben, sondern von diesen neuen Regelungen zehren und die
komplette Absicherung haben, sowohl staatlich als auch durch die bestehende
Insolvenzabsicherung.

Zusatzfrage: Wenn ich einen solchen Tausch vorgenommen und jetzt einen
Gutschein der Firma B habe und es da einen Ausfall gibt, wem gegenüber
hätte ich dann den Erstattungsanspruch, A oder B gegenüber?

Leber: Das muss ich jetzt hier vielleicht noch einmal klarstellen. Ich kann
mir den Gutschein von dem Reiseveranstalter ausstellen lassen, bei dem ich
die Reise gebucht habe. Aber ein Gutscheintausch zwischen den
Reiseveranstaltern ist nicht vorgesehen; denn man hat den
Erstattungsanspruch nach 651 h ja auch gegen den jeweiligen
Reiseveranstalter.

Frage: Frau Adebahr, ich habe zwei Fragen zu Libyen. Das US-Militär hat
gestern gesagt, dass russische Jets nach Libyen entsendet worden sind, die
jetzt auch für Haftars Militärkräfte dort kämpfen.

Die zweite Frage bezieht sich auf die "Stern"-Reportage gestern, wonach
deutsche Militär-Lkws von Haftar auch für Luftabwehrraketen benutzt werden.
Können Sie diesen Bericht bestätigen, und wie ernst nehmen Sie ihn?

Adebahr: Zu der Frage nach den russischen Kampfflugzeugen: Diese Meldung
haben wir mit Sorge gesehen. Wir verfolgen das genau und nutzen das auch
noch einmal, um unsere grundsätzliche Haltung klarzumachen, dass wir alle
Seiten zur Einhaltung der Waffenruhe und des Waffenembargos sowie zu
Verhandlungen und zu einer friedlichen Lösung aufrufen. Dazu sind wir
weiterhin mit allen Seiten in Kontakt, bilateral und natürlich auch mit den
Konfliktparteien, aber auch mit den Kontakten, die die Konfliktparteien im
Besonderen haben. Insofern sehen wir das mit Sorge. Wir drängen weiter
darauf, dass es eine Einhaltung des Waffenembargos gibt.

Zu der anderen Frage: Wir gehen diesen Pressemeldungen nach und versuchen
herauszufinden, worum es sich handelt.

Routsi: Meine Damen und Herren, vielen Dank für die Möglichkeit, hier eine
aktive Information mit einzubeziehen. Sie alle haben in den vergangenen
Tagen, Wochen und mittlerweile auch Monaten die Extremismusvorfälle im KSK
und die entsprechende Berichterstattung mitbekommen. Das ist ein Thema, das
für uns leider nicht neu ist und worüber regelmäßig in der Öffentlichkeit,
aber natürlich auch im parlamentarischen Raum berichtet wird, zuletzt heute
Vormittag im Verteidigungsausschuss.

Ich möchte Sie gern kurz darüber informieren. Es gibt eine Information, die
in diesem Zusammenhang neu ist. Die Damen und Herren Abgeordneten wurden
darüber informiert, dass eine ministerielle Arbeitsgruppe von der
Ministerin beauftragt wurde, eine Strukturanalyse des KSK durchzuführen und
aus den gewonnenen Erkenntnissen entsprechende Schlussfolgerungen zu
ziehen. Wir begrüßen sehr, dass die designierte Wehrbeauftragte diesem Team
angehören wird. Hier geht es insbesondere darum, das Parlament regelmäßig
zu informieren. Die Arbeitsgruppe wird sich bis zur letzten Sitzung vor der
Sommerpause Zeit nehmen und konkrete Strukturmaßnahmen erarbeiten, um in
Zukunft schneller, schlagkräftiger und vor allem nachhaltiger in Sachen
Extremismus im Kommando Spezialkräfte agieren zu können.

Mir ist wichtig - das ist nicht zu vernachlässigen -, kurz noch einmal auf
die Maßnahmen einzugehen, die bisher ergriffen wurden; das ist allerhand.
Wir haben allein im Jahr 2019 insgesamt über 60 000
Sicherheitsüberprüfungen durchgeführt, davon über 20 000 von Bewerberinnen
und Bewerbern. Wir haben den MAD umstrukturiert, eine zivile Komponente
beigefügt und eine Schwerpunkttruppe KSK gebildet. Wir haben die
Fachaufsicht im Ministerium gestärkt. Wir haben das Berichtswesen gestärkt.
Dies ist Ihnen ja auch zugegangen. Der Bericht des MAD erscheint jetzt
jährlich. Der Bericht der ministeriellen Koordinierungsgruppe ist jetzt
einmal erschienen und erscheint in Zukunft halbjährlich. Wir arbeiten schon
seit längerer Zeit - das finalisiert sich jetzt - an einem Gesetzentwurf,
der uns eine Möglichkeit gibt, was das Thema "Fristlose Entlassungen bei
schweren Tatbeständen" angeht, nämlich dass man das von bisher vier auf
acht Jahre ausweitet mit Ablauf des achten Dienstjahres.

Auch im KSK sind Maßnahmen getroffen worden, auf die ich kurz eingehen
möchte. Zum Teil sind sie schon eingeführt, zum Teil werden sie jetzt
eingeführt. Hierbei geht es insbesondere um das Thema Aus- und
Weiterbildung der Verbandsangehörigen, was das Thema Extremismus angeht.
Wir beginnen ab der Einstellung, sprich: ab dem Tag, an dem der Soldat
beziehungsweise die Soldatin, der Verbandsangehörige beziehungsweise die
Verbandsangehörige zum KSK stoßen. Es wird sich in Zukunft über die gesamte
Dienstzeit vollziehen, dass man die Frauen und Männer eher begleitet. Dazu
gehören auch Einzelgespräche und psychologische Screenings.

Das Folgende ist jetzt auch kein Geheimnis mehr - das ist auch durch die
Presse gegangen -: Vielleicht hat der eine oder andere von Ihnen den
berechtigt emotionalen Aufruf des Kommandeurs des Kommandos Spezialkräfte
wahrgenommen, ein Brief, den er an seinen Verband adressiert und in dem er
die Linie aufgezeigt hat, dass Extremismus in der Bundeswehr nicht zu
tolerieren ist und dass unser Beruf absolut auf der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung fußt. Er zeigt ganz klar, dass er das nicht
tolerieren wird.

Ich kann Ihnen sagen, dass diese Linie mit der Ministerin abgesprochen ist.
Die Ministerin hat ihn dazu ermutigt. Sie steht diesbezüglich auch hinter
ihm. Auch der Generalinspekteur ist natürlich auf dieser Linie. Er wird das
Kommando Spezialkräfte noch heute besuchen, sich ein Bild vor Ort machen
und sicherlich auch mit den Frauen und Männern vor Ort sprechen.

Ministerin Kramp-Karrenbauer hat sich wiederholt zu dem Thema Extremismus
positioniert. Sie fährt eine Null-Toleranz-Linie. Ich glaube, es ist auch
kein Geheimnis, dass sie im Moment - eigentlich nicht nur im Moment, aber
jetzt ganz besonders, und zwar aufgrund der Vorfälle, die sich in der
letzten Zeit leider gehäuft haben - ein besonderes Augenmerk auf das Thema
Rechtsextremismus legt, und das insbesondere vor dem Hintergrund und
Wissen, dass diese Kameradinnen und Kameraden einen ganz besonderen Dienst
für unser Land leisten, der wirklich nicht einfach ist und der unter sehr
schweren, teilweise lebensbedrohlichen und gefährlichen Bedingungen
stattfindet. - Vielen Dank.

Frage: Werden bei Ihnen Ursachen diskutiert? Wie kommt es zu dem Anstieg
der Fälle, oder sieht man jetzt einfach mehr? Gibt es einen höheren
Prozentanteil von Extremisten in der Bundeswehr als anderswo? Wie verläuft
die Diskussion bei Ihnen? - Danke.

Routsi: Ich möchte Sie erst einmal auf diese beiden Berichte verweisen;
denn darin steht alles ganz dezidiert. Ich möchte jetzt eigentlich ungern
noch einmal auf die Zahlen eingehen. Die sind veröffentlicht und auch hier
besprochen worden.

Da Sie meinten, dass die Zahlen steigen: Das kann ich Ihnen schon
bestätigen. Das liegt auch daran, dass wir die Instrumente, die ich Ihnen
gerade erläutert habe, implementiert haben und dass die greifen. Das wollen
wir auch. Wir wollen, dass das greift. Unser Ziel ist: Kein Extremist -
egal welcher Couleur - gehört in die Bundeswehr. Daher arbeiten wir das
jetzt Stück für Stück ab und schauen, wie es da weitergeht.

Frage: Ich habe ein paar Fragen zu dem Fall Philipp S., der gestern
veröffentlicht wurde. Er ist ja seit 20 Jahren Mitglied im KSK. Wie
erklären Sie sich, dass er in diesen Jahren nie als Rechtsextremer im KSK
aufgefallen ist? Wie erklären Sie sich, dass er über Jahre hinweg Waffen -
bei Waffen geht es um Sturmgewehre, Schreckschusswaffen und Tausende
Pistolen -, Munition und Gewehrmunition gestohlen hat? Er hat Sprengstoff,
Sprengfolien, Sprengschnüre, Rauchgranaten, Signalpatronen und Zünder
gelagert. Wie erklären Sie sich, dass diese Diebstähle möglich waren?

Routsi: Sie wissen, dass wir zu einzelnen Personalangelegenheiten keine
Stellung nehmen dürfen; ich darf es schlichtweg nicht. Was ich Ihnen aber
sagen kann, ist, dass genau das auch Thema einer laufenden Untersuchung
ist. Genau diese Punkte werden jetzt besprochen. Dabei wird ganz genau
geschaut, wer wie mit wem Kontakt hatte. Dem wird man jetzt auf den Grund
gehen.

Zusatzfrage: Es gibt erfahrene Bundeswehrsoldaten, die davon ausgehen, dass
dieser Mann das nicht alleine geschafft haben kann. Sind auch Sie der
Meinung, dass das ein Einzelfall, ein Einzeltäter ist, oder gibt es da
Mitwisser?

Routsi: Ich glaube, dass wir uns einig sind, dass Ihnen mit Spekulationen
hier nicht geholfen ist. Wir werden das anhand der Fakten sehen. Dazu läuft
ein gerichtliches Verfahren. Es gibt auch ein Gerichtsurteil dazu. Auch
disziplinar wird etwas gemacht. Wir werden dann Fakten auf den Tisch legen,
wenn sie vorhanden sind, vorher nicht.

Frage: Ich habe eine Nachfrage. Wenn ich Sie jetzt richtig verstanden habe,
wird es eine Gruppe geben, die dann eine Strukturanalyse des KSK machen
soll. Können Sie sagen, wer dieser Gruppe angehören soll? Werden das von
Ihrem Ministerium Menschen sein oder auch Externe? Wann können wir einen
Bericht erwarten?

Routsi: Die Gruppe wird ganz nah an der Leitung des Hauses angesiedelt. Ihr
werden Staatssekretär Hoofe, der Generalinspekteur, der Inspekteur des
Heeres, der Kommandeur Kommando Spezialkräfte und, wie ich eingangs schon
erwähnte, die designierte Wehrbeauftragte beisitzen. Der Zeitplan, den ich
schon erwähnt habe, geht bis zur letzten Sitzung vor der Sommerpause.

Zusatzfrage: Es gibt also keine Externen? Wäre die Wehrbeauftragte in
diesem Fall extern, sonst niemand?

Routsi: Die Wehrbeauftragte ist extern, genau. Hier geht es ja erst einmal
um die strukturelle Geschichte.

Frage: Könnten Sie vielleicht etwas zu dem Rundbrief des KSK-Chefs sagen?
Brigadegeneral Kreitmayr hat sich ja an seine Soldaten gewandt und gemeint:
Die Rechtsextremisten unter euch gehören nicht zu uns. - Was erwarten denn
das KSK und das Verteidigungsministerium von denjenigen, die im KSK
rechtsextrem sind? Sollen die sich melden und sagen: "Okay, wir sind hier
raus"? Glauben Sie, dass das passieren wird?

Routsi: Ich möchte jetzt hier nicht für den Kommandeur KSK sprechen. Der
Brief ist eindeutig. Darin ist eigentlich alles beantwortet. Wichtig ist,
das Signal in die Truppe, in seinen Verband zu senden. Er hat sehr klar und
deutlich gemacht, dass das hier nicht akzeptiert ist. Gleichzeitig hat er
klargemacht, dass wir uns an die rechtlichen Möglichkeiten halten, die
gegeben sind. Es wird nicht dazu kommen, dass irgendwelche Leute, die
vielleicht nur sozusagen durch Hörensagen Extremisten sind, unschuldig in
eine blöde Position gebracht werden. Unsere Maßstäbe sind rechtsstaatlich.
Die Sensibilisierung ist gegeben. Man wird in der nächsten Zeit sehen, was
das bedeutet.

Zusatzfrage: Hoffen Sie denn auf Whistleblower innerhalb der Truppe?

Vorsitzende Wefers: Das ist jetzt eigentlich keine Nachfrage, sondern eine
neue Frage. Aber bitte schön!

Zusatz: Nein. Das bezieht sich auf den Brandbrief des Kommandeurs.

Routsi: Das ist aus meiner Sicht ein Begriff, den ich mir nicht zu eigen
machen möchte. Ich verweise Sie aber sehr gerne auf das Soldatengesetz.
Darin ist ein ganz wichtiger Paragraf enthalten. Der nennt sich
"Kameradschaft". Wenn wir als Soldaten - das darf ich sagen; ich bin
Soldatin - darauf schwören, die freiheitlich-demokratische Grundordnung zu
verteidigen, dann impliziert das auch, dass man mit den Menschen oder den
Kameraden, die sich eben nicht daran halten, vielleicht unter Umständen an
der einen oder anderen Stelle natürlich das Gespräch sucht, schlichtweg
deswegen, weil das mit unserem Beruf nicht vereinbar ist.

Frage: War eine Aufhebung der weltweiten Reisewarnung zum 15. Juni ein
Kabinettsthema? Eilt das Thema nicht, um den Bürgern Planungssicherheit zu
geben?

SRS'in Demmer: Ich habe abschließend über alles, was in der
Kabinettssitzung Thema war, Auskunft gegeben.

Adebahr: Ich kann vielleicht anfügen, dass wir uns bezüglich Fragen des
innereuropäischen Tourismus noch in der Ressortabstimmung befinden. Dabei
gibt es eine ganze Reihe schwieriger Fragen zu klären, die mit dem Ausland,
mit inländischen Behörden bis hin zu lokalen Behörden, mit ganz vielen
Fragen in Bezug auf Gesundheitskonzepte, Hygienemaßnahmen sowie Flüge und
vor allen Dingen auch viel mit der Koordination mit Brüssel, mit der EU und
ihren Leitlinien zu tun haben. Insofern befinden wir uns da in einer
Ressortabstimmung, die andauert.

Vorsitzende Wefers: Könnten Sie uns, was das Thema der Planungssicherheit
angeht, noch etwas in Aussicht stellen?

Adebahr: Die momentane Reisewarnung gilt bis zum 15. Juni. Es ist ja
logisch, dass wir dann eine neue Regelung brauchen werden.

Frage: Ich würde gerne wissen - das richtet sich an Frau Demmer und den
Vertreter des Bundesgesundheitsministeriums -, in welcher Form denn Prof.
Drosten an der Entscheidung beteiligt war, in Deutschland Schulen und Kitas
zu schließen. Welchen Einfluss hatten seine Studien - namentlich die vom
29. April - darauf, sie nicht wieder schnellstmöglich zu öffnen?

SRS'in Demmer: Ganz allgemein möchte ich mich inhaltlich zu der Diskussion
über die Aussagekraft einzelner Studien hier nicht äußern. Ich würde gerne
die Gelegenheit nutzen, noch einmal ganz grundsätzlich zu sagen, dass die
oberste Maxime für alle Entscheidungen, die in der Vergangenheit und auch
jüngst getroffen worden sind, für die Bundeskanzlerin und auch für die
Bundesregierung bei der Bekämpfung der Pandemie von Anfang an war, die
Ausbreitung des Virus einzudämmen. Der exponentielle Anstieg der
Infektionszahlen, den wir anfangs gesehen haben, hat deutlich gemacht,
welch hohes Ansteckungspotenzial das Virus hat.

Was Kitas und Schulen angeht, haben die Länder in der Vergangenheit sehr
verantwortlich agiert und im Rahmen der den Ländern obliegenden
Zuständigkeit Schließung angeordnet.

Jetzt können wir sehen, dass unsere Entscheidung, die Regeln, die wir uns
gegeben haben, gemeinsam zu befolgen, ja einen großen Erfolg gezeitigt hat.
Die Infektionszahlen und das Infektionsgeschehen lassen es mittlerweile zu,
dass Kitas und ebenfalls Schulen unter Beachtung bestimmter Regeln
schrittweise wieder geöffnet werden, dass also teilweise auch wieder
Präsenzbetrieb möglich ist. Wir wissen aber auch, dass die
Infektionsgeschwindigkeit ohne Beschränkungen eben ganz schnell wieder
zunehmen kann. Einzelne Beispielsfälle dafür haben wir ja jetzt auch schon
erleben können. Wir befinden uns also noch in einer Situation mit vielen
schwer abschätzbaren Risiken.

Die Verbreitung des Virus stellt deshalb einfach weiterhin große
Anforderungen und uns vor große Herausforderungen. Es handelt sich einfach
um ein neuartiges Virus. Das heißt, das Wissen beispielsweise über
Ansteckungsgefahren und Übertragungswege ist jetzt noch nicht zu 100
Prozent vorhanden, sondern es nimmt von Tag zu Tag zu. Gerade was die Rolle
von Kindern und Jugendlichen im COVID-19-Infektionsgeschehen angeht,
entsteht die notwendige Datenbasis gerade erst. Das BMBF fördert
hinsichtlich dieser Frage deswegen unter anderem eine bundesweite
multizentrische Studie. Aber auch in den Ländern sind bereits regionale
Studien zur Rolle von Kindern und Jugendlichen im Infektionsgeschehen
realisiert worden.

Zusatzfrage: Ich würde es ganz gerne doch noch einmal genau wissen: Hat
Prof. Drosten beratend auf diese Entscheidung eingewirkt? Wenn ja, wie?

SRS'in Demmer: Wie Sie wissen, wird die Bundesregierung von einer ganzen
Reihe von Wissenschaftlern beraten. Zuvorderst gibt es die dem
Bundesgesundheitsministerium nachgeordnete Behörde des 
Robert-Koch-Instituts. Darüber hinaus würde ich das Gesundheitsministerium um das Wort
bitten.

Ewald: Ich kann das an dieser Stelle eigentlich nicht weiter einordnen oder
ergänzen. Es ist richtig, was Frau Demmer gesagt hat: Die Entscheidungen
werden immer auf Basis des aktuellen wissenschaftlichen Standes getroffen.
Darin fließen mehrere Quellen ein. Dabei möchte ich es an dieser Stelle
auch belassen.

Frage: Angesichts der Selbstinszenierung des "Bild"-Kollegen hier möchte
ich einmal nach Fake News fragen. Wir haben ja in den letzten Tagen erlebt,
wie die "Bild"-Zeitung Herrn Drosten fälschlicherweise beschuldigt, ihn
falsch zitiert, seine Studien angreift und wie sich das als Lügen und
Unwahrheiten herausgestellt hat. Frau Demmer, wie bewertet die
Bundesregierung diese Angriffe seitens der Presse? Vielleicht wollen Sie
dazu etwas sagen.

Herr Leber vom BMJV, Sie sind, glaube ich, für Fake News zuständig. Sie
setzen sich gegen Fake News ein. Wie bewerten Sie die Fake-News-Zunahme?
Gibt es eine Zunahme an Fake News, wie wir sie in den letzten Tagen
vonseiten der "Bild"-Zeitung erlebt haben?

Herr Ewald, können Sie etwas zu den Angriffen auf Herrn Drosten sagen?

SRS'in Demmer: Ich habe ja vorweggeschickt, dass ich mich hier jetzt
inhaltlich zu der Diskussion nicht äußern möchte. Zu Fake News und
Desinformationen im Allgemeinen habe ich mich ja in der vergangenen Woche
sehr, sehr deutlich geäußert.

Zusatz: Vielleicht könnten Sie das angesichts des "Bild"-Kollegen, der hier
sitzt und sich selbst inszeniert und wahrscheinlich an der Story
mitgearbeitet hat, in der es um Fake News und Desinformation geht, noch
einmal wiederholen, Frau Demmer.

SRS'in Demmer: Wie gesagt: Ich möchte mich zu konkreten Fällen und zu der
aktuellen Diskussion hier nicht inhaltlich äußern.

Leber: Wie gesagt: Konkrete Fälle können wir hier auch nicht kommentieren.
Frau Lamprecht hat sich in der Vergangenheit häufiger dazu geäußert, wie
man eben mit Tatsachenbehauptungen oder mit falschen Tatsachenbehauptungen
umgehen kann, und wiederholt, dass am besten ein gesundes Misstrauen hilft
und dass jeder aufgefordert sei, dubiose Nachrichten nicht einfach
weiterzuverbreiten, sondern skeptisch zu sein und sich eben bei den
seriösen Nachrichtenportalen, die zur Verfügung stehen, und bei dem
Informationsangebot, das zur Verfügung steht, zu bedienen. Das ist das, was
sie mehrmals wiederholt hat.

Ewald: Ich kann das eigentlich nicht weiter ergänzen. Soweit ich
mitbekommen habe, hat sich der Bundesinnenminister heute auch dazu
geäußert.

Frage : Ich hätte die Frage an Herrn Ewald, weil er gerade davon gesprochen
hat, dass die Bundesregierung ihre Entscheidung nach dem neuesten Stand der
Wissenschaft fälle, ob Sie dazu auch Preprint-Studien zählen oder ob für
Sie nur Publikationen, die durch alle Instanzen gegangen sind, zum neuesten
Stand der Wissenschaft zählen.

Ewald: Ich möchte darüber jetzt mit Ihnen keine wissenschaftliche Debatte
führen, aber grundsätzlich lernen wir jeden Tag dazu. Es gibt sozusagen
eine Fülle von wissenschaftlichen Publikationen, die bestimmte Phänomene
des Infektionsgeschehens beschreiben.

Zu der Frage, wie belastbar einzelne Aussagen sind: Wir entscheiden immer
zuvorderst in Absprache mit dem RKI, inwieweit Aussagen belastbar sind, und
auch, inwieweit Studien, die sozusagen starke Hinweise auf bestimmte
Phänomene geben, tragen und belastbar sind. Aber es ist richtig, dass wir
natürlich versuchen, das immer kenntlich zu machen und zu erklären.

Zum Thema Fake News: Wir sind - das hat Herr Spahn auch immer wieder
deutlich gemacht - sehr bemüht, alle Entscheidungen mit den richtigen
Erkenntnissen zu hinterlegen, die dahinterstehen, und diese auch zu
erklären. Gleichwohl sind wir bemüht, immer wieder kenntlich zu machen,
dass bestimmte Sachverhalte zum Teil anders bewertet werden können, weil
man einfach mehr Erfahrung hat. Dann gibt es eine neue Bewertung. Wir haben
einfach ein dynamisches Geschehen.

Zusatzfrage: Gerade weil wir dieses dynamische Geschehen haben und die
Publikationen in sehr schneller Rotation auf uns zukommen, müssen sich für
Sie ja die Fragen gestellt haben: Wo ist für uns der Standard? Welche
Studien können wir erst einmal zur Seite legen und warten? Welche müssen
wir uns genauer anschauen, weil sie ausschlaggebend für unsere Entscheidung
sind? Ist dieses Peer-Review-System bei Ihnen nicht diskutiert worden?

Ewald: Ich muss ganz ehrlich sagen: Dazu stecke ich zu wenig in diesem
Wissenschaftsbetrieb drin.

Was die Frage angeht, wie insbesondere das RKI Studienlagen bewertet: Die
umfangreichen FAQs des RKI, die täglich aktualisiert und im Hinblick auf
bestimmte Fragestellungen ständig ausgeweitet werden, bilden im Grunde
genommen das ab, was wir sozusagen an Erkenntnissen haben.

Frage: Ich freue mich natürlich über die Anteilnahme des Kollegen an
unserer Berichterstattung und über seine Abscheu gegenüber
Selbstinszenierungen. Ich möchte aber doch noch einmal nachfragen: Darf ich
die Wendung, dass die Bundesregierung von vielen Experten beraten werde, so
verstehen, dass auch Professor Drosten an dieser Entscheidung mitgewirkt
hat?

SRS'in Demmer: Ich habe meinen Ausführungen hier nichts hinzuzufügen. Seit
wir uns mit der Herausforderung dieser COVID-19-Pandemie beschäftigen, ist
schon immer klar gewesen, dass wir es mit einem völlig neuartigen Virus zu
tun haben, über den wenig bis gar kein Wissen vorhanden ist. Dieses Wissen
nimmt von Tag zu Tag zu. Hier informiert sich die Bundesregierung und lässt
sich von diversen Experten auf diversen Gebieten beraten. So ergibt sich
ein Gesamtbild. Die politischen Entscheidungen treffen jeweils Bund und
Länder auf der Grundlage und nach Beratung mit Experten.

Frage: Herr Leber, Sie sprachen gerade von seriösen Nachrichtenportalen.
Haben Sie eine Definition, was das angeht? Woran merke ich, dass zum
Beispiel die "Bild"-Zeitung seriös ist?

Leber: Das Zitat der Ministerin steht für sich. Das kann ich nicht weiter
ausführen.

Zusatzfrage: Wenn Sie von "seriösen Nachrichtenportalen" sprechen, müssen
Sie ja wissen, was Sie damit meinen.

Leber: Wie gesagt, das Zitat spricht für sich. Das kann ich nicht weiter
kommentieren.

Frage: Wahrscheinlich stelle ich meine Frage etwas verfrüht. Ich wollte
eigentlich einen Kommentar der Bundesregierung zu dem Corona-Hilfspaket der
EU-Kommission hören. Wahrscheinlich bekomme ich die Antwort in der Art,
dass man erst einmal abwarten muss, dass diese Pläne offiziell vorgestellt
werden. Dennoch mache ich einmal den Versuch. Falls ich so eine Antwort
bekomme, habe ich gleich eine andere Frage dazu.

Wie sieht die Bundesregierung das weitere Vorgehen in dieser Geschichte?
Wann kann man eigentlich damit rechnen, dass die EU irgendwann zu Potte
kommt und sagt "Jetzt haben wir ein Paket"?

SRS'in Demmer: In der Tat läuft der Vortrag derzeit noch in Brüssel.
Deswegen muss ich mich kurzhalten. Aber vielleicht freuen Sie sich doch
über die drei Sätze, die ich dazu sagen kann:

Wir freuen uns, denn so, wie es aussieht, hat die Kommission Elemente der
deutsch-französischen Initiative aufgegriffen. Jetzt müssen wir in der Tat
das große Paket mit sehr vielen unterschiedlichen Rechtsakten genau prüfen.
Am Ende geht es darum, einen Kompromiss unter den 27 zu finden. Dabei
wollen wir rasch vorankommen. Aber wie genau der Zeitplan ist, kann ich
Ihnen von hier aus nicht sagen.

Frage: Frau Demmer, Präsident Putin will am 24. Juni in Moskau die
Militärparade durchführen. Ist Frau Merkel dazu eingeladen?

Wie schätzt die Bundesregierung diese Pläne der russischen Regierung ein?

SRS'in Demmer: Die Pläne anderer Staaten zu Feiertagen kann ich von hier
aus nicht bewerten und kommentieren.

Zu Terminen der Bundeskanzlerin geben wir hier immer am Freitag der
Vorwoche Auskunft.

Frage: Ist bekannt, auf welcher Ebene Deutschland an der Parade teilnimmt?

Adebahr: Ich habe heute Morgen davon gehört oder habe gelesen, dass dieser
Termin ins Auge gefasst ist. Ich glaube nicht, dass es dazu schon
Einladungen gibt. Das ist eine ganz neue Entscheidung. Falls man
nachreichen kann, ob es Einladungen gibt, würde ich das zu gegebener Zeit
tun.

Frage: Hat die Bundesregierung einen Kommentar zu der Tatsache, dass der
der russische Präsident für diese Militärparade den 24. Juni gewählt hat?
Die erste Nachkriegsparade wurde von Josef Stalin am 24. Juni 1945
organisiert.

SRS'in Demmer: Wie gesagt, ich würde das von hier aus jetzt hier nicht
kommentieren wollen.

Frage: Ich möchte wissen, ob die Bundesregierung konkrete Schritte
gegenüber der chinesischen Führung angesichts der von Peking angekündigten
Sicherheitsgesetze für Hongkong erwägt.

SRS'in Demmer: Der Kollege Seibert hatte hier am Montag schon einmal an die
grundsätzliche Haltung der Bundeskanzlerin zum Grundsatz "ein Land, zwei
Systeme" auf Grundlage des Hongkonger "Basic Law" erinnert, die die
Kanzlerin bereits letztes Jahr nach einem Gespräch mit Ministerpräsident Li
Keqiang zum Ausdruck gebracht hatte.

Im Übrigen kennen Sie die gemeinsame Stellungnahme der Europäischen Union
vom vergangenen Freitag dazu: Wir halten es für sehr wichtig, das hohe Maß
an Autonomie zu bewahren, das die Sonderverwaltungszone durch dieses Gesetz
genießt. Nur so bleiben die gesellschaftliche Stabilität und der
wirtschaftliche Wohlstand in Hongkong gewahrt.

Auch EU-Ratspräsident Michel hat gestern noch einmal betont, dass es einen
ständigen Kontakt mit der chinesischen Seite gibt, in dem die europäische
Haltung regelmäßig dargelegt wird. Dazu gehört auch die Ansicht, dass
demokratische Debatte, Konsultationen mit den wesentlichen
Interessenvertretern und Respekt für die in Hongkong geschützten Rechte und
Freiheiten der beste Weg wären, um ein Sicherheitsgesetz für Hongkong
einzuführen.

Adebahr: Ich kann vielleicht noch anfügen, dass im Rahmen des Dialogs, über
den Herr Michel gestern auch gesprochen hat, wie ich Montag schon
berichtete, auch die EU-Delegation im chinesischen Außenministerium in
Peking demarchiert hat. Das war natürlich auch im Namen Deutschlands.

Ich kann Sie auch noch über eine Äußerung der Menschenrechtsbeauftragten
der Bundesregierung, Frau Kofler, von gestern Abend zu diesem Thema
hinweisen. Es gibt also eine ganze Reihe von Äußerungen aus Brüssel und
auch im europäischen Rahmen.

SRS'in Demmer: Vielleicht kann ich noch ergänzen. Im Moment kennen wir ja
nur die bei der Eröffnung des Nationalen Volkskongresses gemachte
Ankündigung, ein solches Gesetz beschließen zu wollen. Eine genaue
Bewertung kann natürlich erst auf Basis genauerer Kenntnis der konkreten
Ausgestaltung des Gesetzes vorgenommen werden.

Aber unsere Erwartung bleibt jedenfalls, dass auch die Volksrepublik China
die in Hongkong geltende Rechtsstaatlichkeit achtet und die friedliche
Ausübung der Bürgerrechte für alle Hongkonger Bürger im Rahmen des
Geltungsbereichs nicht in Frage stellt.

Frage: Frau Demmer, können Sie sagen, wie der aktuelle Stand bei der
Entwicklung der Corona-Warn-App ist? Stimmt es, dass sie weitgehend fertig
ist und der Kanzleramtsminister am kommenden Freitag über eine
Videokonferenz schon Verbände über Inhalte informiert?

Wie ist der weitere Zeitplan? Welches sind die nächsten Schritte?

SRS'in Demmer: Die Entwicklung schreitet unter Hochdruck gut voran. In der
Tat hat Kanzleramtschef Helge Braun für Freitag eingeladen, um über die App
und vom Stand der Dinge zu berichten und natürlich auch für die App zu
werben. Denn wie wir auch hier schon mehrfach gesagt haben, ist es gut,
wenn möglichst viele Bürger bei dem Projekt mitmachen. Dafür suchen wir
sozusagen Unterstützer.

Zusatzfrage: Mit wem wird diese Videokonferenz stattfinden?

SRS'in Demmer: Der Prozess läuft noch. Das kann ich Ihnen jetzt noch nicht
sagen. Aber wir reichen es bestimmt gern nach.

Zusatzfrage: Es gibt Beobachtungen aus anderen Ländern, in denen es diese
App seit Längerem gibt. Die Beteiligung der Bürger daran ist zum Teil
relativ gering, was zum Ergebnis hat, dass es kaum Fälle von
Nachverfolgungen von Infektionsketten gibt. Muss nicht befürchtet werden,
dass nach dem gesamten Hin und Her die Bereitschaft der Menschen in
Deutschland, sich diese App auf das Handy zu laden, ebenfalls relativ
gering sein wird?

SRS'in Demmer: Befürchten möchte ich hier erst einmal gar nichts, sondern
lediglich auch in diesem Kreis letztlich für die App werben. In der Tat
wird die App desto nützlicher sein, je mehr Menschen mitmachen. Es ist aber
nicht so, dass sie gar nichts bringt, wenn nur wenige mitmachen, sondern
jeder, der zusätzlich mitmacht, ist eine Hilfe, um Kontaktketten
nachzuverfolgen. Insofern werde ich jetzt erst einmal optimistisch sein und
dafür werben. Dann sehen wir weiter.

Frage: Frau Demmer, ich war auf dem Stand, dass SAP uns am Montag gesagt
hat, dass man bei der Entwicklung dieser App bei der Halbzeit angelangt
sei. Haben Sie dazu einen anderen Stand? SAP spricht davon, dass die App
wahrscheinlich zum Start der ersten Sommerferien in Deutschland auf den
Markt kommen könnte.

SRS'in Demmer: Ich kann mich hier jetzt nicht zum Zeitplan äußern. Aber wir
sind auf einem guten Weg.

Zusatz: Der Kollege hat gerade nach "fast fertig" gefragt, und "Halbzeit"
ist dann ja doch - - -

SRS'in Demmer: So etwas ist ja immer eine Interpretationsfrage. Die einen
würden sagen "Es ist fast fertig", und die anderen würden sagen "Es dauert
noch zu lange". Diese Debatte zu der App haben wir ja auch schon eine ganze
Weile.

Trotzdem glaube ich, dass uns die Pandemie ja noch eine ganze Weile
beschäftigen wird. Es ist noch gar nicht so lange her, dass die
Bundeskanzlerin gesagt hat, wir stünden am Anfang und nicht am Ende der
COVID-19-Pandemie. Insofern wird die App - ich gehe davon aus, dass sie
zeitnah kommt, auch wenn auch dies wieder ein interpretationsfähiger
Begriff ist - einfach ein gutes Mittel sein, um Kontaktketten zu verfolgen
und verfolgen zu können. Die Wirksamkeit wird mit der Zahl der Nutzer
dieser App steigen. Deshalb werben wir auf allen Wegen, die wir finden
können, um Nutzer für diese App. Es gibt aber keine Zahl, bei der sie nicht
mehr wirkt, sondern jeder, der sie nutzt, hilft mit.

Frage: Die USA bereiten weitere Sanktionen gegen Nord Stream 2 vor.
Russland hat nun Schiffe in der Ostsee, mit denen sich der Bau abschließen
ließe.

Sind der Bundesregierung diese US-Pläne bekannt? Welche Informationen hat
die Bundesregierung zu diesem Thema aus den USA?

Adebahr: Ich persönlich - ich kann nur für mich sprechen - habe das heute
Morgen in der Presse gelesen. Unsere Haltung zum Thema Nord Stream 2 ist
unverändert.

SRS'in Demmer: Genau. Was die konkrete Nachfrage betrifft, fehlt mir jetzt
auch Kenntnis. Aber die Haltung zum Gesamtprojekt - ich kann mich Frau
Adebahr nur anschließen - ist tatsächlich unverändert.

Eichler: Ich kann mich dem auch anschließen und zusätzlich noch sagen, dass
es, wenn es um den konkreten Fortschritt bei dem Projekt geht, am besten
ist, sich an das Unternehmen zu wenden.

Was die Sanktionen angeht, so hatten wir gestern schon gesagt - ich würde
es hier gern noch einmal sagen -, dass jetzt aus unserer Sicht nicht die
richtige Zeit ist, an einer Eskalationsspirale zu drehen und weitere
Sanktionen anzudrohen. Wir haben im Moment andere Herausforderungen vor
uns.

Frage: Ich habe zwei Fragen an das Verteidigungsministerium zur
Sicherheitslage in Mali.

Wie hat sich die Sicherheitslage in der Sahelzone seit dem Ausbruch der
Coronapandemie verändert?

Was macht die Bundeswehr aktuell überhaupt noch, und wie funktioniert der
Truppenaustausch unter Quarantänebedingungen?

Routsi: Ich möchte Sie sehr gern auf die, so meine ich, vorletzte RegPK
verweisen. Dort haben wir exakt diese Frage in allen Facetten und sehr
umfangreich beantwortet.

Was das Thema der Quarantäne angeht, ist die Bundeswehr in den Einsätzen
natürlich auch betroffen. Ich würde Sie bitten, den aktuellsten Stand im
Einsatzführungskommando zu erfragen. Dort bekommen Sie es tagesaktuell.

Adebahr: Ich kann vielleicht noch ergänzen, dass die Bundesregierung in
ihrem Perspektivbericht Sahel auch zur aktuellen Sicherheitslage in der
gesamten Sahelregion und auch in Mali Stellung genommen hat. Das können Sie
nachlesen.

Frage: Nach Angaben einer Sprecherin des US-Präsidenten vom Dienstag
beabsichtigt US-Präsident Trump, den G7-Gipfel Ende Juni im Weißen Haus mit
physischer Anwesenheit abzuhalten.

Wird die Bundeskanzlerin daran teilnehmen?

SRS'in Demmer: Über eine physische Teilnahme kann zum jetzigen Zeitpunkt
noch keine Entscheidung getroffen werden, weil eine solche Teilnahme
natürlich vom Infektionsgeschehen abhängig ist. Dabei würde ich es
belassen.

Frage: Was bedeutet "abhängig vom Infektionsgeschehen"? Bezieht sich das
auf das Infektionsgeschehen unter den Teilnehmern, auf das
Infektionsgeschehen in den Ländern, die teilnehmen werden, oder speziell
auf die USA, die ja im Moment die weltweilt größte Anzahl von Infektionen
und Toten haben?

SRS'in Demmer: Ich glaube, Infektionsgeschehen in all seinen Ausprägungen.

Zusatzfrage: Das ist ja wieder eine von diesen breit interpretierbaren
Aussagen, die überhaupt nichts bedeuten.

SRS'in Demmer: Na ja, eine physische Teilnahme an einer solchen Konferenz
hängt vom Infektionsgeschehen ab, und da geht es um das Infektionsgeschehen
im Allgemeinen und im Besonderen.

Zusatzfrage: Aber es scheint doch eher davon abzuhängen, ob die Teilnehmer
der Einladung des Weißen Hauses folgen, oder nicht?

SRS'in Demmer: Das ist jetzt Ihre Interpretation. Ich habe auf diese Frage
jetzt die Antwort gegeben, dass die Bundeskanzlerin zum jetzigen Zeitpunkt
keine Zusage zu einer physischen Teilnahme an einer solchen
Gipfelveranstaltung machen kann, weil eine solche Teilnahme vom
Infektionsgeschehen abhängt.

Frage: Das heißt, die Kanzlerin präferiert eine Videokonferenz?

SRS'in Demmer: Wie gesagt, eine Teilnahme bei einem physischen Treffen
hängt vom Infektionsgeschehen ab.

Zusatzfrage: Ich habe aber nach der Videokonferenz gefragt, nicht nach
einem physischen Treffen.

SRS'in Demmer: Wie der Gipfel stattfindet, hängt ja wiederum vom Gastgeber
ab.

Zusatzfrage: Sie möchte also, dass er stattfindet, nur nicht physisch
anwesend sein?

SRS'in Demmer: Die Bundeskanzlerin hält ganz grundsätzlich solche
Gipfeltreffen - und die G7 sind ein wichtiges Gremiums - selbstverständlich
für einen wichtigen Austausch, gerade in diesen herausfordernden Zeiten.
Darüber, wie der Gipfel stattfindet, entscheidet der Gastgeber.

Frage: Zu den Bedingungen für die Staatshilfe für die Lufthansa hätte ich
eine Frage an das BMF: Herr Kolberg, Sie haben unter anderem verlauten
lassen, dass das Staatsgeld nicht in Steueroasen fließen darf. Warum
eigentlich nur das Staatsgeld, warum sagen Sie nicht, dass auch das andere
Kapital der Lufthansa nicht in Steueroasen fließen darf? Denn da gilt es ja
Verdachtsfälle; in den "Malta Files" konnte man vor ein paar Monaten ja
lesen, dass die Lufthansa bei Konzernbeteiligungen in Malta prominent
auftaucht. Unter anderem hat die Lufthansa 16 Gesellschaften vor Ort, und
nachweisen kann sie dort nur einen echten Standort mit 500 Beschäftigten;
der Rest scheinen Briefkastenfirmen zu sein. Was ist mit diesem Geld und
diesen Steueroasen?

Kolberg: Wie immer äußern wir uns nicht zu einzelnen Unternehmen.
Grundsätzlich habe ich hier gesagt - und das kann ich wiederholen -, dass
die Hilfe der Bundesregierung sowohl, wenn es um Kredite geht, als auch bei
anderen Stützungsmaßnahmen an klare Vorgaben geknüpft ist. Es geht zum
Beispiel darum, dass ein Dividendenverbot gilt, dass keine Boni gezahlt
werden und dass die Gelder den Beschäftigten und den Stützpunkten hier in
Deutschland zur Verfügung stehen. Dazu werden entsprechende Vorkehrungen
getroffen, und die Unternehmen müssen sich dazu verpflichten, genau diese
Bedingungen zu erfüllen, sodass die Hilfe den Beschäftigten und dem
Unternehmensteil hier in Deutschland zugutekommt.

Zusatzfrage: Ich möchte meine Frage wiederholen: Warum sagen Sie explizit,
dass nur Staatsgeld nicht in Steueroasen fließen darf, warum gilt das nicht
generell?

Warum müssen Vorstandsmitglieder der Lufthansa nur bis Ende September auf
ein Fünftel ihrer Grundvergütung verzichten? Ab Oktober bekommen sie ja
wieder volles Gehalt.

Vielleicht könnte sich auch das Umweltministerium zu der Rettung äußern:
Sind Sie mit den Umweltauflagen zufrieden, bei denen es quasi nur um eine
Flottenerneuerung geht, was ja quasi wieder eine Subvention für Airbus ist?
Halten Sie das für echte Umweltauflagen?

Kolberg: Ich kann es noch einmal wiederholen: Für die Hilfe der
Bundesregierung, die in Form von Krediten und in anderen Formen
gewährleistet wird, werden klare Vorgaben gemacht; die habe ich hier
genannt. Diese Vorgaben sollen dafür sorgen, dass die Unternehmen, die
unterstützt werden, schnell wieder auf die Beine kommen und wieder gute
Geschäfte machen können, damit die Wirtschaft wieder wächst. Dafür haben
wir Vorgaben gemacht, und das betrifft die staatliche Hilfe, die geleistet
wird, ob in Form von Krediten oder in anderer Form.

Fichtner: Ich kann gerne noch zu den Umweltauflagen ergänzen - das BMF
hatte dazu gestern ja auch schon Stellung genommen -: Es gibt zwei
Umweltauflagen. Das eine ist die Flottenerneuerung. Die Lufthansa wird ihre
Flotte modernisieren. Neue Flugzeuge sind effizienter und verbrauchen bis
zu 20 Prozent weniger Treibstoff als die Vorgängergeneration. Das ist also
in mehrfacher Hinsicht besser für die Umwelt, weil weniger CO2, weniger
Luftschadstoffe und weniger Lärm emittiert werden. Die Alternative wäre
eine Fluglinie, die in der Krise einfach altes Flugmaterial weiter benutzt,
und das wird durch die staatlichen Hilfen und die staatlichen Auflagen eben
vermieden.

Die zweite Auflage ist etwas visionärer. Da geht es darum, einen neuen
klimaneutralen Treibstoff zu entwickeln, nämlich Kerosin auf Basis von
grünem Wasserstoff, also Kerosin, das mit Wind- und Sonnenstrom erzeugt
wird. Da stehen wir noch ganz am Anfang, aber die Lufthansa ist am Ende
verpflichtet, einen Plan vorzulegen, wie sie sich an dieser Entwicklung
beteiligen kann.

Die mögliche dritte Auflage einer Beschränkung von Inlandsflügen haben wir
uns angesehen und festgestellt, dass das für den Klimaschutz so gut wie
nichts bringen würde, wenn man das so ähnlich machen würde wie Frankreich.

Es geht hier um Unternehmensrettung, und grundsätzlich gibt es natürlich
noch viel besser geeignete Instrumente für den Klimaschutz als so etwas. Am
besten sind Instrumente, die möglichst branchenweit und möglichst
international funktionieren, und da sind wir dran.

Zusatzfrage: Ich hatte ja gefragt, ob Sie als Umweltministerium zufrieden
mit diesen Umweltauflagen sind.

Herr Kolberg, Sie haben gerade bestätigt, dass ein Unternehmen, an dem der
Staat jetzt zu 25 Prozent beteiligt ist, weiterhin Geld in Steueroasen
schieben kann, korrekt?

Kolberg: Ich habe das gesagt, was ich eben hier ausführlich ausgeführt
habe, nämlich dass es klare Bedingungen für die staatlichen Hilfen gibt.
Diese Bedingungen habe ich hier erläutert. Wir sorgen dafür, dass ein
traditionsreiches und vor der Krise gesundes Unternehmen weiterbestehen
kann, dass Arbeitsplätze in Deutschland gesichert werden können und dass
den Beschäftigten und dem Unternehmen geholfen wird. Dafür haben wir
Vorgaben gemacht, und die setzen wir jetzt um.

Fichtner: Wir gehen da mit und weisen darauf hin, dass es noch viele
weitere Instrumente gibt, an denen gearbeitet wird. Da bleiben wir dran.

Frage: An Frau Demmer beziehungsweise an Frau Adebahr: Gibt es Schreiben
der Regierungen beziehungsweise der Außenminister Frankreichs,
Großbritanniens, Deutschlands, Italiens und Spaniens an den israelischen
Regierungschef Netanjahu zum Thema Westjordanland, und wenn ja, welchen
Inhalts?

Adebahr: Das muss ich Ihnen nachreichen.

Frage: An das Wirtschaftsministerium: Mit welchen konkreten Maßnahmen
beabsichtigt die Bundesregierung Bar-, Kneipen- und Clubbesitzern
finanziell zu helfen?

Eichler: Die Bundesregierung hat ein sehr umfangreiches Hilfspaket
aufgelegt, und unser Ansatz ist dabei, dass es branchenoffen ausgestattet
ist, also dass das Geld da ankommt, wo es benötigt wird. Uns ist natürlich
auch klar, dass gerade der Bereich, den Sie nennen, die Gastronomie, sehr
von den bestehenden Kontaktbeschränkungen betroffen ist. Eine Maßnahme, die
ergriffen wurde, ist zum Beispiel, dass die Mehrwertsteuer auf Speisen
befristet auf 7 Prozent gesenkt wurde. Wir schauen uns die Lage fortlaufend
an und arbeiten im BMWi gerade an möglichen Überbrückungshilfen für
besonders betroffene Branchen. Dazu sind wir im Austausch. Ich kann Ihnen
noch keine Details nennen, aber da schauen wir uns genau an, wo eventuell
noch weiter geholfen werden muss.

Mittwoch, 27. Mai 2020

 * 
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AUSSEN/1944: Bundeskanzlerin Merkel muss EU-China-Gipfel absagen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 28. Mai 2020

JENSEN: Bundeskanzlerin Merkel muss EU-China-Gipfel absagen



Zur Verabschiedung eines Sicherheitsgesetzes für Hongkong erklärt die
menschenrechtspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion und Vorsitzende
des Menschenrechtsausschusses Gyde Jensen:

"Mit der Verabschiedung des neuen Sicherheitsgesetzes versetzt Peking
dem Prinzip 'Ein Land, zwei Systeme' den endgültigen Todesstoß. Seit
einer Woche sehen Bundeskanzlerin Merkel und Außenminister Maas quasi
tatenlos dabei zu, wie China in Hongkong Fakten schafft. Das ist
blamabel. Es ist keine innerchinesische Angelegenheit, wenn Freiheit
und Demokratie in Hongkong abgeschafft werden sollen. Deshalb
brauchen wir ein starkes Signal von Deutschland und der EU:
Bundeskanzlerin Merkel muss den im Rahmen der deutschen
Ratspräsidentschaft geplanten EU-China-Gipfel absagen. Auf EU-Ebene
müssen zudem personenbezogene Sanktionen gegen Funktionäre der
Kommunistischen Partei beraten werden. Auch sollte die
Bundesregierung den Antrag der USA auf eine Sitzung des
UN-Sicherheitsrats unterstützen. Wenn die Bundesregierung jetzt nicht
handelt und dem Vertragsbruch Chinas weiter tatenlos zusieht, macht
sie sich mitschuldig."

 * 
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EUROPA/1693: Nicht mit der Gießkanne durch Europa ziehen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 27. Mai 2020

LAMBSDORFF-Statement: Nicht mit der Gießkanne durch Europa
ziehen



Der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf
Lambsdorff gab zum Wiederaufbauprogramm der EU-Kommission und zur
deutschen EU-Ratspräsidentschaft folgendes Statement ab:

"[...] Aus Sicht der FDP-Fraktion ist vollkommen klar, dass Europa
wirtschaftlich aus der Corona-Krise herauswachsen muss. Deswegen ist
auch klar, dass wir Finanzinstrumente brauchen, aber diese
Finanzinstrumente müssen nachhaltig sein, sie müssen wirksam sein,
sie müssen die europäische Wirtschaft dynamisieren können. Ein
Instrument, von dem wir wissen, dass es all das nicht leistet, ist
die Gießkanne. Mit der Gießkanne durch Europa zu ziehen und einfach
Geld zu verschenken, das wird nicht helfen. Damit werden
Haushaltslöcher gestopft, aber keine neuen Wachstumsimpulse gesetzt.
[...] Für uns war es überraschend, dass Frau von der Leyen 750
Milliarden Euro für diesen Wiederaufbaufonds veranschlagt hat. Wir
fragen: Wie kommt sie auf diese Zahl? Vor wenigen Tagen haben Frau
Merkel und Herr Macron noch von 500 Milliarden geredet. Das ist eine
enorme Diskrepanz, ein enormer Unterschied. Die 'sparsamen Vier'
haben gar keine Zahl genannt, sondern richtigerweise gesagt: Wir
brauchen erst mal eine Bedarfsermittlung. Was ist eigentlich wirklich
nötig? Wir als FDP-Fraktion stellen auch Fragen an diesen
Wiederaufbaufonds: Wer soll das Geld kriegen? Manche Länder sind
schwerer getroffen von der Krise als andere. Soll es als Kredit
ausgegeben werden, was wir für richtig hielten, oder als
Geldgeschenk, als Zuschuss? Der wird vermutlich versickern. Wie lange
soll das ganze Programm laufen, soll das auf Dauer angelegt sein oder
soll es befristet sein auf zwei bis drei Jahre? [...] Ein
Haushaltsverfahren ist langwierig, kompliziert, ist kein Mittel für
eine schnelle Reaktion. Aus Sicht der FDP-Fraktion wäre es deswegen
sinnvoll, der Europäischen Investitionsbank eine viel stärkere Rolle
einzuräumen, als das im Moment der Fall ist. Denn die Europäische
Investitionsbank ist die größte Investitionsbank der Welt, handelt
durchgehend, kann sofort Kredite vergeben und muss nicht den Ausgang
von langwierigen Haushaltsverhandlungen abwarten.

Für uns ist auch wichtig, [...] dass in der Corona-Krise die
Rechtsstaatlichkeit nicht unter die Räder kommt darf. Manche
Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben in dieser Corona-Krise
Gesetze beschlossen und Maßnahmen ergriffen, die mit
rechtsstaatlichen Grundsätzen nicht vereinbar sind. Wir sagen
deswegen, dass der Haushalt, aber auch der Wiederaufbaufonds ganz
klar unter der Bedingung Auszahlungen vornehmen darf, dass
rechtsstaatliche Standards eingehalten werden, ich denke in erster
Linie an Polen und Ungarn. Was nicht reichen wird, ist, wenn
Deutschland in diese Präsidentschaft startet mit dem Satz: Das wird
eine Corona-Präsidentschaft. Natürlich, das muss es auch werden, aber
das reicht nicht. Vergessen wir bitte nicht: Das Chaos eines
ungeordneten Brexit steht uns unter Umständen immer noch bevor. Am
31. Dezember erst verlässt Großbritannien definitiv den europäischen
Binnenmarkt. Wir brauchen einen Brexit-Deal. Deswegen muss Freihandel
auch ein Schwerpunkt dieser deutschen Ratspräsidentschaft werden. Wir
brauchen Fortschritte beim Gemeinsamen Europäischen Asylsystem, wir
brauchen ein solches System, das diesen Namen wirklich verdient.
[...] Und wer sich anschaut, was zurzeit in China passiert, mit Blick
auf Hongkong, wer sich die Lage in den USA, im Wahljahr, anschaut,
der wird auch verstehen, dass die Europäische Union einen viel
stärkeren Auftritt brauchen wird in der Außen- und
Sicherheitspolitik. Deswegen wollen wir, dass die deutsche
Ratspräsidentschaft auch dort Schwerpunkte setzt und Fortschritte
macht."

 * 
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EUROPA/1692: Von der Leyens Vorschlag nicht als Kompromiss geeignet


FDP-Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

BEER: Von der Leyens Vorschlag nicht als Kompromiss geeignet



Zum heute von Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen
vorgestellten Recovery Plan zur wirtschaftlichen Erholung Europas
erklärt die stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende und
Vizepräsidentin des Europäischen Parlaments Nicola Beer:

Der Vorschlag, den Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen nach
wochenlangem Streit der Mitgliedsländer heute vorgestellt hat, ist
nicht als Kompromiss geeignet. Zu sehr wird auf noch größere Summen
gesetzt, zu wenig auf stärkere Priorisierung in Zukunftsprojekte in
den bevorstehenden Haushalten. Die Kontroverse um die Gewährung
rückzahlbarer Kredite oder nicht rückzahlbarer Hilfen wird nicht
gelöst, sondern nur ein zusätzliches 250 Milliarden Euro Kreditpaket
auf 500 Milliarden Euro Zuschüsse gestapelt. Ein handlungsfähiges
Europa bedeutet nicht, dass man wirtschaftliche Krisen mit Geld zu
ersticken versucht.

Europa steht vor der größten nur denkbaren wirtschaftlichen
Rezession. Umso wichtiger ist es, jetzt die richtigen zielgerichteten
ökonomischen Weichen zu stellen und die Krise nicht zur Durchsetzung
sachfremder politischer Ziele zu missbrauchen.

Es muss klar sein, dass dieser Recovery Plan nicht als Einstig in
eine Schuldenvergemeinschaftung missbraucht wird, dies geben die
Verträge nicht her. Kredite, welche die Kommission in einer
Ausnahmesituation aufnehmen will, können nur als Kredite, nicht als
Zuschüsse weitergereicht werden.

Neue EU-Steuern sind der falsche Weg. Wir sollten beim Wiederaufbau
den Impuls auf Zukunft und Innovation legen, nicht auf neue
Belastungen für Bürger und Wirtschaft, die den Aufschwung erarbeiten
sollen.

Die Gelder des mehrjährigen Finanzrahmens und damit des zukünftigen
EU-Haushaltes sind zielgerichtet gegen die Krise einzusetzen. Teil
der richtigen Antwort für ein innovatives und wettbewerbsfähiges
Europa ist deshalb eine strategische Mittelstands - und
Industriepolitik genauso wie ein klarer Digitalisierungsschub, etwa
durch 5-G-Roll-out und ein zukunftsfähiges Gigabit-Netz. Dazu gehört
auch ein sektorenübergreifendes Emissionshandelssystem, um CO2 einen
Preis zu geben und die Umwelt besser zu schützen.

Nicht-rückzahlbare Leistungen müssen für konkrete zukunftsfeste
Projekte in den betroffenen Regionen vorgesehen sein, über die die
Kommission wacht. Alle Zahlungen müssen zwingend an die strikte
Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien gekoppelt sein.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1203: Praxisstart der generalisierten Ausbildung in den Pflegeberufen (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 51/2020

In der Sitzung am 28. Mai 2020:

Sozialausschuss befasst sich mit Praxisstart der generalisierten
Ausbildung in den Pflegeberufen



Stuttgart. Die Corona-Pandemie hat die Pflegeschulen, die
Einrichtungsträger und die Landesverwaltung hinsichtlich der
angelaufenen Umsetzung der Pflegeberufereform vor eine zusätzliche
Herausforderung gestellt. Das wurde bei Beratungen des Antrags der
FDP/DVP-Fraktion "Praxisstart der generalisierten Ausbildung in den
Pflegeberufen" in der Sitzung des Ausschusses für Soziales und
Integration am Donnerstag, 28. Mai 2020, deutlich. Wie der Vorsitzende
des Gremiums, Rainer Hinderer (SPD), mitteilte, konnten einige Schulen
am geplanten Schuljahresbeginn zum 1. April festhalten. "Mit Blick auf
den dringenden Bedarf an Pflegekräftenachwuchs wurde das vom Ausschuss
begrüßt", so Hinderer.

Ziel der generalisierten Ausbildung sei es vor allem, dass Pflegende -
egal, in welchem speziellen Bereich sie arbeiten - dieselbe Ausbildung
erhalten haben und somit auch Anspruch auf eine anständige Entlohnung.
Im Jahr 2020 stünden Hinderer zufolge voraussichtlich rund 7.500
Ausbildungsplätze der Pflegeschulen in der neuen generalistischen
Pflegeausbildung für Schülerinnen und Schüler im ersten
Ausbildungsjahr zur Verfügung. "Es wird also voraussichtlich keinen
Einbruch der Ausbildungsplätze geben. Das zeigt, dass die
Attraktivität der Pflegeberufe gesteigert werden konnte", legte
Hinderer dar. Die teilweise erst spät in Kraft getretenen Vorschriften
des Bundes hätten die Akteure der Pflegeausbildung im Land vor große
Herausforderungen gestellt. Besonders erwähnenswert sei, dass das
Ausführungsgesetz zum Pflegeberufegesetz fristgerecht zum 1. Januar
2020 in Kraft gesetzt worden sei. Die Pauschalbudgets für die
Pflegeschulen und die Träger der praktischen Ausbildung hätten in
Baden-Württemberg ohne Anrufung der Schiedsstelle geeint werden
können. Die Höhe der Vergütungen liege bundesweit mit an der Spitze.
"Damit haben die Kostenträger, zu denen auch das Land gehört,
finanziell unter Beweis gestellt, dass für sie die Pflegeausbildung
ein sehr wichtiges Anliegen ist", betonte der Vorsitzende und
bilanzierte: "Das neue Ausbildungsmod
ell kommt an."

Regional gebe es allerdings große Unterschiede hinsichtlich der
Praxisstellen für den Einsatz in der pädiatrischen Versorgung.
Einzelne Landkreise hätten dem Sozialministerium entsprechende
Problemanzeigen zukommen lassen. Teilweise sei ein zumindest
vorübergehender Verzicht auf den Pädiatrieeinsatz gefordert worden.
Dies sei jedoch nicht möglich, da dieser bundesrechtlich zwingend
vorgeschrieben sei. Es seien aber bereits alle landesrechtlichen
Möglichkeiten ausgeschöpft worden, indem der Umfang des Einsatzes von
120 auf 60 Stunden gesenkt worden sei.

Im Ausschuss seien auch die Kriterien angesprochen worden, die erfüllt
werden müssten, um als pädiatrische Einrichtung im Sinne der Erfüllung
der Ausbildungserfordernisse anerkannt werden zu können.
Zwischenzeitlich erfüllten auch Kinderarztpraxen diese Kriterien. Sie
seien nachträglich aufgenommen worden, ebenso wie Kinderkrippen. "Dies
dürfte zu einer erheblichen Entspannung der Situation beitragen",
bemerkte Hinderer. Jedoch könne eine Pflegeausbildung in der
Kleinkindbetreuung nur als Notlösung gesehen werden, da die Kinder
dort gesund seien.

Auf Bitte des Vorsitzenden informierte Minister Manfred Lucha den
Ausschuss darüber hinaus auch über bisher bekannt gewordene Tatsachen
zum tragischen Tod eines acht Monate alten Säuglings in Wiesloch. Der
Vater des Kindes stehe im Verdacht, das Baby massiver Gewalteinwirkung
ausgesetzt zu haben. Die Mitglieder des Ausschusses zeigten sich sehr
betroffen. "Sobald der Fall genauer aufgeklärt ist, wird uns das mit
Sicherheit noch beschäftigen", so Rainer Hinderer.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1202: Zahl der Neuinfektionen deutlich gesunken (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 50/2020

Zahl der Neuinfektionen deutlich gesunken 

Innenausschuss informiert sich über aktuelle Lage in Corona-Pandemie



Stuttgart. Der Ausschuss für Inneres, Digitalisierung und Migration
hat sich in seiner Sitzung am Mittwoch, 27. Mai 2020, mit der
aktuellen Situation in der Corona-Pandemie und den Demonstrationen
gegen die Einschränkungen befasst. Innenminister Thomas Strobl (CDU)
habe den Ausschussmitgliedern berichtet, dass sich die
Infektionszahlen auch mit den erfolgten Lockerungen positiv
entwickelten, sagte der Vorsitzende des Gremiums, der CDU-Abgeordnete,
Karl Klein (CDU). Der Ausschuss sei mehrheitlich der Auffassung
gewesen, es liege jetzt an jeder und jedem Einzelnen,
verantwortungsvoll mit den Lockerungen umzugehen, den Infektionsschutz
weiterhin sicherzustellen und das Erreichte nicht aufs Spiel zu
setzen. Thematisiert wurden auch Gewalttaten am Rande von
Demonstrationen. "Gewalt bei Versammlungen darf nicht geduldet werden.
Der Innenausschuss wünscht dem schwer verletzten
Demonstrationsteilnehmer eine baldige und vollständige Genesung",
betonte Karl Klein.

Wie der Vorsitzende ausführte, hätten die Einschränkungen Wirkung
gezeigt. Die Zahl der Neuinfektionen und Erkrankten habe stark
abgenommen. Auch die Zahl der stationär behandelten Coronavirus-
Patienten sei deutlich zurückgegangen. Nach dem Höchststand Anfang
April mit knapp 2.500 Patienten liege der Wert nun bei unter 1.000.
Die Anzahl der beatmeten Patienten sei von über 500 auf unter 150
gefallen. Trotzdem beherrsche das Virus weiterhin den Alltag. Strobl
habe daher an alle Bürgerinnen und Bürger appelliert, in besonderem
Maße verantwortungsvoll zu handeln. Dies gelte auch im Kontext von
Versammlungen und Demonstrationen. Versammlungen seien legitim und die
Versammlungsfreiheit sei ein hohes, grundgesetzlich geschütztes Gut.
Gleichwohl müsse auch hier eine Abwägung mit dem Gesundheitsschutz der
Bürgerinnen und Bürger erfolgen, fasste Karl Klein die Ausführungen
zusammen.

Das Innenministerium habe die Versammlungsbehörden durch zwei
Hinweisschreiben dafür sensibilisiert, dass Versammlungen nicht per se
verboten werden können, sondern unter Auflagen zum Infektionsschutz
zugelassen werden sollen. Es sei ausdrücklich darauf hingewiesen
worden, dass es sich bei jeder Versammlung um eine
Einzelfallentscheidung handele, bei der nach pflichtgemäßem Ermessen
der Infektionsschutz und der Schutz von Leib und Leben gegen die
Versammlungsfreiheit abzuwägen seien. Um den Infektionsschutz
sicherzustellen, seien die Versammlungsbehörden angehalten, für jede
Versammlung gemeinsam mit dem Veranstalter ein Sicherheitskonzept zu
erstellen. Auch die An- und Abfahrt im ÖPNV müsse dabei mitbetrachtet
werden.

Bei den bisherigen Versammlungen hielten sich laut Klein die meisten
Teilnehmerinnen und Teilnehmer weitestgehend an die Auflagen.
Vereinzelt seien jedoch Verstöße festgestellt worden. Teilweise sei
sogar deutlich geworden, dass einige Teilnehmerinnen und Teilnehmer
ganz bewusst gegen die notwendigen Maßnahmen zur Bekämpfung der
Pandemie verstoßen hätten. Das sei nicht Ausdruck einer freien
Meinungsäußerung, sondern in der jetzigen Situation gefährlich und
unverantwortlich.

Am vergangenen Wochenende habe es zwar eine rückläufige Tendenz bei
den Teilnehmerzahlen gegeben, dennoch bereiteten Versammlungen mit
vielen Teilnehmern und großem Störpotenzial Sorgen. Der überwiegende
Teil der bisherigen Demonstrationen und Kundgebungen werde nach
derzeitigem Stand zwar nicht maßgeblich durch extremistische Akteure
beeinflusst. Gleichwohl sei zu beobachten, dass diverse extremistische
Gruppierungen versuchten, auf das Demonstrationsgeschehen Einfluss zu
nehmen. Zudem seien unter den Teilnehmern der Demonstrationen neben
Vertretern des "Flügel" auch Mitglieder der Partei "Die RECHTE"
festgestellt worden. Das Landesamt für Verfassungsschutz analysiere
laufend das Demonstrationsgeschehen.

Der Ausschuss habe gewalttätige Aktionen am Rande oder im Vorfeld von
Versammlungen wie am vorletzten Wochenende in Stuttgart verurteilt.
Dabei seien mehrere Personen zusammengeschlagen worden, eine Person
schwebe weiterhin in Lebensgefahr. Die Ermittlungen wegen versuchten
Totschlags liefen auf Hochtouren. Beim Polizeipräsidium Stuttgart sei
eine Ermittlungsgruppe eingesetzt worden.

Nach Angaben Kleins sind von der Versammlungsfreiheit nach Artikel 8
des Grundgesetzes auch die Mitglieder- oder Vertreterversammlungen der
Parteien umfasst, in denen sie ihre Bewerber und Ersatzbewerber für
die Landtagswahl 2021 wählen. Nach der Corona-Verordnung seien daher
inzwischen auch Aufstellungsversammlungen - und damit einer der
wichtigsten Schritte für die Wahlvorbereitung der Parteien für die
Landtagswahl 2021 - wieder möglich. Da auch die Parteien bei diesen
Versammlungen Maßnahmen zum Infektionsschutz zu beachten hätten, habe
das Innenministerium in Zusammenarbeit mit dem Sozialministerium und
der Landeswahlleiterin Empfehlungen zu Infektionsschutzmaßnahmen bei
der Durchführung von Aufstellungsversammlungen erstellt und den
Parteien übersandt. Zu empfehlen sei insbesondere, rechtzeitig vor der
jeweiligen Versammlung Kontakt mit der für den Versammlungsort
zuständigen Gemeinde und dem Gesundheitsamt aufzunehmen.

 * 
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BAYERN/5028: Landtagsvizepräsident Rinderspacher kritisiert Chinas Hongkong-Politik (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 28. Mai 2020

Landtagsvizepräsident Rinderspacher kritisiert Chinas Hongkong-Politik

Angriff auf die Freiheit - Die Volksrepublik hatte sich verpflichtet, Hongkong weitreichende Autonomie zu gewähren



Landtagsvizepräsident Markus Rinderspacher kritisiert das heute
(28.5.) vom Nationalen Volkskongress Chinas beschlossene sogenannte
Sicherheitsgesetz zu Hongkong und fordert die Anerkennung der
völkerrechtlich zugesicherten Autonomie. Der Sozialdemokrat spricht
von einem "Angriff auf die Freiheit" und stellt fest: "Die neue
Doktrin ersetzt das gültige Prinzip 'Ein Land, zwei Systeme' für
Hongkong durch den Grundsatz 'Ein Land, eine Partei, ein System'. Die
freie Parlamentswahl in Hongkong im September wird damit zur Farce."

Rinderspacher kritisiert, dass laut Beschluss der fast 3.000
kommunistischen Delegierten künftig chinesische Sicherheitskräfte
statt der Hongkonger Polizei in der Hafenmetropole das staatliche
Gewaltmonopol innehaben sollen. "Xi Jinping setzt die Repression und
Verfolgung Andersdenkender auf die Tagesordnung einer autonomen
Stadt", so Rinderspacher, "mit Härte und Kompromisslosigkeit
attackiert Peking die offene Gesellschaft."

Die Volksrepublik China hatte sich bei der Rückgabe Hongkongs durch
Großbritannien völkerrechtlich bindend verpflichtet, der
Sonderverwaltungszone im Rahmen des Prinzips "Ein Land, zwei Systeme"
bis 2047 weitreichende Autonomie zu gewähren. Dazu gehören
Freiheitsrechte wie die Meinungsfreiheit, Pressefreiheit,
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, stellt Rinderspacher fest.

 * 
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BAYERN/5027: 6000 Lehrkräfte könnten fehlen - SPD fordert Bericht von Kultusminister Piazolo (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 27. Mai 2020

6000 Lehrkräfte könnten fehlen: SPD fordert Bericht von Kultusminister Piazolo

Dringlichkeitsantrag morgen im Plenum: Corona-Krise verschärft Personalmangel vor allem an Grund-, Mittel- und Förderschulen



Die SPD-Landtagsfraktion fordert einen Bericht des Kultusministers zur
Lehrermangel und der Unterrichtsversorgung an bayerischen Schulen. Wie
aus dem Dringlichkeitsantrag, der morgen (28.5.) dem Plenum zur
Beratung vorliegt, könnten an Grund-, Mittel- und Förderschulen über
6000 Lehrer und Lehrerinnen fehlen. Die bildungspolitische Sprecherin
Margit Wild erklärt dazu: "Schon bisher waren in Grund-, Mittel- und
Förderschulen 1400 Stellen unbesetzt, durch die Corona-Krise
verschärft sich das Problem extrem: Bis zu 4625 Lehrkräfte stehen aus
unterschiedlichen Gründen für den Präsenzunterricht nicht mehr zur
Verfügung, vor allem, weil sie zu Risikogruppen zählen. Das ist eine
sehr schwierige Situation. Ich finde, dass sowohl die Familien als
auch die Schulen ein Recht darauf haben, zu erfahren, wie es an den
Schulen weitergeht."

Die Staatsregierung hat bereits versucht, zusätzliche Lehrkräfte zu
gewinnen. Darüber, ob diese Rekrutierungsversuche Erfolg hatten,
liegen dem Landtag keinerlei Erkenntnisse vor. Piazolo soll daher ein
Konzept vorlegen, wie im nächsten Jahr der Unterricht an Grund-,
Mittel- und Förderschulen sichergestellt werden soll. Das von Piazolo
angekündigte Wechselsystem aus Präsenzunterricht und Lernen zuhause,
kombiniert mit Notbetreuung, stellt die Schulen vor besondere
Herausforderungen. Vor allem kleine Schulen haben zum Teil nur noch
die Hälfte ihres Personalstands zur Verfügung. Viele Lehrer und
Lehrerinnen arbeiten für Kollegen mit. "Das kann und darf keine
Dauerlösung sein. Hier muss sich der Minister etwas einfallen lassen",
fordert Wild.

Weiter fordert die SPD in ihrem Dringlichkeitsantrag, die Lehrkräfte
von den Aufgaben der Notbetreuung zu entlasten und zu berichten, in
welcher Form bei den Maßnahmen Gewerkschaften und Personalvertretungen
eingebunden wurden.

 * 
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HAMBURG/5161: SPD und Grüne fassen Grundprobleme der Bezirke weiter nicht an (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 28. Mai 2020

SPD und Grüne fassen Grundprobleme der Bezirke weiter nicht an



SPD und Grüne haben ihr Verhandlungsergebnis zur Bezirkspolitik
vorgestellt. "Die Bezirke sind erkennbar ein Randthema für die
Koalition, daher ist es keine Überraschung, dass die präsentierten
Punkte so schwach sind", kritisiert der bezirkspolitische Sprecher der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Stephan Jersch.
"Die grundsätzlichen Probleme der Bezirke, das überalterte
Bezirksverwaltungsgesetz und die antiquierte Einheitskommune, fassen
SPD und Grüne weiter nicht an. Die Probleme in der Demokratie- und
Beteiligungsfrage bleiben also weiter ungelöst."

Der in Aussicht gestellte kleine Betrag für neue Beteiligungsformate
reiche nicht, um den Wunsch nach mehr und wirksamer Beteiligung zu
erfüllen, so Jersch: "Den Senatsparteien geht es weiter um eine
möglichst nur formelle Einbeziehung der Bürger_innen in den Bezirken,
nicht um echte Mitbestimmung. Das hat bereits in den letzten Jahren zu
viel Unmut geführt."

Auch die Angaben zur Finanzierung seien unzureichend: "Schon heute
sind die Bezirke an vielen Punkten nur noch unter großem Einsatz der
Beschäftigten in der Lage, ihre Aufgaben wahrzunehmen. Strukturelle
Stärkungen sind hier, wie bei den Gesundheitsämtern, genauso notwendig
wie eine Ausfinanzierung. Zumindest Ersteres scheint die Koalition in
Angriff zu nehmen - das allein reicht aber nicht."

 * 
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HAMBURG/5160: Senat verschwieg Corona-Todesfall in Flüchtlingsunterkunft (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 28. Mai 2020

Senat verschwieg Corona-Todesfall in Flüchtlingsunterkunft



Der Senat räumt nun ein, dass es einen ersten Corona-Todesfall in
einer Unterkunft für Geflüchtete gab. Wie er auf eine Anfrage
(Drs. 22/273) der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
mitteilt, ist ein 80-jähriger Bewohner am 2. Mai 2020 nach seiner
Einlieferung ins Krankenhaus am 22. April an den Folgen einer
Corona-Infektion verstorben. Noch am 12. Mai hatte der Senat darüber
jedoch in seiner Antwort auf unsere Anfrage (Drs. 22/147) nicht
informiert. "Der Senat gibt seine Antworten auf Basis der
Informationen von fördern&wohnen. Das Unterkunfts- und
Sozialmanagement ist in solchen Fällen informiert. Ich halte es für
ausgeschlossen, dass gerade schwere Verläufe nicht zentral verzeichnet
werden", kritisiert Carola Ensslen, flüchtlingspolitische Sprecherin
der Fraktion. "Für mich liegt also auf der Hand, dass entweder der
Senat oder fördern&wohnen das tragische Ereignis nicht an die
Öffentlichkeit kommen lassen wollten."

Es gibt weitere Ungereimtheiten: Der Verstorbene hat sich bei einer
Person aus seinem Umfeld infiziert (sog. Indexperson), vermutlich
ebenfalls aus der Unterkunft. Von dort ist aber zu hören, dass es für
die Familie des Verstorbenen keine Quarantänemaßnahmen gab. "Warum
wurden der Verstorbene und sein Umfeld nicht von anderen Menschen
isoliert?", fragt Ensslen. "Das hat andere Geflüchtete, insbesondere
mit Vorerkrankungen, gefährdet. Wieder einmal zeigt sich, dass die
enge Belegung ein Risikofaktor ist - jetzt mit einem ersten
Todesopfer. Nicht einmal um die Information der anderen Bewohner_innen
will fördern&wohnen sich kümmern und versteckt sich hinter dem
Datenschutz. Dabei könnte entweder anonym oder mit Einwilligung der
Erkrankten informiert werden."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3527: Kriminalstatistik vorgestellt (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 27. Mai 2020

Kriminalstatistik vorgestellt - Versprechen, aus NSU zu lernen, muss eingelöst werden

Julian Barlen: "Gegen keine Art der Gewalt und des Hasses darf es eine Abstumpfung geben. An Menschenfeindlichkeit darf sich niemand gewöhnen. Niemals."



Bundesinnenminister Seehofer hat heute die Polizeiliche
Kriminalstatistik vorgestellt. Es ist deutlich geworden, dass gerade
rechtsextrem und antisemitisch motivierte Straftaten stark angestiegen
sind.

Dazu erklärt Julian Barlen, Sprecher für Strategien gegen
Rechtsextremismus der SPD-Landtagsfraktion und Mitglied im
NSU-Untersuchungsausschuss:

"Gegen keine Art der Gewalt und des Hasses darf es eine Abstumpfung
geben. An Menschenfeindlichkeit darf sich niemand, niemals gewöhnen.

Die Zahl der rechtsextrem motivierten und antisemitischen
Gewaltdelikte ist erneut alarmierend. Jede einzelne Straftat ist eine
zuviel. Mit den Mordanschlägen in Halle, Kassel und Hanau hat
rechtsextreme Gewalt eine erschreckende Qualität erreicht. Auch in
Mecklenburg-Vorpommern dominieren die rechten Straftaten mit rund 70 %
aller politisch motivierten Delikte nach wie vor deutlich. In rund 970
Fällen war es eine rechte Gesinnung, die in die Tat umgesetzt wurde.

Gegen diese Bedrohung von Menschenleben und Demokratie müssen wir uns
als gesamte Gesellschaft wenden. Seit der rassistischen Mordserie des
NSU steht das Versprechen im Raum, alles zu tun, damit sich so etwas
nie wiederholen kann. Dieses Versprechen darf nicht platzen.

Diese Aufgabe geht nicht nur die Sicherheitsorgane und die Justiz
etwas an, sondern alle Bürgerinnen und Bürger: Menschenfeindlichkeit,
Rassismus und Antisemitismus dürfen nirgends in der Gesellschaft
unwidersprochen bleiben.

Alle ehrenamtlichen, zivilgesellschaftlichen und politisch engagierten
Mitmenschen, die sich vorbildlich und aus freien Stücken für ein
friedliches, demokratisches und soziales Miteinander einsetzen, und
dadurch ins das Visier von rechtsextremen Tätern geraten, müssen
konsequent geschützt werden.

Rechtsextreme Strukturen und Täter müssen unnachgiebig verfolgt,
bestraft und zerschlagen werden. Dazu gehört, dass Waffen nicht in
potentielle Mörderhände geraten dürfen. Die Waffenbesitzkontrolle und
die Entwaffnung extremistischer Kräfte muss in MV mit Hochdruck
fortgesetzt werden. Gewaltbereite Feinde unserer Demokratie dürfen
nicht die Gelegenheit haben, zur Waffe zu greifen."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3526: Gericht bestätigt bei 60-%-Belegungsgrenze verantwortungsvolle Politik der schrittweisen Lockerung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 27. Mai 2020

Gericht bestätigt bei 60-%-Belegungsgrenze verantwortungsvolle Politik der schrittweisen Lockerung

Susann Wippermann: Einschränkungen kommen natürlich regelmäßig auf den Prüfstand



Zur soeben verkündeten Ablehnung des Eilantrags mehrerer Hoteliers in
Mecklenburg-Vorpommern gegen die 60-Prozent-Belegungsgrenze für Hotels
und Pensionen durch das Oberverwaltungsgericht Greifswald erklärt die
tourismuspolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Susann
Wippermann:

"Wir begrüßen die Entscheidung, weil sie das verantwortungsbewusste
Konzept der schrittweisen Lockerung und Öffnung noch einmal
nachdrücklich unterstützt. Selbstverständlich würden auch wir uns
wünschen, dass diese und andere Maßnahmen des Infektionsschutzes nicht
mehr nötig wären, aber noch gibt es Regionen mit deutlich höheren
Infektionsraten als hier in unserem Bundesland. Deshalb können wir den
Weg zur alten Normalität nur behutsam gehen. Niemandem ist geholfen,
wenn ein verfrühtes Durchstarten die Konsequenz hat, dass bereits
bestehende Lockerungen wieder zurückgefahren werden müssen.

Selbstverständlich werden wir die aktuellen Einschränkungen regelmäßig
auf den Prüfstand stellen. Insofern werben wir um das Verständnis
aller betroffenen Hoteliers und Pensionsbetreiber. Wir wissen um ihre
Bedeutung für unser Tourismusland, wir wissen aber auch um die
Bedeutung der Gesundheit unserer Menschen, von denen viele im
Tourismussektor tätig und damit auch deutlich größeren Gefahren
ausgesetzt sind als andere Berufstätige ohne regelmäßig wechselnde
Gäste aus allen Teilen Deutschlands."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5497: Frauen gerecht werden - Coronakrise vergrößert Lohnlücke weiter (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 28.05.2020

Frauen gerecht werden - Coronakrise vergrößert Lohnlücke weiter



Zum heute auf GRÜNE Initiative von den Ampelfraktionen in den Landtag
eingebrachten Antrag "Frauen verdienen mehr: Gleiches Entgelt für
gleiche und gleichwertige Arbeit unabhängig vom Geschlecht" erklärt
die frauenpolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion, Jutta
Blatzheim-Roegler:

"Noch immer werden Frauen in Deutschland schlechter bezahlt als
Männer, selbst wenn sie die gleiche oder sogar mehr Arbeit leisten.
Das Thema ist aktueller denn je: Studien zeigen bereits jetzt, dass
die Corona-Pandemie die Lohnlücke zwischen Frauen und Männern weiter
vergrößert. Die Vereinten Nationen sprechen von einer
'Schattenpandemie', die die finanzielle Unabhängigkeit von Frauen
stark bedroht. Fortschritte bei der Aufteilung von Erwerbs- und
unbezahlter Care-Arbeit werden zurzeit in vielen Familien
zurückgenommen. Egal ob im Supermarkt, im Krankenhaus, in der Pflege
oder zu Hause: In der Pandemie sind Frauen besonders gefordert. Laut
einer Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung arbeiten
zu 75 Prozent Frauen in den für diese Krise als systemrelevant
definierten Berufen. Prekäre Arbeitsbedingungen und niedrige Löhne
sind hier aber oft traurige Normalität.

Mit 20 Prozent in 2019 ist der sogenannte Gender Pay Gap zwar endlich
etwas rückläufig, aber nach wie vor beschämend hoch. Deutschland zählt
in Europa unverändert zu den Ländern mit den größten
geschlechterspezifischen Gehaltsunterschieden. Drei Jahre nach der
Einführung des Entgelttransparenzgesetzes herrscht hierzulande noch
lange keine Lohngleichheit. Wir brauchen auf Bundesebene endlich ein
effektives und wirksames Gesetz, das Frauen finanzielle Gerechtigkeit
bringt.

Wir fordern die Landesregierung auf, einen Lohnatlas zu erarbeiten,
der die Verdienstunterschiede zwischen Frauen und Männern in Rheinland-
Pfalz transparenter macht. Auf dieser Basis wollen wir im Dialog mit
den Sozialpartnern Lohnunterschiede zwischen Männern und Frauen
abbauen. Andere Länder machen es uns vor: Attraktive
Führungspositionen für Frauen sind möglich - auch in Teilzeit.
Gleichzeitig müssen die Voraussetzungen geschaffen werden, dass Männer
mehr Familienzeit bekommen. Gerechtigkeit heißt: Fifty-fifty bei der
Care-Arbeit und im Lohnbeutel!"

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5496: Coronakrise verschärft humanitäre Katastrophe auf griechischen Inseln (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 28.05.2020

Coronakrise verschärft humanitäre Katastrophe auf griechischen
Inseln - Das Land will endlich helfen dürfen



In der heutigen Plenarsitzung hat die GRÜNE Landtagsfraktion in einer
Aktuellen Debatte die Aufnahme geflüchteter Menschen von den
griechischen Inseln thematisiert. Dazu erklärt die fachpolitische
Sprecherin für Flüchtlinge und Asyl, Katharina Binz:

"In den völlig überfüllten Flüchtlingslagern auf den griechischen
Inseln leben noch immer zehntausende Menschen unter widrigsten
Bedingungen. Wir GRÜNEN fordern seit langem, dieser humanitären
Katastrophe endlich Einhalt zu gebieten. Die weltweit grassierende
Corona-Pandemie hat die Lebensumstände dieser Menschen noch einmal
dramatisch verschlechtert. Es ist in den Lagern auf engstem Raum
unmöglich, Abstands- und Hygieneregeln einzuhalten. Auch deshalb
verleihen wir unserer Forderung noch einmal Nachdruck: Wir müssen
diesen Menschen sofort helfen.

Rheinland-Pfalz ist bereit, im Rahmen einer bundesweiten Regelung
seinen Beitrag zu leisten und besonders schutzbedürftige Menschen
aufzunehmen. Das hat das Integrationsministerium bereits mehrfach
deutlich gemacht. Städte wie Mainz, Trier, Kaiserslautern,
Ludwigshafen, Speyer und Koblenz sowie einige Landkreise und Gemeinden
haben ebenfalls ihre Bereitschaft erklärt, mehr Geflüchtete
aufzunehmen, als ihnen zugewiesen werden. Doch den Bundesländern sind
die Hände gebunden, solange das Bundesinnenministerium blockiert. Die
47 Kinder, die Deutschland bislang im Rahmen der europaweiten
Umverteilung von rund 1600 unbegleitete minderjährigen Flüchtlingen
aufgenommen hat, sind nicht mehr als ein humanitäres Feigenblatt. Wie
Rheinland-Pfalz senden auch andere Bundesländer deutliche Signale, den
Geflüchteten aus den griechischen Lagern einen Zufluchtsort bieten zu
wollen. Bundesinnenminister Seehofer muss seine Blockadehaltung
aufgeben und endlich aufhören, die Hilfsbereitschaft der Länder und
Kommunen zu sabotieren."
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AGRAR/295: Positionspapier - Arbeitnehmerrechte in der Ernährungswirtschaft stärken


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 28. Mai 2020

Arbeitsgruppen: Ernährung und Landwirtschaft, Arbeit und Soziales

Positionspapier: Arbeitnehmerrechte in der Ernährungswirtschaft stärken



Rainer Spiering, agrarpolitischer Sprecher;

Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin;

Uwe Schmidt, zuständiger Berichterstatter:

Die gravierenden Mängel in der Land- und Ernährungswirtschaft sind
nicht vom Himmel gefallen. Sie werden aber jetzt mit der Covid-19
Pandemie für alle sichtbarer. Daher begrüßen wir die von
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil durchgesetzten Eckpunkte zum
"Arbeitsschutzprogramm für die Fleischwirtschaft". Mehr Arbeitsschutz,
bessere Kontrollen und Hygiene und das Ende organisierter
Verantwortungslosigkeit in Sub-Unternehmerkonstruktionen sind der
richtige Weg. Das Positionspapier der SPD-Fraktion setzt den
Arbeitsschutz und die Arbeitnehmerrechte in den Fokus: Gute Arbeit in
der Fleischindustrie und für die Saisonarbeitskräfte in der
Landwirtschaft

"Die Ausbeutung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern muss in der
Land- und Ernährungswirtschaft ein Ende haben. Doch notwendige
Änderungen für mehr Arbeitnehmerschutz werden seit Jahren von Seiten
der Lobby und der Union verhindert. Die prekären Arbeitsverhältnisse,
die dürftige Unterbringung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
sowie mangelnde Einhaltung von Hygienestandards sind in der Land- und
Ernährungswirtschaft leider keine Seltenheit. Dies ist nicht
akzeptabel und darf nicht mehr toleriert werden. Das vorgestellte
Maßnahmenpaket von Hubertus Heil unterstützen und flankieren wir durch
das gemeinsam beschlossene Positionspapier der SPD-Bundestagsfraktion,
welches die Stärkung des Arbeitsschutzes und der Rechte für die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Fokus hat.

Wir stellen uns unserer bundespolitischen Verantwortung und fordern
ein Verbot von Werksvertragsarbeit im jeweiligen Kerngeschäft und
Beschränkung von Leiharbeit. Wir fordern auskömmliche Löhne,
Einhaltung von Arbeits- und Gesundheitsschutz, und Arbeitszeiten, die
eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglichen. Dazu braucht es
digitale Arbeitszeiterfassung und Dokumentationspflichten für
Unternehmen. Die Beratung über Arbeitnehmerrechte für Arbeitskräfte
aus dem Ausland muss dringend in den jeweiligen Muttersprachen
ausgebaut werden. Zudem ist die EU-Entsenderichtlinie, die dafür
sorgen soll, dass Beschäftigte aus dem EU-Ausland künftig stärker von
den in Deutschland geltenden Arbeitsbedingungen profitieren, ohne
Abstriche umzusetzen.

Wir fordern mehr Transparenz für Verbraucherinnen und Verbraucher
darüber, unter welchen Bedingungen Lebensmittel produziert werden.
Denn nur so kann an der Theke eine wirkliche Entscheidung für mehr
Tierwohl, Umweltschutz und Arbeitnehmerschutz getroffen werden."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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BILDUNG/1547: Wissenschaftskommunikation ist systemrelevant


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 27. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Wissenschaftskommunikation ist systemrelevant



Ernst Dieter Rossmann, zuständiger Berichterstatter:

Die globale Klima-Krise und die Corona-Pandemie zeigen ganz klar:
Wissenschaftskommunikation und Wissenschaftsjournalismus sind
systemrelevant. Das öffentliche Fachgespräch des Ausschusses für
Bildung und Forschung hat die Unterstützung aus Wissenschaft,
Gesellschaft und Medien für die Koalitionspläne deutlich gemacht, die
Wissenschaftskommunikation nachhaltig zu stärken und den
Wissenschaftsjournalismus strukturell zu unterstützen.

"Wissenschaft braucht Interesse, Vertrauen, Verstehen und Kritik. Sie
gehört in die Mitte der Gesellschaft bis hin zur Bürgerwissenschaft.
Gerade in unsicheren Zeiten von ?Fake News, Verschwörungstheorien und
Wissenschaftsfeindlichkeit in Teilen der Bevölkerung muss deshalb gute
Wissenschaftskommunikation ein Leitbild der Forschungs- und
Wissenschaftspolitik sein.

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt, dass die Sachverständigen des
öffentlichen Fachgesprächs zur Wissenschaftskommunikation die Pläne
der Koalition befürworten, die Wissenschaftskommunikation nachhaltig
zu stärken und den Wissenschaftsjournalismus strukturell zu
unterstützen. Dabei gab es breite Zustimmung für die Feststellung,
dass der Wissenschaftsjournalismus ein öffentliches Gut ist, das
Anerkennung und Förderung verdient. Die SPD-Bundestagsfraktion spricht
sich für ein Stiftungsmodell in öffentlicher und privater
Partnerschaft aus, weil darin die grundgesetzlich garantierte Freiheit
von Wissenschaft und Presse gleichermaßen verwirklicht werden kann.

Die Ankündigung des Präsidenten der Hochschulrektorenkonferenz, Prof.
Dr. Peter-André Alt, Qualitätskriterien für die
Wissenschaftskommunikation und mehr Verbindlichkeit durch
Selbstverpflichtung in den Hochschulen anzustreben, wird von der
SPD-Bundestagsfraktion ausdrücklich begrüßt. Gute
Wissenschaftskommunikation sollte eine Grundkompetenz aller
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sein."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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EUROPA/1666: Merkel und Macron übernehmen Forderungen der Arbeitsgemeinschaft der Selbständigen in der SPD


SPD-Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

Merkel und Macron übernehmen Forderungen der Arbeitsgemeinschaft der Selbständigen in der SPD-AGS und der SE4DS



Bereits Ende April hat die SE4DS ein Kommuniqué verabschiedet und an
diverse Europa- und Bundestagsabgeordnete versandt.

Kern der Forderungen war ein "European Recovery Plan" verbunden mit
dem "European Green Deal" für Unternehmen und die Bevölkerung, der es
ermöglicht, nach der Krise schnellstmöglich zu einer stabilen
Wirtschaftslage zurück zu kommen.

Nunmehr fordern Bundeskanzlerin Angela Merkel und Präsident Emmanuel
Macron eben diesen europäischen Wiederaufbaufond. Auch die
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen schließt sich nun dieser
Forderung an.

"Unsere gemeinsame Position in Europa als Vereinigung der
sozialdemokratischen Selbständigen wurde gehört", freut sich der
Bundesvorsitzende der AGS, Ralph Weinbrecht.

"Erstaunt sind wir aber über den Widerstand aus Österreich, Schweden
und den Niederlanden", so Weinbrecht weiter, "hatten doch die
Mitglieder der SE4DS aus diesen Ländern das Kommuniqué mit erarbeitet
und unterzeichnet."
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EUROPA/1665: EU-Pläne zum Haushalt - Neuer Aufbruch für Europa


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 27. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

EU-Pläne zum Haushalt: Neuer Aufbruch für Europa



Christian Petry, europapolitischer Sprecher;

Markus Töns, zuständiger Berichterstatter:

Die EU-Kommission hat heute einen überarbeiteten Vorschlag für den
nächsten Mehr-jährigen Finanzrahmen für die Jahre 2021 bis 2027
vorgelegt. Zentraler Bestandteil ist ein 750 Milliarden Euro starker
Fonds für eine schnelle wirtschaftliche Erholung nach der
Corona-Krise. Damit hat sich die geschickte Verhandlungsführung von
Bundesfinanzminister Olaf Scholz auf europäischer Ebene ausgezahlt.
Der neue Aufbruch für Europa wird Wirklichkeit.

"Dass Corona-Virus hat einige Mitgliedstaaten unverschuldet schwerer
getroffen als vergleichbare Krisen. Deshalb ist es richtig, mit der
einmaligen Ausgabe gemeinsamer Anleihen über den nächsten EU-Haushalt
besonders betroffene Regionen und Branchen zu unterstützen.
Sozialdemokratische Parteien warben viele Jahre für eine solidarische
Wirtschafts- und Währungsunion. Mit den gemeinsamen Anleihen im Rahmen
des Wiederaufbau-Fonds kommen wir diesem Ziel nun ein großes Stück
näher. Die letzten Gegner einer intelligenten und effektiven
Finanzierung der Europäischen Union, die sich auch auf Anleihen
stützt, sollten ihren Widerstand aufgeben.

Entscheidend ist, dass die Hilfen als Zuschüsse erfolgen. Nur so
verhindern wir, dass nationale Schuldenstände steigen und dringend
benötigter finanzieller Handlungsspielraum verloren geht. Die
Kommission nimmt den deutsch-französischen Vorschlag auf,
EU-Haushaltsausgaben von 500 Milliarden Euro zur wirtschaftlichen
Erholung vorzusehen. Jetzt heißt es, europaweit Überzeugungsarbeit zu
leisten. Die Grünen haben Gelegenheit ihre Europafreundlichkeit unter
Beweis zu stellen. Ihre Parteifreunde in Österreich koalieren mit dem
Wortführer der Bremserstaaten, Sebastian Kurz."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/1885: Corona-Steuerhilfegesetz beschlossen - Unterstützung für Arbeitnehmer und die Gastronomie


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 27. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Finanzen

Corona-Steuerhilfegesetz beschlossen: Unterstützung für Arbeitnehmer und die Gastronomie



Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher:

Der Finanzausschuss hat heute das Corona-Steuerhilfegesetz
beschlossen. Nach den bereits umgesetzten steuerlichen Erleichterungen
haben wir damit ein weiteres Paket mit steuerlichen Hilfsmaßnahmen zur
Bewältigung der Corona-Krise verabschiedet. Wir senken den
Umsatzsteuersatz für Speisen in der Gastronomie zeitlich befristet auf
sieben Prozent, stellen Zuschüsse des Arbeitgebers zum
Kurzarbeitergeld steuerfrei und erleichtern Kommunen die Erfüllung
ihrer umsatzsteuerlichen Pflichten.

"Die Gastronomie ist besonders hart von den Einschränkungen durch die
Corona-Pandemie betroffen. Mit dem ermäßigten Steuersatz, der für ein
Jahr gelten wird, geben wir den Gastronomiebetrieben einen Anschub für
die Zeit nach der Krise. Damit helfen wir den Betrieben gezielt mit
einem Betrag von 2,7 Milliarden Euro. Deswegen ist es wichtig, dass
die Maßnahme zeitlich befristet ist.

Zuschüsse der Arbeitgeber zum Kurzarbeitergeld bis zu 80 Prozent des
Soll-Entgelts werden steuerfrei gestellt. Damit wird die im
Sozialrecht bereits bestehende Abgabenfreiheit im Steuerrecht
nachvollzogen.

Außerdem kommen wir mit dem Gesetz einem wichtigen Anliegen von
Kommunen nach und geben ihnen mehr Zeit bei der Umsetzung der 2015 neu
geregelten Umsatzbesteuerung von juristischen Personen des
öffentlichen Rechts. Außerdem wollen wir, dass die Kommunen ihre
Ressourcen zur Bewältigung der Corona-Krise einsetzen. Deswegen wird
die Übergangsfrist jetzt bis Ende 2022 verlängert.

Das Corona-Steuerhilfegesetz ergänzt die bereits umgesetzten
untergesetzlichen Maßnahmen, mit denen Bund und Länder
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Unternehmen entlastet haben.
So wurden etwa Sonderzahlungen bis zu 1.500 Euro von der Steuer
befreit, Steuerstundungen erleichtert und weiteren Liquiditätshilfen
gewährt."
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GESUNDHEIT/961: Engagement für die Globale Gesundheit ausbauen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 28. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Gesundheit

Engagement für die Globale Gesundheit ausbauen



Heike Baehrens, zuständige Berichterstatterin:

Bis vor kurzem wurde Gesundheitspolitik vor allem als nationale
Aufgabe wahrgenommen. Spätestens seit der Covid-19-Pandemie zeigt
sich, dass den Gefahren für die menschliche Gesundheit - seien es
Epidemien, zunehmende Antibiotikaresistenzen oder der Klimawandel -
nicht allein mit nationalstaatlichen Mitteln begegnet werden kann. Die
Koalitionsfraktionen legen heute einen umfassenden Antrag vor, der die
Herausforderungen und Handlungsnotwendigkeiten in allen Politikfeldern
benennt und eine effektive, ressortübergreifende Strategie der
Bundesregierung für Globale Gesundheitspolitik einfordert.

"Mit dem vorliegenden Antrag sprechen wir uns dafür aus,
Gesundheitsaspekte künftig in allen Politikfeldern intensiver zu
berücksichtigen. Über gesundheitsförderliche Lebensbedingungen wird
zum Beispiel auch in den Bereichen Landwirtschaft, Bildung und
Forschung, Handel oder Sicherheit entschieden. Damit wollen wir einen
wichtigen Beitrag dazu leisten, das Nachhaltigkeitsziel drei der
Vereinten Nationen zu erreichen: Gesundheit und Wohlergehen für alle
Menschen (SDG-3).

Die Bundesregierung arbeitet seit einiger Zeit an der Aktualisierung
ihrer Strategie zur Globalen Gesundheitspolitik. Diese muss zeitnah
vorgelegt werden und vollständig in den Umsetzungsprozess der
UN-Nachhaltigkeitsagenda eingebunden sein. Wir fordern die
Bundesregierung dazu auf, einen deutlichen Schwerpunkt auf die
Stärkung der Gesundheitssysteme weltweit zu legen. Denn eine
leistungsfähige Basisgesundheitsversorgung ist die zentrale
Voraussetzung für wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung.

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist die einzige international
legitimierte, normgebende Autorität. In ihrer Rolle als Krisenmanager
ist sie zuletzt in die Kritik geraten. Sie soll gestärkt und besser
finanziert werden. Die Fraktionen von SPD und CDU/CSU erwarten deshalb
von der Bundesregierung, sich international für eine Erhöhung der
Pflichtbeiträge stark zu machen.

Ein möglicher Covid-19-Impfstoff muss ein globales öffentliches Gut
sein. Er muss allen Menschen zur Verfügung stehen, die ihn brauchen
und geimpft werden wollen. In unserem Antrag fordern wir die
Bundesregierung dazu auf, sich insgesamt für einen gerechten Zugang zu
Arzneimitteln, insbesondere in Entwicklungs- und Schwellenländern,
sowie für mehr Transparenz im Pharmabereich einzusetzen."
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INNEN/3102: Mannschaftssportarten nicht im Regen stehen lassen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 27. Mai 2020

Arbeitsgruppen: Sport, Beauftragte/r für Mittelstand und Handwerk

Mannschaftssportarten nicht im Regen stehen lassen



Detlev Pilger, sportpolitischer Sprecher;

Sabine Poschmann, mittelstandsbeauftragte:

Die Vereine der professionellen und semiprofessionellen
Mannschaftssportarten befinden sich in finanzieller Not. Den Klubs
sind Einnahmen aus Ticketverkäufen, Catering, Sponsoren und
Bandenwerbung weggebrochen. Daher fordern wir
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier auf, bei einem möglichen
Rettungspaket für kleine und mittlere Unternehmen diese Vereine mit zu
berücksichtigen.

"In der heutigen Sitzung des Sportausschusses haben sich die
Mitglieder über die Folgen der Covid-19-Pandemie mit Vertretern von
Mannschaftssportarten ausgetauscht. Dabei handelt es sich bei den
professionellen oder semiprofessionellen Klubs häufig um Unternehmen,
die essentiell von den Einnahmen durch die Besucherinnen und Besucher
bei Wettkämpfen abhängig sind. Daher halten wir es für notwendig diese
Vereine, die als Wirtschaftsunternehmen tätig sind und über keine
weiteren Einnahmen verfügen, in dem geplanten Rettungsschirm für
kleine und mittlere Unternehmen vom Bundeswirtschaftsministerium zu
berücksichtigen.

Die Vereine im Volleyball, Eishockey, Basketball oder Handball
verfügen über keine oder nur sehr geringe Einnahmen aus
TV-Übertragungen und sind daher von den Gästen in den Arenen oder
Stadien abhängig. Aufgrund der Abstandsregeln und dem Verbot von
Großveranstaltungen bis Ende des Sommers ist es den Klubs nicht
möglich vor Publikum zu spielen. Wenn wir die heutige Vielfalt von
Mannschaftssportarten auch nach der Covid-19-Pandemie erhalten
möchten, dürfen wir sie nicht im Regen stehen lassen."
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KULTUR/319: Perspektiven für Kulturveranstaltungen in und nach der Corona-Krise


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 28. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Perspektiven für Kulturveranstaltungen in und nach der Corona-Krise



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher;

Helge Lindh, zuständiger Berichterstatter:

Im Fachgespräch des Ausschusses für Kultur und Medien gestern ging es
mit Gästen aus der Kulturbranche um Hilfen für den Theater-, Musik und
Festivalbereich. Die SPD-Bundestagsfraktion hatte Pamela Schobeß von
der Clubkommission Berlin als Sachverständige eingeladen.

"Kunst und Kultur sind unersetzlich für eine lebendige Demokratie. Sie
sind aber besonders von der Corona-Krise betroffen. Der Kulturbetrieb
in Deutschland steht still, die hohen Kosten etwa zum Betrieb von
Kulturstätten bleiben. Ersatzformen wie der tägliche Stream von
Berliner Clubs, der auch von Arte live übertragen wird, zeigen uns die
Innovationsfreudigkeit einer lebendigen Kulturszene. Doch die
Atmosphäre eines Liveerlebnisses ersetzen können sie nicht. In Zeiten
der Coronakrise geht es für Theater, Clubs, Festivals und sonstige
Spielstätten um das nackte Überleben. Musikclubs haben es besonders
schwer. Hygienekonzepte mit Abstandsregelungen lassen sich dort kaum
umsetzen, da sie einem Cluberlebnis entgegenstehen.

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich daher für eine Notfallhilfe für
kleine und mittlere Musikspielstätten sowie Clubs und für eine
pauschalierte Festivalförderung ein. Diese und andere Ziele sind im
Positionspapier der SPD-Bundestagsfraktion "Konkrete Hilfe für Kunst,
Kultur und Medien in der Corona-Pandemie" vom 12. Mai 2020 formuliert.
Damit wollen wir die Voraussetzung schaffen, dass Kulturbetriebe,
Clubs und Festivals die existenzielle Krise überstehen.

Für einen erfolgreichen Neustart des Kultur- und Medienbetriebs läuft
die Abstimmung zwischen Bund und Ländern. Dazu gehört auch die
Ankündigung von Bundesfinanzminister Olaf Scholz, ein
Konjunkturprogramm auf den Weg zu bringen, das die Kulturinfrastruktur
unterstützt. Mit Blick auf die Zeit nach der Coronakrise wollen wir,
dass Clubs und Livemusikspielstätten als 'Anlagen für kulturelle
Zwecke' und nicht mehr als reine Vergnügungsstätten in der
Baunutzungsverordnung definiert werden.

Die SPD-Bundestagsfraktion arbeitet an nachhaltigen Lösungen zur
sozialen Absicherung von Kultur- und Medienschaffenden und an dem
Schutz von Kultureinrichtungen in Zeiten der Corona-Krise. Über die
laufenden Programme des Bundes zur Corona-Soforthilfe für
Solo-Selbstständige, Unternehmen und Freiberufler wollen wir diese
Hilfen auf den Weg bringen."
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RECHT/750: Kritik am Wohnungseigentumsmodernisierungs-Gesetz ernst nehmen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 27. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Kritik am Wohnungseigentumsmodernisierungs-Gesetz ernst nehmen



Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher;
Michael Groß, zuständiger Berichterstatter:

Im Deutschen Bundestag findet heute die Sachverständigenanhörung zum
geplanten Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetz statt. Der
Gesetzesvorschlag enthält wichtige Schritte zur Beseitigung des
Sanierungsstaus in Wohnungseigentumsgemeinschaften (WEGen). Die Kritik
an den weitgehenden Befugnissen der Hausverwalter und an der
Kostentragungspflicht bei Modernisierung nehmen wir ernst und prüfen
wir.

"Wer selbst in einer Wohnungseigentumsgemeinschaft lebt, weiß, wieviel
Streit mitunter in der Nachbarschaft über Verwaltungsfragen oder
geplante Baumaßnahmen entstehen kann. Nicht selten werden Vorhaben von
einzelnen Parteien über Jahre blockiert oder vom Verwalter
verschleppt. Dies führt zu entsprechenden Verzögerungen und zu
Unfrieden in der Gemeinschaft. Mit dem
Wohnungseigentumsmodernisierungsgesetz reduzieren wir das
Konfliktpotenzial in WEGen und statten Eigentümer mit mehr Rechten
aus. So ist es dringend nötig, dass der Einbau von Ladestationen,
barrierefreien Wohnungszugängen oder Einbruchsschutz nicht mehr von
einzelnen Eigentümern blockiert werden kann, wenn sie der begünstigte
Eigentümer selbst bezahlt.

Die Hausverwaltung muss wegen ihrer schon heute wichtigen Rolle
kompetent und qualifiziert sein. Wir fordern deshalb die Einführung
eines verpflichtenden Sachkundenachweises für jede Hausverwaltung. Wir
erwarten, dass dieser Sachkundenachweis kein Feigenblatt wird, sondern
einer hohen Qualität nachkommt. Die Union blockiert leider die
Einführung eines solchen Sachkundenachweises durch ihren für die
Gewerbeordnung zuständigen Wirtschaftsminister Altmaier. Diese
Blockade ist ärgerlich, weil selbst die Hausverwalter einen solchen
Qualitätsnachweis wollen.

Die Kritik, dass die Befugnisse der Hausverwalter zu weit gefasst
seien, werden wir im parlamentarischen Verfahren intensiv prüfen. Auch
werden wir genau darauf achten, dass die Kosten von
Luxusmodernisierungen nicht auf Eigentümer umgelegt werden können, die
diese Maßnahmen gar nicht wollen. Wir wollen eine WEG-Reform für die
Wohnungseigentümer, nicht gegen sie."
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SOZIALES/2837: Zum Wohle des Kindes - Adoptionsvermittlung modernisiert


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 28. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Zum Wohle des Kindes: Adoptionsvermittlung modernisiert



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher;

Susann Rüthrich, zuständige Berichterstatterin:

Heute beschließt der Deutsche Bundestag ein modernes
Adoptionshilfegesetz. Ein offenerer Umgang und mehr Begleitung bei und
nach der Adoption zum Wohle der Kinder ist nun gewährleistet.

"Mit dem Adoptionshilfegesetz intensivieren wir die Beratung der
Familien. Wir fördern einen offeneren Umgang mit Adoptionen.
Gleichzeitig stärken wir die Adoptionsvermittlungsstellen und sorgen
dafür, dass Auslandsadoptionen an intensive Beratung und Begleitung
durch die hiesigen Jugendämter gebunden sind.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sind froh, dass die
Neuregelungen das Wohl und die Rechte der Kinder in den Mittelpunkt
stellen. Dafür ist es wichtig, den Herkunfts- wie auch den
Adoptiveltern kontinuierlich beratend und begleitend zur Seite zu
stehen.

Alle Familien sollen gut beraten und vollumfänglich informiert im
Adoptionsverfahren agieren können. Dem dient die
Beratungsverpflichtung. Was diese aber nicht bezwecken soll: dass
lesbischen Paaren der Weg zur Anerkennung der gemeinsamen Elternschaft
noch schwerer gemacht wird. Denn hier wird das Kind in eine bestehende
Familie hineingeboren. Leider sind diese Familien immer noch auf den
Weg der in diesem Falle diskriminierenden Stiefkindadoption
angewiesen.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich in den Verhandlungen mit der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion intensiv dafür eingesetzt, die
Zwei-Mütter-Familien von der Beratungspflicht auszunehmen. Wir
bedauern sehr, dass unser Koalitionspartner dies vehement abgelehnt
hat. Damit wächst nun der Druck, das Abstammungsrecht im Sinne dieser
Familien zu verändern. Dafür werden wir Sozialdemokratinnen und
Sozialdemokraten Druck machen. Denn Zwei-Mütter-Familien, in die ein
Kind hineingeboren wird, sind keine Adoptions- sondern
Herkunftsfamilien."
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VERKEHR/901: Bahnprojekt Hanau-Gelnhausen - Investitionen in Lärmschutz, Barrierefreiheit und Sicherheit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 28. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Bahnprojekt Hanau-Gelnhausen: Investitionen in Lärmschutz, Barrierefreiheit und Sicherheit



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Mathias Stein, zuständiger Berichterstatter:

Der Deutsche Bundestag hat gestern Abend eine Entschließung der
Regierungskoalition zum Bahnprojekt Hanau-Gelnhausen beschlossen.
Damit ermöglichen wir für diese Trasse mehr Lärmschutz, mehr
Barrierefreiheit und mehr Sicherheit.

"Mit dem Projekt Hanau-Gelnhausen machen wir eine der meistbefahrenen
Bahnstrecken Deutschlands fit für die Zukunft und können künftig mehr
Güterverkehr auf die Schiene verlagern. Die Menschen vor Ort sind
allerdings bereits heute stark von Verkehrslärm betroffen.

Für so stark betroffene Regionen hat der Bundestag 2016 einstimmig
einen Antrag von SPD und CDU/CSU beschlossen, um im begründeten
Einzelfall übergesetzliche Maßnahmen zu ermöglichen. Hanau-Gelnhausen
ist nun das erste Projekt, dass diese Kriterien erfüllt: Es ist eine
europäische Güterverkehrstrasse und die Region hat in einem
strukturierten Beteiligungsprozess übergesetzliche Kernforderungen
entwickelt.

Unser Entschließungsantrag ermöglicht:


	mehr Lärmschutz, indem sowohl für Ausbau als auch für Neubau Lärmvorsorge und damit der höhere Lärmschutzstandard gilt,

	mehr Barrierefreiheit, indem alle Kreuzungen der betroffenen Stationen barrierefrei herzustellen sind; und indem die Bahnsteige überall, wo dies möglich ist, drei Meter breit gebaut werden,

	mehr Sicherheit, indem Videoüberwachung bei allen Neu- und Umbauten berücksichtigt werden muss.



Für dieses Maßnahmenpaket wird der Bund rund 24 Millionen Euro
bereitstellen. Zudem unterstützen wir die Kommunen mit bis zu fünf
Millionen Euro bei der innovativen Gestaltung von Lärmschutzwänden.

Dies ist die Blaupause für Forderungen zu Projekten wie Alpha-E oder
Fehmarnbelt. Einen Automatismus zur Umsetzung der Forderungen gibt es
zwar nicht. Die betroffenen Regionen können aber darauf vertrauen,
dass die SPD-Bundestagsfraktion ihre Anliegen akribisch und
verantwortungsvoll prüfet und gegebenenfalls zusätzliche Projektmittel
zur Verfügung stellt. So geht gute Bürgerbeteiligung!"
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WIRTSCHAFT/2898: Reisebranche braucht nachhaltige Hilfen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 27. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Tourismus

Reisebranche braucht nachhaltige Hilfen



Gabriele Hiller-Ohm, tourismuspolitische Sprecherin:

Der Tourismusausschuss des Deutschen Bundestages hat heute in einer
öffentlichen Anhörung über die Zukunft der Branche diskutiert. Dieser
dienstleistungsintensive Wirtschaftsbereich ist durch die Folgen der
Corona-Krise mit am stärksten betroffen. Seit der globalen Schließung
der Grenzen stehen die Reiseveranstalter und Reisebüros nicht nur vor
einer großen Stornierungswelle, sondern auch vor einem regelrechten
Buchungsstopp. Rückzahlungsansprüche der Kundinnen und Kunden führen
dazu, dass viele Reiseveranstalter und Reisebüros kurz vor der
Insolvenz stehen.

"Bundestag und Bundesregierung haben bereits zu Beginn der Krise
schnell gehandelt und umfangreiche Hilfsmaßnahmen verabschiedet, und
gleichzeitig angekündigt, dass nachgebessert werden kann, wo dringend
nötig. In der Tourismusbranche bedarf es einer Nachbesserung der
bestehenden Hilfen. Deshalb haben wir uns in der heutigen Anhörung mit
der Tourismus- und Reisebranche über weiterführende Rettungsmaßnahmen
der vielen, insbesondere kleinen und mittelständischen Unternehmen
ausgetauscht.

Deutlich wurde, dass es notwendig ist, ein Konjunkturprogramm zu
erarbeiten, welches neben den Hilfen für das Gastgewerbe auch Lösungen
für die Nöte der Reisebüros, Reiseveranstalter und Schausteller
enthalten muss. Insbesondere der Mittelstand benötigt eine Ausweitung
der Direktzahlungen sowie eine Verbesserung der Kreditbedingungen.

Trotz der langsamen Öffnung von Beherbergungsunternehmen, Cafés und
Kneipen sowie Freizeitparks stehen die Unternehmen der Branche mit
ihren fast drei Millionen Beschäftigten vor großen Herausforderungen."
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AFRIKA/1453: Ruin, Umweltkatastrophe, Terror - Covid-19 verschärft die Probleme Nigerias (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 18 vom 1. Mai 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Ruin, Umweltkatastrophe, Terror ...

Covid-19 verschärft die Probleme Nigerias

von Manfred Idler



Das bisher prominenteste Opfer von Covid-19 in Nigeria ist Abba Kyari.
Die rechte Hand des Präsidenten Muhammadu Buhari hatte sich im März
bei einem Arbeitsbesuch in München infiziert, wo er Gespräche mit dem
Siemens-Konzern führte. Corona gilt in Afrika als "europäische
Krankheit": Zu Beginn der Pandemie waren es vor allem Menschen mit
Kontakten zu Europäern, die sich infiziert hatten. Bis zum
Redaktionsschluss am Montag zählte der bevölkerungsreichste
afrikanische Staat offiziell 1.273 Infizierte und 40 Todesopfer.

Der Ausbruch der Seuche trifft Nigerias Wirtschaft in einem
Augenblick, in dem sie schon unter dem Verfall des Ölpreises in die
Knie geht. Bei der Planung des zum Teil schuldenfinanzierten
35-Milliarden-US-Dollar-Staatshaushalts für 2020 war noch von einem
Ölpreis von knapp 60 US-Dollar pro Barrel und einer täglichen
Förderkennziffer von über 2 Millionen Barrel ausgegangen worden -
jetzt liegt das Preismaximum zwischen 20 und 30 Dollar. Mehr als die
Hälfte der Einnahmen des Landes stammen aus Ölsteuern und Gebühren für
Förderlizenzen, die Auswirkung des Preisverfalls werden also immens
sein. Nun sind 35 Milliarden Dollar - bisheriger Rekordhaushalt! - für
einen Staat mit geschätzt 200 Millionen Einwohnern nicht viel. Vor
allem für ein aufgrund seiner riesigen Erdöl- und Erdgasvorkommen
potentiell so reiches Land scheint die Summe lächerlich gering. Der
Reichtum Nigerias fließt in die Kassen von Exxon, Shell, ENI und
anderer Ölkonzerne. Überdies gehen dem nigerianischen Staat auch durch
die allgegenwärtige Korruption der herrschenden "Eliten" Jahr für Jahr
Milliarden verloren. Seit Beginn der Ölförderung in den 50er Jahren
des vorigen Jahrhunderts und vor allem in den letzten 50 Jahren haben
mehr als zwei Millionen Tonnen Rohöl das Ökosystem des Nigerdeltas
geflutet und nachhaltig verseucht. Eine Umweltkatastrophe, deren
Auswirkungen auf Leben und Gesundheit der dort lebenden Menschen nicht
überschaubar ist und deren zaghafte Bekämpfung ständig wachsende
Kosten verursacht. Und im Norden des Landes bindet der Kampf mit der
islamistischen Terrorgruppe Boko Haram immer noch beträchtliche
Staatsmittel für die Armee. Erst am 19. April sind bei einem Überfall
bewaffneter Gruppen auf mehrere Dörfer im Bundesstaat Katsina 47
Menschen getötet worden.

Die Ratingagentur Standard & Poor's hat die Kreditwürdigkeit Nigerias
kürzlich von B (Hochspekulativ) auf B- (Ausfälle wahrscheinlich)
heruntergestuft. Damit ist der Regierung in Abuja faktisch der Gang
auf die Kapitalmärkte versperrt. Es bleibt nur der Gang zum
Internationalen Währungsfonds, der Weltbank und der Afrikanischen
Entwicklungsbank, bei denen das Land schon hoch verschuldet ist - und
das Betteln um einen Schuldenerlass oder wenigstens die Aussetzung des
Zinsdienstes.

Schulden bei diesen Institutionen sind an Bedingungen gebunden, die
sich mit dem Wort "Austerität" zusammenfassen lassen. Ihre
Auswirkungen auf die Landeswährung Naira sind absehbar. Ein noch
steilerer Wertverlust als in der Vergangenheit.

Es verwundert nicht, dass unter diesen Bedingungen die Staatsausgaben
für das Gesundheitswesen nicht mehr als 5 Prozent ausmachen -
gegenüber mindestens 15 Prozent, wie von der Afrikanischen Union
empfohlen. Fünf Krankenhausbetten pro tausend Einwohner - Nigeria hat
Covid-19 nichts entgegenzusetzen. Die Situation ist nicht vergleichbar
mit der von 2014, als das Land schon einmal von einer Doppelkrise
geschüttelt wurde: Dem Ölpreissturz von 100 Dollar/Barrel auf 50
Dollar und der gleichzeitigen Ausbreitung des Ebola-Virus in
Westafrika. Das Coronavirus ist ungleich infektiöser als Ebola: Vor
sechs Jahren wurden 19 Ebola-Infizierte in Nigeria gezählt, von denen
sieben starben.

Der Problemlöser des Präsidenten, Abba Kyari, kann nun Muhammadu
Buhari nicht mehr helfen bei der Suche nach dringend erforderlichen
Lösungen.
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LATEINAMERIKA/1977: Der lange Weg zur neuen Verfassung - Chilen*innen in Deutschland (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Der lange Weg zur neuen Verfassung: Chilen*innen in Deutschland

Von Ute Löhning
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Kundgebung am Berliner Hauptbahnhof: Solidarität mit den Protesten
in Chile im November 2019 in Berlin 

Foto: © Ute Löhning



(Berlin, 26. Mai 2020, npla) - Chiles Weg zu einer neuen
Verfassung ist lang. Das wissen auch die Chilen*innen in Berlin, die
sich im "Cabildo Berlin Chile" organisieren. Bei einem für Ende April
geplanten Plebiszit hätte die chilenische Bevölkerung für oder gegen
die Ausarbeitung einer neuen Verfassung abstimmen sollen. Im Zuge des
Corona-Lockdowns wurde dieses Plebiszit jedoch auf Oktober verschoben.
Chilen*innen in Berlin sind darauf eingestellt, kulturelle und
politische Formen des Protests über einen sehr langen Zeitraum am
Laufen zu halten.

Im Dezember 2019 in Berlin: An einem kalten Sonntagnachmittag sind um
die hundert Chileninnen und Chilenen gekommen, um am Neuköllner
Hermannplatz ihre Stimme abzugeben. Auf einem Tisch stehen
Thermoskannen mit heißen Getränken. Ein Pappkarton mit Schlitz dient
als Wahlurne. "Eins, zwei, drei, vier ...", Daniela Mondaca vom
Cabildo Berlin Chile zählt die abgegebenen Stimmzettel, warm
eingehüllt in Mantel, Mütze und Schal, "41, 42, 43 ...". Hier findet
heute keine reguläre Wahl statt, sondern eine unverbindliche
Bürgerbefragung. Und doch ist sie für die hier lebenden Chileninnen
und Chilenen enorm wichtig. Denn es ist der erste Schritt auf dem
langen Weg zu einer neuen Verfassung.


Die Welt ist heute eine andere als vor dem Lockdown

Ein paar Monate ist das jetzt her - und die Welt eine andere. Am 26.
April sollte in Chile eigentlich ein verbindliches Plebiszit
stattfinden - und die Bevölkerung darüber abstimmen, ob ihr Land eine
neue Verfassung bekommt und wie das Gremium zusammengesetzt sein soll,
das diese formuliert. So war es im November im "Abkommen für den
sozialen Frieden und eine neue Verfassung" beschlossen worden.

Doch daraus wird nun erstmal nichts. Aufgrund des Corona-bedingten
Lockdowns hat die Regierung den Termin für das Plebiszit auf den 25.
Oktober verschoben. So bleibt die unverbindliche Bürgerbefragung vom
Dezember bisher die einzige institutionalisierte Erhebung, in der die
chilenische Bevölkerung ihre Meinung zu dieser Frage abgeben konnte.
Auch für die Chileninnen und Chilenen in Deutschland.
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Bürgerbefragung zu einer Neuen Verfassung für Chile im Dezember 2019
in Berlin
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Weiter zählt Daniela Mondaca "... 113, 114, und wir beschließen die
heutige Abstimmung mit dem letzten Stimmzettel ...": 115 Stimmen
werden an diesem Sonntag abgegeben. Und für die, die heute nicht
kommen können, läuft bis zum nächsten Tag eine Online-Abstimmung.


Chilen*innen im Ausland wollen von ihrem Wahlrecht Gebrauch
machen

Organisiert wird die Befragung vom Cabildo Berlin, einer Bürger- oder
Nachbarschaftsversammlung von Chileninnen und Chilenen in Berlin, die
die Protestbewegung in Chile unterstützen. Seit Oktober vergangenen
Jahres haben sie in den Sozialen Medien über die Proteste in Chile
informiert, Konzerte und Ausstellungen organisiert und Spenden zur
Unterstützung der bei den Polizeieinsätzen Verletzten gesammelt.

Daniela Mondaca ist in der Gruppe aktiv. Sie erklärt, dass die
Kommunen in Chile diese Bürgerbefragung angesetzt haben, um
herauszufinden, wie die Menschen sich den Weg zu einer neuen
Verfassung vorstellen. "Die Befragung, die wir hier abhalten,
verstehen wir als Teil dieses Abstimmungsprozesses", sagt sie, denn
"viele Chilen*innen, die im Ausland leben, wollen von ihrem Wahlrecht
Gebrauch machen."


Im Kern geht es um Teilhabe

Über 90 Prozent der Teilnehmenden haben schließlich für eine neue
Verfassung [1] gestimmt. Die überwiegende Mehrheit [2] hat sich auch
dafür ausgesprochen, alle Mitglieder einer Verfassungsgebenden
Versammlung extra dafür zu wählen, also nicht mit bereits im Kongress
vertretenen Abgeordneten zu besetzen. "Bis heute gibt es keine
Regelung für eine demokratische Beteiligung", erklärt Mauricio Tapia,
ebenfalls aktiv beim Cabildo Berlin, und weiter: "Die soziale Bewegung
fordert allerdings, dass die Mitglieder eines verfassungsgebenden
Gremiums von der Bevölkerung gewählt werden, und Menschen aus der
Bewegung direkt beteiligt werden sollen."

Eine zentrale Frage, denn im Kern geht es um Teilhabe: Wie können
Menschen aus der Protestbewegung, die nicht parteipolitisch
organisiert sind, ihre Positionen einbringen? In Chile ist das
Misstrauen gegenüber den etablierten Parteien von rechts bis links
sehr groß. Viele Menschen fürchten, es könnte zu einer parteipolitisch
zwischen Abgeordneten und Experten ausgehandelten neuen Verfassung
kommen: ohne Veränderungen in den grundlegenden Fragen.

Dass eine zukünftige Verfassungsgebende Versammlung je zur Hälfte mit
Männern und Frauen besetzt werden soll, hat der chilenische Kongress
inzwischen beschlossen. Die Protestbewegung fordert darüber hinaus,
einen bestimmten Anteil der Plätze an Angehörige indigener Völker, der
schwul-lesbischen- und Queer-Community oder auch an Menschen mit
Behinderungen zu vergeben. Und sie drängt auf soziale Veränderungen.


Soziale Gerechtigkeit

Daniela zählt einige der Forderungen auf, die Millionen von Menschen
in Chile seit Oktober 2019 monatelang immer wieder auf die Straße
getragen haben: "Einführung eines funktionierenden öffentlichen
Bildungssystems, Renten- und Gesundheitsversorgung für alle, Zugang zu
Wasser als Grundrecht und ein würdiger Mindestlohn."
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"Bis die Würde zur Gewohnheit wird" - Banner bei der Kundgebung am
Berliner Hauptbahnhof
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Die Protestbewegung unter dem Namen "Chile despertó" - also "Chile ist
aufgewacht" - hat sich an einer Fahrpreiserhöhung im öffentlichen
Nahverkehr entzündet, doch dahinter steht eine viel größere
Unzufriedenheit und soziale Not. Denn die öffentliche Daseinsvorsorge
in Chile ist weitgehend privatisiert. "Nicht nur die Bildung ist in
Chile privatisiert, sondern jeder Fleck dieses Landes", empört sich
die Literaturwissenschaftlerin Vivian Moraga. Seit fast zwanzig Jahren
lebt sie in Berlin, arbeitet als Lehrerin, malt und schreibt. "Jetzt
werden Wasserquellen, Berge, einfach alles verkauft!" sagt sie
aufgebracht.


Bruch mit dem Ende der Diktatur

Nach dem Putsch 1973 hatten Ökonomen aus der Schule der Chicago-Boys
in Chile ein neoliberales Wirtschaftsmodell eingeführt. Und in der
1980, also noch in Zeiten der Diktatur, geschriebenen und bis heute
gültigen Verfassung wird das Recht auf Privateigentum - z.B. an
Wasserquellen und dem Zugriff darauf - garantiert. Vivian Moraga
erklärt "Der einzige Weg, grundlegende Veränderungen umzusetzen, führt
über eine neue Verfassung. Und über einen ehrlichen Wandel, in dem die
Vorschläge der Bevölkerung gehört werden."

Doch der Weg dahin ist noch lang. Wenn das nun verschobene Plebiszit
im Oktober stattfindet, kann ein halbes Jahr später die
Verfassungsgebende Versammlung gewählt, und in den darauffolgenden
neun Monaten die Verfassung geschrieben werden. Mit oder ohne Corona
eine langwierige Angelegenheit.


Die Bewegung braucht einen langen Atem

Kann darüber die ganze Mobilisierung im Sande verlaufen? Mauricio
Tapia vom Berliner Cabildo glaubt das nicht: "Das Besondere an der
aktuellen Bewegung ist, dass sehr viele Menschen aus verschiedenen
gesellschaftlichen Bereichen langfristig und ausdauernd daran
beteiligt sind", sagt er und ergänzt: "Wir wissen, dass wir eine
jahrelange Aufgabe vor uns haben. Aber wir sehen, dass viele soziale
Akteure sich dafür verantwortlich fühlen, und diese Mobilisierung
tragen. Das gibt uns eine gewisse Gelassenheit." Es könnten viele
unvorhersehbare Dinge passieren, dann würden sich vielleicht die
Ausdrucksformen der Bewegung ändern, fährt Mauricio Tapia fort, und
betont: "Außer den großen Demonstrationen gibt es zum Beispiel auch
viele kulturelle Aktivitäten. Was zählt ist, dass wir die
Mobilisierung für sehr lange Zeit aufrechterhalten."

Mit der Corona-Pandemie ist eine unvorhersehbare Entwicklung
eingetreten. In Santiago hat die Bewegung die großen Demos von sich
aus von einem Tag auf den anderen ausgesetzt, um die Menschen zu
schützen. Inzwischen gibt es einzelne kleine Kundgebungen mit wenigen
Menschen, die viel Abstand zueinander halten.


Zu diesem poonal-Text gibt es bereits einen Podcast bei Radio
onda:

https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/keine-gerechtigkeit-ohne-neue-verfassung-chileninnen-in-deutschland/


Anmerkungen:

[1] https://es.wikipedia.org/wiki/Consulta_ciudadana_de_Chile_de_2019

[2] https://www.elmostrador.cl/noticias/pais/2019/12/26/los-datos-finales-de-la-historica-consulta-ciudadana-organizada-por-la-asociacion-chilena-de-municipalidades/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/der-lange-weg-zur-neuen-verfassung-chileninnen-in-deutschland/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 29. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/1976: Brasilien - Bolsonaro und das Militär (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Brasilien: Bolsonaro und das Militär

von Hella Camargo, Der Humanistische Pressedienst, 13. Mai 2020



Aufzuräumen mit Korruption und Kriminalität, das versprach Jair
Bolsonaro vor Amtsantritt. Stattdessen hat er Minderheiten das Leben
schwer gemacht, den Schutz des Regenwaldes reduziert und in der
Corona-Krise versagt. Nun gibt es nicht nur diverse Ermittlungen gegen
Bolsonaro und seine Söhne, sondern auch die Befürchtung, Brasilien
könne wieder in eine Militärdiktatur hineinrutschen.

Bereits die Kabinettsauswahl [1] Bolsonaros ließ Schlimmes erahnen,
gingen die Posten doch an Militär, Lobby und Evangelikale. Nach
weniger als anderthalb Jahren ist die Lage im Amazonasgebiet
katastrophal. Während 2019 bereits als Rekordjahr für Abholzung und
Zerstörung galt, toppt 2020 diesen traurigen Rekord noch. Mit etwa
dreimal so vielen Regenwaldbränden [2] wie im Vorjahr. Bolsonaro wird
dabei vorgeworfen, ein Klima geschaffen zu haben, welches Farmer
ermutigt, Wald für den Anbau von Soja als Viehfutter oder für
Rinderweiden abzubrennen.

Hinzu kommt, dass der Präsident die brasilianische Umweltschutzbehörde
Instituto Brasileiro do Meio Ambiente e dos Recursos Naturais
Renováveis (Brasilianisches Institut für Umwelt und nachwachsende
naturliche Ressourcen), kurz IBAMA [3] seit Amtsantritt absichtlich
geschwächt haben soll. So entließ er Beamte [4], die sich erfolgreich
gegen die Zerstörungen durch Goldsuchende eingesetzt, illegale Gruben
geschlossen und Maschinen zerstört hatten.

Neben der Natur leidet auch die indigene Bevölkerung unter dem Wunsch
Bolsonaros, die eigentlichen Schutzgebiete für den Bergbau öffnen zu
wollen. Nicht verwunderlich also, dass Bolsonaro neben der
Umweltschutzbehörde auch jene zum Schutz indigener Gruppen,
Fundaçatilde;o Nacional do Índio [5] (Nationale Stiftung des
Indio), kurz Funai, geschwächt hat.

Nachdem die Zerstörung und Gewalt so überhand genommen hat, dass mit
Zezico Guajajara der fünfte Regenwaldschützer in sechs Monaten
ermordet [6] wurde, musste Bolsonaro handeln. Seit dem 11. Mai nun hat
Bolsonaro das Militär in die Amazonasregion entsendet, um die
Zerstörungen einzudämmen [7]. Von Seiten des Umweltschutzes wird
gemahnt, dass kurzzeitige Eingriffe des Militärs die Arbeit der
Umweltschutzbehörde nicht ersetzen können.

Mit über 11.000 verstorbenen Menschen und knapp 170.000 infizierten
Menschen, Weigerungen sich selbst an Corona-Schutzmaßnahmen zu halten,
der Teilnahme an einer Demonstration gegen Eindämmungsmaßnahmen [8]
und der Entlassung seines besonnenen Gesundheitsministers hat
Präsident Bolsonaro sich auch in der Corona-Krise nicht mit Ruhm
bekleckert. Friedhöfe sind überlastet und Gesundheitssysteme drohen
unter der hohen Zahl der schwer erkrankten Menschen zusammenzubrechen.
In der im Nordwesten Brasiliens gelegenen Manaus ist es sogar bereits
so weit. Alle Intensivbetten sind belegt [9], Verstorbene werden,
ähnlich wie in New York, bereits in Kühlcontainern untergebracht.
Obwohl es auch in Manaus Ausgangs- und Kontaktsperren gibt, können
sich nicht alle daran halten. Das drei Milliarden Euro umfassende
Hilfspaket [10] der Regierung umfasst nicht alle Berufsgruppen, so
dass Menschen noch immer gezwungen sind, das Haus zu verlassen und
Geld zu verdienen.

Als wäre das nicht genug, laufen Ermittlungen gegen Bolsonaro und
seine Söhne. Gegen Bolsonaro wird unter anderem in Bezug auf
Verwaltungsrecht, wegen Behinderung der Justiz, wegen passiver
Bestechung, Verleumdung und weiterem Fehlverhalten ermittelt.
Ausgeschlossen ist nicht, dass Untersuchungen weitere Punkte [11] zu
Tage fördern. Nach Gerangel um die Entlassung des Bundespolizeichefs
Maurício Valeixo, Vertrauter des ehemaligen Justizministers Sergio
Moros, und erwünschtem Austausch gegen Alexandre Ramegem, Freund der
Familie Bolsonaros [12], war es zum Rücktritt Moros gekommen. Nun ohne
Amt, belastet Moro mit seinen Aussagen Bolsonaro. So soll der
Präsident, um seine Söhne vor Untersuchungen durch die Polizei unter
Valeixo zu schützen, Einfluss auf die Bundespolizei genommen haben,
indem er Einsicht in geheime Berichte forderte und den Personalwechsel
einforderte. Nachdem der Oberste Gerichtshof die Einsetzung Ramegems
untersagt hatte, ging der Posten an Rolando de Souza, eine Person, die
Ramegem nahesteht.

Bolsonaros Sohn Flávio wird mit der Ermordung der linken Stadträtin in
Rio de Janeiro Marielle Franco [13] in Zusammenhang gebracht. Zudem
scheinen sein Bruder Carlos, der Chef eines Fake-News-Ringes gewesen
sein soll und auch er mit Milizen [14] und der Abzweigung öffentlicher
Gelder in Verbindung zu stehen [15].

In Anbetracht der Lage und des Wunsches zahlreicher Bolsonaro-Fans
nach militärischem Eingreifen in der Corona-Krise [16], ist fraglich,
ob Brasilien nicht Gefahr läuft, wieder in eine Militärdiktatur
zurückzufallen. Entziehen Evangelikale und Militärs Bolsonaro ihre
Unterstützung, könnte dies das Ende der Demokratie in Brasilien sein.


Erstveröffentlichung:

https://hpd.de/artikel/brasilien-bolsonaro-und-militaer-18044


Anmerkungen:

[1] https://hpd.de/artikel/brasilien-waffen-kirche-und-lobbyismus-16350 

[2] https://www.derstandard.de/story/2000117249198/brasiliens-pantanal-brennt-nun-schon-vor-der-waldbrandsaison

[3] https://de.wikipedia.org/wiki/Instituto_Brasileiro_do_Meio_Ambiente_e_dos_Recursos_Naturais_Renov%C3%A1veis
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[7] https://www.derstandard.at/story/2000117359835/bolsonaro-schickt-militaer-zum-kampf-gegen-zerstoerung-nach-amazonien

[8] https://hpd.de/artikel/brasilien-bolsonaro-wetteifert-trump-im-trotz-gegen-corona-massnahmen-nach-17972
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[13] https://www.spiegel.de/politik/ausland/brasilien-ermittlungen-gegen-praesidentensohn-flavio-bolsonaro-a-1249685.html
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HOCHSCHULE/2347: Hochschulen setzen in Zeiten von Corona zunehmend auf Fernstudienmaterial (idw)


Zentrum für Fernstudien im Hochschulverbund - zfh - 27.05.2020

Hochschulen setzen in Zeiten von Corona zunehmend auf
Fernstudienmaterial

zfh-Hochschulverbund unterstützt Hochschulen gezielt bei der Umstellung
auf Online-Studium



Die Coronapandemie zwang auch die Hochschulen in den letzten Wochen zu
komplexen Umstrukturierungen. Mit Beginn des Lockdowns stehen sie seit
Mitte März 2020 vor der Herausforderung, die Lehrveranstaltungen,
Studieninhalte und Prüfungen in ihren Präsenzstudiengängen in kürzester
Zeit auf Online-Formate umzustellen. Hochschulen, die bereits über
langjährige Erfahrung in der Online-Lehre verfügten, sind hier klar im
Vorteil. So beispielsweise die Hochschule Koblenz, die als Teil des
zfh-Hochschulverbundes über eine mehr als 20-jährige Erfahrung in der
Entwicklung und Durchführung von Fernstudiengängen verfügt und an der
heute ca. ein Fünftel aller Studierenden in insgesamt neun
Fernstudiengängen eingeschrieben sind. Da die Kontaktbeschränkungen
aufgrund der Pandemie vermutlich noch eine ganze Zeit bestehen, sind die
Hochschulen aktuell bestrebt, die begonnenen Umstrukturierungen für den
Zeitraum der Pandemie in eine gewisse Kontinuität zu überführen. So
begrüßt die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) die auf den jüngsten
Beschlüssen von Bund und Ländern zur Corona-Pandemie aufbauende
gesellschaftliche Öffnung und warnt zugleich "nachdrücklich vor einer
übereilten und nicht leistbaren Wiederaufnahme des Präsenzbetriebs an den
Hochschulen in Deutschland."

Die vorliegende Expertise der Fernstudiengänge mit ihrem speziell für das
Selbststudium und die Online-Lehre entwickelten Studienmaterial kann
hierbei gezielt unterstützen. Denn E-Learning-Komponenten wie digitale
Studienbriefe, Podcasts, Screencasts und Lernvideos gehören in den
Fernstudiengängen schon lange zur Grundausstattung und können jetzt bei
der Digitalisierung der Präsenzstudiengänge einen hilfreichen und
stabilisierenden Beitrag leisten. Vor diesem Hintergrund profitieren nun
auch die Präsenzstudiengänge der 21 Hochschulen im zfh-Verbund, darunter
acht Hochschulen aus Rheinland-Pfalz, von den über 90 Fernstudiengängen
mit den entsprechenden digitalen Materialien und dem Know-how des
methodischen Vorgehens in der Online-Lehre.

"In der Corona-Pandemie haben unsere rheinland-pfälzischen Hochschulen
ihren Lehrbetrieb sehr erfolgreich auf die Onlinelehre umgestellt. Das
Fernstudiennetzwerk des zfh-Hochschulverbundes zeigt auf, wie gute
digitale Lehre gelingen kann. Durch seine langjährige Erfahrung in den
Fernstudiengängen bietet das Zentrum für Fernstudien im Hochschulverbund
die nötige Kompetenz, um die Digitalisierung der Präsenzlehre zu
unterstützen", so Wissenschaftsminister Konrad Wolf.

Ein gutes Beispiel für den Einsatz von Fernstudienmaterialien in den
Präsenzstudiengängen bieten die Online Brückenkurse Mathematik, mit denen
Studienanfänger/innen in ingenieur-, natur- und
wirtschaftswissenschaftlichen Studiengängen ihre Kenntnisse in Mathematik
auffrischen können. Hochschulen im zfh-Verbund, die in der derzeitigen
Lage in ihrer Präsenzlehre Bedarf an diesen tutoriell begleiteten
Onlinekursen haben, vermittelt das zfh - Zentrum für Fernstudien im
Hochschulverbund kurzfristig passende E-Learning-Komponenten und bietet
ihnen bei Bedarf Unterstützung bei der Organisation des Kursangebotes.

Professorinnen und Professoren technischer Fachbereiche haben bereits
Interesse an digitalen Studienmaterialien der elektro-und
informationstechnischen Fernstudiengänge angemeldet, die im
zfh-Hochschulverbund an den Hochschulen Kaiserslautern, Darmstadt und
Aschaffenburg in Form von berufsbegleitenden Bachelor- und
Masterprogrammen angeboten werden. Das zfh unterstützt den Transfer und
leistet auf diese Weise hilfreiche Synergieeffekte für die Präsenzlehre an
den Hochschulen.


Über das zfh:

Das zfh - Zentrum für Fernstudien im Hochschulverbund bildet gemeinsam mit
21 staatlichen Hochschulen den zfh-Hochschulverbund. Das zfh ist eine
wissenschaftliche Institution des Landes Rheinland-Pfalz mit Sitz in
Koblenz und basiert auf einem 1998 ratifizierten Staatsvertrag der
Bundesländer Rheinland-Pfalz, Hessen und Saarland. Neben den 15
Hochschulen dieser drei Bundesländer haben sich weitere Hochschulen aus
Bayern, Berlin, Brandenburg, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein
dem Verbund angeschlossen. Das erfahrene Team des zfh fördert und
unterstützt die Hochschulen bei der Entwicklung und Durchführung ihrer
Fernstudienangebote. Mit einem Repertoire von über 90 berufsbegleitenden
Fernstudienangeboten in betriebswirtschaftlichen, technischen und
sozialwissenschaftlichen Fachrichtungen ist der zfh-Verbund bundesweit
größter Anbieter von Fernstudiengängen an Hochschulen mit akkreditiertem
Abschluss. Alle zfh-Fernstudiengänge mit dem akademischen Ziel des
Bachelor- oder Masterabschlusses sind von den Akkreditierungsagenturen
ACQUIN, AHPGS, ASIIN, AQAS, FIBAA bzw. ZEvA zertifiziert und somit
international anerkannt. Neben den Bachelor- und Masterstudiengängen
besteht auch ein umfangreiches Angebot an Weiterbildungsmodulen mit
Hochschulzertifikat. Derzeit sind knapp 6.400 Fernstudierende an den
Hochschulen des zfh-Verbunds eingeschrieben.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution697

 * 
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Zentrum für Fernstudien im Hochschulverbund - zfh - 27.05.2020
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FORSCHUNG/1280: Lebensmitteltechnik - Mehle auf Insektenbasis (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 27.05.2020

Lebensmitteltechnik: Mehle auf Insektenbasis



Mit dem Bevölkerungswachstum wird sich der weltweite Bedarf an
tierischen Proteinen nach Einschätzung der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) bis zum Jahr 2050
verdoppeln. Selbst wenn noch freie landwirtschaftliche Flächen erschlossen
würden, ließe sich dieser Bedarf nicht allein durch Fleisch aus der
Viehzucht decken. Deshalb untersuchen Forscherinnen und Forscher des
Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) die Herstellung neuer
alternativer Proteinquellen. Ihr Ziel: Mehle aus Insektenpulver
entwickeln, die sich beispielsweise für die Brotherstellung eignen.

Mit dem Bevölkerungswachstum wird sich der weltweite Bedarf an tierischen
Proteinen nach Einschätzung der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) bis zum Jahr
2050 verdoppeln. Selbst wenn noch freie landwirtschaftliche Flächen
erschlossen würden, ließe sich dieser Bedarf nicht allein durch Fleisch
aus der Viehzucht decken. Deshalb untersuchen Forscherinnen und Forscher
des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) die Herstellung neuer
alternativer Proteinquellen. Ihr Ziel: Mehle aus Insektenpulver
entwickeln, die sich beispielsweise für die Brotherstellung eignen.

Insekten sind in vielen Kulturen, etwa in Asien oder Südafrika, fester
Bestandteil der Ernährung. In Europa sind sie als Nahrungsmittel bisher
eher ein Nischenprodukt. Dabei liegt der Fokus der industriellen
Produktion derzeit auf Mehlwürmern (Tenebrio molitor), deren Larven viele
Proteine aufweisen. "Mehlwürmer haben gegenüber Rindfleisch den Vorteil,
dass sie etwa halb so viel CO2 produzieren und damit die Umwelt weniger
belasten", erklärt Dr. Azad Emin vom KIT. Der Verfahrenstechniker leitet
die Nachwuchsgruppe "Extrusion von Biopolymeren" im Teilinstitut
Lebensmittelverfahrenstechnik (LVT) des Instituts für Bio- und
Lebensmitteltechnik des KIT.

Als unverarbeitetes Lebensmittel - beispielsweise als Snack - lehnen viele
Verbraucherinnen und Verbraucher Insekten noch ab. Erste Studien zeigen
jedoch, dass bei Produkten, bei denen die Insekten nicht mehr erkennbar
sind, die Akzeptanz steigt. Zu Pulver verarbeitet sei eine Einführung in
den deutschen Markt über traditionelle Lebensmittel wie Brot denkbar, das
nach wie vor zu den Hauptenergiequellen gehört, erläutert Emin.
"Weizenmehl mit Insektenanteilen kann das Grundnahrungsmittel mit
Proteinen anreichern und so auch eventuelle Defizite aus anderen
Proteinquellen ausgleichen."

Für die Verarbeitung der Insekten nutzen Lebensmitteltechnikerinnen und
-techniker die Extrusion - ein Verfahren, das schon seit langem genutzt
wird, um zum Beispiel Pasta oder Zerealien herzustellen. Durch Zufuhr von
Wasser entsteht eine teigartige Masse, die zunächst über Schneckenwellen
geführt, erhitzt und schließlich durch eine Düse gepresst wird.
Anschließend wird die trockene Masse gemahlen.

Um eine hohe Verbraucherakzeptanz zu erreichen, sollen sich die neuen
Mehle in Geschmack, Backeigenschaft und Textur kaum von herkömmlichen
Backmehlen unterscheiden. Da der höhere Protein- und Fettgehalt in
Insektenmehlen allerdings zu Veränderungen im Teig führt, untersuchen die
Forscherinnen und Forscher am LVT diese auf ihre physikalischen und
funktionellen Eigenschaften wie Löslichkeit, Wasserhaltevermögen oder
Elastizität. Ziel ist, diese durch das Extrusionsverfahren gezielt so zu
verbessern, dass sie die gewünschten Eigenschaften von Backmehlen
erhalten.

"Ein weiterer Vorteil des Verfahrens ist die Deaktivierung von Enzymen
sowie die Reduktion mikrobieller Kontaminanten. Zusätzlich könnte eine
verbesserte Verdaubarkeit erreicht werden", so Emin. Da bisher wenig über
die Auswirkungen der Extrusionsbedingungen auf die Verdaubarkeit und
Bioverfügbarkeit der in Insekten enthaltenen Nährstoffe bekannt sei,
untersuchen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler diese nun
detailliert in Zusammenarbeit mit dem Max Rubner-Institut. Die Extrusion
in Verbindung mit dem Erschließen neuer Rohstoffe könne auch dem
traditionellen Bäckerhandwerk, insbesondere kleinen Betrieben, neue
Perspektiven eröffnen, auch mit Blick auf Lebensmitteltrends. Die
Zusammenarbeit mit ortsansässigen Betrieben mache außerdem eine regionale
Herstellung und Weiterverarbeitung möglich.

"In unserer weiteren Forschung wollen wir die Anwendbarkeit der
produzierten Mehle im handwerklichen Maßstab überprüfen. Dazu sollen bei
externen Brotprüfungen neben Form und Aussehen auch die
Textureigenschaften untersucht werden. Zusätzlich wollen wir
Personenbefragungen durchführen", berichtet Emin und betont, dass die
gewonnenen Ergebnisse wichtig für die nachhaltig alternative Erschließung
von Lebensmitteln aus Insekten seien.

Die Untersuchungen der Karlsruher Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
sind Teil des Verbundprojekts "Funktionalisierung insekten-basierter Mehle
mittels Extrusion für die Zubereitung von Backwaren". Das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft fördert das Projekt
seit 2019 für die Laufzeit von drei Jahren. Weitere Projektbeteiligte sind
das Max Rubner-Institut, das Europäische Zentrum für
Dispersionstechnologien und die Störrmühle GmbH.



Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9.300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 24.400 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Das KIT ist eine der
deutschen Exzellenzuniversitäten.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 27.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DEMOSKOPIE/882: Fast Dreiviertel der Deutschen finden Corona-Einschränkungen im Rückblick richtig (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

WDR-Umfrage für "Ihre Meinung"

Fast Dreiviertel der Deutschen finden Corona-Einschränkungen im
Rückblick richtig



Fast Dreiviertel (74 Prozent) der Deutschen sagen im Rückblick, dass
die im März beschlossenen Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-Virus
richtig waren. 15 Prozent der Befragten sind der Meinung, dass die
Maßnahmen zu weit gingen. Neun Prozent der Befragten gingen sie
hingegen nicht weit genug. Das ergab eine repräsentative Umfrage des
Meinungsforschungsinstituts infratest dimap im Auftrag der WDR-Sendung
"Ihre Meinung". Befragt wurden deutschlandweit 1005 Wahlberechtigte in
der Zeit vom 18. bis 25. Mai 2020. Die Umfrage ist am Donnerstagabend
(28.5.) Thema in "Ihre Meinung" mit Bettina Böttinger, zu sehen live
ab 20.15 Uhr im WDR Fernsehen sowie in den WDR Livestreams bei
Facebook und YouTube.

Die Lockerungen, mit denen seit Ende April das öffentliche Leben
wieder schrittweise hochgefahren wird, findet mehr als die Hälfte der
Deutschen (58 Prozent) richtig. 25 Prozent der Befragten finden, die
Lockerungen gehen zu weit, während 15 Prozent der Meinung sind, die
Lockerungen gingen nicht weit genug.

Mit der politischen Arbeit des CSU-Vorsitzenden und bayerischen
Ministerpräsidenten Markus Söder in der Corona-Krise sind 70 Prozent
der Deutschen sehr zufrieden bzw. zufrieden; 20 Prozent sind damit
weniger bzw. gar nicht zufrieden. Mit der politischen Arbeit des
NRW-Ministerpräsidenten Armin Laschet (CDU) ist jeder dritte Deutsche
(33 Prozent) sehr zufrieden bzw. zufrieden; 46 Prozent sind weniger
bzw. gar nicht zufrieden.

"Ihre Meinung - Die deutsche-Corona-Politik - zu hart oder zu lasch?"
mit Bettina Böttinger, heute (28.5.), 20.15 Uhr im WDR Fernsehen und
im Livestream.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland

	Fallzahl: 1.005 Befragte

	Erhebungszeitraum: 18.05.2020 bis 25.05.2020

	Erhebungsverfahren: Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Dual Frame

	Schwankungsbreite: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; 
 ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Fragen im Wortlaut:

Zur Eindämmung des Corona-Virus wurden in Deutschland Ende März
verschiedene Maßnahmen beschlossen, die das öffentliche Leben
eingeschränkt haben. Waren diese Einschränkungen alles in allem
richtig? Gingen diese Einschränkungen zu weit oder nicht weit genug?

Seit Ende April werden in Deutschland schrittweise erste
Corona-Maßnahmen wieder aufgehoben. Sind diese Erleichterungen für das
öffentliche Leben alles in allem richtig? Gehen diese Erleichterungen
zu weit oder nicht weit genug?

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit der Arbeit von Politikern
in der Corona-Krise sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht
beurteilen können, geben Sie das bitte an. Sind Sie mit der Arbeit
von ... in der Corona-Krise...?

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 28. Mai 2020

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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HERRSCHAFT/1895: Da ist guter Rat Schäuble ... (SB)




Um sich bei Extremisten nicht anzustecken, rät Wolfgang Schäuble dazu, physisch
und politisch Abstand zu halten. Wenn es nach dem Bundestagspräsidenten
geht, bedarf die Bevölkerung nicht nur der Beratung bei der Auswahl dessen, was sie
sich intellektuell zumutet, sondern auch eines ideologischen Quarantäneregimes,
um nicht an der von ihm vertretenen Sicht der Dinge zu zweifeln. Dekretiert von
der Position des obersten Sachwalters der parlamentarischer Demokratie im
protokollarisch zweithöchsten Amt der Republik kommt Schäubles Weisung das
Gewicht einer Definitionsmacht zugute, der gegenüber die von ihm ins Abseits des
demokratischen Diskurses verwiesenen Extremisten zwar nichts Vergleichbares
aufzubieten haben, die sie jedoch in einem Maße aufwertet, für das sie sich nur
bei ihm bedanken können.

Was dem Bürger erst gesagt werden muß, weil er, so der dem Schäubleschen
Paternalismus implizite Anwurf, nicht über genügend Gehirn verfügt, um
zu erkennen, daß die Leugnung der Coronapandemie oder eine auf die Person von
Bill Gates verkürzte Systemkritik fernab jeder hieb- und stichfesten
Argumentation liegt, schlägt als Ausfluß der Staatsräson in eine ihrerseits
abwegige Sprachregelung um, laut der Kritik an Personen aus den Führungsetagen
des transnationalen Kapitals per se verwerflich und rechtsoffen ist. Der aus dem
Diktum Schäubles und der flankierenden Berichterstattung über
Verschwörungstheorien aller Couleur resultierende Schulterschluß zwischen
regierungsamtlicher Ideologieproduktion und linker Opposition ist seinerseits
ein kaum hoch genug zu schätzender Erfolg der herrschenden Burgfriedenspolitik.

Wer heute noch den Namen Bill Gates, und sei es auf faktisch gut begründete
Weise, in den Mund nimmt, riskiert sich in Gesellschaft der Neuen Rechten und
einer nationalchauvinistischen Globalisierungskritik wiederzufinden, der der
Erfolg des Standortes Deutschland über alles geht und die daher vor keiner
Variante ressentimentgeladener Feindbildproduktion zurückschreckt. Auch wenn
Schäubles "politische Abstandsregeln" in keiner Weise eine Annäherung an linke
Kapitalismuskritik nahelegen, zumal linker Antikapitalismus in
sozialwissenschaftlichen Kreisen als verschwörungstheoretische Disposition
gehandelt wird, hat er aus dem Lager ihrer gestandenen VerfechterInnen
unerwartete Unterstützung erhalten. Anstatt bei der Kritik an Bill Gates oder
anderen UnternehmerInnen zwischen materialistischer Kapitalismusanalyse und der
quasireligiösen Überhöhung einzelner Menschen zum Inbegriff allen Übels zu
unterscheiden, kann die Nennung seines Namens dazu ausreichen, zur DisputantIn
non grata erklärt zu werden.

Jahrzehnte der Aufklärungsabeit sozialer Bewegungen und entwicklungspolitischer
Organisationen über die in vielen Fällen zwar altruistisch wirkende, aber bei
der Verwertung ihrer diversen Forschungs- und Entwicklungsprojekte auf ganz
konventionelle Weise eigennützig wirtschaftende Bill & Melinda Gates Foundation
drohen ebenso im Giftschrank eines Gesinnungsverdachtes zu verschwinden wie die
Grundsatzkritik antikapitalistischer AktivistInnen an der eigenmächtigen
Durchsetzungskraft weltweit operierender Konzerne. Gerade in den letzten Jahren
wurde viel Kritik am philantrophischen oder karitativen Kapitalismus geübt,
deren UrheberInnen sich zumindest darin einig sind, daß die Entscheidungsgewalt
über zentrale gesellschaftliche Fragen wie die der Organisation des
Gesundheitswesens, der Erforschung lebenswichtiger Medikamente, des Ausbaus der
digitalen Infrastruktur, der Entwicklung pädagogischer Konzepte für das
IT-Zeitalter und der Verteilung des gesellschaftlichen Gesamtproduktes in die
Hände demokratischer Institutionen und nicht die dem Eigeninteresse verpflichteter
UnternehmerInnen gehört.

Wenn Hilfsorganisationen wie Brot für die Welt, Global Policy Forum
und Misereor in der Studie "Philanthropic Power and Development" [1]
den Einfluß der Bill & Melinda Gates Foundation auf die globale
Landwirtschaft kritisch beleuchten, wenn die linksliberale
US-Zeitschrift The Nation unter dem Titel "Bill Gates's Charity
Paradox" [2] ausführlich die moralischen Inkonsistenzen der
Stiftungsarbeit untersucht, wenn das Portal German-Foreign-Policy.com
über "Philanthropie als Geschäft" [3] am Beispiel der Zusammenarbeit
zwischen der Stiftung und der Bundesregierung berichtet, wenn Thomas
Konicz die schillernde Blüten treibende Fantasie mancher Menschen
über dämonische Strippenzieher der "Neuen Weltordnung" auf die Füße
einer wert- und ideologiekritischen Kapitalismusanalyse [4] stellt,
ist schon anhand dieser Beispiele aus der Fülle des zum 
Philanthrocapitalism und daraus resultierender Mythenbildung
verfaßten Materials zu erkennen, daß es auch anders geht.

Schließlich ist die mehr oder weniger radikale Linke nicht ganz unbeteiligt an
dem Aufwind, in den regressive Herrschaftskritik im Gefolge der staatlichen
Maßnahmen gegen die Coronapandemie geraten ist. Die seit Beginn der Pandemie
weit klaffende Leerstelle linker Antirepressionsarbeit und Staatskritik
korrespondiert mit dem aus den sogenannten Hygienedemos hervorgegangenen
Potential einer neuen Pegida-Bewegung auf merkwürdige Weise, wenn
Sprachregelungen aus dem Bundeskanzleramt und den bürgerlichen Medien eins zu
eins übernommen werden, um abstrusen Welterklärungsgeschichten wie der
Verteidigung des Rechtes auf schrankenlosen Konsum auch in Pandemiezeiten
entgegenzutreten. Dies findet weniger auf den Gegendemos statt, mit denen die
Aufmärsche der sogenannten Coronarebellen konfrontiert werden, als in sozialen
Netzwerken, worin sich das Gros des verbliebenen linken Diskurses verlagert hat.

Da diese Krise des schon zuvor tief in seiner Reproduktionsfähigkeit
erschütterten Kapitalismus längst nicht vorbei ist, sondern hinsichtlich der
absehbaren wirtschaftlichen Einbrüche und sozialen Nöte gerade erst Fahrt
aufgenommen hat, kann die Kritik an der Neuen Rechten und ihren
BündnispartnerInnen nicht der Bundesregierung oder einem Bundestagspräsidenten
überlassen bleiben, der noch vor kurzem gezeigt hat, wie gut er die
sozialeugenische Konsequenz einer Krise verstanden hat, deren gesellschaftliche
Transformationskraft niemanden unbeschadet läßt [5].

Den darum zu führenden Diskurs pauschal mit dem Stempel "Verschwörungstheorie"
zu versehen, der bei aller Relevanz der Kritik an den regressiven
Rationalisierungen herrschender Gewaltverhältnisse wie ein große Staubsauger
wirkt, dessen Lärm die ohnehin vorherrschende Sprachlosigkeit noch verstärkt,
überließe den Raum gesellschaftlicher Deutungsmacht und politischer Hegemonie
ohne Not womöglich denjenigen, denen an erster Stelle entgegenzutreten ist. Der
in Jahrzehnten mit allen taktischen und strategischen Finessen des
Regierungshandelns vertraute Schäuble jedenfalls wäre der letzte, der dagegen
Einwand erhöbe.


Fußnoten:

[1] https://www.brot-fuer-die-welt.de/fileadmin/mediapool/2_Downloads/Fachinformationen/Sonstiges/study_philanthropic_power_and_development.pdf

[2] https://www.thenation.com/article/society/bill-gates-foundation-philanthropy/

[3] https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8285/

[4] https://www.heise.de/tp/features/Die-Verbrechen-des-Bill-Gates-4727474.html

[5] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/herr1883.html

28. Mai 2020
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KRIEG/1787: KSK - aus Scheiße Bonbons drehen ... (SB)




Ich meine nicht zu übertreiben mit der Feststellung, dass unser
Verband derzeit die schwierigste Phase seiner Geschichte erlebt. (...)
Inmitten unserer Gemeinschaft befanden und befinden sich
offensichtlich noch immer Individuen, die dem sogenannten rechten
Spektrum zuzuordnen sind.

Markus Kreitmayr (Brigadegeneral und KSK-Kommandeur) [1]

Der Waffenfund auf dem Grundstück eines rechtsextremen Elitesoldaten
des Kommandos Spezialkräfte (KSK) der Bundeswehr ist ein Schlag ins
Kontor des deutschen Militarismus. In höchste Aufregung versetzt,
gehen Politik und Streitkräfte umgehend daran, nicht nur
Schadensbegrenzung zu betreiben, sondern die mißliche Affäre beim
Schopf zu packen und zu einem Befreiungsschlag auszuholen. Von nun an
wird rückhaltlos Selbstkritik geübt, aufgeräumt und ausgemistet, so
daß wie ein Phönix aus der Asche eine rundum saubere KSK wie auch eine
unanfechtbar demokratische Parlamentsarmee wiederaufersteht. Es gibt
noch so viel aufzurüsten, aufzumarschieren und Krieg zu führen, wofür
eine ungebrochene Zustimmung der deutschen Bevölkerung die halbe Miete
ist. Sie soll nicht nur duldsam die Lasten ertragen und die Truppe
gleichgültig ihr Werk verrichten lassen, sondern "unseren" Soldatinnen
und Soldaten emphatisch den Rücken stärken, die den verdienten
Wohlstand der Bundesrepublik in aller Welt gegen finstere
Machenschaften und neiderfüllte Hungerleider verteidigen.

Wurde bislang stets beteuert, daß es weder eine Geheimarmee noch
rechtsradikale Netzwerke in der Bundeswehr gebe, die sich auf den Tag
des Umsturzes vorbereiten, so nötigt die Häufung entsprechender
Vorkommnisse doch das Eingeständnis ab, daß längst nicht mehr von
Einzelfällen die Rede sein könne. Man darf also gespannt sein, wie die
angeblichen schwarzen Schafe nicht nur entlarvt und ausgeschieden,
sondern auch unter eine noch zu kreierende Sprachregelung subsumiert
werden. Die politische Neutralität der deutschen Streitkräfte ist im
Dienste der Staatsräson ein zu hohes Gut, als daß man den
ideologischen Flankenschutz schleifen ließe. Schließlich hat es enorme
Mühe gekostet, den Krieg, der nie wieder von deutschem Boden ausgehen
dürfe, in eine legitime Intervention zu verwandeln, die der Humanität
zur Durchsetzung verhilft und nebenbei auch noch den Segnungen
deutscher Wirtschaftskraft allerorten Nachdruck verleiht.

Was nun das KSK betrifft, so dürfen diese Spezialkräfte wie auch das
übrige deutsche Militär grundsätzlich nicht ohne Zustimmung des
Deutschen Bundestages an bewaffneten Einsätzen im Ausland teilnehmen.
Die einzige Ausnahme ist Gefahr im Verzug für deutsche Staatsbürger,
wobei in diesem Fall das Parlament so schnell wie möglich nachträglich
zu befragen ist. Da es die Bundesregierung jedoch selbst nach
abgeschlossenen KSK-Einsätzen ablehnt, zu deren Ablauf und zu Erfolgen
oder Verlusten Stellung zu nehmen, steht das in krassem Widerspruch
zur Parlamentsarmee. Folglich wird das KSK in der Gesellschaft als
ausgewiesene Elitetruppe wahrgenommen, die geheime Einsätze im
Verborgenen und ohne jegliche Kontrolle ausführt. Eine solche
Geheimhaltungspraxis entspricht nicht der politischen Kultur der
Bundesrepublik, in der staatliches Handeln angeblich öffentlich ist.
Dem Vertrauen der Öffentlichkeit in ein rechtmäßiges Handeln der
Truppe ist dieser Widerspruch nicht gerade förderlich.

Was treibt das KSK im Auslandseinsatz? Der Untersuchungsausschuß zur
Kurnaz-Affäre hat dem Verdacht reichlich Nahrung gegeben, daß die
deutschen Spezialkräfte ähnlich oder identisch wie die Eliteeinheiten
anderer Staaten vorgehen. Aus Afghanistan ist dokumentiert, daß
US-Soldaten ganze Dörfer plattmachen, plündern, foltern und morden.
Nach offizieller Version haben KSK-Soldaten nur wenige Gefangene
gemacht und sie wieder laufen lassen. Indessen beklagen ehemalige
KSK-Offiziere eine angebliche Grauzone, da man Verdächtige an die
Amerikaner übergeben habe, die sie dann hingerichtet hätten. Das
häufig kolportierte Szenario, wonach das KSK bei internationalen
Einsätzen nur die zweite Geige spiele, da ihm rechtlich die Hände
gebunden seien, ruft erhebliche Zweifel an der Stichhaltigkeit dieser
Version auf den Plan.

Wenngleich sich daher die Bundeswehr bemüht, den elitären Charakter
des KSK zu relativieren, fällt es doch eher schwer, diese Truppe mit
dem Leitbild des Staatsbürgers in Uniform zu vereinbaren. Zwar betonen
die Streitkräfte allenthalben, daß es für das KSK keine besonderen
rechtlichen Einsatzgrundlagen gebe und es aus diesem Grund auch allen
anderen Bundeswehreinheiten gleichgestellt sei. Doch das Argument, bei
einer Güterabwägung habe die Operationssicherheit absoluten Vorrang
vor dem Recht auf Information der Öffentlichkeit, nährt gravierende
Zweifel an der Legitimität der KSK-Einsätze und legt den Schluß nahe,
daß sie gerade deswegen geheimgehalten werden.

Was hatte der 45jährige KSK-Oberstabsfeldwebel Phillip Sch. in seinem
Privathaus und Garten versteckt, welche die Ermittler des LKA Sachsen
Mitte Mai drei Tage lang auch mit Hilfe eines Baggers durchsuchten?
Wesentlich mehr, als in ersten Meldungen über die Razzia berichtet
wurde. Auf dem Grundstück in dem Dorf Collm in Nordsachsen fand sich
laut einem vertraulichen Papier, das Staatssekretär Peter Tauber
Verteidigungspolitikern im Bundestag überstellt hat, folgende
detaillierte Asservatenliste: Rund 20 Sprengzünder (Typ "Shocktube"),
zwei Kilogramm Sprengstoff, aufgeteilt in vier Blöcke zu je 500 Gramm,
und drei Sprengfolien. Zudem rund zehn Irritationskörper und genauso
viele Signalpatronen, dazu Zünder für Übungshandgranaten.
Sichergestellt wurden darüber hinaus mehrere Schußwaffen, darunter ein
Sturmgewehr Kalaschnikow mit Magazin. Ferner eine Schreckschußwaffe,
zwei Luftdruckwaffen und mehrere Tausend Stück Gewehr- und
Pistolenmunition sowie eine Armbrust, ein Schlagstock, zwei Messer und
einen Sportbogen. Auch wurden NS-Devotionalien sowie Festplatten und
Handys sichergestellt. [2]

Aufgrund dieser Funde ist der KSK-Soldat dringend tatverdächtig, gegen
Waffen- und Sprengstoffgesetze sowie gegen das
Kriegswaffenkontrollgesetz verstoßen zu haben. Er wurde am Tag der
Durchsuchung in der KSK-Kaserne in Calw festgenommen und sitzt seitdem
in Untersuchungshaft. Im Verteidigungsministerium werden die auf den
sichergestellten Asservaten gefundenen Losnummern abgeglichen, um
aufzuklären, woher die Kampfmittel stammen. Der Umfang der gefundenen
Waffen und Waffenteile spricht dafür, daß Philipp Sch. bei der
Beschaffung Hilfe gehabt haben könnte. Bei der Ausgabe von
Bundeswehrmunition herrscht in der Regel ein striktes Vier- oder gar
Sechs-Augen-Prinzip. Wer Tausende Schuß aus offiziellen Beständen
abgezweigt hat, könnte daher zumindest Mitwisser haben. Zu welchem
Zweck der Elitesoldat die Waffen und Sprengstoffe gehortet hat, bedarf
noch des Nachweises. Allerdings legt seine Gesinnung Pläne nahe, wie
sie in rechtsextremen Zirkeln und Strömungen kursieren.

Nach Angaben des Militärischen Abschirmdienstes (MAD) stand der
beschuldigte Soldat schon seit längerem auf einer Liste von
rechtsextremistischen Verdachtsfällen. Daß im rund 1000 Soldaten
umfassenden KSK derzeit 20 derartige Verdachtsfälle gelistet werden,
zeugt von einer ungewöhnlich hohen Quote in der weitgehend
abgeschotteten Elitetruppe. Die meisten verdächtigten Soldaten stammen
offenbar aus der gleichen Kompanie zur Befreiung von Geiseln im
Ausland.

Der Brigadegeneral und KSK-Kommandeur Markus Kreitmayr hat bereits am
18. Mai und damit unmittelbar nach dem Fund des Waffenverstecks in
einem Schreiben an seine Soldaten reagiert. Darin verurteilt er
rechtsextreme Tendenzen in scharfer Form und kündigt Konsequenzen an:
"Ich meine nicht zu übertreiben mit der Feststellung, dass unser
Verband derzeit die schwierigste Phase seiner Geschichte erlebt." Er
spricht von einem "schockierenden Höhepunkt" und warnt: "Inmitten
unserer Gemeinschaft befanden und befinden sich offensichtlich noch
immer Individuen, die dem sogenannten rechten Spektrum zuzuordnen
sind." Extremisten würden entfernt, sollten aber auch aus eigenem
Antrieb gehen, so der Kommandeur.

Ungewöhnlich deutliche Töne schlägt auch die Personalvertretung des
KSK an, wenn sie schreibt: "Auch wenn in der Vergangenheit des KSK
sicherlich gravierende Fehler gemacht wurden, auch wenn manches aus
falsch verstandener Kameradschaft möglicherweise toleriert wurde, so
möchten wir Ihnen gemeinsam als Sprecher der Beteiligungsgremien des
Verbandes zurufen: Das ist nicht das KSK! Das sind nicht wir!" Das
Kommando stehe zur Bundesrepublik Deutschland und seiner
freiheitlich-demokratischen Grundordnung und trete jedem, der diese
ablehne oder nicht mittrage "entschlossen entgegen". Es gehe nun
darum, "ein neues KSK, ein KSK der Zukunft, gemeinsam aufzubauen". [3]

Während die Elitetruppe von oben und unter her Läuterung signalisiert,
um ihre Existenz nicht zu gefährden, legt sich auch die
Verteidigungsministerin ins Zeug. Annegret Kramp-Karrenbauer hat eine
hochkarätig besetzte Arbeitsgruppe installiert, der Generalinspekteur
Eberhard Zorn, KSK-Kommandeur Markus Kreitmayr, die neue
Wehrbeauftragte Eva Högl und Staatssekretär Gerd Hoofe angehören. Das
Ministerium fährt also schweres Geschütz auf, um eine
"Strukturanalyse" der Eliteeinheit durchzuführen und Schlußfolgerungen
zu ziehen, wie rechtsextreme Tendenzen im KSK besser bekämpft werden
können. Kramp-Karrenbauer macht Druck bei der Aufklärung, was auch
daran deutlich wird, daß der Bericht der Arbeitsgruppe bereits Ende
Juni und damit noch vor der Sommerpause dem Parlament vorgelegt werden
soll. Zudem plant das Ministerium eine Gesetzesänderung, um Soldaten
im Fall "schwerer Tatbestände" schneller fristlos entlassen zu können.
Bisher war das nur bis zum Ablauf des vierten Dienstjahres möglich,
künftig sollen fristlose Entlassungen bis zum Ende des achten
Dienstjahrs erlaubt sein. [4]

Nicht so schnell Theaterdonner verschießen, doch dafür gründlicher
nachforschen wollen die Geheimdienstkontrolleure des Bundestags. Der
Bevollmächtigte des Gremiums, Arne Schlatmann, arbeitet bereits seit
Ende 2018 als Sonderermittler an einem Bericht über rechtsextreme
Netzwerke in der Bundeswehr, der bis zum Sommer vorliegen soll. Nun
bezieht er auch die Erkenntnisse von MAD und Verfassungsschutz im
aktuellen Fall ein. Soweit bekannt, erhielt der MAD im Januar einen
ersten Hinweis, wonach Philipp Sch. zu Hause Munition horte. Anfang
Februar informierte der Geheimdienst die Strafverfolgungsbehörden in
Sachsen. Am 23. März erließ das Amtsgericht Dresden aufgrund der vom
MAD gesammelten Hinweise einen Durchsuchungsbeschluß. Das LKA Sachsen
plante in enger Abstimmung mit dem MAD die Razzia für Mitte Mai, die
dann vom 13. bis 15. Mai durchgeführt wurde. Die Chronologie ist
bemerkenswert, vergingen doch gut vier Monate vom ersten Tipp an den
MAD bis zur Razzia. In all dieser Zeit hielt der MAD gegenüber den
Kollegen vom Verfassungsschutz über die Operation dicht.

Die Affäre ist längst zum Politikum geworden, da das Ministerium dem
MAD im Sommer 2019 nach immer neuen Fällen von rechtsextremen Soldaten
aufgegeben hatte, umfassend mit dem Verfassungsschutz zu kooperieren
und Informationen über Rechtsextreme auszutauschen. Damals wurde sogar
der Verfassungsschützer Burkhard Even als Vizepräsident des MAD
eingesetzt, um den engen Schulterschluß der beiden Behörden zu
koordinieren. Nun versucht das Parlamentarische Kontrollgremium,
Details aus der Kommunikation zwischen MAD und Verfassungsschutz bei
den aktuellen Ermittlungen und den anderen KSK-Verdachtsfällen
nachzuvollziehen. Sollte es zwischen den Diensten trotz der Reform im
Sommer 2019 keine enge Verzahnung gegeben haben, könnte es auch für
den Bundeswehrgeheimdienst ungemütlich werden, der sich bislang in der
Rolle des Aufklärers präsentiert hat.


Fußnoten:

[1] www.tagesschau.de/inland/ksk-pruefung-rechtsextremismus-101.html

[2] www.welt.de/politik/deutschland/article208404103/Waffenfund-bei-KSK-Soldat-Sprengmittel-im-Garten.html

[3] www.n-tv.de/politik/AKK-bekaempft-Extremisten-in-Elitetruppe-article21808723.html

[4] www.spiegel.de/politik/deutschland/bundeswehr-annegret-kramp-karrenbauer-setzt-arbeitsgruppe-fuer-analyse-des-ksk-ein-a-10be8c83-86ab-44d4-8b85-6c395d9bb894
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STANDPUNKT/964: "Nukleare Teilhabe" - Ein Schlagwort versetzt Deutschland in Aufruhr (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin / Büro Wien

Ein Schlagwort versetzt Deutschland in Aufruhr

Von Helmut Scheben für INFOsperber, 22. Mai 2020



Von der Airbase Ramstein werden Einsätze von Kampfdrohnen im
Nahen und Mittleren Osten gesteuert. "Nukleare Teilhabe" gehört neben
"China-Virus", "Corona-Rebellen" und anderen zu den Unworten des
Jahres 2020.

"Ostereier suchen", hiess es früher, wenn die Friedensaktivisten
jeweils an Ostern in Büchel demonstrierten. Gemeint waren die
Atombomben, die in unterirdischen Silos auf dem Luftwaffenstützpunkt
Büchel in der Eifel lagern. Das kleine Dorf im Landkreis Cochem-Zell
liegt eine halbe Autostunde entfernt von dem Ort an der Mosel, in dem
ich geboren und aufgewachsen bin. Es handelt sich um rund 20
Nuklearsprengköpfe vom Typ B-61, jeder mit einer Sprengkraft von etwa
50 Kilotonnen. Das ist etwa viermal die Sprengkraft der Bombe, die die
USA auf Hiroshima warfen.

In Deutschland, "von dessen Boden nur Frieden ausgehen wird", wie im
Zwei-plus-Vier-Vertrag beim Zusammenschluss mit der untergegangenen
DDR versprochen wurde, lagern also Atomwaffen, und das wird "nukleare
Teilhabe" genannt.

"Man hat seine eigene Wäsche, man wäscht sie mitunter. Man hat nicht
seine eigenen Wörter, und man wäscht sie nie", schrieb Bert Brecht
1920, zwei Jahre nach dem Ende des Ersten Weltkrieges, in sein
Tagebuch. Das Schlimmste sei, wenn die Dinge sich in Wörtern
verkrusteten, betonte er. Die Wörter müssten "aufgestachelt werden,
enthäutet, bös gemacht." Man müsse sie "füttern und herauslocken unter
der Schale".


Teilnahme ist aktiv, Teilhabe passiv

Die "nukleare Teilhabe" ist ein solcher Begriff, den es zu enthäuten
gilt. Er stammt von den Kommunikations-Spezialisten der Denkfabriken
der NATO und bezieht sich auf die Tatsache, dass auf deutschem
Territorium US-Atomwaffen stationiert sind, über die die deutsche
Regierung keinerlei Verfügungsgewalt hat. Im sogenannten "Bündnisfall"
sollen diese Waffen von deutschen Kampfjets über einem Land abgeworfen
werden, das von der NATO als "feindlicher Angreifer" angesehen wird,
also nach aktuellem Stand der Drehbücher zum Beispiel Russland oder
China.

Deutschland soll demzufolge an einem eventuellen Atomkrieg und der
entsprechenden Planung teilnehmen, aber das von den NATO-Bürokraten
verbreitete Wording heisst nicht "Teilnahme", sondern "Teilhabe".
Allein in diesem subtilen Austausch zweier Buchstaben offenbart sich,
dass Fünf-Sterne-Generäle auch in der Propagandaküche auf
Fünf-Sterne-Niveau kochen lassen.

Teilnahme ist aktiv, das bedeutet: Ich tue etwas. Teilhabe ist dagegen
eher passiv, das heisst: Ich habe etwas zu bekommen, mir steht etwas
zu. Das semantische Förderband des Wortes Teilhabe transportiert
allerhand Positives: von Beteiligung, Mitwirkung bis hin zu
Mitbestimmung und Integration. Teilnahme hingegen kann positive, aber
auch negative Assoziationen auslösen, am Ende der Assoziationskette
steht dann zum Beispiel das bekannte Sprichwort: Mitgefangen,
mitgehangen.

Im Vergleich mit Teilnahme ist Teilhabe einfach die reine Entspannung:
Das Wort führt uns in den Wellnessbereich von "Partnerschaft für den
Frieden", "Bündnis-Solidarität" und "Schutzschirm".


"Wer die Bedeutung der Wörter bestimmt, bestimmt den
Diskurs"

"Wer die Sprache hat, hat die Macht", schrieb kürzlich der Historiker
Volker Reinhardt in der Neuen Zürcher Zeitung. Denn: "Wer die
Bedeutung der Wörter bestimmt, bestimmt den Diskurs. Und wer den
Diskurs beherrscht, beherrscht Meinungen und Emotionen (...) Am
durchschlagendsten und durchsetzungsfähigsten ist Sprach-Macht, wenn
sie neue Begriffe lanciert, deren Bedeutung festschreibt und damit
Wortfesseln, ja regelrechte Wortgefängnisse konstruiert. Denn auf
diese Weise werden der Öffentlichkeit nicht nur neue Termini, sondern
zugleich ganze Wertsysteme aufgezwungen."

In ein solches Wertsystem gehört die "Nukleare Teilhabe". Nämlich die
aus dem Kalten Krieg stammende Doktrin der nuklearen Abschreckung.
Aufs Vulgärspsychologische heruntergebrochen: Wenn der Knüppel des
Hans genau so dick ist wie der des Heiri, dann werden sie nicht
aufeinander losgehen.

Mitten in der Corona-Krise melden sich nun in Deutschland führende
Sozialdemokraten zu Wort, die diesen Lehrsatz erneut in Frage stellen:
"Atomwaffen erhöhen unsere Sicherheit nicht", sagte der
SPD-Fraktionschef Rolf Mützenich dem Berliner "Tagespiegel". Und der
SPD-Vorsitzende Norbert Walter-Borjans schrieb an die "Frankfurter
Allgemeine Sonntagszeitung": "Ich vertrete eine klare Position gegen
Stationierung, Verfügungsgewalt und erst recht den Einsatz von
Nuklearwaffen." [1]

Jetzt ist Feuer im Dach. Vom Koalitionspartner CDU kommt
erwartungsgemäss scharfe Ablehnung. Das Thema sei "nicht
verhandelbar", erklärte kurz und bündig Johann Wadephul,
stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU Bundestagsfraktion. Ähnlich
tönt es von der FDP. Man fürchtet, SPD, Grüne und Linke könnten die
enorme Schuldenlast, die sich der Staat mit der Corona-Krise
aufbürdet, als Argument für Sparübungen am Militärbudget nutzen.


Verlustwarnung in der Militärindustrie

Es geht dabei unter anderem um ein grosses Rüstungsgeschäft mit den
USA. Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer hatte
angekündigt, sie wolle in den USA 45 Kampfflugzeuge vom Typ F-18
kaufen, um die alte deutschen Tornado-Flotte teilweise zu ersetzen.
Die F-18 sollen dann auftragsgemäss im Ernstfall die Atomwaffen ins
Ziel bringen.

In Kreisen der Militärindustrie hat die Seuche in den vergangenen
Monaten Friedens-Alarm und schärfste Verlustwarnung ausgelöst.
Tatsache ist, dass sich in der Pandemie weltweit unter den politischen
Eliten Leute zu Wort melden, die sagen, man habe jetzt genug Geld für
Waffen ausgegeben und müsse sich angesichts von Krise und Verschuldung
auf Gesundheit und Bildung konzentrieren. Uno-Generalsekretär Antonio
Guterres rief zu einem sofortigen Waffenstillstand in allen
Konfliktgebieten auf: "Beendet die Seuche namens Krieg und bekämpft
die Seuche, die unsere Welt verwüstet." [2]

Wenn in den vergangenen Monaten etwas in der Weltpolitik verblüffend
war, dann war es nicht die Pandemie. Vor dem Auftreten eines
derartigen Virus-Typs hatten chinesische Wissenschafter in
Zusammenarbeit mit ihren westlichen Kolleginnen und Kollegen schon
seit Jahren in medizinischen Fachzeitschriften gewarnt.


Durchsichtige Vorwürfe gegen China

Für Beobachter mit mehr als zwei Meter Abstand war das Frappierende
etwas ganz Anderes: Nämlich zu beobachten, wie die Corona-Krise innert
kürzester Zeit als Initialzündung für eine erbitterte Debatte um
feindliche Bedrohung und die Notwendigkeit der Aufrüstung herhalten
musste. Es war die Stunde der Ideologen. Reflexartig reagierten sie
auf den Notstand mit der ihnen eigenen Art der Prävention: Aufrüsten
als Heilmittel gegen jeglichen Kontrollverlust.

Von dem Vorwurf, China führe "eine globale Desinformationskampagne"
und habe den Ausbruch der Seuche verheimlicht, um dem Westen zu
schaden, über dunkle Andeutungen, das Virus stamme aus einem
chinesischen Labor, bis hin zu der Forderung, China müsse jetzt "zur
Rechenschaft gezogen werden", war jedes Argument zu hören und zu
lesen. Dass solche Darstellungen oft nicht von verwirrten Bürgern
stammten, sondern von Leuten wie Mike Pompeo, Donald Trump und den
möglichen, wahrscheinlichen, geheimen, aber unausweichlichen
"Erkenntnissen westlicher Geheimdienste", löste in den meisten Medien
kaum Befremden aus. Man registrierte es schulterzuckend und war im
Übrigen beschäftigt mit der täglichen Corona-Statistik.

An einem gewissen Punkt wurde die Sache aber dann doch allzu
durchsichtig. Da titelte sogar die Neue Zürcher Zeitung, der man kaum
ansteckende Chinophilie unterstellt: "China wird Amerikas Sündenbock
für alles." [3]

Donald Trump fürchtet, der Virus könnte ihn den Wahlsieg kosten. Die
US-Linke schreibt die Krise seinem anfänglichen Zögern zu. Sie nennt
Trump bereits "Murderer in Chief" [4] und zelebriert die tägliche
Statistik der Todesfälle nie ohne den Hinweis, der Präsident habe
"Blut an seinen Händen".

Gegen solchen Popularitätsverlust war die Warnung vor einer Bedrohung
von aussen noch stets ein wirksames Mittel: Nicht das Kaputtsparen des
Gesundheitssystems ist schuld am Desaster, sondern der Chinese Xi
Jinping.


"Ausstieg aus der nuklearen Abschreckung"

In dieselbe Kerbe hauen die PR-Leute der NATO. Sie nutzten derzeit mit
Fleiss ihren Zugang zu den grossen westlichen Medien, um die Litanei
zu rezitieren, die in Kürze quasi zu einer Art Corona-Doktrin mutiert
ist: Die NATO muss nun Stärke zeigen, wenn wir nicht wollen, dass
China in das Machtvakuum stösst. Denn die USA, der "Leader of the Free
World", habe schlapp gemacht, wie CDU-Politiker Friedrich Merz
(Vorstandsmitglied der deutsch-amerikanischen "Atlantik-Brücke")
festhält (NZZ 11. Mai 2020) Die Weltlage bleibe bedrohlich, heisst es
in der Süddeutschen Zeitung, denn "Putins Soldaten sind kriegserprobt
(..) Zudem drängt China auf die Weltbühne und fordert die USA heraus."
[5]

Michael Rühe, Leiter des NATO-Referats "Hybride Herausforderungen"
warnte letzten Samstag in der Neuen Zürcher Zeitung vor einem Worst
Case Szenario, sollte Deutschland die "nukleare Teilhabe" aufgeben:
"Für viele, die Deutschlands Ausstieg aus der Teilhabe fordern, geht
es vermutlich ohnehin nicht um die Hinwendung zu einer alternativen
nuklearen Option im europäischen Rahmen. Es geht vielmehr um den
endgültigen Ausstieg aus der nuklearen Abschreckung schlechthin."

Deutschland atomwaffenfrei? Das wäre nach Rühe selbstverständlich so
etwas wie der Untergang des Abendlandes. Was bei all dem wenig
Erwähnung findet: Die "nukleare Teilhabe" Deutschlands beschränkt sich
in der militärischen Wirklichkeit auf ein Verhältnis von Befehl und
Gehorsam. Die Bundesrepublik Deutschland hat in Bezug auf die
militärischen Operationen der USA keine Souveränität.

Die Airbase Ramstein ist der grösste militärische Stützpunkt der
US-Air Force ausserhalb der USA. Dort werden im Air and Space
Operations Center die Einsätze von Kampfdrohnen im Nahen und Mittleren
Osten gesteuert. Die Nutzung deutscher Flughäfen für militärische oder
geheimdienstliche Zwecke, die Überwachung der Telekommunikation durch
US-Nachrichtendienste wie NSA oder das sogenannte "Updating" des
Nuklear-Arsenals: Bei all dem hat die deutsche Regierung nicht
mitzureden. Ein kompliziertes Geflecht von Verträgen, die von den
Alliierten Besatzungsmächten nach 1945 mit Deutschland abgeschlossen
wurden, schränkt die deutsche Handlungsfähigkeit in Sicherheitsfragen
ein, und das ist bis heute so.

2011 verlangte die Bundestags-Fraktion der Linken von der deutschen
Bundesregierung Auskunft über diese Problematik. In der Kleinen
Anfrage heisst es unter anderem: "Bis heute gibt es keine umfassende
regelmässige Unterrichtung der Bundesregierung über den Aufenthalt und
die Tätigkeiten ausländischer Streitkräfte in Deutschland sowie über
die gewährten Sonderrechte."

An anderer Stelle heisst es: "In den letzten 10 Jahren wurde
insbesondere durch die US-Streitkräfte deutlich vor Augen geführt, wie
gross die Defizite in der Transparenz und Kontrolle der Aktivitäten
der ausländischen Streitkräfte sind. Die Nutzung des deutschen
Luftraums durch die USA für illegale Verschleppungen von Terroristen
sowie die Verschiebung von Truppen für den Angriff auf den Irak ohne
Mandat der Vereinten Nationen, die Unklarheiten bezüglich der Menge
der in Deutschland stationierten Atomwaffen, die Einrichtung und der
Betrieb von Führungsstäben für unilaterale US-Militärinterventionen"
(...) [6].

Die Bundesregierung antwortet am 14. April 2011 auf die rund 40 Punkte
der Anfrage mit einer Stellungnahme, die aus Verweisen auf Paragraphen
von Verträgen besteht. Wer sich mit der Hoffnung auf Information durch
die 20 Seiten quält, der scheitert meist am Versuch, das
Juristendeutsch zu dechiffrieren. Immer wieder stösst man indessen auf
Sätze wie diesen: "Eine vertraglich festgelegte Berichtspflicht der
ausländischen Streitkräfte besteht nicht." Oder: "Auf Grund der
Vorschriften zur Aufbewahrung von Schriftgut müssen die nachfolgenden
Angaben (...) ohne Gewähr bleiben."

Hervorgehoben wird jedoch, die deutsche Regierung arbeite "eng mit den
Behörden der Stationierungskräfte zusammen." Es bestehe somit kein
Anlass zu völkerrechtlicher Besorgnis. Alles sei in Ordnung.

So geht das seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges, das heisst, seit
dem Besatzungsstatut von 1949, dem Truppenstatut von 1951 und dem
Aufenthaltsabkommen von 1954. Jeder Versuch, Klarheit über die
beschränkte deutsche Souveränität zu schaffen oder diese
wiederherzustellen, wird abgeblockt oder endet an
sicherheitsrelevanter Geheimhaltung. Auch alle Vorstösse der
Legislative, Deutschland atomwaffenfrei zu machen - zuletzt 2010 mit
der Zustimmung aller Parteien - sind offensichtlich am Veto der USA
gescheitert, wie auch immer dieses Veto offiziell mit juristischem
Brimborium verkleistert wurde.

Unter Präsident Obama wurde auf Betreiben von Aussenministerin Hillary
Clinton ein Programm zur "Modernisierung" der US-Atomwaffen in Höhe
von 1,3 Billionen Dollar (engl. 1.3 Trillion) für die nächsten 30
Jahre ohne grössere Diskussionen durch den Kongress gewinkt. Ein
gewaltiges Wirtschaftsförderungsprogramm, das eine neue internationale
Rüstungsspirale in Gang setzte. China und Russland sahen sich
veranlasst nachzuziehen. Unter Präsident Trump stieg Washington aus
dem Vertrag zur Abrüstung landgestützter atomarer Mittelstreckenwaffen
(INF) aus. Als Begründung wurde angegeben, Russland verletze das
Abkommen mit seinem System der Mittelstreckenraketen. Russland stieg
daraufhin ebenfalls aus dem INF-Vertrag aus.


"Ein himmelschreiender Anschlag"

Der legendäre US-Journalist und Friedensaktivist Norman Cousins
publizierte 1987 sein Buch "The Pathology of Power". Im Vorwort
schrieb der US-Diplomat George F. Kennan: "Würde die Sowjetunion
morgen im Ozean versinken, so müsste der militärisch-industrielle
Komplex der USA unverändert solange bestehen bleiben, bis ein anderer
Feind erfunden würde. Alles andere wäre ein unannehmbarer Schock für
die amerikanische Industrie."

Ende November 2019 besuchte Papst Franziskus Hiroshima. In seiner
Ansprache sagte er: "Der Frieden und die internationale Stabilität
sind unvereinbar mit jedem Versuch, sie auf der Angst der
gegenseitigen Zerstörung aufzubauen." Das Wettrüsten vergeude
wertvolle Ressourcen, die zugunsten der Entwicklung der Völker und des
Umweltschutzes verwendet werden könnten.

Und weiter: "In der Welt von heute, wo Millionen von Kindern und
Familien unter menschenunwürdigen Bedingungen leben, ist es ein
himmelschreiender Anschlag, wenn für die Herstellung, die
Modernisierung, den Erhalt und Verkauf von Waffen mit immer stärkerer
Zerstörungskraft Gelder ausgegeben und damit Vermögen erzielt werden."


Anmerkungen:

[1] https://www.nzz.ch/international/spd-spitze-will-us-atomwaffen-aus-deutschland-verbannen-ld.1554664

[2] https://www.zdf.de/nachrichten/politik/coronavirus-guterres-waffenstillstand-weltweit-un-generalsekretaer-100.html

[3] https://www.nzz.ch/international/coronavirus-china-wird-amerikas-suendenbock-fuer-alles-ld.1554857

[4] https://www.commondreams.org/views/2020/05/12/murderer-chief-donald-trump-and-tens-thousands-coronavirus-dead?cd-origin=rss&utm_term=AO&utm_campaign=Daily%20Newsletter&utm_content=email&utm_source=Daily%20Newsletter&utm_medium=Email

[5] https://www.sueddeutsche.de/politik/nato-corona-usa-sicherheit-1.4877091

[6] https://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/055/1705586.pdf


Link zur Erstveröffentlichung:
 
https://www.infosperber.ch/Politik/Ein-Schlagwort-versetzt-Deutschland-in-Aufruhr


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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FRAUEN/845: "Der Vergewaltiger bist du!" - Der Ursprung einer globalen feministischen Mobilisierung (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

"Der Vergewaltiger bist du!" - Der Ursprung einer globalen 
feministischen Mobilisierung

Von Eugenia Palieraki, Athen, 22. April 2020






[image: Performance, Frauen mit erhobenen, gekreuzten Händen - Bild: © Pressenza Athen]

Die Choreographie von Las Tesis hat feministische Performances in
vielen Ländern inspiriert. Hier ein Ausschnitt aus Athen, 22.12.2019


Bild: © Pressenza Athen



Die Performance "Ein Vergewaltiger auf deinem Weg" [1] des
chilenischen Künstlerkollektivs Las Tesis (D. Valdés, S. Sotomayor, P.
Cometa, L. Cáceres) war ein großer und unerwarteter Erfolg, zuerst in
Chile und dann auf der ganzen Welt.

Könnte dieser feministische Erfolg konjunkturell sein? Entgegen dem
Anschein ist die Performance von Las Tesis kein isoliertes Phänomen,
sichtbar gemacht durch die soziale Explosion, die Chile seit Oktober
2019 erschüttert hat und die das Land an erste Stelle der
Medienlandschaft gebracht hat.

"Ein Vergewaltiger auf deinem Weg" schöpft seine Kraft sowohl aus dem
Talent der jungen Künstlerinnen und Autorinnen, die sich von der
chilenischen feministischen Bewegung inspirieren lassen und der sie
angehören. Es handelt sich hierbei um eine Bewegung von
außerordentlicher feministischer Dynamik, die sich in die Tradition
des lateinamerikanischen, insbesondere des argentinischen Feminismus,
einfügen und diese Tradition, durch die Erfindung neuer
Handlungsrepertoires in denen die performative Kunst eine vorrangige
Rolle spielt, erneuern konnte.


Von Argentinien nach Chile: ein erneuerter Feminismus
überquert die Anden

Chile entstieg 1990 aus einer 17-Jährigen Diktatur, behielt jedoch
einen Teil der Institutionen und des politischen Personals aus der
Pinochet Regierung. Argentinien seinerseits durchlebte ein kürzeres
und viel brutaleres Militärregime als Chile, das im Jahr 1983
zusammenbrach. Die argentinische Zivilgesellschaft konnte so mit dem
diktatorischen Vermächtnis brechen und seine Tatkraft zurückgewinnen.

Aus diesem Kontext hat sich die argentinische feministische Bewegung
neu konstituiert. Ab 1986 wurde das Nationale Frauentreffen [2]
zu einer obligatorischen jährlichen Versammlung und zum Ort für die
Entstehung neuer Ideen und Mobilisierungen. In den Jahren 2000 bis
2010 hat sich der argentinische Feminismus für eine Reihe von Anliegen
engagiert, die später von der chilenischen Bewegung aufgenommen wurden
und auf die "Ein Vergewaltiger auf deinem Weg" implizit oder explizit
verweist.

An erster Stelle ist der Kampf für die Legalisierung des freiwilligen
Schwangerschaftsabbruchs. In Argentinien wurde das grüne Tuch zum
Symbol dafür. Es ist erkennbar an den Outfits der Teilnehmer*Innen der
Las Tesis Performances.

An zweiter Stelle des argentinischen Feminismus und seiner
Bewegung #NiUnaMenos ("Nicht eine weniger") steht der Kampf gegen
Gewalt gegen Frauen. In Argentinien wie auch in ganz Lateinamerika
unterliegen Ärzte und medizinisches Personal, die Abtreibungen
vornehmen, ebenso wie die Frauen selbst schweren Strafen. Auf der
anderen Seite wird Gewalt gegen Frauen, ob sexuell oder nicht, und
Feminizide selten bestraft und die Strafen fallen verhältnismäßig
gering aus. Die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen steht im
Mittelpunkt der Performance von Las Tesis.


Gewalt gegen Frauen als Symptom eines kranken Systems

Anders als bei der #MeToo Bewegung, die sich auf einzelne
Missbrauchsfälle konzentriert, integriert "Ein Vergewaltiger auf
deinem Weg" Gewalt gegen Frauen in eine systemische Erklärung. Damit
folgt Las Tesis Rita Segato [3], Gallionsfigur des argentinischen
Feminismus.

Rita Segatos akademische Karriere und Forschung hat sie von Brasilien
über Mexiko bis nach Mittelamerika geführt. In Brasilien befragte sie
verurteilte Sexualstraftäter. In Mexiko untersuchte sie die Femizide
im Norden des Landes, wofür die Stadt Ciudad Juárez in den 1990er
Jahren traurigerweise zu einem Symbol wurde. In Guatemala und El
Salvador untersuchte Rita Segato den Einsatz von sexueller Gewalt
gegen Frauen als Kriegswaffe in Bürgerkriegen oder als politisches
Instrument, das von der Polizei zur "Disziplinierung" bestimmter
sozialer oder ethnischer Akteure eingesetzt wird.

Daraus hat sie eine Reihe von Schlussfolgerungen gezogen, die der
allgemein akzeptierten gesellschaftlichen Darstellung des
Vergewaltigers als unsozial und des Femizids als Verbrechen aus
Leidenschaft zuwiderlaufen. Rita Segato argumentiert, dass solche
Gewalt in Wirklichkeit den geltenden sozialen Gesetzen folgt. Sie wird
von den Akteuren als ein sozialer Akt erlebt, der weniger die
weiblichen Opfer betrifft, als die Männer selbst und der darauf
abzielt, eine Männlichkeit zu bekräftigen, die durch Arbeitslosigkeit
oder eine erniedrigende und langweilige Beschäftigung untergraben
wird. Für das Militär oder die Polizei kann diese Gewalt zu einer
antisubversiven Taktik werden, um sozialen Protest zu neutralisieren
oder zu bestrafen.

Wie lässt sich erklären, dass Femizide und Gewalt gegen Frauen oft
straffrei bleiben? Rita Segato sieht den Beweis in einem Justizsystem,
das bewusst blind gegenüber der systemischen Natur von
geschlechtsspezifischer Gewalt ist. Dementsprechend ordnet das System
diese Gewalt dem privaten Raum zu und verweist sie auf die
unkontrollierbaren individuellen Impulse des Aggressors oder eine
"provokative" Haltung des Opfers.

Die Texte zur Choreographie von "Ein Vergewaltiger auf deinem Weg"
geben die Thesen von Rita Segato wieder. "Der Vergewaltiger bist du"
bedeutet genau das: Vergewaltiger sind keine Individuen außerhalb der
Norm und außerhalb der Gesellschaft. Die Worte "Es sind die Polizei,
die Richter, der Staat, der Präsident" prangern das Justizsystem oder
den Einsatz sexueller Gewalt als Waffe durch die Polizei oder die
politischen Behörden an. Darüber hinaus ist der Titel der Performance
eine Parodie auf den Titel der chilenischen Polizeihymne: "Ein Freund
auf deinem Weg." [5]

Die Choreographie wurde zum ersten Mal am 18. November 2019 vor einer
Polizeistation aufgeführt, denn seit Beginn der Mobilisierung wurden
der chilenischen Polizei mehr als 200 Fälle sexuellen Missbrauchs
vorgeworfen.


Der chilenische Feminismus vor Oktober 2019

Die Performance von Las Tesis orientiert sich an den Thesen und
Kämpfen der argentinischen Feministinnen. Ihr wichtigster Nährboden
ist jedoch der chilenische Feminismus. Seit 2011 verzeichnet dieser
ein großes Wachstum, vor allem dank der Mobilisierungen von
Student*Innen für kostenlose, öffentliche und qualitativ hochwertige
Bildung, bei denen die Präsenz von Frauen bemerkenswert hoch war.

Ab 2015 wurde das studentische Engagement von Frauen explizit
feministisch. Es wurde über viele Fälle von sexueller Belästigung und
Missbrauch von Studentinnen durch Lehrkräfte berichtet. Im Jahr 2018
organisierten Studentinnen über die Zeit eines Semesters feministische
Streiks und Besetzungen.

Unter dem Impuls dieser neuen Generation kamen am 8. März 2018 beim
chilenischen feministischen Streik mehrere Hunderttausend Menschen
zusammen. Daraus folgend entstand die Coordinadora 8M. Sie bringt
feministische Kollektive zusammen und ist ein Treffpunkt für
verschiedene Generationen von Aktivistinnen. Sie ist auch eine
kraftvolle Stimme der Verurteilung der starken sozialen
Ungerechtigkeit in Chile. In Anbetracht der Tatsache, dass Frauen zu
den Hauptopfern eines ungleichen Systems gehören, jedoch nicht die
einzigen sind, begann Coordinadora 8M bereits vor Oktober 2019 damit,
sich anderen Kollektiven, insbesondere Mapuche und Ökolog*Innen,
anzunähern.


Der Feminismus, eine starke treibende Kraft für
Mobilisierungen

Im Oktober 2019 fand die Zusammenführung der Feministinnen mit den
anderen mobilisierten Sektoren schnell statt. Der Feminismus wird zu
einer mächtigen treibenden Kraft der Mobilisierungen. Seine
Vorreiterrolle erklärt sich sowohl aus der Dynamik dieser jungen
Generation, die sich die Ideen und historischen Ursachen des
lateinamerikanischen Feminismus angeeignet hat, als auch aus der
Fähigkeit, das Repertoire des politischen Handelns neu zu erfinden.

Dabei spielen zahlreiche Kollektive von Künstlerinnen und
Feministinnen, darunter auch Las Tesis, eine entscheidende Rolle. Ihre
performative Kunst inszeniert den weiblichen Körper und appelliert an
das Gewissen. Die Körper von Frauen offenbaren sich, entblößen sich,
um uns daran zu erinnern, dass sie in der Gesellschaft privilegierte
Ziele von Gewalt sind. Sie enthüllen sich auch, um Frauen dazu
einzuladen, ihre Körper zu einem Werkzeug der Emanzipation zu machen.
Es geht darum, mit dem oft damit einhergehenden Scham- oder
Schuldgefühl zu brechen, ebenso wie mit der Ausbeutung am
Arbeitsplatz, mit der erlittenen Gewalt, und mit der sozialen
Kontrolle über die eigene Fortpflanzungsfunktion.

Die Stärke von "Ein Vergewaltiger auf deinem Weg" kommt daher: Diese
Performance ist das Echo eines Kampfes für Emanzipation, für
Gleichberechtigung und gegen Missbrauch und Gewalt. Ursachen, die
heute Millionen von Frauen in Chile und auf der ganzen Welt
zusammenführen.


Die Übersetzung aus dem Französischen wurde von Susanne
Grönsfeld vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Über die Autorin

Eugénia Palieraki ist Dozentin für Lateinamerikanische Geschichte und
Zivilisation an der Universität Cergy Paris (CY). Ihre Forschung
konzentriert sich auf die politische und soziale Geschichte der
lateinamerikanischen "neuen Linken" der 1960er und 1970er Jahre und
erst seit kurzem befasst sie sich mit Lateinamerika und der Dritten
Welt zu Zeiten des Kalten Krieges. Sie hat die Monographie ¡La
revolución ya viene! El MIR chileno en los años 1960 (Santiago du
Chili, LOM, 2014) publiziert und schreibt regelmäßig für die
griechische Tagespresse über politische Nachrichten aus Lateinamerika.


Quelle: Idées pour le Dévelopment, 21 janvier 2020.

https://ideas4development.org/violeur-toi-origines-mobilisation-feministe-mondiale/

Der Schattenblick veröffentlicht den Artikel mit der freundlichen
Genehmigung der Autorin.


Anmerkungen:

[1] https://www.pressenza.com/de/2019/12/ein-vergewaltiger-auf-deinem-weg-chilenische-performance-geht-weltweit-viral/

[2] http://encuentrodemujeres.com.ar/

[3] https://www.youtube.com/watch?v=tww2IwkvUiY

[4] https://www.youtube.com/watch?v=tww2IwkvUiY

[5] https://www.elclarin.cl/2019/12/11/de-un-amigo-en-tu-camino-a-un-violador-en-tu-camino/
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LEISTUNGEN/663: Regelsätze zu niedrig - Umfrage zu Kosten des täglichen Lebensunterhalts (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 28. Mai 2020

Regelsätze zu niedrig: Umfrage zu Kosten des täglichen Lebensunterhalts
untermauert Notwendigkeit finanzieller Soforthilfen für die Ärmsten



Nach einer repräsentativen Umfrage gehen die allermeisten Menschen, konkret
80 Prozent der Bevölkerung, nicht davon aus, dass die in Hartz IV und
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung vorgesehenen Regelsätze
ausreichen, um den Lebensunterhalt bestreiten zu können. Der Betrag, der im
Durchschnitt zur Deckung des täglichen Lebensunterhalts eines Erwachsenen
(ohne Wohnkosten) als nötig erachtet wird, liegt mit 728 Euro pro Monat um
fast 70 Prozent über dem, was einem alleinlebenden Grundsicherungsbezieher
derzeit tatsächlich regierungsamtlich zugestanden wird (432 Euro). Zum
Zeitpunkt der Umfrage (Anfang März) noch nicht einmal berücksichtigt sind
dabei zusätzliche coronabedingte Mehrausgaben wie etwa durch steigende
Lebensmittelpreise oder für Schutzmasken und Desinfektionsmittel. Der
Paritätische Wohlfahrtsverband bewertet die Ergebnisse als weiteren Beleg
für die Notwendigkeit finanzieller Soforthilfe für arme Menschen und
fordert ein Konjunkturprogramm gegen Armut.

"Die Ergebnisse sind wenig überraschend, aber dadurch nicht weniger
alarmierend: Die Höhe der Grundsicherungsleistungen, dies zeigt diese
Umfrage einmal mehr in entblößender Klarheit, hat mit der
Lebenswirklichkeit, mit Praxis und Alltagserfahrung der Menschen nichts zu
tun. Die Regelsätze sind trickreich kleingerechnet, lebensfern und in
keiner Weise bedarfsgerecht", bilanziert Ulrich Schneider,
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands. "Spätestens in
Krisen-Zeiten wie jetzt während der Corona-Pandemie bedeuten diese
beschämenden Armutssätze nicht mehr nur zermürbenden Alltagskampf, sondern
bittere, existenzielle Not." In Zeiten der Corona-Krise sticht insbesondere
ins Auge, dass der durch die Befragten im Durchschnitt für Ernährung
veranschlagte Bedarf mit 300 Euro im Monat sogar doppelt so hoch ist wie
der Betrag, den die Bundesregierung in ihrem Regelsatz rechnerisch für
Ernährung als ausreichend erachtet. Die notwendigen Ausgaben für
Körperpflegeprodukte werden von den Befragten gleich fast dreimal so hoch
wie von den Statistiker*innen der Bundesregierung veranschlagt.

Dass die Große Koalition aus SPD und Union trotz der offenkundigen Not der
Betroffenen ausgerechnet den Ärmsten während der Corona-Krise finanzielle
Hilfe bisher verweigert, sei gerade auch angesichts der aktuellen Debatte
über milliardenschwere Konjunkturprogramme ein Skandal, kritisiert der
Paritätische. "Es ist nicht hinnehmbar, wenn anlässlich der Coronakrise
Prämien für Wohlhabende für den Kauf von Neufahrzeugen oder auch ein
einmaliger Kinderbonus aus der Gießkanne - selbst für die Reichsten unter
uns - diskutiert werden, aber ausgerechnet die Probleme der Ärmsten unter
uns faktisch völlig ausgeblendet werden", so Schneider. Die
Konjunkturprogramme, die jetzt gestrickt werden, müssten "wirkungsvoll,
sozial und gerecht" sein, mahnt der Paritätische und warnt davor, dass
anderenfalls diese ohnehin tief gespaltene Gesellschaft an den Folgen der
Corona-Krise auseinanderzubrechen drohe.

Der Paritätische fordert sofortige Hilfen für alle Bezieher*innen
existenzsichernder Leistungen, konkret die sofortige Erhöhung der
Regelsätze in Hartz IV und Altersgrundsicherung um 100 Euro pro Kopf und
Monat bis zur ohnehin gesetzlich geforderten Neufestsetzung der Regelsätze
zum 1.1.2021, eine sofortige Einmalzahlung an alle
Grundsicherungsbeziehenden von 200 Euro sowie eine sofortige entsprechende
Leistungsanpassung beim BAföG und im Asylbewerberleistungsgesetz. Die
Forderung nach entsprechenden finanziellen Soforthilfen wird unter dem
Motto #100EuroMehrSofort inzwischen durch 30 weitere bundesweite
Organisationen unterstützt.

Die repräsentative Umfrage wurde vom 4. bis 9. März 2020 vom Markt- und
Meinungsforschungsinstitut Forsa im Auftrag des Paritätischen
Gesamtverbands durchgeführt und damit zu einem Zeitpunkt vor den
weitgehenden politischen Maßnahmen zur Eindämmung des Corona-Virus.
Insgesamt wurden 1.000 Personen über 18 Jahre im Rahmen der
Mehrthemenumfrage des repräsentativen Online-Befragungspanels forsa.Omninet
befragt.


Hier finden Sie die Umfrage-Ergebnisse: 

https://www.der-paritaetische.de/publikationen/regelsaetze-zu-niedrig-einschaetzungen-der-bevoelkerung-zu-kosten-des-taeglichen-lebensunterhalts/

Hier finden Sie eine ausführliche Kommentierung der Ergebnisse durch Ulrich
Schneider: 

https://www.der-paritaetische.de/blog/article/2020/05/28/vergesst-die-armen-nicht-fuer-ein-konjunkturprogramm-gegen-armut/

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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LEISTUNGEN/662: Jobcenter wegen Corona-Pandemie nicht immer erreichbar (Tacheles)


Bündnis "AufRecht bestehen" - Pressemitteilung 26.05.2020

Jobcenter wegen Corona-Pandemie nicht immer erreichbar

Existenzielle Notlagen häufen sich



Das bundesweite Bündnis AufRecht bestehen weist darauf hin, dass nicht alle
Jobcenter in Deutschland den erleichterten Zugang zu existenzsichernden
Leistungen und eine vereinfachte Erreichbarkeit der Sachbearbeiter*innen
gewährleisten. Da wegen der Corona- Pandemie die persönliche Vorsprache bei
den Behörden bis auf wenige Ausnahmen nicht gestattet ist, kommt es oft zu
Problemen und Verzögerung bei der Bewilligung von Arbeitslosengeld
II/Sozialgeld. Das führt bei Antragstellenden nicht selten zu
existenziellen Notlagen.

Aufgrund der Pandemie hat die Bundesregierung bereits Ende März den Zugang
zu Sozialleistungen erleichtert. Dies betrifft sowohl Jobcenter als auch
Sozialämter. So sollen bei Neuanträgen die Mietkosten für sechs Monate
immer in voller Höhe anerkannt werden. Vorübergehend soll auch nur noch
"erhebliches" Vermögen berücksichtigt werden. Die Bundesagentur (BA) hat
diese Normen in Ihren »Fachlichen Hinweisen« umgesetzt, die als Vorgabe für
die Verwaltungspraxis der Jobcenter dienen. Die BA hat darüber hinaus die
Jobcenter angewiesen, die Kommunikation mit den Leistungsberechtigten durch
die Nutzung von E-Mail und Telefon niedrigschwellig sicherzustellen.

"Was die Erreichbarkeit der Jobcenter angeht, so haben wir recht
unterschiedliche Erfahrungen gesammelt," erklärt Frank Jäger vom Bündnis
AufRecht bestehen. "So funktioniert die Kommunikation per Telefon und 
E-Mail in einigen Standorten tadellos. Anderorts ist es für
Leistungsberechtigte kaum möglich, zuständige Sachbearbeiter*innen
telefonisch zu erreichen oder Leistungsangelegenheiten per E-Mail zu
klären." Oft würde der Eingang elektronisch eingereichter Dokumente nicht
einmal bestätigt, was zu großer Verunsicherung führe. "Schlechte Noten
müssen wir auch der Service-Hotline der Jobcenter ausstellen," ergänzt
Rainer Timmermann. "Die telefonischen Auskünfte sind meist ungenügend und
auf den zugesagten Rückruf der zuständigen Jobcenter-Mitarbeiter*innen
warten Betroffene oft vergeblich."

Sorgen machen dem Bündnis AufRecht bestehen auch Bestandsfälle, bei denen
schwierige Sachverhalte geklärt werden müssten, um den laufenden Bezug von
Leistungen sicher zu stellen. "Wenn die Leistungsabteilung für den
»Kundenverkehr« geschlossen ist, vergehen oft Wochen und Monate, bis alle
Probleme per Telefon, E-Mail oder Briefpost aus dem Weg geräumt sind und
dringend benötigte Leistungen zum Lebensunterhalt wieder ausgezahlt
werden," so Frank Jäger. Regionale Unterschiede gibt es nach Erkenntnissen
des Bündnisses auch bei der vereinfachten Vermögensprüfung, die bei
Neuanträgen nicht immer praktiziert werde. "Mancherorts müssen
Antragstellende wie bisher all ihre Vermögenswerte einschließlich
Sachvermögen kleinteilig auflisten und nachweisen," kritisiert Rainer
Timmermann. "Dadurch werden Antragsverfahren unnötig in die Länge gezogen."
Das Versprechen der Regierung, dass »Corona-Geschädigte« schnell und
unbürokratisch Hilfe erhalten, werde dann nicht eingelöst.


Das Bündnis "AufRecht bestehen" wird getragen von der
Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg (ALSO), "ARBEITSLOS - NICHT WEHRLOS"
Wolfsburg (ANW), Gruppe Gnadenlos Gerecht Hannover, Gewerkschaftliche
Arbeitslosengruppe im DGB-KV Bonn/Rhein-Sieg, Bundesarbeitsgemeinschaft
Prekäre Lebenslagen (BAG- PLESA), Frankfurter Arbeitslosenzentrum e.V.
(FALZ), Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen (KOS),
Tacheles e.V. Wuppertal, ver.di Bundeserwerbslosenausschuss, Widerspruch
e.V. Bielefeld sowie vielen örtlichen Bündnissen und Initiativen

 * 

Quelle:

Tacheles e.V.

Erwerbslosen- und Sozialhilfeverein, Wuppertal

Rudolfstr. 125, 42285 Wuppertal

E-Mail: info@tacheles-sozialhilfe.de

Internet: http://www.tacheles-sozialhilfe.de
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TOURISTIK/449: Große Nachfrage nach Urlaub auf dem Bauernhof (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

Große Nachfrage nach Urlaub auf dem Bauernhof

Bundesweit noch freie Ferienhöfe



Im Namen der Bundesarbeitsgemeinschaft für Urlaub auf dem Bauernhof
und Landtourismus in Deutschland möchten wir Sie auf die folgende
Pressemitteilung hinweisen.

Für den Sommerurlaub in diesem Jahr gilt: Urlaub im eigenen Land und
fernab der Massen. Genau das können die 10.000 Ferienhöfe bundesweit
idealerweise bieten, wenn auch mit Auflagen.

"Unsere Ferienbetriebe müssen strenge Hygiene- und Abstandsauflagen
einhalten", so Ute Mushardt, Vorsitzende der Bundesarbeitsgemeinschaft
für Urlaub auf dem Bauernhof und Landtourismus in Deutschland. "Wir
haben Desinfektionsspender an allen Eingängen angebracht, Schilder
weisen auf Abstände hin, Mitarbeiter wurden bezüglich Hygiene- und
Reinigungsmaßnahmen geschult und wir tragen Mund-Nasen-Schutz im
Kontakt mit den Gästen". Gemeinsames Füttern der Tiere mit den
Gästekindern ist leider nicht erlaubt, auch Indoorspielräume sind
geschlossen und der Reitunterricht wird nur als Einzelunterricht
angeboten. "Aber unsere ersten Feriengäste zeigten viel Verständnis
und ich sehe viele Kollegen, die aufatmen und Gäste, die zufrieden
sind". Seit 11. Mai haben die Ferienhöfe in Niedersachsen wieder
offen, an Pfingsten öffnen die letzten Ferienhöfe in Bayern. "Wir sind
froh, dass wir unsere Höfe wieder öffnen dürfen, denn in der
zweimonatigen Schließung haben die Höfe im Durchschnitt 20.000 Euro
Umsatz verloren".

Nach der bundesweiten Öffnung der Ferienhöfe steigt auch die Nachfrage
auf der Buchungsplattform Landsichten wieder. Erwartungsgemäß besteht
die höchste Nachfrage nach Urlaub auf dem Bauernhof für die Nord- und
Ostsee und das Alpenvorland. In der Sommerferienzeit zwischen 20.Juni
und 13. September gibt es aber noch überall freie Angebote. Auf der
Buchungsplattform Landsichten haben die Ferienhöfe in Deutschland noch
zu 39 Prozent freie Ferienunterkünfte. In vielen ländlichen Regionen
in Thüringen, Baden-Württemberg, Bayern, Niedersachsen,
Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen, auch
außerhalb der TOP-Tourismus-Destinationen, haben Ferienhöfe viel zu
bieten, denn sie gleichen den Standort durch besondere
Freizeitangebote aus.

"Corona bringt uns zum Nachdenken. Wir hinterfragen unsere Bedürfnisse
und sehnen uns nach Gesundheit und Frische", so Ute Mushardt. Die
Ferienbauerhöfe bieten vor allem Familien Natur, Tiere,
Bauernhoferlebnisse und vor allem eine Pause vom Corona-Alltag.

Die Bundesarbeitsgemeinschaft vertritt nach eigenen Angaben 3600
Anbieter von Urlaub auf dem Bauernhof.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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UNTERNEHMEN/2846: Finanzwende-Studie - Lufthansa verschiebt sehr wahrscheinlich Gewinne in Schattenfinanzzentren (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Finanzwende-Studie: Lufthansa verschiebt sehr wahrscheinlich 
Gewinne in Schattenfinanzzentren

Von Bürgerbewegung Finanzwende, 27. Mai 2020



Seit Montag ist es offiziell und konkret: Der Staat will die
Lufthansa mit einem Milliardenpaket retten. Darauf einigten sich
Fluggesellschaft und Bundesregierung. Insgesamt 9 Milliarden Euro soll
das Rettungspaket umfassen. Die Bürgerbewegung Finanzwende hat heute
eine Studie veröffentlicht, die aufzeigt, dass der Konzern sehr
wahrscheinlich Gewinne in Schattenfinanzzentren (umgangssprachlich
Steueroasen) verlagert.

Über die vergangenen zehn Jahre zahlte die Lufthansa mit einer
Steuerquote von durchschnittlich nicht einmal zwanzig Prozent
auffällig wenig Unternehmenssteuern. Der Konzern hat 92
Tochtergesellschaften in Schattenfinanzzentren. Auf Malta machte ein
Tochterunternehmen mit nur zwei Angestellten fast 200 Millionen Euro
Gewinn.

"Es ist gegenüber den Steuerzahlern absolut unverantwortlich, dass die
Bundesregierung die Lufthansa ohne umfassende Steuertransparenz retten
will. Dabei gibt unsere Studie einen klaren Hinweis, dass das
Unternehmen Gewinnverschiebung betreiben könnte. Unternehmen sollten
nur Corona-Hilfen bekommen, wenn sie öffentlich nachweisen, dass sie
keine Gewinne in Schattenfinanzzentren verlagern", erklärte Konrad
Duffy, Experte für Finanzkriminalität bei Finanzwende.

Die Bundesregierung hat zwar zur Bedingung gemacht, dass kein
Staatsgeld in Steueroasen fließt. Finanzwende bemängelt jedoch, dass
sich die Überprüfung nur auf die unvollständige "EU-Liste der
unkooperativen Staaten" bezieht. Die Liste steht für nur 7 Prozent
aller Finanzaktivitäten in Schattenfinanzzentren. Beispielsweise
europäische Schattenfinanzzentren bleiben so komplett außen vor.

Die Lufthansa ist unter anderem in den nicht erfassten Ländern Malta,
Irland und der Schweiz aktiv. Konrad Duffy dazu: "Ohne Offenlegung der
Gewinne und Steuerzahlungen an den einzelnen Standorten kann die
Bundesregierung nicht überprüfen, ob ihre Zusage 'kein Geld in
Steueroasen' eingehalten wird." Finanzwende kritisiert weiter, dass
die Lufthansa ihre Verbindungen zu den Schattenfinanzzentren nach
EU-Definition nicht veröffentlichen, sondern nur dem
Wirtschaftsstabilisierungsfonds vorlegen muss.

Um den Deal abzuschließen sind laut Bundeswirtschaftsminister Peter
Altmaier noch einige offene Fragen mit der EU-Kommission zu klären.
Noch am 7. Mai bekräftigte Bundesfinanzminister Olaf Scholz, dass
Unternehmen nur dann Gelder erhalten sollen, wenn sie keine Gewinne in
Schattenfinanzzentren verlagern.

Ein zivilgesellschaftliches Bündnis aus Bürgerbewegung Finanzwende,
Campact und dem Umweltinstitut München appelliert an die
Bundesregierung, keine Corona-Hilfen an Unternehmen auszuzahlen, die
Gelder in Schattenfinanzzentren verlagern könnten oder keinen
Klimaschutzplan vorlegen. Einem Online-Appell [1] haben sich bereits
rund 280.000 Bürgerinnen und Bürger angeschlossen.

Die Fallstudie Lufthansa finden Sie hier [2].


Hintergrund:

Schattenfinanzzentren sind Staaten oder Gebiete mit niedrigen Steuern.
Ihr Steuerrecht macht sie für Steuervermeider oder -hinterzieher
attraktiv. Sie werden häufig genutzt, um die Identität von Firmen oder
Personen oder Eigentumsverhältnisse anderweitig zu verschleiern. So
spielen Schattenfinanzzentren oft eine Rolle, wenn Unternehmen die
eigentlichen Eigentümer geheim halten wollen - oder Firmen
beziehungsweise Privatpersonen ihr Vermögen oder Kapital vor dem
Fiskus verstecken wollen. Jährlich verschieben internationale
Unternehmen schätzungsweise 600 Milliarden Euro in
Schattenfinanzzentren, was circa 40 Prozent ihrer Gewinne entspricht.


Über den Autor

Die Bürgerbewegung Finanzwende ist ein gemeinnütziger und
überparteilicher Verein mit mehr als 3.200 Mitgliedern. Zehntausende
beziehen unseren Newsletter. Wir sind eine unabhängige
Interessenvertretung von und für Bürgerinnen und Bürger. Durch
Kampagnen, finanzpolitische Bildungsarbeit und kritische Recherchen
kämpfen wir für ein gemeinsames Ziel: Die Finanzwende - damit die
Finanzwirtschaft den Menschen dient. Weitere Infos gibt es unter
www.finanzwende.de


Anmerkungen:

[1] https://www.finanzwende.de/kampagnen/keine-staatshilfen-fuer-steuertrickser-und-klimasuender/?L=0

[2] https://www.finanzwende.de/kampagnen/keine-staatshilfen-fuer-steuertrickser-und-klimasuender/fallstudie-lufthansa-steuertricks-und-steuergeld/?L=0


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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SCHACH-SPHINX/07284: Dem Ruhm verfallen (SB)


Nichts fällt Laien schwieriger, als einen sorgsam errungenen Vorteil
mit Geduld und Technik nach und nach in einen Sieg zu verwandeln.
Plötzlich scheint ein gespenstischer Ehrgeiz sie dazu anzutreiben, die
Partie mit einer abstrusen Mattidee abzuschließen. Sie sind verführt
von der Aussicht, daß die Stellung mehr enthält, als sie dem Auge
offenbart. Zumeist sind es junge, temparamentvolle Naturen, die ihren
Namen verewigt sehen wollen im großen Buch der Schachkunst. So geschah
es Polgar. Er hatte seinen dänischen Gegenspieler Bjerre auf der
Studenten-Mannschaftsweltmeisterschaft in Dresden 1969 in eine
hoffnungslose Lage hineinmanövriert und hätte nun mit 1.Kb1-a1! Tc4-f4
2.Dg7xg6 den Sieg geduldig erzwingen können. Doch von Ruhmsucht gejagt
hoffte er auf einen glänzenderen Abschluß und lief so in einen
tödlichen Konter hinein. Zumindest erkannte er, daß die naheliegende
Fortsetzung 1.Th1-h7 wegen der einfachen Erwiderung 1...Tc4-f4 nichts
einbrachte. Ein Gedanke versteifte sich in seinem Kopf zu einem
schwindelnden Plan, und so zog er 1.Th7-h8, worauf der Däne kraftvoll
1...a5-a4! entgegnete. Polgar hatte damit durchaus gerechnet, glaubte
jedoch, wie vom Spuk umschlichen, mit 2.g4-g5?? dem schwarzen König
das Feld f6 streitig machen zu können. Nun, Wanderer, welche
dreizügige Mattkombination hatte unser ruhmverblendeter Freund im
heutigen Rätsel der Sphinx übersehen?






[image: SCHACH-SPHINX/07284: Dem Ruhm verfallen (SB)]



Polgar - Bjerre

Dresden 1969


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die latente Mattgefahr wurde Matocha mit einem taktisch reizvollen
Konter zum Verhängnis. Bujnoch zog 1.Ld6-e7+!, worauf sich Matocha in
sein Schicksal fügen mußte, denn weder 1...Te1xe8 2.Da7xe7+ und Matt
im nächsten Zug noch 1...Kg5-h6 2.Tf7xh7+!! Kh6xh7 3.Le7-f8+ nebst
4.Da7-g7# könnten das Ende verhindern.



Erstveröffentlichung am 7. Mai 2007

28. Mai 2020
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FRAGEN/019: Lernen in virtuellen Räumen als pädagogische und soziale Herausforderung (idw)


Universität Bayreuth - 27.05.2020

Lernen in virtuellen Räumen als pädagogische und soziale
Herausforderung

Interview mit Prof. Dr. Iris Clemens



Ein nahezu ausschließlich digitales Semesterstart ist für alle im
Hochschulbetrieb eine neue Erfahrung. Auch wenn es sich mittlerweile gut
eingespielt hat: Die digitale Lehre wird nicht überall gleich gut ankommen
- im wörtlichen Sinne, weil der Ausbau der Infrastruktur in Deutschland
seit Jahren verschleppt wurde. Und auch gesellschaftlich, weil sich eine
ohnehin vorhandene sozio-ökonomische Kluft vertiefen könnte. Das erklärt
Prof. Dr. Iris Clemens, die Inhaberin des Lehrstuhls für allgemeine
Pädagogik der Universität Bayreuth, im Interview.


Dies ist das erste digitale Semester. Wie läuft es aus Ihrer Sicht als
Pädagogik-Professorin?

Prof. Dr. Iris Clemens: Erstmal ist es ja für alle neu, das macht es
natürlich auch spannend. Manche haben schon Sorge, dass man sich gar nicht
mehr zum gemeinsamen lernen und diskutieren im analogen Raum treffen wird.
Einige Lerninhalte lassen sich auch vergleichsweise gut in digitale
Lernformen integrieren, da kann man dann mit spielerischen Elementen wie
Quiz usw. arbeiten und die Vorteile digitaler Umgebungen wirklich nutzen.
Andere Lerninhalte jedoch sperren sich solchen Vereindeutigungen. Das ist
ein grundsätzliches Problem, das in den Bildungswissenschaften seit langem
diskutiert wird. Wieder anders ist zum Beispiel der Fall der Kolleg*innen
von den Sportwissenschaften, die es besonders trifft: Sportpraktische
Übungen brauchen Realbedingungen. Da stößt das Digitale an seine Grenzen.
Aber auch von Studierenden hört man, dass sie den Campus und das
Campusleben durchaus vermissen.

Ist Deutschland technisch bereit für die digitale Lehre?

Prof. Dr. Iris Clemens: Es sollen natürlich alle Lernenden erreicht
werden. Das ist aber nur teilweise möglich. Zum einen rächt es sich nun,
dass der Ausbau der digitalen Infrastruktur bei uns lange Zeit
vernachlässigt wurde. Deutschland ist zum Beispiel noch immer mit sehr
vielen sogenannten "grauen Löchern" durchzogen, Orte, an denen es gar
keinen oder sehr schlechten Internetzugang gibt. Jeder kennt ja diese
Ratings, in denen Deutschland weit abgeschlagen ist. Ausgerechnet das
Bundesbildungsministerium verlautbarte dereinst, dass man nicht "an jeder
Milchkanne" Internet benötige. Wir alle kennen das Problem: Was nützen die
sprichwörtlich gewordenen Tablets im Schulunterricht, wenn sie nicht
einmal in der Hauptstadt flächendeckend und zuverlässig Internetempfang
haben? Damit können Sie keine qualitativ hochwertigen digitalen
Lernangebote aufbauen und am Laufen halten.

Das ist die technische Infrastruktur. Aber wie sieht es mit den digitalen
Inhalten aus?

Prof. Dr. Iris Clemens: Digitale Lernräume sind einfach ganz anders
als Präsenzveranstaltungen: Man braucht spezielles Knowhow, um solche
Lernräume zu entwerfen und gestalten. Nicht umsonst gibt es Kolleg*innen,
die sich schon seit Jahren zeit- und kostenintensiv mit solchen digitalen
Angeboten und Lernumgebungen beschäftigt haben und kontinuierliche
Verbesserungen daran vorgenommen haben, bis hochwertige Angebote
erarbeitet wurden, die anspruchsvolle und interessante Lernprozesse
ermöglichen. Es ist nicht möglich, dies auf die Schnelle zu leisten, und
das erwartet sicher auch niemand. Aber beispielsweise an der Universität
kann man jetzt beobachten, dass wirklich alle Lehrenden und Studierenden
sich nun intensiv mit solchen Lernmöglichkeiten auseinandersetzen müssen
und dies auch engagiert tun.

Ist das eine Eintagsfliege oder wirkt es nachhaltig?

Prof. Dr. Iris Clemens: Ich gehe davon aus, dass dies dann über die
derzeitige Sondersituation hinaus langfristige Veränderungen in der
professionellen Gestaltung von Lernprozessen haben wird. Es wird also auch
nach der gegenwärtigen Ausnahmesituation wesentlich darauf ankommen,
gründlich zu untersuchen, welche Kombinationen von digitalen und
herkömmlichen Lernangeboten die größtmöglichen Potentiale für alle
Lernenden bieten. Bis dahin ist Improvisationstalent aller gefragt - der
Lehrenden wie der Lernenden. Allerdings darf das nicht dazu führen, dass
der sogenannte digital divide - die digitale Kluft - unser ohnehin
bestehendes soziales Bildungsproblem in Deutschland zusätzlich verschärft.

Was meinen Sie damit?

Prof. Dr. Iris Clemens: Deutschland steht ja schon seit langem in der
Kritik, weil unser Bildungssystem bestimmte Gruppen stark benachteiligt.
Das sind insbesondere Kinder aus sozio-ökonomisch schlechter gestellten
oder auch zugewanderten Familien und Kinder mit besonderen Bedürfnissen.
Man spricht hier im Allgemeinen von einer großen sozialen Benachteiligung
im und durch das Bildungssystem. Der Menschenrechtsinspektor der Vereinten
Nationen beispielsweise, Vernor Muñoz, hat das deutsche Bildungssystem
schon vor langem als sozial ungerecht gerügt. Die digitale Kluft droht
nun, solche ungewollten Benachteiligungsstrukturen weiter zu verstärken
und / oder zu festigen. Wieder sind dabei vielfältige Aspekte der
sozio-ökonomischen Benachteiligung im Spiel. Zum einen geht es um die
digitale Ausstattung im weiteren Sin-ne, weil jeder, der in digitalen
Lernräumen erfolgreich sein will, auf eine bestimmte Ausstattung angewiesen
ist. Diese reicht vom Endgerät über Datenvolumen bis zum Internetzugang.
Gerade in ländlichen Umgebungen ist davon auszugehen, dass nicht alle
zwangsläufig kontinuierlichen und zuverlässigen Internetzugang haben?

Und zum anderen?

Prof. Dr. Iris Clemens: Das Problem ist komplizierter, denn es
greifen noch andere Formen der sozialen Benachteiligung. Nach der
anfänglichen Euphorie beispielsweise hinsichtlich der neuen Möglichkeiten
durch digitale Lernangebote ist man in der Bewertung digitaler Lernangebote
- ganz grundsätzlich, nicht nur wenn Social Distancing gerade das Gebot der
Stunde ist - vorsichtiger geworden. Zunächst entstand die Idee, Bildung
'einfach' online zu stellen und damit Menschen weltweit die Möglichkeit zu
geben, auf erstklassige Bildungsangebote zuzugreifen. Eliteinstitute wie
Harvard, das hoch renommierte MIT oder Stanford stellen Angebote wie
Vorlesungen kostenfrei ins Internet, und man träumte schon von einer
globalen Demokratisierung von Bildung. Die Erwartungen waren sehr groß,
Bildung flächendeckend umsonst und global anbieten zu können. Es ist viel
Geld in diese Entwicklungen geflossen. Wir stellen jedoch weltweit fest,
dass sozio-ökonomisch schwach gestellte Studierende bestimmte
Online-Lernformen nicht so erfolgreich nutzen können wie ihre
sozio-ökonomisch besser gestellten Kommilitoninnen und Kommilitonen, das
Medium also Benachteiligungen weiterführt. Wenn man es plakativ sagen
möchte: Galionsfiguren des Silicon Valley wie Bill Gates oder Marc
Zuckerberg kommen aus gut situierten Familien und hatten es ja schon bis zum
Studium geschafft - beide in Harvard. Gerade für bestimmte digitale
Lernformen benötigen die Lernenden spezifische Fähigkeiten und
Verhaltensweisen, die Angehörige aus bildungsbürgerlichen Familien mit
größerer Selbstverständlichkeit entwickeln und sozusagen schon mitbringen.
Lernende aus sozio-ökonomisch schwachen Familien hingegen scheitern öfter.

Wer kann das Problem lösen?

Prof. Dr. Iris Clemens: Das Digitale wird dieses Problem nicht lösen,
daran arbeitet sich die Politik ja schon seit vielen Jahren mit nur
graduellem Erfolg ab. Man muss da vor allzu großen Erwartungen warnen. Im
Moment muss man vor allem auch im Auge behalten, dass das Digitale das
Problem nicht noch vertieft. Aber gerade digitale Lernangebote, die nicht
mit Ist-Zeit-Präsenz arbeiten, können für einige Studierende wiederum auch
Benachteiligungen abbauen, wenn feste Präsenzzeiten aufgrund von
Kinderbetreuung oder Arbeitszeiten etc. nicht eingehalten werden können,
sondern dann gelernt werden kann, wenn es die eigene Zeiteinteilung
erlaubt. Hier kommen digitale Angebote dem Zeitmanagement dann entgegen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution4

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth, 27.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BREITENSPORT/1393: Magdeburg - Kommunale Schwimmhallen, Strand- und Freibäder öffnen unter neuen Regeln ab 28.05.20


Landeshauptstadt Magdeburg

Kommunale Schwimmhallen, Strand- und Freibäder öffnen

Ab 28. Mai: Badespaß unter neuen Regeln möglich



Entsprechend der 6. Eindämmungsverordnung des Landes öffnen am
Donnerstag, den 28. Mai, auch die städtischen Bäder und Schwimmhallen.
Allerdings hat der zuständige Fachbereich Schule und Sport den
geplanten Betriebsablauf anpassen müssen, um eine Ausbreitung des
Coronavirus zu vermeiden. Dazu zählen die Reduzierung der Gästezahl,
die Sicherstellung der Einhaltung der Mindestabstände sowie Prüfung
und Freigabe eines Hygienekonzeptes durch das Gesundheitsamt.

Mit der Freigabe der Öffnung der Bäder durch die 6. Landesverordnung
startet die Landeshauptstadt Magdeburg auch in die Freibadsaison 2020.
An diesem Donnerstag, den 28.05.2020 öffnen zunächst die beiden
Strandbäder Barleber See und Neustädter See von 9.00 bis 19.00 Uhr für
den öffentlichen Badebetrieb. Damit bieten sich für die
Magdeburger*innen bereits über das Pfingstwochenende zwei zusätzliche
Ausflugsmöglichkeiten an.

Freibäder öffnen Mitte Juni

In den Freibädern "Carl Miller", Süd und "Erich Rademacher" wurde die
Beckenbefüllung und Inbetriebnahme der technischen Anlagen bereits
gestartet. Derzeit wird mit den Bewerber*innen der Saisonkräfte
(insgesamt 84 Teilzeit-Stellen) Kontakt aufgenommen, ob diese an ihren
Bewerbungen festhalten. Die Einstellung soll dann schnellstmöglich
erfolgen.

Je nach Einstellungsstand der Saisonkräfte beabsichtigt die
Landeshauptstadt, die drei Freibäder ebenfalls in den kommenden zwei
bis drei Wochen zu öffnen. Über die genauen Öffnungstermine wird
selbstverständlich informiert. Für die drei Freibäder wird es zudem
Änderungen der Öffnungszeiten und Entgelttarife auf Grund der Corona-
bedingten Begrenzungen der Besucherzahlen geben.

Niedrigere Eintrittspreise

Damit trotz reduzierter Gästezahl vielen Magdeburger*innen die
Möglichkeit gegeben wird (insbesondere auch Berufstätigen), die
Freibäder zu nutzen und um durch Zwischenreinigung Hygienestandards zu
erhöhen, sollen in den drei Freibädern keine Tageskarten verkauft
werden. Die Freibäder sollen blockweise öffnen.

Block: Badnutzung 10.00-14.00 Uhr, letzter Einlass 13.00 Uhr

Badleerung und Zwischenreinigung von 14.00-15.00 Uhr

Block: Badnutzung 15.00-19.00 Uhr, letzter Einlass 18.00 Uhr

Bei hochsommerlichen Temperaturen kann der 2. Block entsprechend auf
20.00 Uhr verlängert werden.

Da keine Tagesnutzung erfolgt, zahlen alle Gäste an der Kasse das laut
Entgeltordnung festgeschriebene Entgelt für das Feierabendticket:

Ohne Ermäßigung

2,00 EUR statt 3,50 EUR

Ermäßigung Kinder/ Schwerbeschädigte

1,00 EUR statt 1,50 EUR

Ermäßigung Schüler*innen Ü18, Senior*innen etc.

1,50 EUR statt 2,50 EUR

Ermäßigung MD-Pass

1,00 EUR statt 1,50 EUR

Bei schlechtem Wetter wird auf das Blocksystem verzichtet und trotzdem
nur das Feierabendticket berechnet.

In den Strandbädern Barleber See und Neustädter See sind weiterhin
Tagesnutzungen vorgesehen, da die maximalen Gästezahlen durch die
großen Flächen nach jetzigem Stand keine Blockbildung erfordern. Hier
wäre eine zwischenzeitliche Badleerung auch praktisch kaum umsetzbar.
Hier gelten die normalen Eintrittsentgelte der Entgeltordnung.

Wiedereröffnung der Schwimmhallen

Die Elbeschwimmhalle wird für den öffentlichen Badebetrieb sowie den
Schul- und Vereinssport ebenfalls ab diesem Donnerstag, den 28.05.2020
zu den gewohnten Zeiten geöffnet. Für die allgemeine Nutzung gelten
damit folgende Öffnungszeiten:

montags von 11.00-15.30 Uhr und 19.00-22.00 Uhr

 dienstags von 6.30-13.30 Uhr und 19.00-22.00 Uhr

 mittwochs von 9.00-22.00 Uhr

 donnerstags von 9.00-15.30 Uhr und 19.00-22.00 Uhr

 freitags von 9.00-15.30 Uhr und 19.00-22.00 Uhr

 samstags von 11.00-18.00 Uhr

 sonntags von 9.00-19.00 Uhr

Am Pfingstmontag, den 1. Juni 2020, öffnet die Elbeschwimmhalle wie
sonntags von 09.00-19.00 Uhr.

Die Sauna bleibt geschlossen.

Die beiden kleinen Schwimmhallen Nord und Olvenstedt bleiben planmäßig
während der Freibadsaison für den öffentlichen Badebetrieb
geschlossen. Für den Vereins- und Schulsport werden auch diese beiden
Schwimmhallen zum 28.05.2020 geöffnet.

Sanierung der Schwimmhalle Diesdorf

In der Schwimmhalle Diesdorf wurden Sanierungsarbeiten im Bereich des
Beckenumgangs während der Corona-Schließzeit vorgezogen, um längere
Schließzeiten im Spätsommer/ Herbst zu vermeiden. Die Arbeiten sind
noch nicht abgeschlossen und dauern noch mindestens 6 Wochen.
Inwieweit danach eine Öffnung erfolgt oder die Elbeschwimmhalle
durchgehend im Sommer geöffnet bleibt, wird zu einem späteren
Zeitpunkt entschieden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.05.20

Landeshauptstadt Magdeburg

Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: http://www.magdeburg.de
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BREITENSPORT/1392: Magdeburg - Öffnung der kommunalen Sportstätten für Vereins- und Schulsport ab 28.05.2020


Landeshauptstadt Magdeburg

Öffnung der kommunalen Sportstätten

Ab 28. Mai für Vereins- und Schulsport freigegeben



Auf der Grundlage der 6. Eindämmungsverordnung des Landes
Sachsen-Anhalt werden am 28. Mai 2020 die kommunalen Sportstätten der
Landeshauptstadt Magdeburg wieder für den Schul- und Vereinssport
freigegeben. Die Sportvereine der Stadt können ab Donnerstag zu den
gewohnten Zeiten die Sportstätten wieder nutzen.

Die Freigabe der Sportstätten erfolgt unter Auflagen aus der aktuell
gültigen Eindämmungsverordnung, welche in die Benutzerordnung der
jeweiligen Einrichtungen aufgenommen wurden. Weiterhin gelten der
Mindestabstand von 1,5 Metern und die geläufigen Hygienemaßnahmen. Die
Ausübung der jeweiligen Sportart hat kontaktfrei zu erfolgen.
Weiterhin sind die Handlungsempfehlungen der einzelnen
Spitzenfachverbände für die Ausübung des Sports bindend. Hier haben
sich die Nutzer*innen eigenverantwortlich zu informieren und
entsprechend zu handeln.

Seitens der Landeshauptstadt wurde für die Nutzung von Sporthallen die
Höchstanzahl von Personen festgelegt, die sich gleichzeitig in einer
Sporthalle aufhalten dürfen. So werden in Sporthallen mit einer Größe
von bis zu 450 m² nicht mehr als 15 Personen zugelassen. Bei
Sporthallen von mehr als 450 m² sind es maximal 30 Personen.

Die bereits erteilten Zustimmungen zur Nutzung von Vereinssportstätten
behalten ihre Gültigkeit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.05.20
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STANDPUNKT/022: Am Weltmilchtag nur Pflanzenmilch trinken (Deutsches Tierschutzbüro)


Deutsches Tierschutzbüro e.V. - Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

Tier-und Klimafreundliche Aktion:

Am Weltmilchtag (01.06.) nur Pflanzenmilch trinken!



Berlin - Vor über 60 Jahren hat die Agrarindustrie den Weltmilchtag ins
Leben, um somit den Konsum von Milch zu steigern. Milch soll als gesundes
und natürliches Getränk beworben werden, getreu nach dem Werbeslogan "die
Milch macht?s". Doch die Realität in der Milchproduktion sieht völlig
anders aus. "Eine Milchkuh gibt etwa 50 Liter Milch am Tag, dies hat mit
einem natürlichen und gesunden Leben nichts zu tun" kritisiert Jan Peifer,
Vorstandsvorsitzender vom Deutschen Tierschutzbüro.

Derzeit leben über 4 Millionen Kühe in deutschen Milchbetrieben und müssen
ihr gesamtes oder den Großteil ihres Lebens in riesigen Stallanlagen und
auf Spaltenböden verbringen. Etwa 1 Million Kühe werden sogar ganzjährig
angebunden und können sich noch nicht einmal umdrehen. Eine gesetzliche
Haltungsverordnung gibt es in Deutschland nicht, es gibt nur ein paar
wenige Rahmenbedingungen in der Tierschutznutztierverordnung und im
Tierschutzgesetz. Die deutschen Milchkühe "produzieren" ca. 33 Mio. Tonnen
Milch pro Jahr, das ist ein Viertel der Gesamtmenge in der EU. Damit die
Kühe Milch geben, müssen sie immer wieder besamt werden, dies erfolgt
jedoch auf künstliche Weise. "Damit die Kälber nichts von der "kostbaren"
Milch wegtrinken, werden sie unmittelbar nach der Geburt von ihren Müttern
getrennt und mit sogenanntem Milchaustauscher aufgezogen, bevor sie dann
selbst in den Kreislauf der Milchwirtschaft kommen oder ins Ausland zur
Mast verkauft werden" so Peifer.

Vielen Verbraucher*innen ist nicht bewusst, dass über 90% der Milchprodukte
wie Sahne, Butter, Joghurt oder Quark aus der Massentierhaltung stammen.
Die idyllischen Fotos auf den Verpackungen im Supermarkt versuchen eine
heile Welt vorzugaukeln. Doch sobald die Milchleistung der Kühe nur etwas
nachlässt, werden sie geschlachtet, dies erfolgt in der Regel nach 4
Jahren, dabei liegt die natürlich Lebenserwartung einer Kuh bei 20 bis 30
Jahren.

Um auf gesunde, tierleidfreie und klimafreundliche Alternativen
hinzuweisen, empfiehlt das Deutsche Tierschutzbüro am Weltmilchtag
(01.06.2020) ausschließlich Milch aus Pflanzen zu trinken. "Es gibt
mittlerweile so viele tolle und schmackhafte Alternativen, die ganz ohne
Tierquälerei auskommen" so Peifer, der sich bereits seit über 20 Jahren
vegan ernährt. Mögliche Altnativen können Soja-, Hafer-, Mandel- oder
Reismilch sein. Jeder Supermarkt führt mittlerweile eine breite Auswahl an
Pflanzenmilch.

Weitere Informationen und Rezepte:

https://twenty4vegan.de

 * 

Quelle:
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STANDPUNKT/021: Brieftaubenwesen als Kulturerbe - Keine Anerkennung für Tierleid-Traditionen (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

Kulturerbe: Keine Anerkennung für Tierleid-Traditionen



Der Verband Deutscher Brieftaubenzüchter hat sich erneut um die Anerkennung
als nationales immaterielles UNESCO-Kulturerbe beworben. Der Bundesverband
Menschen für Tierrechte hat den Züchterverband zuvor zu Tierschutzaspekten
befragt. Da dieser die Missstände nicht widerlegen konnte, forderte der
Tierrechtsverband die Mitglieder des Expertenkomitees jetzt auf, das
Brieftaubenwesen nicht als immaterielles Kulturerbe anzuerkennen. Um
grundsätzlich die Anerkennung von tierquälerischen Traditionen
auszuschließen, setzt sich Menschen für Tierrechte dafür ein, den
Tierschutz in die Ethischen Prinzipien der UNESCO aufzunehmen.

Das Brieftaubenwesen kämpft mit Nachwuchsproblemen. Eine Anerkennung als
deutsches UNESCO Kulturerbe sollte unter anderem den Fortbestand des
sogenannten Brieftaubensports sichern. Nach der 2018 gescheiterten
Bewerbung hat sich der Verband Deutscher Brieftaubenzüchter im Oktober 2019
erneut um die Anerkennung als nationales immaterielles UNESCO-Kulturerbe
beworben. Ab Mitte Juni findet die Begutachtung der Bewerbungen durch das
UNESCO-Expertenkomitee statt. Schon anlässlich der ersten Bewerbung
appellierte der Bundesverband Menschen für Tierrechte aufgrund der
bestehenden Tierschutzmissstände(*) an das UNESCO Expertenkomitee und die
Kultusminister. Ein Ablehnungsgrund waren 2018 auch Zweifel an der
Einhaltung der Tierschutzgesetze. Nach Bekanntgabe des erneuten Versuchs
befragte Menschen für Tierrechte den Verband Deutscher Brieftaubenzüchter
zu den vermeintlichen Tierschutzverbesserungen, erhielt jedoch keine
konkreten Antworten(**).

Brieftaubenwesen: Bewerbung trotz bekannter Tierschutzprobleme

Trotz der Aussage der Züchter, wonach der Tierschutz eine zentrale Rolle
spiele, verstößt der sogenannte "Brieftaubensport" nach Ansicht des
Bundesverbandes Menschen für Tierrechte gleich gegen mehrere
Tierschutzgesetze. Die züchterische Selektion geeigneter Brieftauben, ihre
Tötung sowie die Überforderung während der Trainings- oder Wettflüge
bewertet der Tierrechtsverband als hochgradig tierschutzrelevant. Deswegen
forderte er jetzt die Entscheidungsträger auf, die Bewerbung des Verbands
Deutscher Brieftaubenzüchter erneut abzulehnen.

Unnötige Qualen bei angeschossenen Tieren

Angeschossene Tauben sterben situationsbedingt nicht sofort, sondern
versuchen, wie der Rest des aufgeschreckten Schwarms, zu fliehen. Dies
dürfte das Aufsuchen angeschossener Tiere erschweren. Zum Fangen von Vögeln
mittels Fallen ist ebenfalls eine Ausnahmegenehmigung einzuholen. Doch auch
diese Praxis ist aus Tierschutzsicht fragwürdig. Vögel geraten in Stress
und können sich bei Fluchtversuchen schwer verletzen.

Hobby rechtfertigt kein Tierleid

"Weder die Ausübung eines Hobbys noch kommerzielle Absichten rechtfertigen
das Leid der Tiere. Im Gegenteil: Der Verfassungsrang des Tierschutzes
verpflichtet dazu, diesen konsequent durchzusetzen. Deswegen fordern wir
grundsätzlich, dass alle Traditionen, die mit Tierleid verbunden sind,
nicht als immaterielles Kulturerbe anerkannt werden dürfen", sagt die
Biologin Dr. Claudia Gerlach. Wie wichtig dies ist, zeigt ein weiteres
aktuelles Beispiel: Der Landkreis Garmisch-Partenkirchen wollte kürzlich
die dortige Kulturlandschaft als UNESCO-Weltkulturerbe schützen lassen. In
diesem Zuge sollte auch die als besonders tierquälerisch bekannte
"Anbindehaltung" von Rindern als schützenswertes Kulturgut eingestuft
werden. Um die Anerkennung von tierausbeuterischen Traditionen
grundsätzlich auszuschließen, fordert der Bundesverband Menschen für
Tierrechte, den Tierschutz in die Ethischen Prinzipien des Immateriellen
Kulturerbes aufzunehmen.


Anmerkungen:

(*) Tierschutzrelevante Praktiken beim Brieftaubenwesen

Die Selektion geeigneter Brieftauben ist oft mit Tod und Leid der Tiere
verbunden. Das Töten erfolgt meist bei vollem Bewusstsein mittels Umdrehen
des Kopfes, oft ohne Nachweis einer Qualifikation. Selektiert werden die
Tiere anhand von äußerlichen Merkmalen sowie Leistung. Verluste während der
Trainings- oder Wettflüge sind nachgewiesen (1). Der Züchterverband
argumentiert mit geschulten Flugleitern, Auflassprotokollen, allmählicher
Distanzsteigerung beim Training sowie nicht korrekten Verlustraten. Doch es
fehlen Trainingskontrollen (2, S. 15) und auch wenn die Verlustrate
schwierig zu ermitteln ist, so sind aufgefundene Tiere und die
Rassemerkmale von Stadttauben Beleg dafür, dass es regelmäßig zu Verlusten
kommt. Entweder die Tiere verenden auf dem Rückflug, werden Opfer von
Beutegreifern oder sie schließen sich den Stadttauben an. Es ist
wissenschaftlich nachgewiesen, dass die Stadttaube genetisch von Rasse-
bzw. Brieftauben abstammt (3, 4).

(**) Züchterverband kann Missstände nicht widerlegen

Auf die Fragen von Menschen für Tierrechte hinsichtlich der Methoden zur
Leistungssteigerung entgegnete der Verband Deutscher Brieftaubenzüchter
beispielsweise, dass die Tauben aufgrund der Bindung an den Züchter,
Orientierungsfähigkeit und Heimatliebe wiederkehrten. Aus Sicht des
Tierrechtsverbandes entspricht dies nicht der Wahrheit. Die Züchter nutzen
vielmehr die Partnertreue der Tiere aus. Bei der sogenannten Witwermethode
werden die, zum Teil über die gesamte Flugsaison, getrennt gehaltenen
Partner, für kurze Zeit vor dem Flug zusammengeführt (2, S.15). Hinzu
kommt, dass ein Minimum an Freiflügen nicht festgelegt ist. Ein täglicher
Freiflug wurde nur für die Sommermonate angegeben. Die angegebenen
Kontrollmöglichkeiten für eine fachgerechte Durchführung der Flüge und für
die tierschutzgerechte Haltung sind für die Züchter nicht verpflichtend.

1) Warzecha, M., Kahlcke, K. und Kahlcke, M. (2009): Beitrag zur Ermittlung
von Kennzahlen zu Verlusten bei Wettflügen von Brieftauben
(Untersuchungszeitraum: 2004-2008). PDF online

(2) Tierärztliche Vereinigung für Tierschutz e.V.: Tierschutz im
Brieftaubensport. Merkblatt 121. Juli 2009, Online unter: 

https://www.tierschutz-tvt.de/index.php?id=50#c290

(3) Shapiro, M. D., & Domyan, E. T. (2013). Domestic pigeons. Current
biology : CB, 23(8), R302-3. Unter "What are feral Pigeons?" PDF online

(4) Humphries, C. (2013). Pigeon DNA proves Darwin right. Nature News.
Posted on nature. com January, 31. Satz: "It also found that street pigeons
are genetically similar to racing homing pigeons, which frequently escape
into the wild." PDF online

 * 
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AKTION/398: Auf in den Insektensommer! - wie steht's in Bremens Gärten und Parks (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 25. Mai 2020

NABU: Auf in den Insektensommer!

- Erster Zählzeitraum startet Freitag

- eine Stunde bei gutem Wetter Insekten zählen

- auch unscharfe Beobachtungen helfen



(Bremen, den 25.05.20) Es kann so einfach sein, den Insekten zu
helfen: Nichts tun und eine Stunde lang zählen, bringt Marienkäfer &
Co gewaltig weiter, beteuert zumindest der NABU. Ab kommenden
Wochenende, vom 29. Mai bis 7. Juni, sind Bürger*innen aufgerufen, die
Insekten in ihrem Garten oder am Lieblingsplatz in der Natur zu
zählen. An einem möglichst sonnigen und windstillen Tag im
Zählzeitraum werden alle Insekten im Umkreis von zehn Metern in das
Formular unter www.Insektensommer.de eingetragen.




[image: Zwei Marienkäfer auf einem Grashalm - Foto: © NABU Bremen]
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"Der Wert der Insekten hat sich herumgesprochen und ihre Gefährdung
durch unseren Lebensstil auch", betont NABU-Geschäftsführer Sönke
Hofmann, "deshalb sollten wir ihnen helfen." Ein giftfreier Garten mit
dem Mut, auch Unkräuter wachsen zu lassen, sei der erste Schritt zu
mehr Insektenvielfalt. "Wer blaublütige Vertreter wie den 'Kriechenden
Günsel' oder die 'Gundelrebe' im Rasen bekämpft, hat es immer noch
nicht begriffen."

Natürlich gebe es unter den rund 33.000 Insektenarten allein in
Deutschland auch reichlich Nervpotenzial, räumt der Hobbyimker ein,
doch Nutzen und Faszination überwiegen für ihn. "Klar könnte ich gut
auf Mücken verzichten, dann fiele aber die Nahrungsgrundlage für
Wasserfledermäuse weg und auch die vielgeschmähten Wespen sind
eigentlich Hygienepolizisten."




[image: Ein Tagpfauenauge - Foto: © NABU Bremen]
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Ausgeräumte Landschaften, exotische Gärten und zuviel Chemie haben die
Insekten auf breiter Linie dezimiert. "Es geht längst nicht mehr um
die Spezialisten, die ganz besondere Bedingungen brauchen. Wir haben
ein Massensterben selbst bei Allerweltsarten", beklagt der NABU. Doch
wie sieht es tatsächlich in den Bremer Gärten und Parks aus? Die
Trends bei Käfer, Wanze und Zikade sollen per "Citizen science"
ermittelt werden, was bei der Vogelwelt schon hervorragend klappt.

Weil die enorme Vielfalt selbst Kenner schnell an ihre Grenzen bringt,
reichen auch "unscharfe" Beobachtungen. Selbst wenn es beispielsweise
nur die Ordnung wie "Schmetterlinge" statt die Art "Tagpfauenauge"
ist, helfen die Daten. Außerdem hat der NABU für die beiden
Zählzeiträume jeweils charakteristische "Top 8" ausgewählt, die dann
auch aktiv und weit verbreitet und dazu leicht zu bestimmen sind.




[image: Ein Marienkäfer im Abflug - Foto: © NABU Bremen]
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Besonderes Augenmerk gilt diesmal den sympathischen Marienkäfern. Die
besonders gefräßige asiatische Variante entkam aus Gewächshäusern, wo
sie als Bio-Waffe gegen Blattläuse eingesetzt wurde. Nun fühlen sich
die Asiaten auch in Europa wohl und verdrängen den bekannten
Siebenpunkt-Marienkäfer - zumindest glauben Forscher das und deshalb
sollen beide Arten unbedingt gemeldet werden.

"Bei den Insekten gibt es nichts, was es nicht gibt", zeigt sich
Naturfreund Hofmann fasziniert, "von bedingungsloser Opferbereitschaft
bis zur selbstsüchtigsten Brutalität, von zartester Schönheit bis zur
plumpen Hässlichkeit ist alles dabei." Dabei seien die Insekten ein
Spiegel dessen, was Menschen an Lebensräumen zulassen, oder: "Der
durchschlagende Erfolg des Buchsbaumzünslers kommt nicht von
ungefähr."




[image: Zwei asiatische Marienkäfer auf einem Blatt - Foto: © NABU Bremen]
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Beim ersten Zählzeitraum vom 29. Mai bis 7. Juni stehen Tagpfauenauge,
Admiral, Asiatischer Marienkäfer, Hainschwebfliege, Steinhummel,
Lederwanze, Blutzikade und Gemeine Florfliege im Fokus.
Der zweite Zählzeitraum geht vom 31. Juli bis 9. August und
konzentriert sich auf Schwalbenschwanz, Kleiner Fuchs, Ackerhummel,
Blaue Holzbiene, Siebenpunkt-Marienkäfer, Streifenwanze, Blaugrüne
Mosaiklibelle und Grünes Heupferd. Weitere Infos und das Meldeformular
gibt es unter www.Insektensommer.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 25.05.2020
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LAIRE/330: VW-Dieselbetrug - Förderung wider besseren Wissens ... (SB)




"Die Beklagte hat auf der Grundlage einer für ihren Konzern
getroffenen grundlegenden strategischen Entscheidung bei der
Motorenentwicklung im eigenen Kosten- und damit auch Gewinninteresse
durch bewusste und gewollte Täuschung des KBA systematisch,
langjährig und in Bezug auf den Dieselmotor der Baureihe EA189 in
siebenstelligen Stückzahlen in Deutschland Fahrzeuge in Verkehr
gebracht, deren Motorsteuerungssoftware bewusst und gewollt so
programmiert war, dass die gesetzlichen Abgasgrenzwerte mittels einer
unzulässigen Abschalteinrichtung nur auf dem Prüfstand eingehalten
wurden."

(Bundesgerichtshof, 25. Mai 2020) [1]

Nun ist es amtlich: Auch die VW-Manager müssen davon gewußt haben,
daß Dieselfahrzeuge mit einer betrügerischen Software ausgestattet
wurden, um das Kraftfahrtbundesamt (KBA) arglistig zu täuschen. Real
lagen die Abgaswerte um bis zu dem 40fachen über dem zulässigen
Grenzwert. In einer Pressemitteilung des Bundesgerichtshofs (BGH) vom
25. Mai 2020 zur "Schadensersatzklage im sogenannten 'Dieselfall'
gegen die VW AG" wird der Beklagten sogar ein "einer arglistigen
Täuschung gleichstehendes sittenwidriges Verhalten" angelastet.

Weil hierdurch Menschen geschädigt wurden, wäre nicht damit
eigentlich der Tatbestand der Körperverletzung erfüllt? Ungeachtet
solcher Fragen erwägt die Bundesregierung, den Umsatz der zumindest
teilweise von Betrügern geführten Autobranche durch die Vergabe von
Kaufprämien in Höhe von mehreren tausend Euro pro Auto zu steigern.
Sittenwidriges Verhalten wird subventioniert - welch eine Botschaft
an die Bevölkerung!

Dieselautos produzieren unter anderem Stickstoffdioxide. Die werden
eingeatmet und gelangen tief in die Lungen, wo sie die Wirkung als
Reizgas entfalten, Entzündungsprozesse auslösen oder fördern können.
Aktuellen Untersuchungen zufolge verstärken sie womöglich den Verlauf
einer durch Sars-CoV-2 ausgelösten Covid-19-Erkrankung. Als gesichert
gilt jedenfalls, daß Stickstoffdioxide in Verbindung mit Feinstaub zu
größeren Gesundheitsproblemen führen.

Da nun VW über Jahre hinweg mehrere Millionen Dieselautos auf den
Markt geworfen hat, die dank Abschaltvorrichtungen im Fahrbetrieb
deutlich mehr Stickstoffdioxide abgegeben haben als auf dem
Prüfstand, kann man davon ausgehen, daß der Konzern Mitverantwortung
für die ökonomische und gesundheitliche Schädigung sowie das Ableben
von Menschen trägt, auch wenn es sich um eine statistische Menge an
Opfern handelt, von denen keines namentlich genannt werden kann.

Grenzwerte werden vom Gesetzgeber nicht wahllos festgelegt, sondern
sie stellen einen Kompromiß dar zwischen dem absoluten Schutz der
Bevölkerung (null Toleranz) und dem politischen Anliegen, wie in
diesem Fall Dieselautos zuzulassen, auch wenn das statistisch mit
Opfern erkauft wird. VW hat mit dem teilweise krassen Überschreiten
der Grenzwerte zweifellos einige Menschen mehr über die Klinge
springen lassen.

Eigentlich sollte man von der deutschen Regierung erwarten, daß sie
die Zusammenarbeit mit Managern, die sittenwidriges Verhalten an den
Tag legen, aufkündigt und deren Geschäftsmodell einer kritischen
Prüfung unterzieht. Das scheint nicht der Fall zu sein, obwohl gute
Gründe dafür sprechen, die starke Ausrichtung der deutschen
Wirtschaft auf das Auto auslaufen zu lassen. Denn Autos produzieren
Feinstäube und Abgase, tragen zur globalen Erwärmung bei, verbrauchen
Rohstoffe, benötigen viel Abstellfläche und breite Fahrbahnen. Vieles
davon gilt auch für Autos, die elektrisch betrieben werden, wobei
dann der elektrische Strom auch nicht einfach so aus der Steckdose
kommt, sondern andernorts unter Einsatz von fossilen Energieträgern,
Kernenergie und regenerativen Energien, für die Rohstoffe wie seltene
Erden benötigt werden, produziert wird. 

Der bayerische Ministerpräsident Markus Söder (CDU) und sein
baden-württembergischer Amtskollege Winfried Kretschmann (Die Grünen)
sprechen sich für Kaufprämien für Autos aus. Von bis zu 10.000 Euro
ist die Rede. Dabei sollen auch hochpreisige Autos subventioniert
werden, obschon sie mit beispielsweise 140 Gramm Kohlenstoffdioxid
pro Kilometer so ungünstige Abgaswerte haben, daß sie den
EU-Grenzwert von 95 Gramm nicht erfüllen, wie der "Spiegel"
berichtete. [2]

Nur dank der umstrittenen EU-Regelung, daß die Grenzwertberechnung
für die gesamte Fahrzeugflotte eines Unternehmens gilt, können die
Autohersteller ihre Edelkarossen beispielsweise durch Elektroautos
ausgleichen, die ungeachtet des großen Rohstoffeinsatzes für ihre
Produktion mit null Emissionen berechnet werden.

Am 2. Juni wird Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) zum nächsten
Autogipfel rufen. Daran nehmen auch Vorstandsvorsitzende aus der
Autoindustrie teil, unter anderem von VW. Das hat Geschmäckle. Warum
werden Vertreter eines so anrüchigen Konzerns überhaupt um ihre
Meinung gefragt, was mit milliardenschweren Steuergeldern geschehen
soll? Hat der VW-Konzern seine Unternehmenskultur seit Aufdecken der
gleichsam arglistigen Abgasmanipulation im September 2015 in den USA
fundamental geändert? Wann innerhalb der letzten fünf Jahre soll der
Bruch mit der Vergangenheit erfolgt sein?

In dieser Zeit hat der VW-Konzern vielmehr den Eindruck erweckt,
stets nur so viel zuzugeben, wie ihm nachgewiesen werden konnte, und
an der lückenlosen Aufklärung der "Dieselaffäre" durch eine
unabhängige Institution nicht interessiert zu sein. Dazu paßt auch
der Vergleich, den vor rund zwei Wochen der VW-Vorstandsvorsitzende
Herbert Diess und Aufsichtsratschef Hans Dieter Pötsch, gegen die von
der Braunschweiger Staatsanwaltschaft wegen möglicher
Marktmanipulation im Zusammenhang mit der Dieselaffäre ermittelt
worden war, geschlossen haben. Ohne Schuldeingeständnis zahlt VW
jeweils 4,5 Millionen Euro, und die beiden Manager müssen nicht auf
die Anklagebank. Den größten Gewinn dürfte VW daraus gezogen haben,
daß nicht das gesamte Ausmaß des Abgasbetrugs während eines Verfahrens an
die Öffentlichkeit gezerrt und von den Medien breit ausgewalzt wird.

Zum Hintergrund: Bereits am 27. Juli 2015 hatten
VW-Vorstandsmitglieder im Rahmen eines "Schadenstischs" über die
Abgasmanipulation geredet. Erst 19 Tage zuvor war Herbert Diess von
BMW in den VW-Vorstand gewechselt. Damit dürfte ihm kaum
Verantwortung für die Abgasmanipulation anzulasten sein. Es wäre
allerdings interessant gewesen zu erfahren, was der "Neuling" rund
zwei Monate, bevor die Täuschung öffentlich bekannt wurde, zu der
besagten Causa erfahren hat und ob davon nicht auch das Aktienrecht
berührt war.

Mit dem Autogipfel unterstützt die Regierung eine Branche, deren
gesellschaftlichen Schadensfolgen nicht in ihre Produkte eingepreist
werden. Würden sie es, verlören Autos an Attraktivität und
Autohersteller ihre Profite.


Fußnoten:

[1] https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2020/2020063.html

[2] https://www.spiegel.de/politik/corona-hilfen-und-klimaschutz-staatliche-kaufpraemie-fuer-die-e-klasse-a-00000000-0002-0001-0000-000171037293-amp
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INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





AKTIONSTAGE/1070: Insektensommer 2020 ab 29. Mai - Marienkäfer im Mittelpunkt (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 25. Mai 2020

Insekten genauer unter die Lupe nehmen

NABU Thüringen: Ab Pfingsten Insekten zählen und melden bei der
Mitmachaktion Insektensommer / Marienkäfer im Mittelpunkt



Jena - Sechs Beine, roter Panzer, schwarze Punkte: Beim
NABU-Insektensommer spielt der Marienkäfer in diesem Jahr eine
besondere Rolle. Jeder kennt das beliebte Glückssymbol aber kaum
jemand weiß, dass es in Deutschland etwa 70 Marienkäfer-Arten gibt. Am
häufigsten sind der einheimische Siebenpunktmarienkäfer und der
Asiatischen Marienkäfer, der erst vor wenigen Jahren vom Menschen
eingeschleppt wurde. "Auch bei uns in Thüringen kommt diese Art schon
vor und hat sich massiv ausgebreitet", sagt Ronald Bellstedt der
Sprecher des Landesfachausschusses für Entomologie im NABU Thüringen.
"Der Insektensommer kann uns dabei helfen, mehr darüber zu erfahren,
wie weit sich diese invasive Art im Freistaat verbreitet hat." Der
NABU Thüringen ruft deshalb interessierte Bürgerinnen und Bürger auf
am Insektensommer teilzunehmen. Die Mitmachaktion findet vom 29. Mai
bis 7. Juni und vom 31. Juli bis 9. August deutschlandweit statt.




[image: Foto: © Helge May]

Siebenpunktmarienkäfer

Foto: © Helge May



Beobachten und zählen kann jeder und das fast überall: Garten, Balkon,
Park, Wiese, Wald, Feld, Teich, Bach oder Fluss. Das
Beobachtungsgebiet soll nicht größer sein als etwa zehn Meter in jede
Richtung vom eigenen Standpunkt aus. Gezählt wird eine Stunde lang.
Gemeldet werden die Beobachtungen online unter www.insektensommer.de
oder mit der kostenlosen App NABU Insektenwelt.




[image: Foto: © Helge May]

Asiatischer Marienkäfer

Foto: © Helge May



Aber nicht nur die Marienkäfer - jeder gesichtete Sechsbeiner soll dem
NABU gemeldet werden. Auf einige in Deutschland häufig vorkommende
Arten ist jetzt im Frühsommer besonders zu achten. Außer den
Marienkäfern sind das zum Beispiel Steinhummel, Florfliege,
Hainschwebfliege, Tagpfauenauge, Lederwanze, Blutzikade und Admiral.
Wer diese Tiere nicht kennt, kann sie ganz einfach mit dem
NABU-Insektentrainer unterscheiden lernen. Und wenn man sich bei der
Art nicht sicher ist, kann man auch einfach die Gruppe von Insekten
angeben, zum Beispiel Schmetterling oder Käfer. Der
NABU-Insektenexperte Ronald Bellstedt erklärt: "Am besten lassen sich
Insekten an einem warmen, trockenen und windstillen Tag beobachten."




[image: Insekten auf einer Blüte unter die Lupe genommen - Foto: © NABU/M. Sieber]

Foto: © NABU/M. Sieber



Der NABU engagiert sich seit Jahren für den Schutz der Insekten. Sie
sind unverzichtbar für uns Menschen und die gesamte Natur. In unseren
Ökosystemen tragen sie zur Vermehrung von Pflanzen sowie zur
Fruchtbarkeit des Bodens bei. Studien zeigen, dass die Insekten in
Deutschland deutlich zurückgehen. Intensive Landwirtschaft, der
Einsatz von Pestiziden und die Ausräumung der Landschaft sind nur
einige Gründe für den Insektenschwund.

Die Daten der Zählaktion Insektensommer werden in Zusammenarbeit mit
der Plattform www.naturgucker.de erfasst. Die Ergebnisse werden vom
NABU ausgewertet und zeitnah veröffentlicht. Der Insektensommer findet
dieses Jahr zum dritten Mal statt. Im vergangenen Jahr beteiligten
sich 16.300 Menschen mit über 6.300 Beobachtungen.

Weitere Infos: www.NABU-Thueringen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 25.05.2020

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 29. Mai 2020 
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ERSTAUFLAGE/1060: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3066 (SB)


Michael Marcus Thurner

Drangwäsche

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3066



Galaxis NGC 1169, Spandad-System, Spavar, 6. April 2047 NGZ

Die RAS TSCHUBAI befindet sich seit November 2046 NGZ auf dem Rückflug
von der Galaxis Ancaisin zur Milchstraße. Inzwischen ist es April 2047
NGZ und Icho Tolot ist es langweilig. Außerdem stellt er fest, daß
sich bei ihm eine Drangwäsche ankündigt, die an Bord eines Schiffes
auszuleben, keine gute Idee ist. Klavs Herm Luetyens, Chef der Inneren
Sicherheit, beauftragt seinen Stellvertreter Onker Dou, den Haluter
im Auge zu behalten. Icho Tolot ist damit einverstanden, hat Dous
Anwesenheit doch den Effekt, daß er gezwungen ist, sich
zusammenzureißen. Am besten wäre es allerdings, einen Ort zu finden,
an dem er sich einmal ordentlich austoben kann.

Das Hüllensalkrit der RAS TSCHUBAI hat bald seine Halbwertzeit
erreicht. Dann muß das Schiff in die unmittelbare Nähe einer
geeigneten Sonne gebracht werden, wo man durch Zapfung den
höchstmöglichen Energiefluß für die einmalige Aufladung des Salkrits
schaffen kann. Um die vierzehn Kilogramm Hyperkristall aufzuladen
werden zwei Wochen veranschlagt. Zwar ist es noch nicht dringend
notwendig, doch die Schiffssemitronik ANANSI schlägt vor, den
Zapfvorgang vorzuziehen, damit Icho Tolot die Zeit nutzen kann,
irgendwo seine Drangwäsche auszuleben.

ANANSI berichtet, der cairanische Indexbewahrer Bru Shaupaard, der
einen Splitter der Superintelligenz VECU im Nacken trug und in
Ancaisin zurückgeblieben war, habe ihr zum Abschied ein Geschenk
gemacht: die Information, daß die Galaxis NGC 1169 schon vor längerer
Zeit das Interesse seines Volkes geweckt habe. Sie sei eine der
Galaxien, die seine Leute in Betracht gezogen hätten - was immer das
heißen mag. Da man immer noch daran interessiert ist, die Cairaner,
die die Macht in der Milchstraße übernommen haben, zu verstehen, wird
NGC 1169 angesteuert, um herauszufinden, was deren Neugier geweckt
haben könnte.

Icho Tolot möchte, daß neben Onker Dou auch ein Vertreter ANANSIS
seine Reise begleitet, woraufhin sich der Posbi Gustav meldet. Kurz
darauf kündigt auch das Zain-Konstrukt Annba seine Beteiligung an.
Onker Dou hätte gern darauf verzichtet, denn das Wesen stellt einen
unberechenbaren Faktor dar. Aber er muß dessen Anwesenheit
akzeptieren. Das Zain-Konstrukt genießt einen Beobachterstatus an Bord
der RAS TSCHUBAI, der ihm weitreichende Rechte einräumt, zumal sein
Volk bei der Ausstattung der Schiffshülle eine entscheidende Rolle
gespielt hat. Ohne seine Hilfe wäre die RAS gar nicht in der Lage
gewesenen, nach Ancaisin und wieder zurück zu fliegen.

Während die RAS TSCHUBAI nun also ihr Hüllensalkrit auflädt, fliegen
Icho Tolot, Onker Dou, Gustav und Annba an Bord des Kreuzers
FEEDRA BERGSON mit unbekanntem Ziel los. Nach einiger Zeit meldet die
Bordpositronik, daß sich in der Nähe zwei Raumschiffstypen eine
Schlacht liefern. Es wird schnell offensichtlich, daß die
zylinderförmigen Schiffe den angreifenden Diskusraumern heillos
unterlegen sind. Onker Dou erkennt an der Art und Weise, wie die
Verteidiger agieren, daß sie die Angreifer von einen bestimmten
Raumabschnitt weglocken wollen. Vermutlich liegt in dieser Richtung
ihr Heimatsystem. Tolots Wut kocht hoch. Gegen Dous Einwände, daß eine
Einmischung gegen geltende Regeln verstößt und man den Hintergrund der
Auseinandersetzung nicht kennt, will er zugunsten der Unterlegenen in
das Geschehen eingreifen.

Gustav hört den Funkverkehr ab, doch der ist hochwertig verschlüsselt,
so daß man den Grund der Fehde nicht ergründen kann. Dann stellt er
fest, daß sich in der Nähe ein Kugelraumer aufhält, der die Ereignisse
unbemerkt von den Kontrahenten zu beobachten scheint. Das macht die
ganze Situation noch undurchsichtiger.

Der Kampf tobt in einem gefährlichen, von fünfdimensionalen Aufrissen
durchzogenen Gebiet. Doch für Tolot stellt das erst recht eine
Herausforderung dar. Er schießt etliche Diskusschiffe schrottreif,
ohne sie vollständig zu vernichten. Die Besatzungen sollen die Chance
haben, sich in Sicherheit zu bringen. Den eingekesselten
Zylinderschiffen gelingt dank des Eingreifens der FEEDRA die Flucht.
Dennoch können die Diskusse unvermindert nachrücken und schlußendlich
doch zum Heimatsystem der Verteidiger vordringen.

Die Positronik ermittelt, daß es sich bei den Schiffen der Angreifer
um solche handelt, die die Gataser im Jahre 1450 NGZ entwickelt und
danach 200 Jahre in Gebrauch hatten. Icho Tolot findet es sehr
merkwürdig, hier auf Gataser zu stoßen, zumal ein Schiffsname wie
KREATURENGIFT III ausgesprochen untypisch für die Gataser ist, die
normalerweise einen ganzen Pantheon an Kreaturen verehren.

Das System, das die Verteidiger zu schützen versuchen, heißt Spandad,
der einzig bewohnbare Planet Spavar und seine Bewohner sind die
vogelartigen Spavnos, über zwei Meter große Wesen mit Lederschwingen.
Für sie ist es vollkommen unverständlich, warum sie von den Gatasern
überfallen werden.

Nachdem es nicht gelungen ist, deren Schiffe von Spavar fernzuhalten,
beschließt Tolot in einer spektakulären Aktion auf dem Planeten zu
landen. Er stürzt sich noch im Orbit aus dem Schiff, verhärtet seine
Körperstruktur und schlägt wie ein abstürzender Asteroid auf der
Oberfläche auf. Zwei Einheimische, Kibrr und sein kleiner Gelegekönig
Hadrr, verfolgen das Geschehen ängstlich. Tolot hat ein schlechtes
Gewissen und verspricht den beiden, nachdem er aus dem
Einschlagskrater geklettert ist, daß er ihnen gegen die Gataser helfen
wird. Sie sollen sich in der Nähe verstecken.

Die beiden finden Unterschlupf in der Ruhemuschel einer Godelbahn.
Kibrr und Hadrr sind auf Wanderurlaub. Der kleine Hadrr soll lernen,
seine an der oberen Schwingenkante sitzenden Greifkrallen einzusetzen,
mit denen die Spavnos gestikulieren. Obwohl er schon alt genug ist,
hat er es bislang noch nicht geschafft, mehr als drei von zehn Krallen
zu aktivieren. Zwar ist es Kibrr selbst erst vor kurzem gelungen, die
achte zu aktivieren und mit den anderen bereits Aktiven zu
synchronisieren, doch drei in Hadrrs Alter ist eindeutig zu wenig.

Plötzlich taucht ein Diskusschiff auf und steuert zielstrebig auf ihr
Versteck zu, als könne es sie orten. Es landet und zwei Gataser kommen
mit erhobener Waffe auf die Ruhemuschel zu und feuern. Sie setzen das
Gras um das Versteck in Brand, so daß Kibrr und Hadrr herauskommen
müssen. Als der Spavno bereits mit seinem Leben abgeschlossen hat,
reißt sich sein Sohn von ihm los und rennt auf die Angreifer zu. Er
gestikuliert mit einem Mal mit allen zehn Greifkrallen gleichzeitig
und führt dabei eine Art Tanz auf, der den Gatasern Einhalt gebietet.
Sie schrecken zurück, wenden sich verdutzt ab und rennen schließlich
zu ihrem Schiff zurück. Kibrr ist fassungslos. Sein Sohn ist ein
Zehner! Ein Wunderkind, wie es Spavar seit vielen Hundert Jahren nicht
mehr gesehen hat!

Doch in einer nahen großen Stadt wüten die Gataser gnadenlos weiter.
Ihre Gleiter zerstören vor allem Raumhäfen, Kasernen, Energieversorger
und Medienhäuser. Zunächst scheinen sie die Bevölkerung noch
verschonen zu wollen. Onker Dou greift mit der FEEDRA BERGSON ein,
worauf die Gataser sich blindwütig auf das Schiff stürzen, als wäre
ihnen ihr Leben gar nichts wert, was das Zain-Konstrukt zur ersten und
einzigen Äußerung verleitet: "Das ist nicht normal!".

Der Widerstand, der ihnen von Icho Tolot entgegengebracht wird, bringt
die Gataser erst dazu, blindwütig alles zu töten, was ihnen in die
Quere kommt. Sie fallen über Spavar mit unvorstellbarer Brutalität her
und richten unter den Bewohnern ein Gemetzel an. Icho Tolot muß sich
eingestehen, unter dem Einfluß der Drangwäsche überstürzt gehandelt zu
haben. Ohne sein Eingreifen wäre der Blutzoll der Bevölkerung
möglicherweise nicht so hoch gewesen. Zumal es ihm selbst mit
Unterstützung der FEEDRA BERGSON nicht gelingt, die Gataser von Spavar
zu vertreiben.

Als die Lage aussichtslos erscheint, weil die Gataser trotz schwerer
Verluste in der Überzahl sind, taucht eine Flotte aus Kugelraumern
auf, die offenbar zu dem Beobachterschiff gehört. Sie greift in das
Geschehen ein. Die Positronik der FEEDRA meldet, daß diese 800 Meter
durchmessenden Schiffe terranischer Herkunft sind. Das Rätsel um diese
weitab der Milchstraße liegende Galaxis wird immer größer. Nicht nur
daß es Gataser hierher verschlagen hat, was schon ungewöhnlich genug
ist. Daß aber auch Terraner hier leben, kann kein Zufall mehr sein.

Die Raumschlacht über Spavar zieht sich endlos hin. Die terranischen
Schiffe sind den Diskusraumern technisch überlegen, dennoch können sie
der Überzahl der Gataser nicht beikommen. Ein gatasischer Kommandant
will sein angeschossenes Schiff direkt auf eine Großstadt stürzen
lassen. Die FEEDRA BERGSON versucht, es noch im Fallen zu
desintegrieren, so daß die Trümmer nicht mehr so viel Schaden
anrichten können. Beiboote aller Parteien schleusen aus, um bereits
angeschossene gegnerische Schiffe zu entern. Dabei wird auch ein
wrackgeschossenes Kugelraumschiff geentert. Icho Tolot beschließt,
ebenfalls in das Schiff einzudringen. Er trifft auf Terraner, die zum
Teil schwer verwundet sind, und hilft ihnen, gegen die Gataser
vorzugehen.

Die Terraner freuen sich, einen Haluter auf ihrer Seite zu haben.
Dabei legen sie aber ein mindestens ebenso merkwürdiges Verhalten an
den Tag wie die Gataser. Sie schwören lautstark, sich an den Gatasern
zu rächen, grölen und feiern, ohne auf ihre Verletzten Rücksicht zu
nehmen. Sie tragen jenen wilden Fanatismus in sich, den auch die
Gataser zeigen. Icho Tolot und Onker Dou werden zu Raspor-7-Ye, dem
Kommandanten des Schiffes, gebracht, der das Angebot Tolots, seine
Besatzung in die FEEDRA BERGSON zu evakuieren und sein wrackes Schiff
aufzugeben, strikt ablehnt. Icho Tolot ärgert die Abfuhr und droht,
von der Drangwäsche beherrscht, wütend zu werden. Onker Dou rettet die
Situation, in dem er dem Kommandanten einen Plan schmackhaft machen
kann, bei dem sich alle Terraner getrennt von dem Haluter durch das
Schiff kämpfen werden, während Tolot an anderer Stelle gegen die
Gataser vorgeht. Die FEEDRA hilft durch Punktfeuer von außen mit, die
Gataser auf eine falsche Fährte zu locken. Als die gesamte Mannschaft
schon fast an einer Außenschleuse angelangt ist, trifft sie auf einen
versprengten Trupp Gataser. Raspor-7-Ye rennt mitten ins Strahlenfeuer
und wird tödlich verletzt.

Unterdessen haben die anderen terranischen Einheiten es geschafft, die
Gataser von Spavar zu vertreiben. Die Überlebenden und der sterbende
Kommandant werden zur FEEDRA BERGSON gebracht, wo Raspor-7-Ye seinen
Verletzungen erliegt. Der ranghöchste Offizier ist nun Talmon 6-Dorm,
der bereit ist, Tolots Fragen zu beantworten. Er berichtet, daß die
'Tellerköpfe' immer wieder Unschuldige angreifen, Welten plündern und
zerstören. Wenn die Terraner Gefangene machen, bekommen sie von denen
zu hören, sie müßten so handeln, es sei ihre Aufgabe, ihre Bestimmung.

Talmon 6-Dorm ist bereit, einen Kontakt zum Oberbefehlskommando
herzustellen. Petresse 7-McNamara vom Flotten-Oberkommando werde
begierig sein, Icho Tolot, den sagenhaften und unsterblichen Haluter
aus der Milchstraße, nach so langer Zeit kennenzulernen. Seit Perry
Rhodan sie vor 200 Jahren ausgesandt habe, warte man auf einen Besuch
von seiner Seite. Icho Tolot sagt dazu nichts. Er weiß ganz genau, daß
Perry Rhodan, der 500 Jahre auf der RAS TSCHUBAI in Suspension gelegen
hat, diese Terraner nicht ausgesandt haben kann.

Die Obduktion des Kommandanten Raspor-7-Ye ergibt weitere
Ungereimtheiten. ANANSI beauftragt Gustav, Tolot unauffällig zu
informieren, daß es sich bei diesen Terranern nicht um echte Terraner
handelt. Äußerlich sind diese Wesen zwar nach Terranern gestaltet und
sie sind selbst fest davon überzeugt, Terraner zu sein, aber im Innern
gibt es kaum noch eine Übereinstimmung. DNS, RNS und Mitochondrien
sind anders gestaltet und geformt als bei Menschen. Das organische
Gehirn erhält Steuerbefehle von positronischen Einheiten. Onker Dou
vermutet, daß es sich um künstliche Geschöpfe handelt und die Nummern
in ihren Namen etwas mit der Baureihe zu tun haben könnten.

NGC 1169 nennen die hiesigen Terraner Villanova und ihren
Heimatplaneten Ägidenwelt. Dort sollen Icho Tolot und seine Begleiter
von der Schirmherrin Tipa 8-Riordan und ihrem Vordenker
Alaska 9-Saedelaere empfangen werden ...
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TOUR/7526: Welt-Fahrrad-Tag - den Rhein-Sieg-Kreis auf neuen Routen entdecken, für den 03.06.2020


Rhein-Sieg-Kreis

Welt-Fahrrad-Tag: mit Fahrrad oder E-Bike den Rhein-Sieg-Kreis auf
neuen Routen entdecken



Rhein-Sieg-Kreis (hei) - "Besorg Dir ein Fahrrad. Wenn Du lebst, wirst
Du es nicht bereuen." Dieses Zitat, das dem amerikanischen
Schriftsteller Mark Twain zugeschrieben wird, packt ein ganzes
Lebensgefühl in Worte. Dem Alleskönner auf zwei Rädern, welcher
Bewegung, Freizeit, Naturerleben und Alltagsmobilität miteinander
verbindet, ist sogar ein eigener Gedenktag gewidmet: am 3. Juni findet
alljährlich der Welt-Fahrrad-Tag statt. Zusätzlich zum klassischen,
ausschließlich mit Muskelkraft angetriebenem Fahrrad etablieren sich
mehr und mehr die elektrisch unterstützten E-Bikes, Pedelecs oder
abonnierte Tauschräder, wie Swapfiets und andere.

Während im linksrheinischen Kreisgebiet und entlang des Rheins das
Radfahren eine lange Tradition hat und es vielfältige Angebote, wie
beispielsweise die "Apfelroute" gibt, wird das Radfahren im Bergischen
immer beliebter.

Ins Schwärmen gerät Felix Knopp, Wegemanager des Rhein-Sieg-Kreises,
wenn er von den neu ausgearbeiteten Rundfahrradtouren in der
Naturregion Sieg - quer zum Radweg Sieg - spricht. "Ganz tolle
Erlebnisse und Pisten abseits dessen, was man vom Autofahren kennt",
seien diese. Entstanden seien die Routentipps beim Marathonlaufen.
Schließlich kenne er die Gegend wie seine Westentasche. Die Touren
queren auch die bekannten Wege wie den Natursteig Sieg und die
Erlebniswege. Das Besondere: die gute Infrastruktur und Anbindung.
"Wenn man am Startpunkt ankommt, ist man schon da, wo man direkt
abschalten kann. Das 'hier-kann-ich-genießen'-Gefühl kommt auf",
verspricht Felix Knopp. Nach einem high-light gefragt, purzeln die
Touren-Empfehlungen so heraus. Jede Tour halte ganz eigene Erlebnisse
bereit: Heidevegetation, Wahnbachtalsperre. Absolute high-lights seien
die 58 km-lange Nutscheid-Tour zwischen Windeck und Eitorf, offiziell
auf den Namen "Höhenflug" getauft, und die 37 km-lange "Hanf im Glück"-
Tour rund um Hennef und Eitorf.

"Höhenflug" erfordert zu Beginn tatsächlich einen steilen Anstieg von
der Sieg auf den Höhenzug. Hier erwarten den Radfahrenden 30 km
autofreies Bewegen in der Natur. "Es geht mal rauf, mal runter. Es
radelt sich gut. Einfach eine klasse Tour", zeigt sich Felix Knopp
begeistert. Und: wer den Anstieg nicht per E-Bike bewältigt, sondern
den Drahtesel schiebt, kann wunderschön über Streuobstwiesen blicken.

Eine "Bilderbuchlandschaft" zeichnet die Gegend rund um Hennef und
Eitorf aus. Die Radtour "Hanf im Glück" führt hauptsächlich entlang
einer ehemaligen Bahntrasse. Zum Ende der Tour erwartet den oder die
Radfahrenden ein "toller Blick über das Hanfbachtal, bis hin zum
Siebengebirge, die Nutscheid und Leuscheid", weiß Wegemanager Felix
Knopp.

Die Fahrradstrecken durch den östlichen Rhein-Sieg-Kreis bieten gute
Anbindungen an das Bahnnetz und die Infrastruktur. Auf ihnen lassen
sich die Weiler, die Kulturlandschaft sowie die Natur mit ihrer
abwechslungsreichen und vielfältigen Fauna und Flora schöner und vor
allem viel sicherer erkunden als auf den Autostraßen, wo auch immer
wieder E-Bike-Fahrerinnen oder -Fahrer zu finden sind.

Der Rhein-Sieg-Kreis bietet nicht nur attraktive Freizeitrouten. Circa
1.000 Kilometer umfasst das Hauptnetz der beschilderten Radrouten im
Rhein-Sieg-Kreis. Viele Radrouten verlaufen unabhängig vom
Straßenverkehr, hingegen 300 Kilometer auf Radwegen entlang der
Straßen. Zwei neu ausgewiesene RadPendlerRouten von jeweils 20 km-
Länge verbinden die linksrheinischen Kommunen mit Bonn. Als Mitglied
der Arbeitsgemeinschaft fußgänger- und fahrradfreundlicher Städte,
Gemeinden und Kreise in NRW (AGFS) hat sich der Kreis den Ausbau des
Radwegenetzes zur Förderung der Alltagsmobilität auf die Fahnen
geschrieben.

Die neuen touristischen Radtouren finden sich bereits jetzt im
Internet auf der Homepage www.naturregion-sieg.de, unter der Rubrik
"Radfahren"; die hierunter aufgeführten ersten Radtouren sind neu
entwickelt unter Federführung des Referats Wirtschaftsförderung und
strategische Kreisentwicklung des Rhein-Sieg-Kreises und unter
Beteiligung der beauftragten Agentur "Neisser Zöller". Bald werden die
Routen auch in einer neuen Fahrradkarte zusammengestellt sein.

Radwege im Rhein-Sieg-Kreis 

Rhein-Radweg vom Siebengebirge bis zum Niederrhein, circa 240 km

Apfelroute, 124 km

Wasserburgenroute, Rundroute bis Aachen, circa 340 km

Radweg Sieg, 73 km

 Agger-Sülz-Radweg, 43 km

Knotenpunktsystem der Radregion Rheinland, ca. 660 km

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.05.20

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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